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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(16. Ausschuß) 

zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes über das Baugesetzbuch 
-  Drucksachen 10/4630, 10/5027, 10/5111 -  

A. Problem 

Die letzten Jahre sind durch einen spürbaren Wandel im Städ-
tebau gekennzeichnet. Die Begrenztheit der Ressourcen Na-
tur, Wasser und Boden ist in das allgemeine Bewußtsein ge-
rückt. Fragen der Stadtökologie, der Wiederverwendung 
brachliegender Flächen im Stadtbereich, der behutsamen 
Stadterneuerung, der Verbesserung des Wohnumfeldes, der 
Erhaltung des Gebäudebestandes und der Wiederbelebung 
der Innenstädte sind in den Vordergrund getreten. Der Neu-
bau auf bisher unbebauten Flächen verliert — auch ange-
sichts der rückläufigen Bevölkerungsentwicklung — an Be-
deutung. Diese Gewichtsverlagerung zur Innenentwicklung 
hat zu einem Novellierungsbedarf für das Bundesbaugesetz 
und das Städtebauförderungsgesetz geführt. Hinzu kamen 
akute Einzelfragen wie die bereits im Jahre 1979 vom Bundes-
tag in einer Entschließung angesprochene Gemengelagen-
problematik, die Gefährdung der Fremdenverkehrsfunktio-
nen in einzelnen Gemeinden und die Gefährdung der verbrau-
chernahen Versorgung der Bevölkerung in vielen Städten und 
Gemeinden. 

B. Lösung 

Der von der Bundesregierung vorgelegte Entwurf eines Geset-
zes über das Baugesetzbuch wird vom Ausschuß für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau mit Mehrheit zur Annahme 
empfohlen. Die Ausschußmehrheit ist der Auffassung, daß die-
ser Entwurf 
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— das Bundesbaugesetz und das Städtebauförderungsgesetz 
in übersichtlicher und gestraffter Form zusammenfaßt und 
so der Rechts- und Verwaltungsvereinfachung dient, 

— die Instrumente des Städtebaurechts zugunsten des Um-
weltschutzes, der Stadterhaltung und Stadterneuerung un-
ter Berücksichtigung des Denkmalschutzes verbessert, 

— das Bauleitplanverfahren durch Verzicht auf unnötige Ver-
fahrensschritte und Anforderungen vereinfacht und die 
Bürgerbeteiligung stärkt, 

— die Bestandskraft der Bauleitpläne verbessert, 

— durch Änderung der Vorschriften über die Zulässigkeit von 
Vorhaben zur Lösung der Gemengelagenproblematik und 
zur Milderung von Strukturproblemen im ländlichen 
Raum beiträgt, 

— die Planungshoheit der Gemeinden im Verhältnis zu den 
staatlichen Aufsichtsbehörden stärkt. 

Der Ausschuß hat zahlreiche Änderungen und Ergänzungen 
teils einstimmig, teils mit Mehrheit beschlossen; darunter: 

— Künftig sollen bestimmte gemeindliche Satzungen weder 
einer Genehmigung noch einer Anzeige bedürfen (Mehr-
heit). 

— Durch den Wegfall der Erschließungsbeitragspflicht soll 
ein Hemmnis gegen die nachträgliche Errichtung von Kin-
derspielplätzen abgebaut werden (einstimmig). 

— Die Gemeinden erhalten ein flexibleres Instrumentarium 
für das vereinfachte Sanierungsverfahren (einstimmig). 

— Die Einführung einer Sieben-Jahres-Frist für die Rüge ma-
terieller Fehler von Bauleitplänen wird die Rechtssicher-
heit erhöhen (einstimmig). 

C. Alternativen 

Die Fraktion der SPD hat dem Gesetzentwurf im Ganzen ihre 
Zustimmung versagt. 

Sie wendet sich insbesondere gegen die Ausweitung der Vor-
schriften über die Zulässigkeit von Vorhaben im Innen- und 
Außenbereich, die zu einer Reduzierung der gemeindlichen 
Bauleitplanung, zu einer Vernachlässigung wichtiger Belange 
des Umweltschutzes und zu einer Schwächung der Bürgerbe-
teiligung führe. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat an der Schlußabstimmung 
nicht teilgenommen. 

D. Kosten 

Der Bund und die Länder werden nicht mit Kosten für die 
Ausführung des Gesetzes belastet. Städte und Gemeinden füh-
ren das Gesetz aus. Die angestrebte Rechts- und Verwaltungs-
vereinfachung kann zu nicht quantifizierbaren Kosteneinspa-
rungen im Verwaltungsvollzug führen. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf der Bundesregierung — Drucksache 10/4630 — in der aus der 
anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

 
Bonn, den 15. Oktober 1986 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Dr. Möller 

Vorsitzender 

Conradi 	Dörflinger 	Magin 	Reschke 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 
des Entwurfs eines Gesetzes über das Baugesetzbuch 
— Drucksache 10/4630 — 
mit den Beschlüssen des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(16. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
über das Baugesetzbuch 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Erweiterung des Bundesbaugesetzes 

Das Bundesbaugesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 18. August 1976 (BGBl. I S. 2256, 
3617), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Geset-
zes vom 24. Juni 1985 (BGBl. I  S. 1144), wird wie folgt 
geändert: 

1. Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Baugesetzbuch (BauGB)". 

2. Nach der Überschrift wird folgende Zwischen-
überschrift eingefügt: 

„Erstes Kapitel 

Allgemeines Städtebaurecht" 

3. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 wird aufgehoben. 

b) Absatz 6 wird Absatz 5 und wie folgt ge-
faßt: 
„(5) Die Bauleitpläne sollen eine geord-

nete städtebauliche Entwicklung und eine 
dem Wohl der Allgemeinheit entsprechende 
sozialgerechte Bodennutzung gewährlei-
sten und dazu beitragen, eine menschen-
würdige Umwelt zu sichern und die natürli-
chen Lebensgrundlagen zu schützen. Bei 
der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbe-
sondere zu berücksichtigen 

1. die allgemeinen Anforderungen an ge-
sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
und die Sicherheit der Wohn- und Ar-
beitsbevölkerung, 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
über das Baugesetzbuch 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Erweiterung des Bundesbaugesetzes 

Das Bundesbaugesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 18. August 1976 (BGBl. I S. 2256, 
3617), zuletzt geändert durch Artikel 49 des Geset-
zes vom 18. Februar 1986 (BGBl. I S. 265), wird wie 
folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. § 1 wird wie folgt geändert: 

Oa) In Absatz 1 wird „Gesetzes" durch „Ge-
setzbuchs" ersetzt. 

a) unverändert 

b) Absatz 6 wird Absatz 5 und wie folgt ge-
faßt: 
„(5) Die Bauleitpläne sollen eine geord-

nete städtebauliche Entwicklung und eine 
dem Wohl der Allgemeinheit entspre-
chende sozialgerechte Bodennutzung ge-
währleisten und dazu beitragen, eine men-
schenwürdige Umwelt zu sichern und die 
"natürlichen Lebensgrundlagen zu schüt-
zen und zu entwickeln. Bei der Aufstellung 
der Bauleitpläne sind insbesondere zu be-
rücksichtigen 

1. unverändert 
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Entwurf 

2. die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung 
bei Vermeidung einseitiger Bevölke-
rungsstrukturen, die Eigentumsbildung 
weiter Kreise der Bevölkerung und die 
Bevölkerungsentwicklung, 

3. die sozialen und kulturellen Bedürfnisse 
der Bevölkerung, insbesondere die Be-
dürfnisse der Familien, der jungen und 
alten Menschen und der Behinderten, die 
Belange des Bildungswesens und von 
Sport, Freizeit und Erholung, 

4. die Erhaltung, Erneuerung und Fortent-
wicklung vorhandener Ortsteile, die Ge-
staltung des Orts- und Landschaftsbilds 
und die Belange des Denkmalschutzes, 

5. die von den Kirchen und Religionsgesell-
schaften des öffentlichen Rechts festge-
stellten Erfordernisse für Gottesdienst 
und Seelsorge, 

6. die Belange des Umweltschutzes, des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege, 
insbesondere des Naturhaushalts, des 
Wassers, der Luft und des Bodens ein-
schließlich seiner Rohstoffvorkommen, 
sowie das Klima, 

7. die Belange der Wirtschaft, auch ihrer 
mittelständischen Struktur im Interesse 
einer verbrauchernahen Versorgung der 
Bevölkerung, der Land- und Forstwirt-
schaft, des Verkehrs, des Post- und Fern-
meldewesens, der Versorgung, insbeson-
dere mit Energie und Wasser, die Siche-
rung von Rohstoffvorkommen sowie die 
Erhaltung, Sicherung und Schaffung von 
Arbeitsplätzen, 

B. die Belange der Verteidigung und des Zi-
vilschutzes. 

Mit Grund und Boden soll sparsam .und 
schonend umgegangen werden. Landwirt-
schaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke 
genutzte Flächen sollen nur im notwendi-
gen Umfang für andere Nutzungsarten vor-
gesehen und in Anspruch genommen wer-
den."  

c) Absatz 7 wird Absatz 6.  

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. die Erhaltung, Erneuerung und Fortent-
wicklung vorhandener Ortsteile sowie 
die Gestaltung des Orts- und Land-
schaftsbilds, 

5. die Belange des Denkmalschutzes und 
der Denkmalpflege sowie die erhaltens-
werten Ortsteile, Straßen und Plätze 
von geschichtlicher, künstlerischer oder 
städtebaulicher Bedeutung, 

6. die von den Kirchen und Religionsge-
sellschaften des öffentlichen Rechts 
festgestellten Erfordernisse für Gottes-
dienst und Seelsorge, 

7. die Belange des Umweltschutzes, des 
Naturschutzes und der Landschaftspfle-
ge, insbesondere des Naturhaushalts, 
des Wassers, der Luft und des Bodens 
einschließlich seiner Rohstoffvorkom-
men, sowie das Klima, 

8. die Belange der Wirtschaft, auch ihrer 
mittelständischen Struktur im Interesse 
einer verbrauchernahen Versorgung der 
Bevölkerung, der Land- und Forstwirt-
schaft, des Verkehrs einschließlich des 
öffentlichen Personennahverkehrs, des 
Post- und Fernmeldewesens, der Versor-
gung, insbesondere mit Energie und 
Wasser, der Abfallentsorgung und der 
Abwasserbeseitigung sowie die Siche-
rung von Rohstoffvorkommen und die 
Erhaltung, Sicherung und Schaffung 
von Arbeitsplätzen, 

9. die Belange der Verteidigung und des 
Zivilschutzes. 

Mit Grund und Boden soll sparsam und 
schonend umgegangen werden. Landwirt-
schaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke 
genutzte Flächen sollen nur im notwendi-
gen Umfang für andere Nutzungsarten 
vorgesehen und in Anspruch genommen 
werden." 

c) unverändert 
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Entwurf 

4. § 2 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 2 

Aufstellung der Bauleitpläne, 
Verordnungsermächtigung 

(1) Die Bauleitpläne sind von der Gemeinde 
in eigener Verantwortung aufzustellen. Der 
Beschluß, einen Bauleitplan aufzustellen, ist 
ortsüblich bekanntzumachen. 

(2) Die Bauleitpläne benachbarter Gemein-
den sind aufeinander abzustimmen. 

(3) Auf Aufstellung, Änderung oder Aufhe-
bung von Bauleitplänen besteht kein An-
spruch. 

(4) Die Vorschriften über die Aufstellung von 
Bauleitplänen gelten auch für ihre Änderung, 
Ergänzung und Aufhebung. 

(5) Der Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechts-
verordnung Vorschriften zu erlassen über 

1. Darstellungen und Festsetzungen in den 
Bauleitplänen über 

a) die Art der baulichen Nutzung, 

b) das Maß der baulichen Nutzung und 
seine Berechnung, 

c) die Bauweise sowie die überbaubaren 
und die nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen; 

2. die in den Baugebieten zulässigen baulichen 
und sonstigen Anlagen; 

3. die Zulässigkeit der Festsetzung nach Maß-
gabe des § 9 Abs. 3 über verschiedenartige 
Baugebiete oder verschiedenartige in den 
Baugebieten zulässige bauliche und sonstige 
Anlagen; 

4. die Ausarbeitung der Bauleitpläne ein-
schließlich der dazugehörigen Unterlagen 
sowie über die Darstellung des Planinhalts, 
insbesondere über die dabei zu verwenden-
den Planzeichen und ihre Bedeutung." 

5. § 2 a wird gestrichen. 

6. § 3 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 3 

Beteiligung der Bürger 

(1) Die Bürger sind möglichst frühzeitig über 
die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, 
sich wesentlich unterscheidende Lösungen 
und die voraussichtlichen Auswirkungen der 
Planung zu unterrichten; ihnen ist Gelegenheit 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

4. § 2 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 2 

Aufstellung der Bauleitpläne, 
Verordnungsermächtigung 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) Auf die Aufstellung von Bauleitplänen be-
steht kein Anspruch. 

(4) Die Vorschriften dieses Gesetzbuchs über 
die Aufstellung von Bauleitplänen gelten auch 
für ihre Änderung, Ergänzung und Aufhe-
bung. 

(5) unverändert 

5. unverändert 

6. § 3 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 3 

Beteiligung der Bürger 

(1) Die Bürger sind möglichst frühzeitig über 
die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung, 
sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die 
für die Neugestaltung oder Entwicklung eines 
Gebiets in Betracht kommen, und die voraus- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/6166 

Entwurf 

zur Äußerung und Erörterung zu geben. Von 
der Unterrichtung und Erörterung kann abge-
sehen werden, wenn 

1. der Flächennutzungsplan geändert oder er-
gänzt wird und dadurch die Grundzüge nicht 
berührt werden, 

2. ein Bebauungsplan aufgestellt, geändert, er-
gänzt oder aufgehoben wird und sich dies 
auf das Plangebiet und die Nachbargebiete 
nur unwesentlich auswirkt oder 

3. die Unterrichtung und Erörterung bereits 
zuvor auf anderer planerischer Grundlage 
erfolgt sind. 

An die Unterrichtung und Erörterung schließt 
sich das Verfahren nach Absatz 2 auch an, 
wenn die Erörterung zu einer Änderung der 
Planung führt. 

(2) Die Entwürfe der Bauleitpläne sind mit 
dem Erläuterungsbericht oder der Begründung 
auf die Dauer eines Monats öffentlich auszule-
gen. Ort und Dauer der Auslegung sind minde-
stens eine Woche vorher ortsüblich bekanntzu-
machen mit dem Hinweis darauf, daß Beden-
ken und Anregungen während der Auslegungs-
frist vorgebracht werden können. Die nach § 4 
Abs. 1 Beteiligten sollen von der Auslegung be-
nachrichtigt werden. Die fristgemäß vorge-
brachten Bedenken und Anregungen sind zu 
prüfen; das Ergebnis ist mitzuteilen. Haben 
mehr als hundert Personen Bedenken und An-
regungen mit im wesentlichen gleichem Inhalt 
vorgebracht, kann die Mitteilung des Ergebnis-
ses der Prüfung dadurch ersetzt werden, daß 
diesen Personen die Einsicht in das Ergebnis 
ermöglicht wird; die Stelle, bei der das Ergeb-
nis der Prüfung während der Dienststunden 
eingesehen werden kann, ist ortsüblich be-
kanntzumachen. 

(3) Wird der Entwurf des Bauleitplans nach 
der Auslegung geändert oder ergänzt, ist er er-
neut nach Absatz 2 auszulegen; die erneute 
Auslegung kann auf die geänderten oder er-
gänzten Teile beschränkt werden. Werden 
durch die Änderung oder Ergänzung des Ent-
wurfs eines Bebauungsplans die Grundzüge 
der Planung nicht berührt oder sind Änderun-
gen oder Ergänzungen von Flächen, die im 
Entwurf des Flächennutzungsplans dargestellt 
sind, geringfügig, kann von einer erneuten öf-
fentlichen Auslegung abgesehen werden; ist zu 
erwarten, daß die von den Änderungen oder 
Ergänzungen betroffenen Bürger und berühr-
ten Träger öffentlicher Belange für die Abwä-
gung neue Gesichtspunkte vorbringen, ist ih-
nen Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb 
angemessener Frist zu geben." 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

sichtlichen Auswirkungen der Planung öffent-
lich zu unterrichten; ihnen ist Gelegenheit zur 
Äußerung und Erörterung zu geben. Von der 
Unterrichtung und Erörterung kann abgese-
hen werden, wenn 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

An die Unterrichtung und Erörterung schließt 
sich das Verfahren nach Absatz 2 auch an, 
wenn die Erörterung zu einer Änderung der 
Planung führt. 

(2) Die Entwürfe der Bauleitpläne sind mit 
dem Erläuterungsbericht oder der Begründung 
auf die Dauer eines Monats öffentlich auszule-
gen. Ort und Dauer der Auslegung sind minde-
stens eine Woche vorher ortsüblich bekanntzu-
machen mit dem Hinweis darauf, daß Beden-
ken und Anregungen während der Auslegungs-
frist vorgebracht werden können. Die nach § 4 
Abs. 1 Beteiligten sollen von der Auslegung be-
nachrichtigt werden. Die fristgemäß vorge-
brachten Bedenken und Anregungen sind zu 
prüfen; das Ergebnis ist mitzuteilen. Haben 
mehr als hundert Personen Bedenken und An-
regungen mit im wesentlichen gleichem Inhalt 
vorgebracht, kann die Mitteilung des Ergebnis-
ses der Prüfung dadurch ersetzt werden, daß 
diesen Personen die Einsicht in das Ergebnis 
ermöglicht wird; die Stelle, bei der das Ergeb-
nis der Prüfung während der Dienststunden 
eingesehen werden kann, ist ortsüblich be-
kanntzumachen. Bei der Vorlage der Bauleit-
pläne nach § 6 oder § 11 sind die nicht berück-
sichtigten Bedenken und Anregungen mit ei-
ner Stellungnahme der Gemeinde beizufügen. 

(3) Wird der Entwurf des Bauleitplans nach 
der Auslegung geändert oder ergänzt, ist er er-
neut nach Absatz 2 auszulegen; bei der erneu-
ten Auslegung kann bestimmt werden, daß Be-
denken und Anregungen nur zu den geänder-
ten oder ergänzten Teilen vorgebracht werden 
können. Werden durch die Änderung oder Er-
gänzung des Entwurfs eines Bebauungsplans 
die Grundzüge der Planung nicht berührt oder 
sind Änderungen oder Ergänzungen von Flä-
chen oder sonstigen Darstellungen im Entwurf 
des Flächennutzungsplans im Umfang gering-
fügig oder von geringer Bedeutung, kann von 
einer erneuten öffentlichen Auslegung abgese-
hen werden; § 13 Abs. 1 Satz 2 ist entsprechend 
anzuwenden." 
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Entwurf 

7. § 4 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 4 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 

(1) Bei der Aufstellung von Bauleitplänen 
sollen die Behörden und Stellen, die Träger 
öffentlicher Belange sind und von der Planung 
berührt werden können, möglichst frühzeitig 
beteiligt werden. In ihrer Stellungnahme ha-
ben sie der Gemeinde auch Aufschluß über von 
ihnen beabsichtigte oder bereits eingeleitete 
Planungen und sonstige Maßnahmen sowie de-
ren zeitliche Abwicklung zu geben, die für die 
städtebauliche Entwicklung und Ordnung des 
Gebiets bedeutsam sein können. Diesen Betei-
ligten soll für die Abgabe ihrer Stellungnah-
men eine angemessene Frist gesetzt werden; 
äußern sie sich nicht fristgemäß, kann die Ge-
meinde davon ausgehen, daß die von diesen 
Beteiligten wahrzunehmenden öffentlichen 
Belange durch den Bauleitplan nicht berührt 
werden. 

(2) Die Beteiligung nach Absatz 1 kann 
gleichzeitig mit dem Verfahren nach § 3 Abs. 2 
durchgeführt werden."  

8. § 4 a wird gestrichen. 

9. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„Aus der Darstellung können Flächen aus-
genommen werden, wenn dadurch die nach 
Satz 1 darzustellenden Grundzüge nicht be-
rührt werden und die Gemeinde beabsich-
tigt, die Darstellung zu einem späteren Zeit-
punkt vorzunehmen." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Der Text vor Nummer 1 wird wie folgt 
gefaßt: 
„(2) Im Flächennutzungsplan können 

insbesondere dargestellt werden:" 

bb) Nummer 1 wird wie folgt gefaßt: 
„1. die für die Bebauung vorgesehenen 

Flächen nach der allgemeinen Art 
ihrer baulichen Nutzung (Bauflä-
chen), nach der besonderen Art ih-
rer baulichen Nutzung (Baugebiete) 
sowie nach dem allgemeinen Maß 
der baulichen Nutzung; Bauflächen, 
für die eine zentrale Abwasserbesei-
tigung nicht vorgesehen ist, sind zu 
kennzeichnen;". 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz ange-
fügt: 
„Aus dem Flächennutzungsplan können 
Flächen und sonstige Darstellungen ausge-
nommen werden, wenn dadurch die nach 
Satz 1 darzustellenden Grundzüge nicht be-
rührt werden und die Gemeinde beabsich-
tigt, die Darstellung zu einem späteren Zeit-
punkt vorzunehmen; im Erläuterungsbe-
richt sind die Gründe hierfür darzulegen." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

bb) unverändert 

bb1) Nummer 2 wird ergänzt um ,,,sowie 
die Flächen für Sport- und Spielanla-
gen". 
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cc) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 
„4. die Flächen für Versorgungsanla-

gen, für die Verwertung oder Besei-
tigung von Abfällen und Abwasser, 
für Ablagerungen sowie für Haupt-
versorgungs- und Hauptabwasser-
leitungen;". 

dd) Nummer 9 wird wir folgt gefaßt: 
„9. a) die Flächen für die Landwirt-

schaft und 
b) Wald;". 

ee) Nach Nummer 9 wird angefügt: 

„10. die Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Natur und  Land-
schaft." 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

d) Absatz 4 wird Absatz 3 und wird wie folgt 
gefaßt: 

„(3) Im Flächennutzungsplan sollen ge-
kennzeichnet werden: 

1. Flächen, bei deren Bebauung besondere 
bauliche Vorkehrungen gegen äußere 
Einwirkungen oder bei denen besondere 
bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen 
Naturgewalten erforderlich sind; 

2. Flächen, unter denen der Bergbau um-
geht oder die für den Abbau von Minera-
lien bestimmt sind; 

3. Flächen, deren Böden erheblich mit um-
weltgefährdenden Stoffen belastet sind." 

e) Absatz 5 wird aufgehoben. 

f) Absatz 6 wird Absatz 4; dabei wird Satz 1 
wie folgt gefaßt: 

„Planungen und sonstige Nutzungsregelun-
gen, die nach anderen gesetzlichen Vor-
schriften festgesetzt sind, sowie nach Lan-
desrecht denkmalgeschützte Mehrheiten 
von baulichen Anlagen sollen nachrichtlich 
übernommen werden." 

g) Absatz 7 wird Absatz 5. 

10. § 6 wird wie folgt geändert: 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

cc) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. die Flächen für Versorgungsanla-
gen, für die Abfallentsorgung und 
Abwasserbeseitigung, für Ablage-
rungen sowie für Hauptversor-
gungs- und Hauptabwasserleitun-
gen.".  

cc1) In Nummer 6 wird „vom 15. März 1974 
(Bundesgesetzbl. I S. 721, 1193), zuletzt 
geändert durch § 99 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes vom 25. Mai 1976 
(Bundesgesetzbl. I  S. 1253)" gestri-
chen. 

dd) unverändert 

ee) unverändert 

c) unverändert 

d) Absatz 4 wird Absatz 3 und wird wie folgt 
gefaßt: 

„(3) Im Flächennutzungsplan sollen ge-
kennzeichnet werden: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. für bauliche Nutzungen vorgesehene Flä-
chen, deren Böden erheblich mit umwelt-
gefährdenden Stoffen belastet sind." 

e) unverändert 

f) unverändert 

g) unverändert 

10. § 6 wird wie folgt geändert: 

Oa) In Absatz 2 wird „Gesetz" durch „Gesetz 
buch" und „Gesetzes" durch „Gesetz. 
buche" ersetzt. 
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a) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Können Versagungsgründe nicht aus-
geräumt werden, kann die höhere Verwal-
tungsbehörde räumliche oder sachliche 
Teile des Flächennutzungsplans von der Ge-
nehmigung ausnehmen." 

b) Absatz 5 wird aufgehoben. 

c) Absatz 6 wird Absatz 5. 

11. In § 7 Satz 1 wird „§ 2 Abs. 5" durch „§ 4 Abs. 1" 
ersetzt. 

12. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Ein Flächennutzungsplan ist nicht erfor-
derlich, wenn der Bebauungsplan ausreicht, 
um die städtebauliche Entwicklung zu ord-
nen." 

b) In Absatz 3 werden die Sätze 2 und 3 durch 
folgenden Satz ersetzt: 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

a) unverändert 

b) Absatz 5 wird gestrichen. 

c) Absatz 6 wird Absatz 5; Satz 1 wird wie 
folgt gefaßt: 

„Die Erteilung der Genehmigung ist orts-
üblich bekanntzumachen."  

d) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 an-
gefügt: 

„(6) Mit dem Beschluß über eine Ände-
rung  oder Ergänzung des Flächennut-
zungsplans kann die Gemeinde auch be-
stimmen, daß der Flächennutzungsplan in 
der Fassung, die er durch die Änderung 
oder Ergänzung erfahren hat, neu be-
kanntzumachen ist."  

[1. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird „§ 2 Abs. 5" durch „§ 4 Abs. 1 
und § 13 Abs. 2" ersetzt. 

b) Nach Satz 2 werden folgende Sätze ange-
fügt: 

„Kann ein Einvernehmen zwischen der Ge-
meinde und dem öffentlichen Planungsträ-
ger nicht erreicht werden, kann der öffent-
liche Planungsträger nachträglich wider-
sprechen. Der Widerspruch ist nur zulässig, 
wenn die für die abweichende Planung gel-
tend gemachten Belange die sich aus dem 
Flächennutzungsplan ergebenden städte-
baulichen Belange nicht nur unwesentlich 
überwiegen. Im Fall einer abweichenden 
Planung ist § 37 Abs. 3 auf die durch die 

Änderung oder Ergänzung des Flächennut-
zungsplans oder eines Bebauungsplans, der 
aus dem Flächennutzungsplan entwickelt 
worden ist und geändert, ergänzt oder auf-
gehoben werden mußte, entstehenden Auf-
wendungen und Kosten entsprechend an-
zuwenden; § 38 Satz 3 bleibt unberührt." 

2. § 8 wird wie folgt geändert: 

Oa) In Absatz 1 Satz 2 wird „Gesetzes" durch 
„Gesetzbuchs" ersetzt. 

a) unverändert 

b) unverändert 
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„Der Bebauungsplan kann vor dem Flä-
chennutzungsplan angezeigt und bekannt-
gemacht werden, wenn nach dem Stand der 
Planungsarbeiten anzunehmen ist, daß der 
Bebauungsplan aus den künftigen Darstel-
lungen des Flächennutzungsplans entwik-
kelt sein wird." 

c) Dem Absatz 4 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„Gilt bei Gebiets- oder Bestandsänderungen 
von Gemeinden oder anderen Veränderun-
gen der Zuständigkeit für die Aufstellung 
von Flächennutzungsplänen ein Flächen-
nutzungsplan fort, kann ein vorzeitiger Be-
bauungsplan auch aufgestellt werden, bevor 
der Flächennutzungsplan ergänzt oder ge-
ändert ist." 

13. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Der Text vor Nummer 1 wird wie folgt 
gefaßt: 
„(1) Im Bebauungsplan können fest-

gesetzt werden:". 

bb) Nummer 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. für die Größe, Breite und Tiefe der 
Baugrundstücke Mindestmaße und 
aus besonderen städtebaulichen 
Gründen für Wohnbaugrundstücke 
auch Höchstmaße:". 

cc) Nummer 6 wird wie folgt gefaßt: 

„6. aus besonderen städtebaulichen 
Gründen die höchstzulässige Zahl 
der Wohnungen in Wohngebäuden;" 

dd) Nummer 14 wird wie folgt gefaßt: 

„14. die Flächen für die Verwertung 
oder Beseitigung von Abfällen und 
Abwasser sowie für Ablagerun-
gen;". 

ee) Nummer 18 wird wie folgt gefaßt: 

„18. a) die Flächen für die Landwirt-
schaft und 

b) Wald;".  

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

c) unverändert 

13. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

bb) Nummer 3 wird wie folgt gefaßt: 

„3. für die Größe, Breite und Tiefe der 
Baugrundstücke Mindestmaße und 
aus Gründen des sparsamen und 
schonenden Umgangs mit Grund 
und Boden für Wohnbaugrund-
stücke auch Höchstmaße; ”. 

bbl) Nummer 5 wird wie folgt gefaßt: 

„5. die Flächen für den Gemeinbedarf 
sowie für Sport- und Spielanla-
gen;". 

cc) unverändert 

ccl) In Nummer 9 wird „den besonderen" 
durch „der besondere" ersetzt. 

dd) Nummer 14 wird wie folgt gefaßt: 

„14. die Flächen für die Abfallentsor-
gung und Abwasserbeseitigung 
sowie für Ablagerungen;". 

ee) unverändert 
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ff) Nummer 20 wird wie folgt gefaßt: 

„20. Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft, soweit sol-
che Festsetzungen nicht nach an-
deren Vorschriften getroffen wer-
den können, sowie die Flächen für 
Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft; ”. 

gg) Nummer 23 wird wie folgt gefaßt: 

„23. Gebiete, in denen aus besonderen 
städtebaulichen Gründen oder zum 
Schutz vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen im Sinne des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes be-
stimmte luftverunreinigende Stoffe 
nicht oder nur beschränkt verwen-
det werden dürfen;". 

hh) In Nummer 24 wird nach „treffenden" 
„baulichen und sonstigen technischen" 
eingefügt. 

ii) Nummer 25 wird wie folgt gefaßt: 

„25. für einzelne Flächen oder für ein 
Bebauungsplangebiet oder Teile 
davon mit Ausnahme der für land-
wirtschaftliche Nutzungen oder 
Wald festgesetzten Flächen 

a) das Anpflanzen von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen, 

b) Bindungen für Bepflanzungen 
und für die  Erhaltung von Bäu-
men, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen sowie von Ge-
wässern;". 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

ff) unverändert 

gg) unverändert 

hh) unverändert 

ii) Nummer 25 wird wie folgt gefaßt: 

„25. für einzelne Flächen oder für ein 
Bebauungsplangebiet oder Teile 
davon sowie für Teile baulicher 
Anlagen mit Ausnahme der für 
landwirtschaftliche Nutzungen 
oder Wald festgesetzten Flächen 

a) unverändert 

b) unverändert 

a1) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Bei Festsetzungen nach Absatz 1 
kann auch die Höhenlage festgesetzt wer-
den."  

a2) In Absatz 4 wird „Gesetzes" durch „Ge-
setzbuchs" ersetzt. 
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b) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Im Bebauungsplan sollen gekenn-
zeichnet werden: 

1. Flächen, bei deren Bebauung besondere 
bauliche Vorkehrungen gegen äußere 
Einwirkungen oder bei denen besondere 
bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen 
Naturgewalten erforderlich sind; 

2. Flächen, unter denen der Bergbau um-
geht oder die für den Abbau von Minera-
lien bestimmt sind; 

3. Flächen, deren Böden erheblich mit um-
weltgefährdenden Stoffen belastet sind." 

c) In Absatz 6 wird nach „Festsetzungen" „so-
wie Denkmäler nach Landesrecht" einge-
fügt. 

d) Absatz 8 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 
„In ihr sind die Ziele, Zwecke und we-
sentlichen Auswirkungen des Bebau-
ungsplans darzulegen." 

bb) Sätze 3 bis 5 werden aufgehoben. 

14. § 9a wird aufgehoben. 

15. § 11 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 11 

Genehmigung und Anzeige 
des Bebauungsplans 

(1) Bebauungspläne nach § 8 Abs. 2 Satz 2 
und Abs. 4 bedürfen der Genehmigung der hö-
heren Verwaltungsbehörde; andere Bebau-
ungspläne sind der höheren Verwaltungsbe-
hörde anzuzeigen. 

(2) Für die Genehmigung von Bebauungsplä-
nen ist § 6 Abs. 2 bis 4 entsprechend anzuwen-
den. 

(3) Ist ein Bebauungsplan anzuzeigen, hat 
die höhere Verwaltungsbehörde die Verletzung 
von Rechtsvorschriften, die eine Versagung 
der Genehmigung nach § 6 Abs. 2 und 3 recht-
fertigen würde, innerhalb von drei Monaten 
nach Eingang der Anzeige geltend zu machen. 
Der Bebauungsplan darf nur in Kraft gesetzt 
werden, wenn die höhere Verwaltungsbehörde 
die Verletzung von Rechtsvorschriften nicht 
innerhalb der in Satz 1 bezeichneten Frist gel-
tend gemacht oder wenn sie vor Ablauf der 
Frist erklärt hat, daß sie keine Verletzung von 
Rechtsvorschriften geltend macht." 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 

14. unverändert 

15. § 11 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 11 

Genehmigung und Anzeige 
des Bebauungsplans 

(1) unverändert 

(2) Für die Genehmigung von Bebauungs-
plänen ist § 6 Abs. 2 und 4 entsprechend anzu-
wenden. 

(3) Ist ein Bebauungsplan anzuzeigen, hat 
die höhere Verwaltungsbehörde die Verletzung 
von Rechtsvorschriften, die eine Versagung 
der Genehmigung nach § 6 Abs. 2 rechtfertigen 
würde, innerhalb von drei Monaten nach Ein-
gang der Anzeige geltend zu machen. Der Be-
bauungsplan darf nur in Kraft gesetzt werden, 
wenn die höhere Verwaltungsbehörde die Ver-
letzung von Rechtsvorschriften nicht innerhalb 
der in Satz 1 bezeichneten Frist geltend ge-
macht oder wenn sie vor Ablauf der Frist er-
klärt hat, daß sie keine Verletzung von Rechts-
vorschriften geltend macht." 
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16. § 12 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 12 

Inkrafttreten des Bebauungsplans 

Die Erteilung der Genehmigung (§ 11 Abs. 2) 
oder die Durchführung des Anzeigeverfahrens 
(§ 11 Abs. 3) ist ortsüblich bekanntzumachen. 
Der Bebauungsplan ist mit der Begründung zu 
jedermanns Einsicht bereitzuhalten; über den 
Inhalt ist auf Verlangen Auskunft zu geben. In 
der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, 
wo der Bebauungsplan eingesehen werden 
kann. Mit der Bekanntmachung tritt der Be-
bauungsplan in Kraft. Die Bekanntmachung 
tritt an die Stelle der sonst für Satzungen vor-
geschriebenen Veröffentlichung." 

17. § 13 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 13 
Vereinfachte Änderung des Bauleitplans 

(1) Werden durch Änderungen oder Ergän-
zungen eines Bebauungsplans die Grundzüge 
der Planung nicht berührt, bedarf es des Ver-
fahrens nach § 2 Abs. 1 Satz 2 und den §§ 3 und 
4 sowie der Genehmigung oder der Anzeige 
nach § 11 nicht. Den Eigentümern der von den 
Änderungen oder Ergänzungen betroffenen 
Grundstücke und den von den Änderungen 
oder Ergänzungen berührten Trägern öffentli-
cher Belange ist Gelegenheit zur Stellung-
nahme innerhalb angemessener Frist zu ge-
ben. Widersprechen die Beteiligten innerhalb 
der Frist den Änderungen oder Ergänzungen, 
bedarf der Bebauungsplan der Genehmigung 
oder der Anzeige nach § 11; die Stellungnah-
men der Beteiligten sind als Bedenken und An-
regungen nach § 3 Abs. 2 Satz 4 und 5 zu be-
handeln. 

(2) Bei geringfügigen Änderungen oder Er-
gänzungen von Flächen, die im Flächennut-
zungsplan dargestellt sind, bedarf es des Ver-
fahrens nach § 2 Abs. 1 Satz 2 und den §§ 3 und 
4 nicht. Absatz 1 Satz 2 findet entsprechend 
Anwendung. Die Stellungnahmen der Beteilig-
ten sind als Bedenken und Anregungen nach 
§ 3 Abs. 2 Satz 4 und 5 zu behandeln." 

18. § 13 a wird gestrichen. 

19. § 14 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Ist ein Beschluß über die Aufstellung, 
Änderung, Ergänzung oder Aufhebung eines 
Bebauungsplans gefaßt, kann die Gemeinde 
zur Sicherung der Planung für den künftigen 
Planbereich eine Veränderungssperre mit dem 
Inhalt beschließen, daß 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

16. unverändert 

17. § 13 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 13 
Vereinfachte Änderung oder Ergänzung 

des Bauleitplans 

(1) Werden durch Änderungen oder Ergän-
zungen eines Bebauungsplans die Grundzüge 
der Planung nicht berührt, bedarf es  des Ver-
fahrens nach den §§ 3 und 4 sowie der Geneh-
migung oder der Anzeige nach § 11 nicht; § 2 
Abs. 1 Satz 2 findet keine Anwendung. Den Ei-
gentümern der von den Änderungen oder Er-
gänzungen betroffenen Grundstücke und den 
von den Änderungen oder Ergänzungen be-
rührten Trägern öffentlicher Belange ist Gele-
genheit zur Stellungnahme innerhalb ange-
messener Frist zu geben. Widersprechen die 
Beteiligten innerhalb der Frist den Änderun-
gen oder Ergänzungen, bedarf der Bebauungs-
plan der Genehmigung oder der Anzeige nach 
§ 11. Die Stellungnahmen der Beteiligten sind 
als Bedenken und Anregungen nach § 3 Abs. 2 
Satz 4 und 6 zu behandeln. 

(2) Bei Änderungen oder Ergänzungen von 
Flächen oder sonstigen Darstellungen des Flä-
chennutzungsplans, die im Umfang geringfü-
gig oder von geringer Bedeutung sind, bedarf 
es des Verfahrens nach den §§ 3 und 4 nicht; § 2 
Abs. 1 Satz 2 findet keine Anwendung. Auf die 
Beteiligung der Eigentümer und Träger öffent-
licher Belange und auf die Behandlung ihrer 
Stellungnahmen ist Absatz 1 Satz 2 und 4 ent-
sprechend anzuwenden." 

18. unverändert 

19. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Ist ein Beschluß über die Aufstellung 
eines Bebauungsplans gefaßt, kann die Ge-
meinde zur Sicherung der Planung für den 
künftigen Planbereich eine Veränderungs-
sperre mit dem Inhalt beschließen, daß 
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1. Vorhaben im Sinne des § 29 nicht durchge-
führt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt 
werden dürfen; 

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde 
Veränderungen von Grundstücken und bau-
lichen Anlagen, deren Veränderungen nicht 
genehmigungs-, zustimmungs- oder anzei-
gepflichtig sind, nicht vorgenommen werden 
dürfen." 

20. § 16 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 16 

Beschluß über die Veränderungssperre 

(1) Die Veränderungssperre wird von der Ge-
meinde als Satzung beschlossen. Sie ist der hö-
heren Verwaltungsbehörde anzuzeigen. § 11 
Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden. 

(2) Die Gemeinde hat die Veränderungs-
sperre und die Durchführung des Anzeigever-
fahrens ortsüblich bekanntzumachen. Sie kann 
die Bekanntmachung auch in entsprechender 
Anwendung des § 12 vornehmen." 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

1. unverändert 

2. unverändert 

b) Folgender Absatz wird angefügt: 

„(4) Soweit für Vorhaben im förmlich 
festgelegten Sanierungsgebiet eine Geneh-
migungspflicht nach § 144 Abs. 1 besteht, 
sind die Vorschriften über die Verände-
rungssperre nicht anzuwenden." 

19a. § 15 wird folgender Absatz angefügt: 

„(3) Soweit für Vorhaben im förmlich festge-
legten Sanierungsgebiet eine Genehmigungs-
pflicht nach § 144 Abs. 1 besteht, sind die Vor-
schriften über die Zurückstellung von Bauge-
suchen nicht anzuwenden; mit der förmlichen 
Festlegung des Sanierungsgebiets wird ein Be-
scheid über die Zurückstellung des Bauge-
suchs nach Absatz 1 urwirksam.“ 

20. § 16 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 16 

Beschluß über die Veränderungssperre 

(1) Die Veränderungssperre wird von der Ge-
meinde als Satzung beschlossen. 

(2) Die Gemeinde hat die Veränderungs-
sperre ortsüblich bekanntzumachen. Sie kann 
auch ortsüblich bekanntmachen, daß eine Ver-
änderungssperre beschlossen worden ist; § 12 
Satz 2 bis 5 ist entsprechend anzuwenden." 

20a. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 wird „mit Zustimmung 
der höheren Verwaltungsbehörde" gestri-
chen. 

b) Folgender Absatz wird angefügt: 

„(6) Mit der förmlichen Festlegung des 
Sanierungsgebiets tritt eine bestehende 
Veränderungssperre nach § 14 außer Kraft. 
Dies gilt nicht, wenn in der Sanierungssat-
zung die Genehmigungspflicht nach § 144 
Abs. 1 ausgeschlossen ist." 
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21. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden in Satz 4 „Höhe der" 
und Satz 5 gestrichen. 

b) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

,,Auf das Erlöschen des Entschädigungsan-
spruchs findet § 44 Abs. 4 mit der Maßgabe 
Anwendung, daß bei einer Veränderungs-
sperre, die die Sicherung einer Festsetzung 
nach § 40 Abs. 1 oder § 41 Abs. 1 zum Gegen-
stand hat, die Erlöschensfrist frühestens ab 
Rechtsverbindlichkeit des Bebauungsplans 
beginnt."  

22. Die Zwischenüberschrift vor § 19 wird wie folgt 
gefaßt: 

„Zweiter Abschnitt. Teilungsgenehmigung". 

23. § 19 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird vor „Bodenordnung" 
„während eines Verfahrens zur" eingefügt. 

b) Am Ende der Nummern 1 und 2 wird der 
Strichpunkt durch ein Komma und am 
Ende der Nummer 3 durch „oder" ersetzt. 

c) Folgender Satz wird angefügt: 
„§ 191 bleibt unberührt." 

24. In § 20 Abs. 1 Nr. 2 wird „3" durch „2" ersetzt. 

25. § 21 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1, 2. Halbsatz wird 
„§ 44 a Abs. 1 Satz 1 und 3 sowie Abs. 2" 
durch „§ 44 Abs. 1 Satz 1 und 3 sowie Abs. 2" 
ersetzt. 

b) In Satz 2 wird „§ 44 b Abs. 2" durch „§ 43 
Abs. 2" ersetzt. 

c) In Satz 3, 2. Halbsatz wird 
„§ 44c Abs. 1 Satz 2 und 3 sowie Abs. 2" 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

21. § 18 wird wie folgt geändert: 

Oa) In Absatz 1 Satz 2 wird nach „Fünften 
Teils" „sowie § 121" eingefügt. 

a) unverändert 

b) unverändert 

22. unverändert 

23. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 wird „§ 30" durch „§ 30 
Abs. 1" ersetzt. 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
aa) In Nummer 1 wird vor „Bodenordnung" 

„während eines Verfahrens zur" einge-
fügt und „Gesetz" durch „Gesetzbuch" 
ersetzt. 

bb) Nach Nummer 1 wird folgende Num-
mer 2 eingefügt: 
„2. sie in einem förmlich festgelegten 

Sanierungsgebiet vorgenommen 
wird und in der Sanierungssatzung 
die Genehmigungspflicht nach § 144 
Abs. 1 nicht ausgeschlossen ist,". 

cc) Am Ende der bisherigen Nummern 1 
und 2 wird der Strichpunkt jeweils 
durch ein Komma und am Ende der 
bisherigen Nummer 3 durch „oder" er-
setzt. 

dd) Die bisherigen Nummern 2 bis 4 wer-
den Nummern 3 bis 5. 

ee) Folgender Satz wird angefügt: 
„§ 191 bleibt unberührt."  

24. unverändert 

25. unverändert 
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durch „§ 44 Abs. 3 Satz 2 und 3 sowie Abs. 4" 
ersetzt. 

26. § 22 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 22 

Sicherung von Gebieten 
mit Fremdenverkehrsfunktionen 

(1) Die Landesregierungen können durch 
Rechtsverordnung Gemeinden, die überwie-
gend durch den Fremdenverkehr geprägt sind, 
bezeichnen, die bestimmen können, daß zur Si-
cherung der Zweckbestimmung von Gebieten 
mit Fremdenverkehrsfunktionen die Begrün-
dung oder Teilung von Wohnungseigentum 
oder Teileigentum (§ 1 des Wohnungseigen-
tumsgesetzes) der Genehmigung unterliegt. 
Dies gilt entsprechend für die in den §§ 30 und 
31 des Wohnungseigentumsgesetzes bezeich-
neten Rechte. In der Verordnung kann vorge-
sehen werden, daß eine Gemeinde die Bestim-
mung nur für einen in der Verordnung be-
zeichneten Teil ihres Gebiets treffen kann. 

(2) Die durch Verordnung bezeichnete Ge-
meinde kann in einem Bebauungsplan oder 
durch eine sonstige Satzung bestimmen, daß 
für in dem Gebiet gelegene Grundstücke der 
Genehmigungsvorbehalt nach Absatz 1 be-
steht. Voraussetzung für die Bestimmung ist, 
daß durch die Begründung oder Teilung der 
Rechte die vorhandene oder vorgesehene 
Zweckbestimmung des Gebiets für den Frem-
denverkehr und dadurch die geordnete städte-
bauliche Entwicklung beeinträchtigt werden 
kann. Die Zweckbestimmung eines Gebiets für 
den Fremdenverkehr ist anzunehmen bei Kur-
gebieten, Gebieten für die Fremdenbeherber-
gung, Wochenend- und Ferienhausgebieten, die 
im Bebauungsplan festgesetzt sind, und bei im 
Zusammenhang bebauten Ortsteilen, deren Ei-
genart solchen Gebieten entspricht, sowie bei 
sonstigen Gebieten mit Fremdenverkehrsfunk-
tionen, die durch Beherbergungsbetriebe und 
Wohngebäude mit gewerblicher Zimmerver-
mietung geprägt sind. Auf die Satzung ist § 16 
entsprechend anzuwenden. 

(3) Die Genehmigung ist nicht erforderlich, 
wenn vor dem Wirksamwerden des Genehmi-
gungsvorbehalts der Eintragungsantrag beim 
Grundbuchamt eingegangen ist. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

26. § 22 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 22 

Sicherung von Gebieten 
mit Fremdenverkehrsfunktionen 

(1) Die Landesregierungen können durch 
Rechtsverordnung Gemeinden oder Teile von 
Gemeinden, die überwiegend durch den Frem-
denverkehr geprägt sind, bezeichnen, für die 
die Gemeinden bestimmen können, daß zur Si-
cherung der Zweckbestimmung von Gebieten 
mit Fremdenverkehrsfunktionen die Begrün-
dung oder Teilung von Wohnungseigentum 
oder Teileigentum (§ 1 des Wohnungseigen-
tumsgesetzes) der Genehmigung unterliegt. 
Dies gilt entsprechend für die in den §§ 30 und 
31 des Wohnungseigentumsgesetzes bezeich-
neten Rechte. 

(2) Soweit die Gemeinde oder Teile der Ge-
meinde in der Verordnung bezeichnet sind, 
kann die Gemeinde in einem Bebauungsplan 
oder durch eine sonstige Satzung bestimmen, 
daß für in dem Gebiet des Bebauungsplans 
oder der sonstigen Satzung gelegene Grund-
stücke der Genehmigungsvorbehalt nach Ab-
satz 1 besteht. Voraussetzung für die Bestim-
mung ist, daß durch die Begründung oder Tei-
lung der Rechte die vorhandene oder vorgese-
hene Zweckbestimmung des Gebiets für den 
Fremdenverkehr und dadurch die geordnete 
städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt 
werden kann. Die Zweckbestimmung eines Ge-
biets für den Fremdenverkehr ist anzunehmen 
bei Kurgebieten, Gebieten für die Fremdenbe-
herbergung, Wochenend- und Ferienhausge-
bieten, die im Bebauungsplan festgesetzt sind, 
und bei im Zusammenhang bebauten Ortstei-
len, deren Eigenart solchen Gebieten ent-
spricht, sowie bei sonstigen Gebieten mit 
Fremdenverkehrsfunktionen, die durch Beher-
bergungsbetriebe und Wohngebäude mit 
Fremdenbeherbergung geprägt sind. 

(3) Die sonstige Satzung nach Absatz 2 ist 
der höheren Verwaltungsbehörde anzuzeigen. 
§ 11 Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden. Die 
Gemeinde hat die Satzung und die Durchfüh-
rung des Anzeigeverfahrens ortsüblich be-
kanntzumachen. Sie kann die Bekanntma-
chung auch in entsprechender Anwendung des 
§ 12 vornehmen. 

(4) Die Genehmigung ist nicht erforderlich, 
wenn 

1. vor dem Wirksamwerden des Genehmi-
gungsvorbehalts und, wenn ein Genehmi-
gungsvorbehalt vor Ablauf einer Zurück-
stellung nach Absatz 7 Satz 3 wirksam ge- 
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(4) Die Genehmigung darf nur versagt wer-
den, wenn durch die Begründung oder Teilung 
der Rechte bei Grundstücken, die mit Gebäu-
den bebaut sind, die der privaten oder gewerb-
lichen Fremdenbeherbergung dienen, oder auf 
denen die Errichtung solcher Gebäude zulässig 
is t,  die Zweckbestimmung des Gebiets für den 
Fremdenverkehr und dadurch die städtebauli-
che Entwicklung und Ordnung beeinträchtigt 
wird. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn 
sie erforderlich ist, damit Ansprüche Dritter 
erfüllt werden können, zu deren Sicherung vor 
dem Wirksamwerden des Genehmigungsvorbe-
halts eine Vormerkung im Grundbuch einge-
tragen worden oder eine solche Eintragung be-
antragt worden ist; die Genehmigung kann er-
teilt werden, um wirtschaftliche Nachteile zu 
vermeiden, die für den Eigentümer eine beson-
dere Härte bedeuten. 

(5) Über die Genehmigung entscheidet die 
Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen 
mit der Gemeinde. § 19 Abs. 3 Satz 3 bis 7 ist 
entsprechend anzuwenden. 

(6)Bei einem Grundstück, das in einer in der 
Verordnung bezeichneten Gemeinde, im Falle 
des Absatzes 1 Satz 3 in dem bezeichneten Ge-
meindeteil liegt, darf das Grundbuchamt die 
von Absatz 1 erfaßten Eintragungen in das 
Grundbuch nur vornehmen, wenn der Geneh-
migungsbescheid vorgelegt wird. § 23 Abs. 2 
bis 4 ist entsprechend anzuwenden. 

(7)Wird die Genehmigung versagt, kann der 
Eigentümer von der Gemeinde unter den Vor-
aussetzungen des § 40 Abs. 2 die Übernahme 
des Grundstücks verlangen. § 43 Abs. 1, 4 und 5 
sowie § 44 Abs. 3 und 4 sind entsprechend an-
zuwenden. 
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worden ist, vor Bekanntmachung des Be-
schlusses nach Absatz 7 Satz 3 der Eintra-
gungsantrag beim Grundbuchamt eingegan-
gen ist oder 

2. vor dem Wirksamwerden des Genehmi-
gungsvorbehalts ein Zeugnis, daß eine Ge-
nehmigung nicht erforderlich ist, erteilt 
worden ist. 

(5) Die Genehmigung darf nur versagt wer-
den, wenn durch die Begründung oder Teilung 
der Rechte die Zweckbestimmung des Gebiets 
für den Fremdenverkehr und dadurch die städ-
tebauliche Entwicklung und Ordnung beein-
trächtigt wird. Die Genehmigung ist zu ertei-
len, wenn sie erforderlich ist, damit Ansprüche 
Dritter erfüllt werden können, zu deren Siche-
rung vor dem Zeitpunkt, der im Falle des Ab-
satzes 4 Nr. 1 maßgebend wäre, eine Vormer-
kung im Grundbuch eingetragen oder der An-
trag auf Eintragung einer Vormerkung beim 
Grundbuchamt eingegangen ist; die Genehmi-
gung kann auch von dem Dritten beantragt 
werden. Die Genehmigung kann erteilt wer-
den, um wirtschaftliche Nachteile zu vermei-
den, die für den Eigentümer eine besondere 
Härte bedeuten. 

(6) Über die Genehmigung entscheidet die 
Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen 
mit der Gemeinde. § 19 Abs. 3 Satz 3 bis 7 ist 
entsprechend anzuwenden. 

(7) Bei einem Grundstück, das in einer in der 
Verordnung bezeichneten Gemeinde oder in 
einem in der Verordnung bezeichneten Ge-
meindeteil liegt, darf das Grundbuchamt die 
von Absatz 1 erfaßten Eintragungen in das 
Grundbuch nur vornehmen, wenn der Geneh-
migungsbescheid oder ein Zeugnis, daß eine 
Genehmigung als erteilt gilt oder nicht erfor-
derlich ist, vorgelegt wird. § 23 Abs. 2 bis 4 ist 
entsprechend anzuwenden. Ist ein Beschluß 
über die Aufstellung eines Bebauungsplans 
oder einer sonstigen Satzung nach Absatz 2 
gefaßt und ortsüblich bekanntgemacht, hat 
die Baugenehmigungsbehörde auf Antrag der 
Gemeinde die Erteilung eines Zeugnisses, daß 
eine Genehmigung nicht erforderlich ist, für 
einen Zeitraum bis zu 12 Monaten auszuset-
zen, wenn zu befürchten ist, daß der Siche-
rungszweck des Genehmigungsvorbehalts 
durch eine Eintragung unmöglich gemacht 
oder wesentlich erschwert würde. 

(8) Wird die Genehmigung versagt, kann der 
Eigentümer von der Gemeinde unter den Vor-
aussetzungen des § 40 Abs. 2 die Übernahme 
des Grundstücks verlangen. § 43 Abs. 1, 4 und 5 
sowie § 44 Abs. 3 und 4 sind entsprechend an-
zuwenden. 
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(8)Die Gemeinde hat den Genehmigungsvor-
behalt aufzuheben oder im Einzelfall einzelne 
Grundstücke durch Erklärung gegenüber dem 
Eigentümer vom Genehmigungsvorbehalt frei-
zustellen, wenn die Voraussetzungen für den 
Genehmigungsvorbehalt entfallen sind. 

(9) In der Satzung nach Absatz 2 kann neben 
der Bestimmung des Genehmigungsvorbehalts 
die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in 
Wohngebäuden nach Maßgabe des § 9 Abs. 1 
Nr. 6 festgesetzt werden. Vor der Festsetzung 
nach Satz 1 ist den betroffenen Bürgern und 
berührten Trägern öffentlicher Belange Gele-
genheit zur Stellungnahme innerhalb ange-
messener Frist zu geben." 

27. Der Dritte Abschnitt des Zweiten Teils wird 
wie folgt gefaßt: 

„Dritter Abschnitt 

Gesetzliche Vorkaufsrechte der Gemeinde 

§ 24 

Allgemeines Vorkaufsrecht 

(1) Der Gemeinde steht ein Vorkaufsrecht zu 
beim Kauf von Grundstücken 

1. im Geltungsbereich eines Bebauungsplans, 
soweit es sich um Flächen handelt, für die 
nach dem Bebauungsplan eine Nutzung für 
öffentliche Zwecke festgesetzt ist, 

2. in einem Umlegungsgebiet, 

3. in einem förmlich festgelegten Sanierungs-
gebiet und städtebaulichen Entwicklungsbe-
reich sowie 

4. im Geltungsbereich einer Erhaltungssat-
zung. 

(2) Das Vorkaufsrecht steht der Gemeinde 
nicht zu beim Kauf von Rechten nach dem 
Wohnungseigentumsgesetz und von Erbbau-
rechten. 

(3) Das Vorkaufsrecht darf nur ausgeübt 
werden, wenn das Wohl der Allgemeinheit dies 
rechtfertigt. Bei der Ausübung des Vorkaufs-
rechts hat die Gemeinde den Verwendungs-
zweck des Grundstücks anzugeben. 

§ 25 
Besonderes Vorkaufsrecht 

(1) Die Gemeinde kann  
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(9) Die Gemeinde hat den Genehmigungs-
vorbehalt aufzuheben oder im Einzelfall ein-
zelne Grundstücke durch Erklärung gegenüber 
dem Eigentümer vom Genehmigungsvorbehalt 
freizustellen, wenn die Voraussetzungen für 
den Genehmigungsvorbehalt entfallen sind. 

(10) In der sonstigen Satzung nach Absatz 2 
kann neben der Bestimmung des Genehmi-
gungsvorbehalts die höchstzulässige Zahl der 
Wohnungen in Wohngebäuden nach Maßgabe 
des § 9 Abs. 1 Nr. 6 festgesetzt werden. Vor der 
Festsetzung nach Satz 1 ist den betroffenen 
Bürgern und berührten Trägern öffentlicher 
Belange Gelegenheit zur Stellungnahme inner-
halb angemessener Frist zu geben. 

(11) Der sonstigen Satzung nach Absatz 2 ist 
eine Begründung beizufügen. In der Begrün-
dung zum Bebauungsplan (§ 9 Abs. 8) oder zur 
sonstigen Satzung ist darzulegen, daß die in 
Absatz 2 bezeichneten Voraussetzungen für 
die Festlegung des Gebiets vorliegen." 

26a. In der Überschrift zu § 23 wird „den Bodenver-
kehr" durch „die Teilung" ersetzt. 

27. Der Dritte Abschnitt des Zweiten Teils wird 
wie folgt gefaßt: 

„Dritter Abschnitt 

Gesetzliche Vorkaufsrechte der Gemeinde 

§ 24 

unverändert 

§ 25 

Besonderes Vorkaufsrecht 

(1) Die Gemeinde kann 
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1. im Geltungsbereich eines Bebauungsplans 
durch Satzung ihr Vorkaufsrecht an unbe-
bauten Grundstücken begründen; 

2. in Gebieten, in denen sie städtebauliche 
Maßnahmen in Betracht zieht, zur Siche-
rung einer geordneten städtebaulichen Ent-
wicklung durch Satzung Flächen bezeich-
nen, an denen ihr ein Vorkaufsrecht an den 
Grundstücken zusteht. 

Auf die Satzung ist § 16 entsprechend anzu-
wenden. 

(2) § 24 Abs. 2 und 3 Satz 1 ist anzuwenden. 
Der Verwendungszweck des Grundstücks ist 
anzugeben, soweit das bereits zum Zeitpunkt 
der Ausübung des Vorkaufsrechts möglich ist. 

§ 26 
Ausschluß des Vorkaufsrechts 

Die Ausübung des Vorkaufsrechts ist ausge-
schlossen, wenn 

1. der Eigentümer das Grundstück an seinen 
Ehegatten oder an eine Person veräußert, 
die mit ihm in gerader Linie verwandt oder 
verschwägert oder in der Seitenlinie bis zum 
dritten Grad verwandt ist, 

2. das Grundstück 

a) von einem öffentlichen Bedarfsträger für 
Zwecke der Landesverteidigung, des 
Bundesgrenzschutzes, der Zollverwal-
tung, der Polizei, des Zivilschutzes oder 
des Post- und Fernmeldewesens oder 

b) von Kirchen und Religionsgesellschaften 
des öffentlichen Rechts für Zwecke des 
Gottesdienstes oder der Seelsorge 

erworben wird, 

3. sich auf dem Grundstück Anlagen befinden, 
die den in § 38 genannten Vorschriften un-
terliegen oder für die ein Verfahren nach 
diesen Vorschriften eingeleitet worden ist, 
oder 

4. das Grundstück entsprechend den Festset-
zungen des Bebauungsplans oder den Zielen 
und Zwecken der städtebaulichen Maß-
nahme bebaut ist und genutzt wird und eine 
auf ihm errichtete bauliche Anlage keine 
Mißstände oder Mängel im Sinne des § 177 
Abs. 2 und 3 aufweist. 

§ 27 
Abwendung des Vorkaufsrechts 

(1) Der Käufer kann die Ausübung des Vor-
kaufsrechts abwenden, wenn die Verwendung 
des Grundstücks nach den baurechtlichen Vor-
schriften oder den Zielen und Zwecken der 
städtebaulichen Maßnahme bestimmt oder mit 
ausreichender Sicherheit bestimmbar ist, der 
Käufer in der Lage ist, das Grundstück binnen 
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1. unverändert 

2. unverändert 

Auf die Satzung ist § 16 Abs. 2 entsprechend 
anzuwenden. 

(2) unverändert 

§ 26 
Ausschluß des Vorkaufsrechts 

Die Ausübung des Vorkaufsrechts ist ausge-
schlossen, wenn 

1. der Eigentümer das Grundstück an seinen 
Ehegatten oder an eine Person verkauft, die 
mit ihm in gerader Linie verwandt oder ver-
schwägert oder in der Seitenlinie bis zum 
dritten Grad verwandt ist, 

2. das Grundstück 

a) unverändert 

b) unverändert 

gekauft wird, 

3. unverändert 

4. das Grundstück entsprechend den Festset-
zungen des Bebauungsplans oder den Zielen 
und Zwecken der städtebaulichen Maß-
nahme bebaut ist und genutzt wird und eine 
auf ihm errichtete bauliche Anlage keine 
Mißstände oder Mängel im Sinne des § 177 
Abs. 2 und 3 Satz 1 aufweist. 

§ 27 
Abwendung des Vorkaufsrechts 

(1) Der Käufer kann die Ausübung des Vor-
kaufsrechts abwenden, wenn die Verwendung 
des Grundstücks nach den baurechtlichen Vor-
schriften oder den Zielen und Zwecken der 
städtebaulichen Maßnahme bestimmt oder mit 
ausreichender Sicherheit bestimmbar ist, der 
Käufer in der Lage ist, das Grundstück binnen 
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angemessener Frist dementsprechend zu nut-
zen, und er sich vor Ablauf der Frist nach § 28 
Abs. 2 Satz 1 hierzu verpflichtet. In Umle-
gungsgebieten kann der Käufer die Ausübung 
des Vorkaufsrechts nur abwenden, wenn das 
Grundstück nicht für Zwecke der Umlegung 
(§ 45) benötigt wird. 

(2) Weist eine auf dem Grundstück befindli-
che bauliche Anlage Mißstände oder Mängel 
im Sinne des § 177 Abs. 2 und 3 auf, kann der 
Käufer die Ausübung des Vorkaufsrechts ab-
wenden, wenn er diese Mißstände und Mängel 
in angemessener Frist beseitigen kann und 
sich zur Beseitigung verpflichtet. 

§ 28 
Verfahren und Entschädigung 

(1) Der durch das Vorkaufsrecht Verpflich-
tete oder der Dritte hat der Gemeinde den In-
halt des mit dem Dritten geschlossenen Ver-
trags unverzüglich mitzuteilen. Das Grund-
buchamt darf bei Veräußerungen den Erwerber 
als Eigentümer in das Grundbuch nur eintra-
gen, wenn ihm die Nichtausübung oder das 
Nichtbestehen des Vorkaufsrechts nachgewie-
sen ist. Besteht ein Vorkaufsrecht nicht oder 
wird es nicht ausgeübt, hat die Gemeinde auf 
Antrag eines Beteiligten darüber unverzüglich 
ein Zeugnis auszustellen. Das Zeugnis gilt als 
Verzicht auf die Ausübung des Vorkaufs-
rechts. 

(2) Das Vorkaufsrecht kann nur binnen zwei 
Monaten nach Mitteilung des Kaufvertrags 
durch Verwaltungsakt gegenüber dem Veräu-
ßerer ausgeübt werden. Die §§ 504, 505 Abs. 2, 
§§ 506 bis 509 und 512 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs sind anzuwenden. Nach Mitteilung des 
Kaufvertrags ist auf Ersuchen der Gemeinde 
zur Sicherung ihres Anspruchs auf Übereig-
nung des Grundstücks eine Vormerkung in das 
Grundbuch einzutragen; die Gemeinde trägt 
die Kosten der Eintragung der Vormerkung 
und ihrer Löschung. Das Vorkaufsrecht ist 
nicht übertragbar. Bei einem Eigentumser-
werb aufgrund der Ausübung des Vorkaufs-
rechts erlöschen rechtsgeschäftliche Vorkaufs-
rechte. Wird die Gemeinde nach Ausübung des 
Vorkaufsrechts im Grundbuch als Eigentüme-
rin eingetragen, so kann sie das Grundbuch-
amt ersuchen, eine zur Sicherung des Übereig-
nungsanspruchs des Käufers im Grundbuch 
eingetragene Vormerkung zu löschen; sie darf 
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angemessener Frist dementsprechend zu nut-
zen, und er sich vor Ablauf der Frist nach § 28 
Abs. 2 Satz 1 hierzu verpflichtet. Weist eine auf 
dem Grundstück befindliche bauliche Anlage 
Mißstände oder Mängel im Sinne des § 177 
Abs. 2 und 3 Satz 1 auf, kann der Käufer die 
Ausübung des Vorkaufsrechts abwenden, 
wenn er diese Mißstände und Mängel binnen 
angemessener Frist beseitigen kann und er 
sich vor Ablauf der Frist nach § 28 Abs. 2 Satz 1 
zur Beseitigung verpflichtet. Die Gemeinde 
hat die Frist nach § 28 Abs. 2 Satz 1 auf Antrag 
des Käufers um zwei Monate zu verlängern, 
wenn der Käufer vor Ablauf dieser Frist 
glaubhaft macht, daß er in der Lage ist, die in 
Satz 1 oder 2 genannten Voraussetzungen zu 
erfüllen. 

(2) Ein Abwendungsrecht besteht nicht 

1. in den Fällen des § 24 Abs. 1 Nr. 1 und 

2. in einem Umlegungsgebiet, wenn das 
Grundstück für Zwecke der Umlegung (§ 45) 
benötigt wird. 

§ 28 
Verfahren und Entschädigung 

(1) Der Verkäufer hat der Gemeinde den In-
halt des Kaufvertrags unverzüglich mitzutei-
len; die Mitteilung des Verkäufers wird durch 
die Mitteilung des Käufers ersetzt. Das Grund-
buchamt darf bei Kaufverträgen den Käufer 
als Eigentümer in das Grundbuch nur eintra-
gen, wenn ihm die Nichtausübung oder das 
Nichtbestehen des Vorkaufsrechts nachgewie-
sen ist. Besteht ein Vorkaufsrecht nicht oder 
wird es nicht ausgeübt, hat die Gemeinde auf 
Antrag eines Beteiligten darüber unverzüglich 
ein Zeugnis auszustellen. Das Zeugnis gilt als 
Verzicht auf die Ausübung des Vorkaufs-
rechts. 

(2) Das Vorkaufsrecht kann nur binnen zwei 
Monaten nach Mitteilung des Kaufvertrags 
durch Verwaltungsakt gegenüber dem Verkäu-
fer ausgeübt werden. Die §§ 504, 505 Abs. 2, 
§§ 506 bis 509 und 512 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs sind anzuwenden. Nach Mitteilung des 
Kaufvertrags ist auf Ersuchen der Gemeinde 
zur Sicherung ihres Anspruchs auf Übereig-
nung des Grundstücks eine Vormerkung in das 
Grundbuch einzutragen; die Gemeinde trägt 
die Kosten der Eintragung der Vormerkung 
und ihrer Löschung. Das Vorkaufsrecht ist 
nicht übertragbar. Bei einem Eigentumser-
werb aufgrund der Ausübung des Vorkaufs-
rechts erlöschen rechtsgeschäftliche Vorkaufs-

rechte. Wird die Gemeinde nach Ausübung des 
Vorkaufsrechts im Grundbuch als Eigentüme-
rin eingetragen, so kann sie das Grundbuch-
amt ersuchen, eine zur Sicherung des Übereig-
nungsanspruchs des Käufers im Grundbuch 
eingetragene Vormerkung zu löschen; sie darf 
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das Ersuchen nur stellen, wenn die Ausübung 
des Vorkaufsrechts für den Käufer unanfecht-
bar ist. 

(3) Abweichend von Absatz 2 bestimmt die 
Gemeinde in den Fällen des § 24 Abs. 1 Nr. 1 
den zu zahlenden Betrag nach den Vorschrif-
ten des Zweiten Abschnitts des Fünften Teils, 
wenn der Erwerb des Grundstücks für die 
Durchführung des Bebauungsplans erforder-
lich ist und es nach dem festgesetzen Verwen-
dungszweck enteignet werden könnte. Mit der 
Unanfechtbarkeit des Bescheids über die Aus-
übung des Vorkaufsrechts erlöschen die Pflich-
ten des Verkäufers aus dem Kaufvertrag mit 
Ausnahme der Pflichten aus § 444 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs. Das Eigentum an dem 
Grundstück geht auf die Gemeinde über, wenn 
der Bescheid über die Ausübung des Vorkaufs-
rechts unanfechtbar geworden und der Ober-
gang des Eigentums in das Grundbuch einge-
tragen worden ist. Die Eintragung in das 
Grundbuch erfolgt auf Ersuchen der Gemein-
de. 

(4) Die Gemeinde kann das ihr nach § 24 
Abs. 1 Nr. 1 zustehende Vorkaufsrecht zugun-
sten eines öffentlichen Bedarfs- oder Erschlie-
ßungsträgers sowie das ihr nach § 24 Abs. 1 
und Nr. 3 zustehende Vorkaufsrecht zugunsten 
eines Sanierungs- oder Entwicklungsträgers 
ausüben, wenn der Träger einverstanden ist. 
Mit der Ausübung des Vorkaufsrechts kommt 
der Kaufvertrag zwischen dem Begünstigten 
und dem Verpflichteten zustande. Die Ge-
meinde haftet für die Verpflichtungen aus dem 
Kaufvertrag neben dem Begünstigten als Ge-
samtschuldnerin. 

(5) Die Gemeinde kann für das Gemeindege-
biet oder für sämtliche Grundstücke einer Ge-
markung auf die Ausübung der ihr nach die-
sem Abschnitt zustehenden Rechte verzichten. 
Sie kann den Verzicht jederzeit für zukünftig 
abzuschließende Kaufverträge widerrufen. Der 
Verzicht und sein Widerruf sind ortsüblich be-
kanntzumachen. Die Gemeinde teilt dem 
Grundbuchamt den Wortlaut ihrer Erklärung 
mit. Ist ein Verzicht erklärt und nicht widerru-
fen,  bedarf es eines Zeugnisses nach Absatz 1 
Satz 3 nicht. 

(6) Hat die Gemeinde das Vorkaufsrecht aus-
geübt und sind einem Dritten dadurch Vermö-
gensnachteile entstanden, so hat sie dafür Ent-
schädigung zu leisten, soweit dem Dritten ein 
vertragliches Recht zum Erwerb des Grund-
stücks zustand, bevor ein gesetzliches Vor-
kaufsrecht der Gemeinde aufgrund dieses Ge-
setzbuchs oder solcher landesrechtlicher Vor-
schriften, die durch § 186 des Bundesbaugeset-
zes aufgehoben worden sind, begründet wor-
den ist. Die Vorschriften über die Entschädi-
gung im Zweiten Abschnitt des Fünften Teils 
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das Ersuchen nur stellen, wenn die Ausübung 
des Vorkaufsrechts für den Käufer unanfecht-
bar ist. 

(3) unverändert 

(4) Die Gemeinde kann das ihr nach § 24 
Abs. 1 Nr. 1 zustehende Vorkaufsrecht zugun-
sten eines öffentlichen Bedarfs- oder Erschlie-
ßungsträgers sowie das ihr nach § 24 Abs. 1 
Nr. 3 zustehende Vorkaufsrecht zugunsten ei-
nes Sanierungs- oder Entwicklungsträgers 
ausüben, wenn der Träger einverstanden ist. 
Mit der Ausübung des Vorkaufsrechts kommt 
der Kaufvertrag zwischen dem Begünstigten 
und dem Verkäufer zustande. Die Gemeinde 
haftet für die Verpflichtungen aus dem Kauf-
vertrag neben dem Begünstigten als Gesamt-
schuldnerin. 

(5) Die Gemeinde kann für das Gemeindege-
biet oder für sämtliche Grundstücke einer Ge-
markung auf die Ausübung der ihr nach die-
sem Abschnitt zustehenden Rechte verzichten. 
Sie kann den Verzicht jederzeit für zukünftig 
abzuschließende Kaufverträge widerrufen. Der 
Verzicht und sein Widerruf sind ortsüblich be-
kanntzumachen. Die Gemeinde teilt dem 
Grundbuchamt den Wortlaut ihrer Erklärung 
mit. Hat die Gemeinde auf die Ausübung ihrer 
Rechte verzichtet, bedarf es eines Zeugnisses 
nach Absatz 1 Satz 3 nicht, soweit nicht ein Wi-
derruf erklärt ist. 

(6) unverändert 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/6166  

Entwur f  

sind entsprechend anzuwenden. Kommt eine 
Einigung über die Entschädigung nicht zustan-
de, entscheidet die höhere Verwaltungsbehör-
de."  

28. Die Zwischenüberschrift des Dritten Teils wird 
wie folgt gefaßt: 

„Dritter Teil 

Regelung der baulichen 
und sonstigen Nutzung; Entschädigung" 

29. In § 29 wird Satz 4 gestrichen. 

30. § 30 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 30 

Zulässigkeit von Vorhaben im Geltungsbereich 
eines Bebauungsplans 

(1) Im Geltungsbereich eines Bebauungs-
plans, der allein oder gemeinsam mit sonstigen 
baurechtlichen Vorschriften mindestens Fest-
setzungen über die Art und das Maß der bauli-
chen Nutzung, die überbaubaren Grundstücks-
flächen und die örtlichen Verkehrsflächen ent-
hält, ist ein Vorhaben zulässig, wenn es diesen 
Festsetzungen nicht widerspricht und die Er-
schließung gesichert ist. 

(2) Im Geltungsbereich eines Bebauungs-
plans, der die Voraussetzungen des Absatzes 1 
nicht erfüllt (einfacher Bebauungsplan), richtet 
sich die Zulässigkeit von Vorhaben im übrigen 
nach § 34 oder § 35." 

31. § 31 wird wie folgt gefaßt: 

"§ 31 

Ausnahmen und Befreiungen 

(1) Von den Festsetzungen des Bebauungs-
plans können solche Ausnahmen zugelassen 
werden, die in dem Bebauungsplan nach Art 
und Umfang ausdrücklich vorgesehen sind. 

(2) Von den Festsetzungen des Bebauungs-
plans kann im Einzelfall befreit werden, wenn 

1. Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Be-
freiung erfordern oder 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

28. unverändert 

29. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Für Vorhaben, die die Errichtung, Ände-
rung oder Nutzungsänderung von bauli-
chen Anlagen zum Inhalt haben und die 
einer bauaufsichtlichen Genehmigung oder 
Zustimmung bedürfen oder die der Bauauf-
sichtsbehörde angezeigt werden müssen, 
gelten die §§ 30 bis 37; die §§ 30 bis 37 gelten 
auch, wenn in einem anderen Verfahren 
über die Zulässigkeit entschieden wird."  

b) Satz 4 wird gestrichen. 

30. unverändert 

31. unverändert 
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2. die Abweichung städtebaulich vertretbar ist 
und die Grundzüge der Planung nicht be-
rührt werden oder 

3. die Durchführung des Bebauungsplans zu 
einer offenbar nicht beabsichtigten Härte 
führen würde 

 
und wenn die Abweichung auch unter Würdi-
gung nachbarlicher Interessen mit den öffent-
lichen Belangen vereinbar ist."  

32. § 33 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 33 

Zulässigkeit von Vorhaben 
während der Planaufstellung 

(1) In Gebieten, für die die Gemeinde be-
schlossen hat,  einen Bebauungsplan aufzustel-
len, ist ein Vorhaben zulässig, wenn 

1. die öffentliche Auslegung (§ 3 Abs. 2 und 3) 
durchgeführt und die Träger öffentlicher 
Belange (§ 4 Abs. 1) beteiligt worden sind, 

2. anzunehmen ist, daß das Vorhaben den 
künftigen Festsetzungen des Bebauungs-
plans nicht entgegensteht, 

3. der Antragsteller diese Festsetzungen für 
sich und seine Rechtsnachfolger schriftlich 
anerkennt und 

4. die Erschließung gesichert ist. 

(2) Vor Durchführung der öffentlichen Ausle-
gung und Beteiligung der Träger öffentlicher 
Belange kann ein Vorhaben zugelassen wer-
den, wenn die in Absatz 1 Nr. 2 bis 4 bezeichne-
ten Voraussetzungen erfüllt sind. Den betroffe-
nen Bürgern und berührten Trägern öffentli-
cher Belange ist vor Erteilung der Genehmi-
gung Gelegenheit zur Stellungnahme inner-
halb angemessener Frist zu geben, soweit sie 
dazu nicht bereits zuvor Gelegenheit hatten." 

33. § 34 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 34 

Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der 
im Zusammenhang bebauten Ortsteile 

(1) Innerhalb der im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteile ist ein Vorhaben zulässig, wenn 
es sich nach Art und Maß der baulichen Nut-
zung, der Bauweise und der Grundstücksflä-
che, die überbaut werden soll, in die Eigenart 
der näheren Umgebung einfügt und die Er-
schließung gesichert ist. Die Anforderungen an 
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse müs-
sen gewahrt bleiben; das Ortsbild darf nicht 
beeinträchtigt werden. 

(2) Entspricht die Eigenart der näheren Um-
gebung einem der Baugebiete, die in der auf- 
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32. § 33 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 33 

Zulässigkeit von Vorhaben 
während der Planaufstellung 

(1) In Gebieten, für die ein Beschluß über die 
Aufstellung eines Bebauungsplans gefaßt ist, 
ist ein Vorhaben zulässig, wenn 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

(2) unverändert 

33. § 34 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 34 

Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der 
im Zusammenhang bebauten Ortsteile 

(1) unverändert 

 

(2) Entspricht die Eigenart der näheren Um-
gebung einem der Baugebiete, die in der auf- 
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grund des § 2 Abs. 5 erlassenen Verordnung be-
zeichnet sind, beurteilt sich die Zulässigkeit 
des Vorhabens nach seiner Art allein danach, 
ob es nach der Verordnung in dem Baugebiet 
allgemein oder ausnahmsweise zulässig wäre; 
§ 31 Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden. 

(3) Nach den Absätzen 1 und 2 unzulässige 
Erweiterungen, Änderungen, Nutzungsände-
rungen und Erneuerungen von zulässigerweise 
errichteten baulichen und sonstigen Anlagen 
können im Einzelfall zugelassen werden, 
wenn 

1. die Zulassung aus Gründen des Wohls der 
Allgemeinheit erforderlich ist oder 

2. das Vorhaben einem Betrieb dient und städ-
tebaulich vertretbar ist 

und wenn die Abweichung auch unter Würdi-
gung nachbarlicher Interessen mit den öffent-
lichen Belangen vereinbar ist. Satz 1 findet 
keine Anwendung auf Einzelhandelsbetriebe, 
die die verbrauchernahe Versorgung der Be-
völkerung beeinträchtigen können. 

(4) Die Gemeinde kann durch Satzung 

1. die Grenzen für im Zusammenhang bebaute 
Ortsteile festlegen, 

2. bebaute Bereiche im Außenbereich als im 
Zusammenhang bebaute Ortsteile festlegen, 
wenn die Flächen im Flächennutzungsplan 
als Baufläche dargestellt sind, 

3. einzelne Außenbereichsgrundstücke zur Ab-
rundung der Gebiete nach den Nummern 1 
und 2 einbeziehen. 

Die Satzung nach Satz 1 Nr. 2 und 3 muß mit 
einer geordneten städtebaulichen Entwicklung 
vereinbar sein. In ihr können einzelne Festset-
zungen nach § 9 Abs. 1 und 4 getroffen werden. 
§ 9 Abs. 6 ist entsprechend anzuwenden. 

(5) Vor dem Erlaß der Satzung nach Absatz 4 
Satz 1 Nr. 2 und 3 ist den betroffenen Bürgern 
und berührten Trägern öffentlicher Belange 
Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb an-
gemessener Frist zu geben. Auf die Satzung ist 
§ 16 entsprechend anzuwenden." 

34. § 35 wird wie folgt geändert: 
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grund des § 2 Abs. 5 erlassenen Verordnung be-
zeichnet sind, beurteilt sich die Zulässigkeit 
des Vorhabens nach seiner Art allein danach, 
ob es nach der Verordnung in dem Baugebiet 
allgemein zulässig wäre; auf die nach der Ver-
ordnung ausnahmsweise zulässigen Vorhaben 
ist § 31 Abs. 1, im übrigen ist § 31 Abs. 2 ent-
sprechend anzuwenden. 

(3) Nach den Absätzen 1 und 2 unzulässige 
Erweiterungen, Änderungen, Nutzungsände-
rungen und Erneuerungen von zulässigerweise 
errichteten baulichen und sonstigen Anlagen 
können im Einzelfall zugelassen werden, 
wenn 

1. unverändert 

2. unverändert 

und wenn die Abweichung auch unter Würdi-
gung nachbarlicher Interessen mit den öffent-
lichen Belangen vereinbar und die Erschlie-
ßung gesichert ist. Satz 1 findet keine Anwen-
dung auf Einzelhandelsbetriebe, die die ver-
brauchernahe Versorgung der Bevölkerung be-
einträchtigen können. 

(4) Die Gemeinde kann durch Satzung 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

Die Satzung nach Satz 1 Nr. 2 und 3 muß mit 
einer geordneten städtebaulichen Entwicklung 
vereinbar sein. In ihr können einzelne Festset-
zungen nach § 9 Abs. 1, 2 und 4 getroffen wer-
den. § 9 Abs. 6 ist entsprechend anzuwenden. 

(5) Vor dem Erlaß der Satzung nach Absatz 4 
Satz 1 Nr. 2 und 3 ist den betroffenen Bürgern 
und berührten Trägern öffentlicher Belange 
Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb an-
gemessener Frist zu geben. Auf die Satzung ist 
§ 22 Abs. 3 entsprechend anzuwenden." 

34. § 35 wird wie folgt geändert: 

Oa) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 4 wird „oder" durch ein 
Komma ersetzt. 

bb) In Nummer 5 wird der Punkt durch 
ein „oder" ersetzt. 

cc) Nach Nummer 5 wird folgende Num-
mer 6 angefügt: 
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a) In Absatz 3 Satz 1 wird nach „Natur- und 
Landschaftsschutzes" „und des Denkmal-
schutzes" eingefügt. 

b) Die Absätze 4 und 5 werden Absatz 4 und 
wie folgt gefaßt: 
„(4) Den nachfolgend bezeichneten sonsti-

gen Vorhaben im Sinne des Absatzes 2 
kann nicht entgegengehalten werden, daß 
sie Darstellungen des Flächennutzungs-
plans oder eines Landschaftsplans wider-
sprechen, die natürliche Eigenart der Land-
schaft beeinträchtigen oder die Entstehung, 
Verfestigung oder Erweiterung einer Split-
tersiedlung befürchten lassen: 

1. die Änderung der bisherigen Nutzung 
ohne wesentliche Änderung einer bauli-
chen Anlage im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 1 bis 3, 

2. die Neuerrichtung eines gleichartigen, 
zulässigerweise errichteten Wohngebäu-
des an gleicher Stelle, wenn das vorhan-
dene Gebäude durch wirtschaftlich ver-
tretbare Modernisierungsmaßnahmen 
den allgemeinen Anforderungen an ge-
sunde Wohnverhältnisse nicht angepaßt 
werden kann, es seit längerer Zeit von 
dem Eigentümer selbst genutzt wird und 
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
daß das neu errichtete Wohngebäude für 
den Eigenbedarf des bisherigen Eigentü-
mers oder seiner Familie genutzt wird, 
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„6. der Erforschung, Entwicklung oder 
Nutzung der Kernenergie zu fried-
lichen Zwecken oder der Entsor-
gung radioaktiver Abfälle dient." 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird im ersten Spiegelstrich 
„den Zielen der Raumordnung und 
Landesplanung oder" gestrichen, im 
dritten Spiegelstrich „Abwasser- und 
Abfallbeseitigung" durch „Abfallent-
sorgung und Abwasserbeseitigung" 
ersetzt; der fünfte Spiegelstrich wird 
wie folgt gefaßt: „— Belange des Na-
turschutzes und der Landschaftspflege 
oder des Denkmalschutzes beein-
trächtigt,". 

bb) Folgender Satz 3 wird angefügt: 
„Raumbedeutsame Vorhaben nach 
den Absätzen 1 und 2 dürfen den 
Zielen der Raumordnung und Landes-
planung nicht widersprechen; öffentli-
che Belange stehen raumbedeutsamen 
Vorhaben nach Absatz 1 nicht entge-
gen, soweit die Belange bei der Dar-
stellung dieser Vorhaben als Ziele der 
Raumordnung und Landesplanung in 
Programmen und Plänen im Sinne 
des § 5 des Raumordnungsgesetzes 
abgewogen worden sind." 

b) Die Absätze 4 und 5 werden Absatz 4 und 
wie folgt gefaßt: 
„(4) Den nachfolgend bezeichneten son-

stigen Vorhaben im Sinne des Absatzes 2 
kann nicht entgegengehalten werden, daß 
sie Darstellungen des Flächennutzungs-
plans oder eines Landschaftsplans wider-
sprechen, die natürliche Eigenart der 
Landschaft beeinträchtigen oder die Ent-
stehung, Verfestigung oder Erweiterung ei-
ner Splittersiedlung befürchten lassen: 

1. unverändert 

2. unverändert 
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3. die alsbaldige Neuerrichtung eines zuläs-
sigerweise errichteten, durch Brand, Na-
turereignisse oder andere außergewöhn-
liche Ereignisse zerstörten, gleichartigen 
Gebäudes an gleicher Stelle, 

4. die Änderung oder Nutzungsänderung 
von erhaltenswerten, das Bild der Kultur-
landschaft prägenden Gebäuden, auch 
wenn sie aufgegeben sind, wenn das Vor-
haben einer zweckmäßigen Verwendung 
der Gebäude und der Erhaltung des Ge-
staltwerts dient, 

5. die Erweiterung von zulässigerweise er-
richteten Wohngebäuden, wenn die Er-
weiterung im Verhältnis zum vorhande-
nen Wohngebäude untergeordnet ist, 

6. die bauliche Erweiterung eines zulässi-
gerweise errichteten gewerblichen Be-
triebs, wenn die Erweiterung im Verhält-
nis zum vorhandenen Gebäude und Be-
trieb angemessen ist. 

In den Fällen der Nummern 2 und 3 sind 
geringfügige Erweiterungen des neuen Ge-
bäudes gegenüber dem beseitigten oder zer-
störten Gebäude sowie geringfügige Abwei-
chungen vom bisherigen Standort des Ge-
bäudes zulässig. Bei Anwendung des Sat-
zes 1 Nr. 1 und 5 sind in Wohngebäuden 
höchstens zwei Wohnungen zulässig; die 
Einrichtung einer zweiten Wohnung setzt 
weiter voraus, daß Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, daß das Wohngebäude vom 
bisherigen Eigentümer oder seiner Familie 
selbst genutzt  wird."  

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 an-
gefügt: 

„(5) Die nach den Absätzen 1 bis 4 zulässi-
gen Vorhaben sind in einer flächensparen-
den und den Außenbereich schonenden 
Weise auszuführen." 

d) In Absatz 6 Satz 1 wird „der Absätze 4 und 
5" durch „des Absatzes 4" ersetzt. 

35. § 36 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 36 
Beteiligung der Gemeinde und der höheren 

Verwaltungsbehörde 

(1) Über die Zulässigkeit von Vorhaben nach 
den §§ 31, 33 bis 35 wird im bauaufsichtlichen 
Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde 
im Einvernehmen mit der Gemeinde entschie-
den. Das Einvernehmen der Gemeinde ist auch 
erforderlich, wenn in einem anderen Verwal-
tungsverfahren über die Zulässigkeit nach den 
in Satz 1 bezeichneten Vorschriften entschie- 
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3. unverändert 

4. unverändert 

5. die Erweiterung von zulässigerweise er-
richteten Wohnungsgebäuden, wenn die 
Erweiterung im Verhältnis zum vorhan-
denen Wohngebäude und unter Berück-
sichtigung der Wohnbedürfnisse ange-
messen ist, 

6. unverändert 

In den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 und 3 sind 
geringfügige Erweiterungen des neuen Ge-
bäudes gegenüber dem beseitigten oder 
zerstörten Gebäude sowie geringfügige Ab-
weichungen vom bisherigen Standort des 
Gebäudes zulässig. Bei Anwendung des 
Satzes 1 Nr. 1 und 5 sind in Wohngebäuden 
höchstens zwei Wohnungen zulässig; die 
Einrichtung einer zweiten Wohnung setzt 
weiter voraus, daß Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, daß das Wohngebäude vom 
bisherigen Eigentümer oder seiner Familie 
selbst genutzt  wird."  

c) unverändert 

d) unverändert 

35. § 36 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 36 
Beteiligung der Gemeinde und der höheren 

Verwaltungsbehörde 

(1) Über die Zulässigkeit von Vorhaben nach 
den §§ 31, 33 bis 35 wird im bauaufsichtlichen 
Verfahren von der Baugenehmigungsbehörde 
im Einvernehmen mit der Gemeinde entschie-
den. Das Einvernehmen der Gemeinde ist auch 
erforderlich, wenn in einem anderen Verfah-
ren über die Zulässigkeit nach den in Satz 1 
bezeichneten Vorschriften entschieden wird; 
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den wird; dies gilt nicht für Vorhaben der in 
§ 29 Satz 3 bezeichneten Art, die der Bergauf-
sicht unterliegen, sowie für Vorhaben, für die 
gesetzliche Planfeststellungsverfahren vorge-
sehen sind. In den Fällen des § 31 Abs. 2, § 33, 
§ 34 Abs. 3 und § 35 Abs. 2 und 4 ist auch die 
Zustimmung der höheren Verwaltungsbehörde 
erforderlich. 

(2) Das Einvernehmen der Gemeinde und die 
Zustimmung der höheren Verwaltungsbehörde 
darf nur aus den sich aus den §§ 31, 33, 34 und 
35 ergebenden Gründen versagt werden. Das 
Einvernehmen der Gemeinde und die Zustim-
mung der höheren Verwaltungsbehörde gelten 
als erteilt, wenn sie nicht binnen zwei Monaten 
nach Eingang des Ersuchens der Genehmi-
gungsbehörde verweigert werden. Die höhere 
Verwaltungsbehörde kann für bestimmte Fälle 
allgemein festlegen, daß ihre Zustimmung 
nicht erforderlich ist." 

36. In § 37 Abs. 1 wird „und" durch „oder" ersetzt 
und „ , 31" gestrichen. 

37. § 39 wird neuer § 202; Satz 2 wird aufgehoben. 

38. Abschnitt 1 a des Dritten Teils (Anordnung von 
Baumaßnahmen, Pflanzgebot, Nutzungsgebot, 
Abbruchgebot und Erhaltung baulicher Anla-
gen, §§ 39 a bis 39 i) wird gestrichen. 

39. § 39j wird neuer § 39 und erste Vorschrift des 
Zweiten Abschnitts. 
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dies gilt nicht für Vorhaben der in § 29 Satz 3 
bezeichneten Art, die der Bergaufsicht unter-
liegen, sowie für Vorhaben, für die gesetzliche 
Planfeststellungsverfahren vorgesehen sind. 
In den Fällen der §§ 33, 34 Abs. 3 und § 35 Abs. 2 
und 4 ist auch die Zustimmung der höheren 
Verwaltungsbehörde erforderlich. 

(2) Das Einvernehmen der Gemeinde und die 
Zustimmung der höheren Verwaltungsbehörde 
dürfen nur aus den sich aus den §§ 31, 33, 34 
und 35 ergebenden Gründen versagt werden. 
Das Einvernehmen der Gemeinde und die Zu-
stimmung der höheren Verwaltungsbehörde 
gelten als erteilt, wenn sie nicht binnen zwei 
Monaten nach Eingang des Ersuchens der Ge-
nehmigungsbehörde verweigert werden. Die 
höhere Verwaltungsbehörde kann für be-
stimmte Fälle allgemein festlegen, daß ihre Zu-
stimmung nicht erforderlich ist."  

36. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird „Gesetzes" jeweils durch 
„Gesetzbuchs" und „und" durch „oder" er-
setzt und „ ,§ 31" gestrichen. 

b) In Absatz 3 Satz 1 wird „Gesetz" durch „Ge-
setzbuch" ersetzt. 

c) In Absatz 4 Satz 1 wird „Gesetz über die 
Landbeschaffung für Aufgaben der Vertei-
digung vom 23. Februar 1957 (Bundesge-
setzbl. I  S. 134), geändert durch das Gesetz 
zur Änderung von Vorschriften auf dem 
Gebiet der Landbeschaffung vom 29. No-
vember 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 653)," 
durch „Landbeschaffungsgesetz" ersetzt. 

36a. In § 38 Satz 1 wird „vom 6. August 1953 (Bun-
desgesetzbl. I S. 903)", „vom 13. Dezember 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 955)", „vom 18. Dezember 
1899 (Reichsgesetzbl. S. 705)", „in der Fassung 
vom 4. November 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1113)", „vom 21. März 1961 (Bundesge-
setzbl. I S. 241)", „vom 7. Juni 1972 (Bundesge-
setzbl. I S. 873)" und „vom 29. Januar 1976 
(Bundesgesetzbl. I S. 241)" gestrichen und 
„Abfallbeseitigungsgesetzes" durch „Abfallge-
setzes" ersetzt. 

37. unverändert 

38. unverändert 

39. unverändert 
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40. § 40 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird nach Nummer 13 folgende 
Nummer 14 eingefügt: 

„14. Flächen für Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft". 

b) In Satz 2 wird „13" durch „14" ersetzt. 

41. Nach § 40 wird als neuer § 41 folgende Neufas-
sung der §§ 42 und 43 eingefügt: 

„§ 41 

Entschädigung bei Begründung von Geh-, 
Fahr- und Leitungsrechten und bei Bindungen 

für Bepflanzungen 

(1) Sind im Bebauungsplan Flächen festge-
setzt, die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten 
zu belasten sind, so kann der Eigentümer unter 
den Voraussetzungen des § 40 Abs. 2 verlangen, 
daß an diesen Flächen einschließlich der für 
die Leitungsführungen erforderlichen Schutz-
streifen das Recht zugunsten des in § 44 Abs. 1 
und 2 Bezeichneten begründet wird. Dies gilt 
nicht für die Verpflichtung zur Duldung sol-
cher örtlichen Leitungen, die der Erschließung 
und Versorgung des Grundstücks dienen. Wei-
tergehende Rechtsvorschriften, nach denen 
der Eigentümer zur Duldung von Versorgungs-
leitungen verpflichtet ist, bleiben unberührt.  

(2) Sind im Bebauungsplan Bindungen für 
Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäu-
men, Sträuchern und Gewässern sowie für das 
Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern fest-
gesetzt, ist dem Eigentümer eine angemessene 
Entschädigung in Geld zu leisten, wenn und 
soweit infolge dieser Festsetzungen 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

40. § 40 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

00a) In Satz 1 wird Nummer 1 wie folgt ge-
faßt: 

„1. Flächen für den Gemeinbedarf sowie 
für Sport- und Spielanlagen,". 

Oa) In Satz 1 wird Nummer 7 wie folgt ge-
faßt: 

„7. Flächen für die Abfallentsorgung und 
Abwasserbeseitigung sowie für Abla-
gerungen,". 

a) unverändert 

b) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Dies gilt in den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 
in bezug auf Flächen für Sport- und 
Spielanlagen sowie des Satzes 1 Nr. 4 und 
10 bis 14 nicht, soweit die Festsetzungen 
oder ihre Durchführung den Interessen 
des Eigentümers oder der Erfüllung einer 
ihm obliegenden Rechtspflicht dienen." 

41. Nach § 40 wird als neuer § 41 folgende Neufas-
sung der §§ 42 und 43 eingefügt: 

„§ 41 

Entschädigung bei Begründung von Geh-, 
Fahr- und Leitungsrechten und bei Bindungen 

für Bepflanzungen 

(1) unverändert 

(2) Sind im Bebauungsplan Bindungen für 
Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäu-
men, Sträuchern, sonstigen Bepflanzungen 
und Gewässern sowie das Anpflanzen von Bäu-
men, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
festgesetzt, ist dem Eigentümer eine angemes-
sene Entschädigung in Geld zu leisten, wenn 
und soweit infolge dieser Festsetzungen 
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1. besondere Aufwendungen notwendig sind, 
die über das bei ordnungsgemäßer Bewirt-
schaftung erforderliche Maß hinausgehen, 
oder 

2. eine wesentliche Wertminderung des 
Grundstücks eintritt." 

42. § 44 wird neuer § 42. 

43. Die §§ 44 a und 44 c werden mit folgender Maß-
gabe neuer § 44: 

a) § 44 erhält die Überschrift „Entschädigungs-
pflichtige, Fälligkeit und Erlöschen der Ent-
schädigungsansprüche". 

b) Absätze 1 und 2 des § 44 a werden Absätze 1 
und 2. 

c) Absätze 1 bis 3 des § 44c werden Absätze 3 
bis 5 und wie folgt geändert: 

aa) In Absatz 3 Satz 1 wird „§§ 39j, 40 und 
42 bis 44" durch „§§ 39 bis 42" ersetzt. 

bb) In Absatz 4 wird „Absatz 1" durch „Ab-
satz 3" ersetzt. 

cc) In Absatz 5 wird „des Absatzes 1 Satz 1 
und 2 sowie des Absatzes 2" durch „des 
Absatzes 3 Satz 1 und 2 sowie des Ab-
satzes 4" ersetzt. 

44. § 44b wird neuer § 43 und wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Liegen die Voraussetzungen der §§ 40 
und 41 Abs. 1 vor, ist eine Entschädigung 
nur nach diesen Vorschriften zu gewähren. 
In den Fällen der §§ 40 und 41 sind solche 
Wertminderungen nicht zu berücksichtigen, 
die bei Anwendung des § 42 nicht zu ent-
schädigen wären." 

b) In Absatz 4 Nr. 2 wird „§ 3 Abs. 2 und 3 des 
Städtebauförderungsgesetzes" durch „§ 136 
Abs. 3 und 4" ersetzt. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

1. unverändert 

2. unverändert 

42. unverändert 

43. unverändert 

44. § 44b wird neuer § 43 und wie folgt geändert: 

Oa) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „Höhe 
der" gestrichen. 

aal) Der bisherige Satz 2 wird gestrichen. 

bb) Im neuen Satz 2 werden nach den 
Worten „Fünften Teils" die Worte „so-
wie § 121" eingefügt. 

cc) Der neue Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 
„Für Bescheide über die Festsetzung 
der zu zahlenden Geldentschädigung 
gilt § 122 entsprechend." 

a) unverändert 

b) In Absatz 4 Nr. 2 wird „§ 3 Abs. 2 und 3 des 
Städtebauförderungsgesetzes" durch „§ 136 
Abs. 2 und 3" ersetzt. 
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45. In § 45 Abs. 1 wird „im Sinne des § 30" gestri-
chen. 

46. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Nummern 2a bis 4 
Nummern 3 bis 5. 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Die Gemeinde kann ihre Befugnis zur 
Durchführung der Umlegung auf die Flur-
bereinigungsbehörde oder eine andere ge-
eignete Behörde für das Gemeindegebiet 
oder Teile des Gemeindegebiets übertragen. 
Die Einzelheiten der Übertragung ein-
schließlich der Mitwirkungsrechte der Ge-
meinde können in einer Vereinbarung zwi-
schen ihr und der die Umlegung durchfüh-
renden Behörde geregelt werden."  

c) In Absatz 5 Satz 1, 1. Halbsatz wird „§ 24 
Abs. 1 Nr. 3" durch „§ 24 Abs. 1 Nr. 2" er-
setzt. 

47. In § 48 Abs. 4 Satz 2 wird „§ 150 Abs. 2 Satz 2 bis 
4" durch „§ 208 Satz 2 bis 4" ersetzt. 

48. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Im Einleitungssatz wird „des Umle-
gungsplans (§ 71)" durch „nach § 71" er-
setzt. 

bb) In den Nummern 3 und 4 wird jeweils 
„genehmigungsbedürftige" durch „ge-
nehmigungs-, zustimmungs- oder anzei-
gepflichtige" ersetzt. 

b) In Absatz 5 Satz 1, 1. Halbsatz wird „Nr. 2 a" 
durch „Nr. 3" ersetzt. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

45. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird „im Sinne des § 30" gestri-
chen. 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird „der Auslegung der 
Umlegungskarte (§ 69 Abs. 1)" durch „dem 
Beschluß über die Aufstellung des Umle-
gungsplans (§ 66 Abs. 1)" ersetzt. 

46. unverändert 

47. unverändert 

48. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

bb) In Nummer 1 wird vor dem Semikolon 
eingefügt" oder Baulasten neu begrün-
det, geändert oder aufgehoben wer-
den". 

cc) In den Nummern 3 und 4 wird jeweils 
„genehmigungsbedürftige" durch „ge-
nehmigungs-, zustimmungs- oder anzei-
gepflichtige" ersetzt. 

dd) Nach Nummer 4 wird folgender Satz 
angefügt: 
„Einer Genehmigung nach Satz 1 be-
darf es im förmlich festgelegten Sanie-
rungsgebiet nur, wenn und soweit eine 
Genehmigungspflicht nach § 144 nicht 
besteht."  

b) In Absatz 5 Satz 1, 1. Halbsatz wird „Nr. 2 a" 
durch „Nr. 3" und „Rechtsverordnung" 
durch „Verordnung" ersetzt. 
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49. In § 52 Abs. 2 wird „oder deren Grenzen durch 
die Umlegung nicht geändert werden sollen" 
gestrichen. 

50. § 53 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird „die bisherige Lage, die 
Größe und die Nutzung der Grundstücke 
des Umlegungsgebiets" durch „mindestens 
die bisherige Lage und Form der Grund-
stücke des Umlegungsgebiets und die auf 
ihnen befindlichen Gebäude" ersetzt. 

b) In Satz 3 werden im Einleitungssatz nach 
„Grundstück" „mindestens" und in Num-
mer 2 nach „Bezeichnung" ein Komma und 
„die Größe und die Nutzung" eingefügt. 

51. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Benachrichtigungen und Umlegungsver-
merk". 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) In Satz 1 wird nach „Grundbuchamt" 

„und der für die Führung des Liegen-
schaftskatasters zuständigen Stelle" 
eingefügt. 

bb) In Satz 2 wird „Das Grundbuchamt hat" 
durch „Sie ersucht das Grundbuchamt," 
ersetzt. 

52. § 55 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Aus der Umlegungsmasse sind vor-
weg die Flächen auszuscheiden und der Ge-
meinde oder dem sonstigen Erschließungs-
träger zuzuteilen, die nach dem Bebauungs-
plan festgesetzt sind als 

1. örtliche Verkehrsflächen für Straßen, 
Wege einschließlich Wohnwege und 
Plätze sowie für Sammelstraßen inner-
halb des Umlegungsgebiets, 

2. Flächen für Parkplätze oder Grünanla-
gen, soweit sie Bestandteil der in Num- 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

49. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird „oder deren Grenzen durch 
die Umlegung nicht geändert werden sol-
len" gestrichen. 

b) In Absatz 3 Satz 1 wird „zur Auslegung der 
Umlegungskarte (§ 69 Abs. 1)" durch „zum 
Beschluß über die Aufstellung des Umle-
gungsplans (§ 66 Abs. 1)" ersetzt. 

50. § 53 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) In Satz 3 werden im Einleitungssatz nach 
„Grundstück" „mindestens" und in Num-
mer 2 nach „Bezeichnung" ein Komma und 
„die Größe und die Nutzungsart nach dem 
Liegenschaftskataster" eingefügt. 

51. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) In Absatz 1 Satz 1 wird nach „Grundbuch-
amt" „und der für die Führung des Liegen-
schaftskatasters zuständigen Stelle" einge-
fügt. 

c) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Das Grundbuchamt und die für die 
Führung des Liegenschaftskatasters zu-
ständige Stelle haben die Umlegungsstelle 
von allen Eintragungen zu benachrichtigen, 
die nach dem Zeitpunkt der Einleitung des 
Umlegungsverfahrens im Grundbuch der 
betroffenen Grundstücke und im Liegen-
schaftskataster vorgenommen sind oder 
vorgenommen werden."  

52. § 55 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Aus der Umlegungsmasse sind vor-
weg die Flächen auszuscheiden und der Ge-
meinde oder dem sonstigen Erschließungs-
träger zuzuteilen, die nach dem Bebauungs-
plan innerhalb des Umlegungsgebiets fest-
gesetzt sind als 

1. örtliche Verkehrsflächen für Straßen, 
Wege einschließlich Fuß- und Wohnwege 
und für Plätze sowie für Sammelstraßen, 

2. Flächen für Parkplätze, Grünanlagen 
einschließlich Kinderspielplätze und An- 
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mer 1 genannten Verkehrsanlagen oder 
nach städtebaulichen Grundsätzen in-
nerhalb des Umlegungsgebiets zu seiner 
Erschließung notwendig sind, 

3. Flächen für Kinderspielplätze innerhalb 
des Umlegungsgebiets sowie 

4. Flächen für Anlagen zum Schutz des Um-
legungsgebiets gegen schädliche Umwelt-
einwirkungen im Sinne des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes, auch wenn sie 
nicht Bestandteil der in den Nummern 1 
bis 3 genannten Anlagen sind. 

Dies gilt für Flächen im Sinne des Satzes 1 
Nr. 2 bis 4 nur insoweit, als sie überwiegend 
den Bedürfnissen der Bewohner des Umle-
gungsgebiets dienen sollen." 

b) In Absatz 3 wird „örtliche Verkehrsflächen 
und Grünflächen insoweit abgefunden, als 
nach den Festsetzungen des Bebauungs-
plans Flächen für die in Absatz 2 genannten 
Zwecke benötigt werden" durch „Flächen 
nach Absatz 2 abgefunden" ersetzt. 

53. § 57 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird „ist möglichst ein Grundstück 
mit dem gleichen Verkehrswert zuzuteilen" 
durch „soll ein Grundstück mindestens mit 
dem Verkehrswert zugeteilt werden" er-
setzt. 

b) In Satz 4 wird nach „berücksichtigen" ein 
Strichpunkt und „sollen Grundstücke in be-
zug auf die Flächen nach § 55 Abs. 2 er-
schließungsbeitragspflichtig zugeteilt wer-
den, bleiben Wertänderungen insoweit un-
berücksichtigt" eingefügt. 

54. § 58 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Geht die Umlegungsstelle von dem Ver-
hältnis der Flächen aus, hat sie von den ein-
geworfenen Grundstücken unter Anrech-
nung des Flächenabzugs nach § 55 Abs. 2 ei-
nen Flächenbeitrag in einem solchen Um-
fang abzuziehen, daß die Vorteile ausgegli-
chen werden, die durch die Umlegung er-
wachsen; dabei bleiben in den Fällen des 
§ 57 Satz 4 Halbsatz 2 die Vorteile insoweit 
unberücksichtigt." 

b) Absatz 2 wird aufgehoben; die Absätze 3 
und 4 werden Absätze 2 und 3. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

lagen zum Schutz gegen schädliche Um-
welteinwirkungen im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes, soweit sie 
nicht schon Bestandteil der in Nummer 1 
genannten Verkehrsanlagen sind, sowie 
für Regenklär- und Regenüberlaufbek-
ken, wenn die Flächen überwiegend den 
Bedürfnissen der Bewohner des Umle-
gungsgebiets dienen sollen." 

b) unverändert 

53. § 57 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) In Satz 4 wird nach „berücksichtigen" ein 
Strichpunkt und „sollen Grundstücke in be-
zug auf Flächen nach § 55 Abs. 2 erschlie-
ßungsbeitragspflichtig zugeteilt werden, 
bleiben Wertänderungen insoweit unbe-
rücksichtigt" eingefügt. 

54. unverändert 
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55. § 59 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 2 werden folgende Sätze ange-
fügt: 

„Auf den Geldausgleich sind die Vorschrif-
ten über die Entschädigung im Zweiten Ab-
schnitt des Fünften Teils entsprechend an-
zuwenden, soweit die Zuteilung den Ein-
wurfswert oder mehr als nur unwesentlich 
den Sollanspruch unterschreitet. Der Geld-
ausgleich bemißt sich nach dem Verkehrs-
wert, bezogen auf den Zeitpunkt der Auf-
stellung des Umlegungsplans, soweit die Zu- 
teilung den Sollanspruch mehr als nur un-
wesentlich überschreitet und dadurch die 
bebauungsplanmäßige Nutzung ermög-
licht." 

b) In Absatz 3 wird „Nr. 2 bis 4" durch „Nr. 2 
und 3" ersetzt. 

c) In Absatz 4 wird am Ende der Nummer 3 
„oder" gestrichen sowie die Nummer 4 auf-
gehoben. 

d) Dem Absatz 6 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„Die Vorschriften über die Entschädigung 
im Zweiten Abschnitt des Fünften Teils 
sind entsprechend anzuwenden." 

e) In Absatz 7 wird „des § 39b ein Bau- oder 
Pflanzgebot, unter den Voraussetzungen 
des § 39 c ein Nutzungsgebot, unter den Vor-
aussetzungen des § 39 e ein Modernisie-
rungs- oder Instandsetzungsgebot" durch 
„des § 176 ein Baugebot, unter den Voraus-
setzungen des § 177 ein Modernisierungs-
oder Instandsetzungsgebot und unter den 
Voraussetzungen des § 178 ein Pflanzgebot" 
ersetzt. 

f) In Absatz 9 wird „Bau- oder Pflanzgebot, ein 
Nutzungsgebot, ein Modernisierungs- oder 
Instandsetzungsgebot" durch „Baugebot, 
ein Modernisierungs- oder Instandsetzungs-
gebot, ein Pflanzgebot" und „§§ 39 b bis 39 e" 
durch „§§ 176 bis 179" ersetzt. 

56. § 60 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Für bauliche Anlagen, Anpflanzungen und für 
sonstige Einrichtungen ist nur eine Geldabfin-
dung zu gewähren und im Fall der Zuteilung 
ein Ausgleich in Geld festzusetzen, soweit das 
Grundstück wegen dieser Einrichtungen einen 
über den Bodenwert hinausgehenden Ver-
kehrswert hat."  

57. § 61 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 
„Zur zweckmäßigen und wirtschaftlichen 
Ausnutzung der Grundstücke können Flä- 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

55. unverändert 

56. unverändert 

57. § 61 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 
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chen für hintere Zuwege, gemeinschaftliche 
Hofräume, Kinderspielplätze, Freizeitein-
richtungen, Stellplätze, Garagen oder an-
dere Gemeinschaftsanlagen in Übereinstim-
mung mit den Zielen des Bebauungsplans 
festgelegt und ihre Rechtsverhältnisse gere-
gelt werden."  

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Soweit durch die Aufhebung, Ände-
rung oder Begründung von Rechten oder 
Baulasten Vermögensnachteile oder Vermö-
gensvorteile entstehen, findet ein Ausgleich 
in Geld statt. Für den Fall, daß Vermögens-
nachteile entstehen, sind die Vorschriften 
über die Entschädigung im Zweiten Ab-
schnitt des Fünften Teils entsprechend an-
zuwenden." 

58. In § 63 Abs. 2 wird „§ 59 oder 60" durch „§ 59, 60 
oder 61" ersetzt. 

59. § 64 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 
„Geldleistungen werden mit der Be-
kanntmachung nach § 71 fällig." 

bb) In Satz 2 wird „59" durch „61" ersetzt. 

cc) Dem Satz 2 wird folgender Satz ange-
fügt: 
„Ist der Umlegungsplan lediglich wegen 
der Höhe einer Geldleistung angefoch-
ten, ist diese in Höhe des angefochte-
nen Betrags ab Inkrafttreten des Umle-
gungsplans dem Grund nach mit 2 vom 
Hundert über dem Diskontsatz der 
Deutschen Bundesbank jährlich zu ver-
zinsen." 

b) In Absatz 3 wird „60" durch „61" ersetzt. 

60. Dem § 66 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Er kann auch für Teile des Umlegungsgebiets 
aufgestellt werden (Teilumlegungsplan)." 

61. § 68 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird Halbsatz 2 aufgehoben. 

b) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. die Geldleistungen, deren Fälligkeit und 
Zahlungsart sowie der Wert der Flächen 
nach § 55 Abs. 2 bei einer insoweit er-
schließungsbeitragspflichtigen Zutei-
lung;".  

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Soweit durch die Aufhebung, Ände-
rung oder Begründung von Rechten oder 
Baulasten Vermögensnachteile oder Vermö-
gensvorteile entstehen, findet ein Ausgleich 
in Geld statt. Für den Fall, daß Vermögens-
nachteile entstehen, sind die Vorschriften 
über die Entschädigung im Zweiten Ab-
schnitt des Fünften Teils und über den 
Härteausgleich nach § 181 entsprechend an-
zuwenden." 

58. unverändert 

59. § 64 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

bb) unverändert 

cc) Dem Satz 2 wird folgender Satz ange-
fügt: 
„In den Fällen des Satzes 2 soll die 
Ausgleichsleistung ab Fälligkeit und 
bei Anfechtung des Umlegungsplans le-
diglich wegen der Höhe einer Geldlei-
stung soll diese in Höhe des angefochte-
nen Betrags ab Inkrafttreten des Umle-
gungsplans dem Grund nach mit 
2 vom Hundert über dem Diskontsatz 
der Deutschen Bundesbank jährlich 
verzinst werden."  

b) unverändert 

60. unverändert 

61. unverändert 
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c) Nummer 6 wird wie folgt gefaßt: 

„6. die einzuziehenden und die zu verlegen-
den Flächen im Sinne des § 55 Abs. 2 
und die Wasserläufe;". 

d) Der Nummer 6 werden folgende Nummern 
angefügt: 

„7. die Gebote nach § 59 Abs. 7 sowie 

8. die Baulasten nach § 61 Abs. 1 Satz 3." 

62. In § 72 Abs. 2 Satz 1 wird „unanfechtbar gewor-
den" durch „nach § 71 bekanntgemacht" er-
setzt. 

63. § 74 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Umlegungsstelle übersendet dem 
Grundbuchamt und der für die Führung des 
Liegenschaftskatasters zuständigen Stelle 
eine beglaubigte Abschrift der Bekanntma-
chung nach § 71 sowie eine beglaubigte Aus-
fertigung des Umlegungsplans und ersucht 
diese, die Rechtsänderungen in das Grund-
buch und in das Liegenschaftskataster ein-
zutragen sowie den Umlegungsvermerk im 
Grundbuch zu löschen." 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird „Nr. 4" durch „Nr. 5" 
ersetzt. 

64. § 76 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird „56" durch „55" ersetzt. 

b) In Satz 2 wird „70, 71, 74 und 75" durch „70 
bis 75" ersetzt. 

36 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

61a. § 69 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 69 
Bekanntmachung des Umlegungsplans, 

Einsichtnahme 

(1) Die Umlegungsstelle hat den Beschluß 
über die Aufstellung des Umlegungsplans (§ 66 
Abs. 1) in der Gemeinde ortsüblich bekanntzu-
machen. In der Bekanntmachung ist darauf 
hinzuweisen, daß der Umlegungsplan an einer 
zu benennenden Stelle nach Absatz 2 eingese-
hen werden kann und auszugsweise nach § 70 
Abs. 1 Satz 1 zugestellt wird. 

(2) Den Umlegungsplan kann jeder einse-
hen, der ein berechtigtes Interesse darlegt." 

61b. In § 70 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Dabei ist darauf hinzuweisen, daß der Umle-
gungsplan an einer zu benennenden Stelle 
nach § 69 Abs. 2 eingesehen werden kann."  

62. In § 72 Abs. 2 Satz 1 wird „er unanfechtbar ge-
worden" durch „seine Unanfechtbarkeit nach 
§ 71 bekanntgemacht worden" ersetzt. 

63. unverändert 

64. unverändert 
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65. In § 77 werden Absätze 1 a und 2 Absätze 2 
und 3. 

66. § 79 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Abgaben- und Auslagenbefreiung". 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Geschäfte und Verhandlungen, die 
der Durchführung oder Vermeidung der 
Umlegung dienen, einschließlich der Berich-
tigung der öffentlichen Bücher, sind frei von 
nichtsteuerlichen Abgaben; dies gilt auch 
für Auslagen, nicht aber für die Kosten ei-
nes Rechtsstreits. Hiervon unberührt blei-
ben Regelungen in bezug auf nichtsteuerli-
che Abgaben und Auslagen, die auf landes-
rechtlichen Vorschriften beruhen." 

67. § 80 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird nach „Dienstbarkeiten" 
„und Baulasten nach Maßgabe des § 61 
Abs. 1 Satz 3" eingefügt. 

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz ange-
fügt: 
„Betroffene Grundpfandrechte können 
neugeordnet werden, wenn die Beteilig-
ten dem vorgesehenen neuen Rechtszu-
stand zustimmen." 

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz ange-
fügt: 
„Die Vorschriften des § 46 Abs. 4 zur Über-
tragung der Umlegung auf eine Flurbereini-
gungsbehörde oder eine andere geeignete 
Behörde sind für Grenzregelungen entspre-
chend anzuwenden." 

68. § 81 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Geldleistungen werden mit der Be-
kanntmachung nach § 83 Abs. 1 fällig." 

b) Dem Satz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 64 Abs. 3, 4 und 6 über Beitrag und öffent-
liche Last ist entsprechend anzuwenden, 
wenn die Gemeinde Gläubigerin der Geld-
leistungen ist."  

69. § 82 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird nach „Dienstbarkeiten" ein 
Komma und „Grundpfandrechten und Bau-
lasten" eingefügt. 

b) In Satz 2 wird nach „Rechte" „ohne Zustim-
mung" eingefügt. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

65. unverändert 

66. § 79 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Geschäfte und Verhandlungen, die 
der Durchführung oder Vermeidung der 
Umlegung dienen, einschließlich der Berich-
tigung der öffentlichen Bücher, sind frei von 
Gebühren und ähnlichen nichtsteuerlichen 
Abgaben sowie von Auslagen; dies gilt nicht 
für die Kosten eines Rechtsstreits. Unbe-
rührt bleiben Regelungen nach landesrecht-
lichen Vorschriften." 

67. § 80 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz ange-
fügt: 
„Die Vorschriften des § 46 Abs. 4 zur Über-
tragung der Umlegung auf die Flurbereini-
gungsbehörde oder eine andere geeignete 
Behörde sind für Grenzregelungen entspre-
chend anzuwenden." 

68. unverändert 

69. unverändert 
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70. § 83 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„§ 72 Abs. 2 über die Vollziehung ist entspre-
chend anzuwenden." 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Das Eigentum an ausgetauschten 
oder einseitig zugeteilten Grundstückstei-
len und Grundstücken geht lastenfrei auf 
die neuen Eigentümer über; Unschädlich-
keitszeugnisse sind nicht erforderlich. Aus-
getauschte oder einseitig zugeteilte Grund-
stücksteile und Grundstücke werden Be-
standteil des Grundstücks, dem sie zugeteilt 
werden. Die dinglichen Rechte an diesem 
Grundstück erstrecken sich auf die zugeteil-
ten Grundstücksteile und Grundstücke. 
Satz 1 Halbsatz 1 und Satz 3 gelten nur, so-
weit sich nicht aus einer Regelung nach § 80 
Abs. 2 etwas anderes ergibt." 

71. § 85 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 4 wird „oder" durch ein Komma 
ersetzt; nach Nummer 4 wird folgende neue 
Nummer 5 eingefügt: 

„5. Grundstücke einer baulichen Nutzung 
zuzuführen, wenn ein Eigentümer die 
Verpflichtung nach § 176 Abs. 1 und 2 
nicht erfüllt, oder". 

b) Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 6 
und wie folgt gefaßt: 

„6. im Geltungsbereich einer Erhaltungssat-
zung eine bauliche Anlage aus den in 
§ 172 Abs. 3 bis 5 bezeichneten Gründen 
zu erhalten." 

c) In Absatz 2 Nr. 2 wird „Nr. 5" durch „Nr. 6" 
ersetzt. 

72. § 87 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird aufgehoben. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

70. unverändert 

70a. § 84 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Gemeinde übersendet dem Grundbuch-
amt und der für die Führung des Liegen-
schaftskatasters zuständigen Stelle eine be

-glaubigte Abschrift des Beschlusses über die 
Grenzregelung, teilt den Zeitpunkt der Be-
kanntmachung nach § 83 Abs. 1 mit und er-
sucht diese, die Rechtsänderungen in das 
Grundbuch und in das Liegenschaftskataster 
einzutragen." 

71. § 85 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird 

aa) „Gesetz" durch „Gesetzbuch" ersetzt, 

bb) in Nummer 4 „oder" durch ein Komma 
ersetzt; nach Nummer 4 wird folgende 
neue Nummer 5 eingefügt: 

„5. Grundstücke einer baulichen Nut-
zung zuzuführen, wenn ein Eigentü-
mer die Verpflichtung nach § 176 
Abs. 1 oder 2 nicht erfüllt, oder", 

cc) die bisherige Nummer 5 Nummer 6 und 
wie folgt gefaßt: 

„6. im Geltungsbereich einer Erhal-
tungssatzung eine bauliche Anlage 
aus den in § 172 Abs. 3 bis 5 bezeich-
neten Gründen zu erhalten." 

b) In Absatz 2 Nr. 2 wird „Nr. 5" durch „Nr. 6" 
ersetzt. 

72. § 87 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Enteignung eines Grundstücks 
zu dem Zweck, es für die bauliche Nutzung 
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b) Absatz 4 wird Absatz 3 und wie folgt ge-
faßt: 

„(3) Die Zulässigkeit der Enteignung wird 
durch die Vorschriften des Dritten Teils des 
Zweiten Kapitels nicht berührt." 

73. Dem § 88 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Nachweis nach § 87 Abs. 2 entfällt weiter-
hin, wenn die Enteignung eines im förmlich 
festgelegten Sanierungsgebiet gelegenen 
Grundstücks zugunsten der Gemeinde bean-
tragt wird."  

74. § 89 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 89 
Veräußerungspflicht 

(1) Die Gemeinde hat Grundstücke zu veräu-
ßern, 

1. die sie durch Ausübung des Vorkaufsrechts 
erlangt hat oder 

2. die zu ihren Gunsten enteignet worden sind, 
um sie für eine bauliche Nutzung vorzube-
reiten oder der baulichen Nutzung zuzufüh-
ren. 

Dies gilt nicht für Grundstücke, die als Aus-
tauschland für beabsichtigte städtebauliche 
Maßnahmen, zur Entschädigung in Land oder 
für sonstige öffentliche Zwecke benötigt wer-
den. Die Veräußerungspflicht entfällt, wenn für 
das Grundstück entsprechendes Ersatzland 
hergegeben oder Miteigentum an einem 
Grundstück übertragen wurde oder wenn 
grundstücksgleiche Rechte, Rechte nach dem 
Wohnungseigentumsgesetz oder sonstige ding-
liche Rechte an einem Grundstück begründet 
oder gewährt wurden. 

(2) Die Gemeinde soll ein Grundstück veräu-
ßern, sobald der mit dem Erwerb verfolgte 
Zweck verwirklicht werden kann oder entfal-
len ist. 
(3) Die Gemeinde hat die Grundstücke unter 

Berücksichtigung weiter Kreise der Bevölke- 
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vorzubereiten (§ 85 Abs. 1 Nr. 1) oder es der 
baulichen Nutzung zuzuführen (§ 85 Abs. 1 
Nr. 2), darf nur zugunsten der Gemeinde 
oder eines öffentlichen Bedarfs- oder Er-
schließungsträgers erfolgen. In den Fällen 
des § 85 Abs. 1 Nr. 5 kann die Enteignung 
eines Grundstücks zugunsten eines Bauwil-
ligen verlangt werden, der in der Lage ist, 
die Baumaßnahmen innerhalb angemesse-
ner Frist durchzuführen, und sich hierzu 
verpflichtet. Soweit im förmlich festgeleg-
ten Sanierungsgebiet die Enteignung zu-
gunsten der Gemeinde zulässig ist, kann sie 
auch zugunsten eines Sanierungsträgers 
erfolgen." 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Die Zulässigkeit der Enteignung wird 
durch die Vorschriften des Dritten Teils des 
Zweiten Kapitels nicht berührt." 

73. Dem § 88 wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 1 ist entsprechend anzuwenden, wenn 
die Enteignung eines im förmlich festgelegten 
Sanierungsgebiet gelegenen Grundstücks zu-
gunsten der Gemeinde oder eines Sanierungs-
trägers beantragt wird."  

74. unverändert 
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rung an Personen zu veräußern, die sich ver-
pflichten, das Grundstück innerhalb angemes-
sener Frist entsprechend den baurechtlichen 
Vorschriften oder den Zielen und Zwecken der 
städtebaulichen Maßnahme zu nutzen. Dabei 
sind in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 
die früheren Käufer, in den Fällen des Absat-
zes 1 Satz 1 Nr. 2 die früheren Eigentümer vor-
rangig zu berücksichtigen. 

(4) Die Gemeinde kann ihrer Veräußerungs-
pflicht nachkommen, indem sie 

1. das Eigentum an dem Grundstück über-
trägt, 

2. grundstücksgleiche Rechte oder Rechte 
nach dem Wohnungseigentumsgesetz oder 

3. sonstige dingliche Rechte 

begründet oder gewährt. Die Verschaffung ei-
nes Anspruchs auf den Erwerb solcher Rechte 
steht ihrer Begründung oder Gewährung oder 
der Eigentumsübertragung gleich."  

75. § 95 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird „§ 142" durch „§ 194" 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 Nr. 7 wird „§§ 40 und 42 bis 44" 
durch „§§ 40 bis 42" ersetzt. 

76. In § 98 Abs. 2 wird „§ 109" durch „§ 108" er-
setzt. 

77. § 100 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 7 wird „§ 109" durch „§ 108" er-
setzt. 

b) In Absatz 9 Satz 1 wird nach „Absatz 1" 
„oder 3" eingefügt. 

78. In § 101 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 wird „sowie durch 
Immobilienfondsanteile im Sinne des § 25 
Abs. 5 des Städtebauförderungsgesetzes" ge-
strichen. 

79. In § 102 Abs. 6 wird „§§ 104, 105 und 107 bis 122" 
durch „§§ 104 bis 122" ersetzt. 
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75. unverändert 

76. unverändert 

76a. In § 99 Abs. 1 Satz 1 wird „Gesetz" durch „Ge-
setzbuch" ersetzt. 

77. § 100 wird wie folgt geändert: 

Oa) Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Auf die Ermittlung des Werts des Ersatz-
lands ist § 95 entsprechend anzuwenden." 

a) unverändert 

b) unverändert 

78. unverändert 

79. § 102 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird 

aa) in Nummer 1 „Gesetzes" durch „Ge-
setzbuchs" und 
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80. § 107 wird neuer § 106; in Absatz 4 Satz 2 wird 
„§ 150 Abs. 2 Satz 2 bis 4" durch „§ 208 Satz 2 bis 
4" ersetzt. 

81. § 108 wird neuer § 107; Absatz 1 wird wie folgt 
geändert: 

a) In Satz 3 wird „den gesamten Sachverhalt, 
soweit er für das Enteignungsverfahren von 
Bedeutung is t,  zu ermitteln und" gestri-
chen. 

b) In Satz 4 wird „§ 137" durch „§ 192" ersetzt. 

82. § 109 wird neuer § 108 und wie folgt geändert: 

a) Am Ende der Überschrift wird ein Strich-
punkt und „Enteignungsvermerk" angefügt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 wird „§ 2 a Abs. 6" 
durch „§ 3 Abs. 2" ersetzt. 

c) In Absatz 6 wird nach Satz 1 eingefügt: „Sie 
ersucht das Grundbuchamt, in das Grund-
buch des betroffenen Grundstücks einzutra-
gen, daß das Enteignungsverfahren einge-
leitet ist (Enteignungsvermerk); ist das Ent-
eignungsverfahren beendigt, ersucht die 
Enteignungsbehörde das Grundbuchamt, 
den Enteignungsvermerk zu löschen." 

83. § 109a wird neuer § 109. 

84. § 113 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird „zu begründen und" gestri-
chen. 

b) In Satz 2 wird „§ 157" durch „§ 217" ersetzt. 

85. Teil Va  (Härteausgleich, §§ 122a und 122 b) 
wird gestrichen. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

bb) in Nummer 2 „Gesetz" durch „Gesetz-
buch" ersetzt. 

b) In Absatz 5 Satz 1 wird „Gesetzes" durch 
„Gesetzbuchs" ersetzt. 

c) In Absatz 6 wird „§§ 104, 105 und 107 bis 122" 
durch „§§ 104 bis 122" ersetzt. 

80. unverändert 

81. § 108 wird neuer § 107; in Absatz 1 Satz 4 wird 
„§ 137" durch „§ 192" ersetzt. 

82. § 109 wird neuer § 108 und wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) unverändert 

b1) In Absatz 5 Satz 1 wird „in ortsüblicher 
Weise in der Gemeinde öffentlich" durch 
„ortsüblich" ersetzt. 

c) unverändert 

83. § 109a wird neuer § 109; in Absatz 3 Satz 2 wird 
„in ortsüblicher Weise" durch „ortsüblich" er-
setzt. 

84. In § 113 Abs. 1 Satz 2 wird „§ 157" durch „§ 217" 
ersetzt. 

Ma.  In § 115 Abs. 1 wird „Bewertung" durch „Er-
mittlung des Werts" ersetzt und das Wort „so" 
gestrichen. 

85. unverändert 
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86. § 123 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird gestrichen. 

b) Die Absätze 4 und 5 werden Absätze 3 
und 4. 

87. § 124 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 124 
Erschließungsvertrag 

Die Gemeinde kann die Erschließung durch 
Vertrag auf einen Dritten übertragen." 

88. § 125 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Herstellung der öffentlichen Straßen, 
Wege einschließlich Wohnwege, Plätze und 
Grünanlagen sowie der Kinderspielplätze 
und Immissionsschutzanlagen setzt einen 
Bebauungsplan voraus." 

b) Absatz 1 a wird Absatz 2 und wie folgt ge-
faßt: 

„(2) Die Rechtmäßigkeit der Herstellung 
von Erschließungsanlagen wird durch Ab-
weichungen von den Festsetzungen des Be-
bauungsplans nicht berührt, wenn die Ab-
weichungen mit den Grundzügen der Pla-
nung vereinbar sind und 

1. die Erschließungsanlagen hinter den 
Festsetzungen zurückbleiben oder 

2. die Erschließungsbeitragspflichtigen nicht 
mehr als bei einer plangemäßen Herstel-
lung belastet werden und die Abweichun-
gen die Nutzung der betroffenen Grund-
stücke nicht wesentlich beeinträchtigen." 

c) Absatz 2 wird Absatz 3; „§ 1 Abs. 4, 6 und 7" 
wird durch „§ 1 Abs. 4 bis 6" ersetzt. 

89. In § 126 wird Absatz 3 aufgehoben. 

90. § 127 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 
eingefügt: 

„2. die öffentlichen aus rechtlichen oder tat-
sächlichen Gründen mit Kraftfahr-
zeugen nicht befahrbaren Verkehrsanla-
gen innerhalb der Baugebiete (Wohnwe-
ge);".  
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86. unverändert 

87. § 124 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 124 
Erschließungsvertrag, städtebaulicher Vertrag 

(1) Die Gemeinde kann die Erschließung 
durch Vertrag auf einen Dritten übertragen. 

(2) Die Zulässigkeit anderer Verträge, insbe-
sondere zur Durchführung von städtebauli-
chen Planungen und Maßnahmen, bleibt un-
berührt." 

88. § 125 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Herstellung der Erschließungs-
anlagen im Sinne des § 127 Abs. 2 setzt ei-
nen Bebauungsplan voraus." 

b) Absatz 1a wird Absatz 3 und wie folgt ge-
faßt: 

„(3) Die Rechtmäßigkeit der Herstellung 
von Erschließungsanlagen wird durch Ab-
weichungen von den Festsetzungen des Be-
bauungsplans nicht berührt, wenn die Ab-
weichungen mit den Grundzügen der Pla-
nung vereinbar sind und 

1. unverändert 

2. unverändert 

c) In Absatz 2 wird „§ 1 Abs. 4, 6 und 7" durch 
„§ 1 Abs. 4 bis 6" ersetzt. 

Nummer 89 entfällt 

90. § 127 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 
eingefügt: 

„2. die öffentlichen aus rechtlichen oder 
tatsächlichen Gründen mit Kraftfahr-
zeugen nicht befahrbaren Verkehrsan-
lagen innerhalb der Baugebiete (z. B. 
Fußwege, Wohnwege);". 

a1) Die bisherige Nummer 4 wird aufgeho-
ben. 
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b) Die bisherigen Nummern 2 bis 5 werden 
Nummern 3 bis 6. 

c) In der neuen Nummer 4 wird „Nummern 1 
und 2" durch „Nummern 1 bis 3" ersetzt. 

91. Dem § 128 Abs. 1 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„Zu den Kosten für den Erwerb der Flächen 
für Erschließungsanlagen gehört im Falle ei-
ner erschließungsbeitragspflichtigen Zuteilung 
im Sinne des § 57 Satz 4 Halbsatz 2 auch der 
Wert nach § 68 Abs. 1 Nr. 4." 

92. In § 130 Abs. 2 wird nach Satz 1 folgender Satz 
eingefügt: 

„Abschnitte einer Erschließungsanlage können 
nach örtlich erkennbaren Merkmalen oder 
nach rechtlichen Gesichtspunkten (z. B. Bebau-
ungsplangebiete, Umlegungsgebiete, förmlich 
festgelegte Sanierungsgebiete) gebildet wer-
den." 

93. Dem § 131 Abs. 1 werden folgende Sätze ange-
fügt: 

„Erschlossen sind auch Grundstücke, denen 
ein Wohnweg (§ 127 Abs. 2 Nr. 2) einen Zugang 
vermittelt, wenn diese Grundstücke baulich 
oder gewerblich nutzbar sind. Mehrfach er-
schlossene Grundstücke sind in der Erschlie-
ßungseinheit bei der Verteilung des Erschlie-
ßungsaufwands nur einmal zu berücksichti-
gen." 

94. § 133 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 
„Für ein Grundstück, für das eine Bei-
tragspflicht noch nicht oder nicht in 
vollem Umfang entstanden ist, können 
angemessene Vorausleistungen auf den 
Erschließungsbeitrag verlangt werden, 
wenn ein Bauvorhaben auf dem Grund-
stück genehmigt wird oder wenn mit 
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b) Die bisherigen Nummern 2 und 3 werden 
Nummern 3 und 4. 

c) In der neuen Nummer 4 

aa) wird nach „Grünanlagen" „mit Aus-
nahme von Kinderspielplätzen" ein-
gefügt, 

bb) wird „Nummern 1 und 2" durch „Num-
mern 1 bis 3" ersetzt. 

91. unverändert 

91a. § 129 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Soweit Anlagen nach § 127 Abs. 2 von dem Ei-
gentümer hergestellt sind oder von ihm auf-
grund baurechtlicher Vorschriften verlangt 
werden, dürfen Beiträge nicht erhoben wer-
den."  

92. In § 130 Abs. 2 wird nach Satz 1 folgender Satz 
eingefügt: 

„Abschnitte einer Erschließungsanlage können 
nach örtlich erkennbaren Merkmalen oder 
nach rechtlichen Gesichtspunkten (z. B. Gren-
zen von Bebauungsplangebieten, Umlegungs-
gebieten, förmlich festgelegten Sanierungsge-
bieten) gebildet werden."  

93. § 131 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„Mehrfach erschlossene Grundstücke sind 
bei gemeinsamer Aufwandsermittlung in 
einer Erschließungseinheit (§ 130 Abs. 2 
Satz 3) bei der Verteilung des Erschlie-
ßungsaufwands nur einmal zu berücksichti-
gen."  

b) In Absatz 3 wird „dieses Gesetzes" durch 
„des Bundesbaugesetzes" ersetzt. 

94. § 133 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 
„Für ein Grundstück, für das eine Bei-
tragspflicht noch nicht oder nicht in 
vollem Umfang entstanden ist, können 
Vorausleistungen auf den Erschlie-
ßungsbeitrag verlangt werden, wenn 
ein Bauvorhaben auf dem Grundstück 
genehmigt wird oder wenn mit der Her- 
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der Durchführung der Erschließungs-
maßnahme begonnen worden  ist."  

bb) Nach Satz 1 werden folgende Sätze ein-
gefügt: 
„Die Vorausleistung ist mit der endgül-
tigen Beitragsschuld zu verrechnen, 
auch wenn der Vorausleistende nicht 
beitragspflichtig ist. Ist die Beitrags-
pflicht sechs Jahre nach Erlaß des Vor-
ausleistungsbescheids noch nicht ent-
standen, kann die Vorausleistung zu-
rückverlangt werden, wenn die Er-
schließungsanlage bis zu diesem Zeit-
punkt noch nicht benutzbar ist. Der 
Rückzahlungsanspruch ist mit 2 vom 
Hundert über dem Diskontsatz der 
Deutschen Bundesbank jährlich zu ver-
zinsen." 

b) Absatz 4 wird gestrichen. 

95. Der Siebente Teil (Ermittlung von Grund-
stückswerten, §§ 136 bis 144) und Teil VII a 
(Städtebauliche Maßnahmen im Zusammen-
hang mit Maßnahmen zur Verbesserung der 
Agrarstruktur, §§ 144 a bis 144f) werden gestri-
chen. 

96. Nach § 135 wird folgendes Kapitel eingefügt: 

„Zweites Kapitel 
Besonderes Städtebaurecht 

Erster Teil 
Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen  

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

stellung der Erschließungsanlagen be-
gonnen worden  ist."  

bb) Nach Satz 1 werden folgende Sätze ein-
gefügt: 
„Die Vorausleistung ist mit der endgül-
tigen Beitragsschuld zu verrechnen, 
auch wenn der Vorausleistende nicht 
beitragspflichtig ist. Ist die Beitrags-
pflicht sechs Jahre nach Erlaß des Vor-
ausleistungsbescheids noch nicht ent-
standen, kann die Vorausleistung zu-
rückverlangt werden, wenn die Er-
schließungsanlage bis zu diesem Zeit-
punkt noch nicht benutzbar ist. Der 
Rückzahlungsanspruch ist ab Erhe-
bung der Vorausleistung mit 2 vom 
Hundert über dem Diskontsatz der 
Deutschen Bundesbank jährlich zu ver-
zinsen." 

b) unverändert 

94a. In § 134 Abs. 1 Satz 1 wird „Zustellung" durch 
„Bekanntgabe" ersetzt. 

94b. § 135 wird wie folgt geändert: 

a0) In Absatz 1 wird „Zustellung" durch „Be-
kanntgabe" ersetzt. 

a) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 
„(4) Werden Grundstücke landwirt-

schaftlich oder als Wald genutzt, ist der 
Beitrag so lange zinslos zu stunden, wie 
das Grundstück zur Erhaltung der Wirt-
schaftlichkeit des landwirtschaftlichen 
Betriebs genutzt werden muß. Satz 1 gilt 
auch für die Fälle der Nutzungsüberlas-
sung und Betriebsübergabe an Familien-
angehörige im Sinne des § 15 der Abga-
benordnung." 

b) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz ange-
fügt: 
„(6) Weitergehende landesrechtliche 

Billigkeitsregelungen bleiben unberührt." 

95. unverändert 

96. Nach § 135 wird folgendes Kapitel eingefügt: 

„Zweites Kapitel 
Besonderes Städtebaurecht 

Erster Teil 
Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen 
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Erster Abschnitt 
Allgemeine Vorschriften 

§ 136 
Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen 

(1) Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen 
in Stadt und Land, deren einheitliche Vorberei-
tung und zügige Durchführung im öffentlichen 
Interesse liegen, werden nach den Vorschriften 
dieses Teils vorbereitet und durchgeführt. 

(2) Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen 
dienen dem Wohl der Allgemeinheit. Sie sollen 
dazu beitragen, daß 

1. die bauliche Struktur in allen Teilen des 
Bundesgebiets nach den sozialen, hygieni-
schen, wirtschaftlichen und kulturellen Er-
fordernissen entwickelt wird, 

2. die Verbesserung der Wirtschafts- und 
Agrarstruktur unterstützt wird, 

3. die Siedlungsstruktur den Erfordernissen 
des Umweltschutzes, den Anforderungen an 
gesunde Lebens- und Arbeitsbedingungen 
der Bevölkerung und der Bevölkerungsent-
wicklung entspricht oder 

4. die vorhandenen Ortsteile erhalten, erneu-
ert und fortentwickelt werden, die Gestal-
tung des Orts- und Landschaftsbilds verbes-
sert und den Erfordernissen des Denkmal-
schutzes Rechnung getragen wird. 

Die öffentlichen und privaten Belange sind ge-
geneinander und untereinander gerecht abzu-
wägen. 

(3) Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen 
sind Maßnahmen, durch die ein Gebiet zur Be-
hebung städtebaulicher Mißstände wesentlich 
verbessert oder umgestaltet wird. Städtebauli-
che Mißstände liegen vor, wenn 

1. das Gebiet nach seiner vorhandenen Bebau-
ung oder nach seiner sonstigen Beschaffen-
heit den allgemeinen Anforderungen an ge-
sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse oder 
an die Sicherheit der in ihm wohnenden 
oder arbeitenden Menschen nicht entspricht 
oder 

2. das Gebiet in der Erfüllung der Aufgaben 
erheblich beeinträchtigt ist, die ihm nach 
seiner Lage und Funktion obliegen. 

(4) Bei der Beurteilung, ob in einem städti-
schen oder ländlichen Gebiet städtebauliche 
Mißstände vorliegen, sind insbesondere zu be-
rücksichtigen 

1. die Wohn- und Arbeitsverhältnisse oder die 
Sicherheit der in dem Gebiet wohnenden 
und arbeitenden Menschen in bezug auf 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Erster Abschnitt 
Allgemeine Vorschriften 

§ 136 
Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen 

(1) unverändert 

siehe Absatz 4 

(2) Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen 
sind Maßnahmen, durch die ein Gebiet zur Be-
hebung städtebaulicher Mißstände wesentlich 
verbessert oder umgestaltet wird. Städtebauli-
che Mißstände liegen vor, wenn 

1. unverändert 

2. unverändert 

(3) Bei der Beurteilung, ob in einem städti-
schen oder ländlichen Gebiet städtebauliche 
Mißstände vorliegen, sind insbesondere zu be-
rücksichtigen 

1. unverändert 
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a) die Belichtung, Besonnung und Belüf-
tung der Wohnungen und Arbeitsstätten, 

b) die bauliche Beschaffenheit von Gebäu-
den, Wohnungen und Arbeitsstätten, 

c) die Zugänglichkeit der Grundstücke, 

d) die Auswirkungen einer vorhandenen 
Mischung von Wohn- und Arbeitsstätten, 

e) die Nutzung von bebauten und unbebau-
ten Flächen nach Art, Maß und Zustand, 

f) die Einwirkungen, die von Grundstücken, 
Betrieben, Einrichtungen oder Verkehrs-
anlagen ausgehen, insbesondere durch 
Lärm, Verunreinigungen und Erschütte-
rungen, 

g) die vorhandene Erschließung; 

2. die Funktionsfähigkeit des Gebiets in bezug 
auf 

a) den fließenden und ruhenden Verkehr, 

b) die wirtschaftliche Situation und Ent-
wicklungsfähigkeit des Gebiets unter Be-
rücksichtigung seiner Versorgungsfunk-
tion im Verflechtungsbereich, 

c) die infrastrukturelle Erschließung des 
Gebiets, seine Ausstattung mit Grünflä-
chen, Spiel- und Sportplätzen und mit 
Anlagen des Gemeinbedarfs, insbeson-
dere unter Berücksichtigung der sozialen 
und kulturellen Aufgaben dieses Gebiets 
im Verflechtungsbereich. 

siehe Absatz 2  

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

2. unverändert 

(4) Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen 
dienen dem Wohl der Allgemeinheit. Sie sollen 
dazu beitragen, daß 

1. die bauliche Struktur in allen Teilen des 
Bundesgebiets nach den sozialen, hygie-
nischen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Erfordernissen entwickelt wird, 

2. die Verbesserung der Wirtschafts- und 
Agrarstruktur unterstützt wird, 

3. die Siedlungsstruktur den Erfordernissen 
des Umweltschutzes, den Anforderungen 
an gesunde Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen der Bevölkerung und der Bevöl-
kerungsentwicklung entspricht oder 

4. die vorhandenen Ortsteile erhalten, er-
neuert und fortentwickelt werden, die Ge-
staltung des Orts- und Landschaftsbilds 
verbessert und den Erfordernissen des 
Denkmalschutzes Rechnung getragen 
wird. 

Die öffentlichen und privaten Belange sind ge-
geneinander und untereinander gerecht abzu-
wägen. 
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§ 137 
Beteiligung und Mitwirkung der 

Betroffenen 

Die Sanierung soll mit den Eigentümern, 
Mietern, Pächtern und sonstigen Betroffenen 
möglichst frühzeitig erörtert werden.. Die Be-
troffenen sollen zur Mitwirkung bei der Sanie-
rung und zur Durchführung der erforderlichen 
baulichen Maßnahmen angeregt und hierbei 
im Rahmen des Möglichen beraten werden. 

§ 138 
Auskunftspflicht 

(1) Eigentümer, Mieter, Pächter und sonstige 
zum Besitz oder zur Nutzung eines Grund-
stücks, Gebäudes oder Gebäudeteils Berech-
tigte sowie ihre Beauftragten sind verpflichtet, 
der Gemeinde oder ihren Beauftragten Aus-
kunft über die Tatsachen zu erteilen, deren 
Kenntnisse zur Beurteilung der Sanierungsbe-
dürftigkeit eines Gebiets oder zur Vorberei-
tung oder Durchführung der Sanierung erfor-
derlich ist. An personenbezogenen Daten kön-
nen insbesondere Angaben der Betroffenen 
über ihre persönlichen Lebensumstände im 
wirtschaftlichen und sozialen Bereich, nament-
lich über die Berufs-, Erwerbs- und Familien-
verhältnisse, das Lebensalter, die Wohnbedürf-
nisse, die sozialen Verflechtungen sowie über 
die örtlichen Bindungen, erhoben werden. 

(2) Die nach Absatz 1 erhobenen personenbe-
zogenen Daten dürfen nur zu Zwecken der Sa-
nierung verwendet werden. Wurden die Daten 
von einem Beauftragten der Gemeinde erho-
ben, dürfen sie nur an die Gemeinde weiterge-
geben werden; die Gemeinde darf die Daten an 
andere Beauftragte im Sinne des § 157 sowie 
an die höhere Verwaltungsbehörde weiterge-
ben, soweit dies zu Zwecken der Sanierung er-
forderlich ist. Die erhobenen Daten dürfen im 
übrigen auch an die Finanzbehörden für 
Zwecke der Besteuerung weitergegeben wer-
den. Nach Aufhebung der förmlichen Festle-
gung des Sanierungsgebiets sind die Daten zu 
löschen. 

(3) Die mit der Erhebung der Daten Beauf-
tragten sind bei Aufnahme ihrer Tätigkeit 
nach Maßgabe des Absatzes 2 zu verpflichten. 
Ihre Pflichten bestehen nach Beendigung ihrer 
Tätigkeit fort. 

(4) Verweigert ein nach Absatz 1 Auskunfts-
pflichtiger die Auskunft, ist die Vorschrift des 
§ 208 Satz 2 bis 4 über die Androhung und Fest-
setzung eines Zwangsgelds entsprechend an-
zuwenden. Der Auskunftspflichtige kann die 
Auskunft auf solche Frage verweigern, deren 
Beantwortung ihn selbst oder einen der in 
§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr straf-
rechtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens 
nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
aussetzen würde. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

§ 137 
unverändert 

§ 138 
Auskunftspflicht 

(1) Eigentümer, Mieter, Pächter und sonstige 
zum Besitz oder zur Nutzung eines Grund-
stücks, Gebäudes oder Gebäudeteils Berech-
tigte sowie ihre Beauftragten sind verpflichtet, 
der Gemeinde oder ihren Beauftragten Aus-
kunft über die Tatsachen zu erteilen, deren 
Kenntnis zur Beurteilung der Sanierungsbe-
dürftigkeit eines Gebiets oder zur Vorberei-
tung oder Durchführung der Sanierung erfor-
derlich ist. An personenbezogenen Daten kön-
nen insbesondere Angaben der Betro ffenen 
über ihre persönlichen Lebensumstände im 
wirtschaftlichen und sozialen Bereich, nament-
lich über die Berufs-, Erwerbs- und Familien-
verhältnisse, das Lebensalter, die Wohnbedürf-
nisse, die sozialen Verflechtungen sowie über 
die örtlichen Bindungen, erhoben werden. 

(2) Die nach Absatz 1 erhobenen personenbe-
zogenen Daten dürfen nur zu Zwecken der Sa-
nierung verwendet werden. Wurden die Daten 
von einem Beauftragten der Gemeinde erho-
ben, dürfen sie nur an die Gemeinde weiterge-
geben werden; die Gemeinde darf die Daten an 
andere Beauftragte im Sinne des § 157 sowie 
an die höhere Verwaltungsbehörde weiterge-
ben, soweit dies zu Zwecken der Sanierung er-
forderlich ist. Nach Aufhebung der förmlichen 
Festlegung des Sanierungsgebiets sind die Da-
ten zu löschen. Soweit die erhobenen Daten für 
die Besteuerung erforderlich sind, dürfen sie 
an die Finanzbehörden weitergegeben wer-
den. 

(3) unverändert 

(4) unverändert 
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§ 139 
Beteiligung und Mitwirkung öffentlicher 

Aufgabenträger 
(1) Der Bund, einschließlich seiner Sonder-

vermögen, die Länder, die Gemeindeverbände 
und die sonstigen Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts sollen 
im Rahmen der ihnen obliegenden Aufgaben 
die Vorbereitung und Durchführung von städ-
tebaulichen Sanierungsmaßnahmen unterstüt-
zen. 
(2) Die Vorschriften über die Beteiligung der 

Träger öffentlicher Belange nach § 4 sind bei 
der Vorbereitung und Durchführung der Sanie-
rung sinngemäß anzuwenden. Die Träger öf-
fentlicher Belange haben die Gemeinde auch 
über Änderungen ihrer Absichten zu unter-
richten. 
(3) Ist eine Änderung von Zielen und 

Zwecken der Sanierung oder von Maßnahmen 
und Planungen der Träger öffentlicher Belan-
ge, die aufeinander abgestimmt wurden, beab-
sichtigt, haben sich die Beteiligten unverzüg-
lich miteinander ins Benehmen zu setzen. 
(4) Auf Grundstücken, die den in § 26 Nr. 2 

bezeichneten Zwecken dienen, und auf den in 
§ 26 Nr. 3 bezeichneten Grundstücken dürfen 
städtebauliche Sanierungsmaßnahmen nur 
mit Zustimmung des Bedarfsträgers durchge-
führt werden. Der Bedarfsträger soll seine Zu-
stimmung erteilen, wenn auch unter Berück-
sichtigung seiner Aufgaben ein überwiegendes 
öffentliches Interesse an der Durchführung 
der Sanierungsmaßnahmen besteht. 

Zweiter Abschnitt 
Vorbereitung 

und 
Durchführung 

§ 140 
Vorbereitung 

Die Vorbereitung der Sanierung ist Aufgabe 
der Gemeinde; sie umfaßt 

1. die vorbereitenden Untersuchungen, 

2. die förmliche Festlegung des Sanierungsge-
biets, 

3. die Bestimmung der Ziele und Zwecke der 
Sanierung, 

4. die städtebauliche Planung einschließlich 
der Aufstellung erforderlicher Bebauungs-
pläne und Rahmenpläne für das Sanie-
rungsgebiet, 

5. die Erörterung der beabsichtigten Sanie-
rung, 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

§ 139 
unverändert 

Zweiter Abschnitt 
Vorbereitung 

und 
Durchführung 

§ 140 
Vorbereitung 

Die Vorbereitung der Sanierung ist Aufgabe 
der Gemeinde; sie umfaßt 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. die städtebauliche Planung; hierzu gehört 
auch die Bauleitplanung oder eine Rah-
menplanung, soweit sie für die Sanierung 
erforderlich ist, 

5. unverändert 
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6. die Erarbeitung und Fortschreibung des So-
zialplans, 

7. einzelne Ordnungs- und Baumaßnahmen, 
die vor einer förmlichen Festlegung des Sa-
nierungsgebiets durchgeführt werden. 

§ 141 
Vorbereitende Untersuchungen 

(1) Die Gemeinde hat vor der förmlichen 
Festlegung des Sanierungsgebiets die vorbe-
reitenden Untersuchungen durchzuführen 
oder zu veranlassen, die erforderlich sind, um 
Beurteilungsunterlagen zu gewinnen über die 
Notwendigkeit der Sanierung, die sozialen, 
strukturellen und städtebaulichen Verhält-
nisse und Zusammenhänge sowie die anzustre-
benden allgemeinen Ziele und die Durchführ-
barkeit der Sanierung im allgemeinen. Die vor-
bereitenden Untersuchungen sollen sich auch 
auf nachteilige Auswirkungen erstrecken, die 
sich für die von der beabsichtigten Sanierung 
unmittelbar Betroffenen in ihren persönlichen 
Lebensumständen im wirtschaftlichen oder so-
zialen Bereich voraussichtlich ergeben wer-
den. 

(2) Von vorbereitenden Untersuchungen 
kann abgesehen werden, wenn hinreichende 
Beurteilungsunterlagen bereits vorliegen. 

(3) Die Gemeinde leitet die Vorbereitung der 
Sanierung durch den Beschluß über den Be-
ginn der vorbereitenden Untersuchungen ein. 
Der Beschluß ist ortsüblich bekanntzumachen. 
Dabei ist auf die Auskunftspflicht nach § 138 
hinzuweisen. 

§ 142 
Förmliche Festlegung 

(1) Die Gemeinde kann ein Gebiet, in dem 
eine städtebauliche Sanierungsmaßnahme 
durchgeführt werden soll, durch Beschluß 
förmlich als Sanierungsgebiet festlegen (förm-
lich festgelegtes Sanierungsgebiet). Das Sanie-
rungsgebiet ist so zu begrenzen, daß sich die 
Sanierung zweckmäßig durchführen läßt. Ein-
zelne Grundstücke, die von der Sanierung 
nicht betroffen werden, können aus dem Ge-
biet ganz oder teilweise ausgenommen wer-
den. 

(2) Ergibt sich aus den Zielen und Zwecken 
der Sanierung, daß Flächen außerhalb des Sa-
nierungsgebiets 

1. für Ersatzbauten oder Ersatzanlagen zur 
räumlich zusammenhängenden Unterbrin-
gung von Bewohnern oder Betrieben aus 
dem Sanierungsgebiet oder 

2. für die durch die Sanierung bedingten Ge-
meinbedarfs- oder Folgeeinrichtungen 

in Anspruch genommen werden müssen (Er-
satz- und Ergänzungsgebiete), kann die Ge- 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

6. unverändert 

7. unverändert 

§ 141 
unverändert 

§ 142 
Sanierungssatzung 

(1) unverändert 

(2) Ergibt sich aus den Zielen und Zwecken 
der Sanierung, daß Flächen außerhalb des 
förmlich festgelegten Sanierungsgebiets 

1. für Ersatzbauten oder Ersatzanlagen zur 
räumlich zusammenhängenden Unterbrin-
gung von Bewohnern oder Betrieben aus 
dem förmlich festgelegten Sanierungsgebiet 
oder 

2. unverändert 

in Anspruch genommen werden müssen (Er

-

satz- und Ergänzungsgebiete), kann die Ge- 
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meinde geeignete Gebiete für diesen Zweck 
förmlich festlegen. Für die förmliche Festle-
gung und die sich aus ihr ergebenden Wirkun-
gen sind die für Sanierungsgebiete geltenden 
Vorschriften anzuwenden. 

(3) Die Gemeinde beschließt die förmliche 
Festlegung des Sanierungsgebiets als Satzung. 
In der Satzung ist das Sanierungsgebiet genau 
zu bezeichnen. Die im Sanierungsgebiet gele-
genen Grundstücke sind einzeln aufzuführen. 
In der Satzung ist die Anwendung der Vor-
schriften des Dritten Abschnitts auszuschlie-
ßen, wenn sie für die Durchführung der Sanie-
rung nicht erforderlich ist (vereinfachtes Ver-
fahren). 
siehe Absatz 4 Satz 2 Nr. 2 

(4) Die Satzung ist der höheren Verwaltungs-
behörde anzuzeigen; der Anzeige ist ein Be-
richt über die Gründe, die eine förmliche Fest-
legung des sanierungsbedürftigen Gebiets 
rechtfertigen, beizufügen. § 11 Abs. 3 ist ent-
sprechend anzuwenden; dabei liegt eine Ver-
letzung von Rechtsvorschriften auch vor, 

1. wenn keine Aussicht besteht, die städtebau-
lichen Sanierungsmaßnahmen innerhalb ei-
nes absehbaren Zeitraums durchzuführen, 
oder 

2. wenn in den Fällen des Absatzes 3 Satz 4 die 
Durchführung eines vereinfachten Verfah-
rens die Sanierung voraussichtlich erschwe-
ren würde. 

(5) Die Satzung ist ortsüblich bekanntzuma-
chen. Hierbei ist auf die erfolgte Durchführung 
des Anzeigeverfahrens sowie — außer im ver-
einfachten Verfahren — auf die Vorschriften 
des Dritten Abschnitts hinzuweisen. Mit der 
Bekanntmachung wird die Satzung rechtsver-
bindlich. 

(6) Eine Änderung der Satzung über die 
förmliche Festlegung des Sanierungsgebiets, 
die nur eine geringfügige Änderung der Gren-
zen betrifft und der nur eine unwesentliche 
Bedeutung zukommt, bedarf keiner Anzeige, 
wenn die Eigentümer der betroffenen Grund-
stücke zustimmen. 

siehe § 149 Abs. 2 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

meinde geeignete Gebiete für diesen Zweck 
förmlich festlegen. Für die förmliche Festle-
gung und die sich aus ihr ergebenden Wirkun-
gen sind die für förmlich festgelegte Sanie-
rungsgebiete geltenden Vorschriften anzuwen-
den. 

(3) Die Gemeinde beschließt die förmliche 
Festlegung des Sanierungsgebiets als Satzung 
(Sanierungssatzung). In der Sanierungssat-
zung ist das Sanierungsgebiet zu bezeichnen. 
(4) In der Sanierungssatzung ist die Anwen-

dung der Vorschriften des Dritten Abschnitts 
auszuschließen, wenn sie für die Durchführung 
der Sanierung nicht erforderlich ist und die 
Durchführung hierdurch voraussichtlich nicht 
erschwert wird (vereinfachtes Verfahren); in 
diesem Fall kann in der Sanierungssatzung 
auch die Genehmigungspflicht nach § 144 ins-
gesamt, nach § 144 Abs. 1 oder § 144 Abs. 2 aus-
geschlossen werden. 

§ 143 
Anzeige und Bekanntmachung 

der Sanierungssatzung, Sanierungsvermerk 
(1) Die Sanierungssatzung ist der höheren 

Verwaltungsbehörde anzuzeigen; der Anzeige 
ist ein Bericht über die Gründe, die eine förmli-
che Festlegung des sanierungsbedürftigen Ge-
biets rechtfertigen, beizufügen. § 11 Abs. 3 ist 
entsprechend anzuwenden. Rechtfertigen Tat-
sachen die Annahme, daß keine Aussicht be-
steht, die städtebaulichen Sanierungsmaßnah-
men innerhalb eines absehbaren Zeitraums 
durchzuführen, ist dies im Anzeigeverfahren 
geltend zu machen. 

siehe § 142 Abs.4 

(2) Die Sanierungssatzung ist ortsüblich be-
kanntzumachen. Hierbei ist auf die erfolgte 
Durchführung des Anzeigeverfahrens sowie — 
außer im vereinfachten Verfahren — auf die 
Vorschriften des Dritten Abschnitts hinzuwei-
sen. Mit der Bekanntmachung wird die Sanie-
rungssatzung rechtsverbindlich. 
(3) Eine Änderung der Sanierungssatzung, 

die nur eine geringfügige Änderung der Gren-
zen betrifft und der nur eine unwesentliche 
Bedeutung zukommt, bedarf keiner Anzeige, 
wenn die Eigentümer der betroffenen Grund-
stücke zustimmen. 

(4) Die Gemeinde teilt dem Grundbuchamt 
die rechtsverbindliche Sanierungssatzung mit 
und hat hierbei die von der Sanierungssatzung 
betroffenen Grundstücke einzeln aufzuführen. 
Das Grundbuchamt hat in die Grundbücher 
dieser Grundstücke einzutragen, daß eine Sa- 
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§ 151 
Verfügungs- und Veränderungssperre 

(1) Im förmlich festgelegten Sanierungsge-
biet bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der schrift-
lichen Genehmigung der Gemeinde 

1. die rechtsgeschäftliche Veräußerung eines 
Grundstücks und die Bestellung und Veräu-
ßerung eines Erbbaurechts; 

2. die Bestellung eines das Grundstück bela-
stenden Rechts; dies gilt nicht für die Be-
stellung eines Rechts, das mit der Durchfüh-
rung von Baumaßnahmen im Sinne des 
§ 145 Abs. 2 im Zusammenhang steht; 

3. ein schuldrechtlicher Vertrag, durch den 
eine Verpflichtung zu einem der in Num-
mer 1 oder 2 genannten Rechtsgeschäfte be-
gründet wird; ist der schuldrechtliche Ver-
trag genehmigt worden, gilt auch das in 
Ausführung dieses Vertrags vorgenommene 
dingliche Rechtsgeschäft als genehmigt; 

4. Vereinbarungen, durch die ein schuldrecht-
liches Vertragsverhältnis über den Ge-
brauch oder die Nutzung eines Grundstücks, 
Gebäudes oder Gebäudeteils auf bestimmte 
Zeit von mehr als einem Jahr eingegangen 
oder verlängert wird; 

5. die Teilung eines Grundstücks. 

(2) Im förmlich festgelegten Sanierungsge-
biet dürfen Vorhaben und sonstige Maßnah-
men im Sinne des § 14 Abs. 1 nur mit schriftli-
cher Genehmigung der Gemeinde vorgenom-
men werden. 

(3) Die Gemeinde kann für bestimmte Fälle 
die Genehmigung für das Sanierungsgebiet 
oder Teile desselben allgemein erteilen; sie hat 
dies ortsüblich bekanntzumachen. 

(4) Keiner Genehmigung bedürfen 

1. Vorhaben und Rechtsvorgänge, wenn die 
Gemeinde oder der Sanierungsträger für 
das Treuhandvermögen als Vertragsteil 
oder Eigentümer beteiligt ist; 

2. Rechtsvorgänge nach Absatz 1 zum Zwecke 
der Vorwegnahme der Erbfolge; 
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nierung durchgeführt wird (Sanierungsver-
merk). § 54 Abs. 2 und 3 ist entsprechend an-
zuwenden. Die Sätze 1 bis 3 sind nicht anzu-
wenden, wenn in der Sanierungssatzung die 
Genehmigungspflicht nach § 144 Abs. 2 ausge-
schlossen ist. 

§ 144 

Genehmigungspflichtige Vorhaben, 
Teilungen und Rechtsvorgänge 

(1) Im förmlich festgelegten Sanierungsge-
biet bedürfen der schriftlichen Genehmigung 
der Gemeinde 

1. die in § 14 Abs. 1 bezeichneten Vorhaben 
und sonstigen Maßnahmen; 

2. die Teilung eines Grundstücks; 

3. Vereinbarungen, durch die ein schuldrecht-
liches Vertragsverhältnis über den Ge-
brauch oder die Nutzung eines Grundstücks, 
Gebäudes oder Gebäudeteils auf bestimmte 
Zeit von mehr als einem Jahr eingegangen 
oder verlängert wird. 

(2) Im förmlich festgelegten Sanierungsge-
biet bedürfen der schriftlichen Genehmigung 
der Gemeinde 

1. die rechtsgeschäftliche Veräußerung eines 
Grundstücks und die Bestellung und Veräu-
ßerung eines Erbbaurechts; 

2. die Bestellung eines das Grundstück bela-
stenden Rechts; dies gilt nicht für die Be-
stellung eines Rechts, das mit der Durchfüh-
rung von Baumaßnahmen im Sinne des 
§ 148 Abs. 2 im Zusammenhang steht; 

3. ein schuldrechtlicher Vertrag; durch den 
eine Verpflichtung zu einem der in Num-
mer 1 oder 2 genannten Rechtsgeschäfte be-
gründet wird; ist der schuldrechtliche Ver-
trag genehmigt worden, gilt auch das in 
Ausführung dieses Vertrags vorgenommene 
dingliche Rechtsgeschäft als genehmigt. 

(3) Die Gemeinde kann für bestimmte Fälle 
die Genehmigung für das förmlich festgelegte 
Sanierungsgebiet oder Teile desselben allge-
mein erteilen; sie hat dies ortsüblich bekannt-
zumachen. 

(4) Keiner Genehmigung bedürfen 

1. Vorhaben und Rechtsvorgänge, wenn die 
Gemeinde oder der Sanierungsträger für 
das Treuhandvermögen als Vertragsteil 
oder Eigentümer beteiligt ist; 

2. Rechtsvorgänge nach Absatz 2 zum Zwecke 
der Vorwegnahme der Erbfolge; 
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3. Vorhaben nach Absatz 2, die vor der förmli-
chen Festlegung des Sanierungsgebiets bau-
rechtlich genehmigt worden sind, sowie Un-
terhaltungsarbeiten und die Fortführung ei-
ner bisher ausgeübten Nutzung; 

4. Rechtsvorgänge nach Absatz 1, die Zwecken 
der Landesverteidigung dienen; 

5. der rechtsgeschäftliche Erwerb eines in ein 
Planfeststellungsverfahren nach den in § 38 
bezeichneten Rechtsvorschriften einbezoge-
nen Grundstücks durch den Bedarfsträger. 

§ 152 

Genehmigung 

(1) Über die Genehmigung ist binnen drei 
Monaten nach Eingang des Antrags bei der 
Gemeinde zu entscheiden. § 19 Abs. 3 Satz 4 bis 
6 ist entsprechend anzuwenden. 

(2) Die Genehmigung darf nur versagt wer-
den, wenn Grund zur Annahme besteht, daß 
das Vorhaben, der Rechtsvorgang oder die mit 
ihm erkennbar bezweckte Nutzung die Durch-
führung der Sanierung unmöglich machen 
oder wesentlich erschweren oder den Zielen 
und Zwecken der Sanierung zuwiderlaufen 
würde. Eine wesentliche Erschwerung der Sa-
nierung liegt auch vor, wenn bei der rechtsge-
schäftlichen Veräußerung eines Grundstücks 
sowie bei der Bestellung oder Veräußerung ei-
nes Erbbaurechts der vereinbarte Gegenwert 
für das Grundstück oder das Recht über dem 
Wert liegt, der sich in Anwendung des § 154 
Abs. 1 ergibt. 

(3) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn 
die wesentliche Erschwerung dadurch besei-
tigt wird, daß die Beteiligten für den Fall der 
Durchführung der Sanierung für sich und ihre 
Rechtsnachfolger 

1. in den Fällen des § 151 Abs. 1 Nr. 2, 3 oder 4 
auf Entschädigung für die Aufhebung des 
Rechts sowie für wertsteigernde Änderun-
gen verzichten, die aufgrund dieser Rechte 
vorgenommen werden; 

2. in den Fällen des § 151 Abs. 2 auf Entschädi-
gung für die durch das Vorhaben herbeige-
führten Wertsteigerungen sowie für wert-
steigernde Änderungen, die aufgrund der 
mit dem Vorhaben bezweckten Nutzung vor-
genommen werden, verzichten. 

(4) Die Genehmigung kann unter Auflagen, 
in den Fällen des § 151 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 
auch befristet oder bedingt erteilt werden. § 51 
Abs. 4 Satz 2 und 3 ist entsprechend anzuwen-
den. 
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3. Vorhaben nach Absatz 1 Nr. 1, die vor der 
förmlichen Festlegung des Sanierungsge-
biets baurechtlich genehmigt worden sind, 
sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fort-
führung einer bisher ausgeübten Nutzung; 

4. die Teilung eines Grundstücks nach Ab-
satz 1 Nr. 2 sowie Rechtsvorgänge nach Ab-
satz 1 Nr. 3 und Absatz 2, die Zwecken der 
Landesverteidigung dienen; 

5. der rechtsgeschäftliche Erwerb eines in ein 
Planfeststellungsverfahren nach den in § 38 
bezeichneten Rechtsvorschriften einbezoge-
nen Grundstücks durch den Bedarfsträger. 

§ 145 
Genehmigung 

(1) Über die Genehmigung ist binnen drei 
Monaten nach Eingang des Antrags bei der 
Gemeinde zu entscheiden. § 19 Abs. 3 Satz 4 bis 
6 ist entsprechend anzuwenden. 

(2) Die Genehmigung darf nur versagt wer-
den, wenn Grund zur Annahme besteht, daß 
das Vorhaben, die Teilung eines Grundstücks, 
der Rechtsvorgang oder die damit erkennbar 
bezweckte Nutzung die Durchführung der Sa-
nierung unmöglich machen oder wesentlich er-
schweren oder den Zielen und Zwecken der 
Sanierung zuwiderlaufen würde. 

siehe § 153 Abs. 2 

(3) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn 
die wesentliche Erschwerung dadurch besei-
tigt wird, daß die Beteiligten für den Fall der 
Durchführung der Sanierung für sich und ihre 
Rechtsnachfolger 

1. in den Fällen des § 144 Abs. 1 Nr. 1 auf Ent-
schädigung für die durch das Vorhaben her-
beigeführten Werterhöhungen sowie für 
werterhöhende Änderungen, die aufgrund 
der mit dem Vorhaben bezweckten Nutzung 
vorgenommen werden, verzichten; 

2. in den Fällen des § 144 Abs. 1 Nr. 3 oder 
Abs. 2 Nr. 2 oder 3 auf Entschädigung für die 
Aufhebung des Rechts sowie für werterhö-
hende Änderungen verzichten, die aufgrund 
dieser Rechte vorvorgenommen werden. 

(4) Die Genehmigung kann unter Auflagen, 
in den Fällen des § 144 Abs. 1 Nr. 1 und 3 auch 
befristet oder bedingt erteilt werden. § 51 
Abs. 4 Satz 2 und 3 ist entsprechend anzuwen-
den. 
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(5) Wird die Genehmigung versagt, kann der 
Eigentümer von der Gemeinde die Übernahme 
des Grundstücks verlangen, wenn und soweit 
es ihm mit Rücksicht auf die Durchführung 
der Sanierung wirtschaftlich nicht mehr zuzu-
muten ist, das Grundstück zu behalten oder es 
in der bisherigen oder einer anderen zulässi-
gen Art zu nutzen. Liegen die Flächen eines 
land- oder forstwirtschaftlichen Betriebs so-
wohl innerhalb als auch außerhalb des Sanie-
rungsgebiets, kann der Eigentümer von der 
Gemeinde die Übernahme sämtlicher Grund-
stücke des Betriebs verlangen, wenn die Erfül-
lung des Übernahmeverlangens für die Ge-
meinde keine unzumutbare Belastung bedeu-
tet; die Gemeinde kann sich auf eine unzumut-
bare Belastung nicht berufen, soweit die au-
ßerhalb des Sanierungsgebiets gelegenen 
Grundstücke nicht mehr in angemessenem 
Umfang baulich oder wirtschaftlich genutzt 
werden können. Kommt eine Einigung über 
die Übernahme nicht zustande, kann der Ei-
gentümer die Entziehung des Eigentums an 
dem Grundstück verlangen. Für die Entzie-
hung des Eigentums sind die Vorschriften des 
Fünften Teils des Ersten Kapitels entspre-
chend anzuwenden. 

(6) Auf die Genehmigung nach § 151 Abs. 1 
ist § 23 entsprechend anzuwenden. Auf Antrag 
eines Beteiligten ist auch ein Zeugnis darüber 
zu erteilen, daß die Genehmigung nach § 151 
Abs. 3 allgemein erteilt ist; das Zeugnis steht 
der Genehmigung gleich. 

§ 143 
Durchführung 

Die Durchführung umfaßt die Ordnungs-
maßnahmen und die Baumaßnahmen inner-
halb des förmlichen festgelegten Sanierungs-
gebiets, die nach den Zielen und Zwecken der 
Sanierung erforderlich sind. 

§ 144 
Ordnungsmaßnahmen 

(1) Die Durchführung der Ordnungsmaßnah-
men ist Aufgabe der Gemeinde; hierzu gehö-
ren 

1. die Bodenordnung einschließlich des Er-
werbs von Grundstücken, 

2. der Umzug von Bewohnern und Betrieben, 

3. die Freilegung von Grundstücken, 

4. die Herstellung und Änderung von Erschlie-
ßungsanlagen sowie 

5. sonstige Maßnahmen, die notwendig sind, 
damit die Baumaßnahmen durchgeführt 
werden können. 
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(5)Wird die Genehmigung versagt, kann der 
Eigentümer von der Gemeinde die Übernahme 
des Grundstücks verlangen, wenn und soweit 
es ihm mit Rücksicht auf die Durchführung 
der Sanierung wirtschaftlich nicht mehr zuzu-
muten ist, das Grundstück zu behalten oder es 
in der bisherigen oder einer anderen zulässi-
gen Art zu nutzen. Liegen die Flächen eines 
land- oder forstwirtschaftlichen Betriebs so-
wohl innerhalb als auch außerhalb des förm-
lich festgelegten Sanierungsgebiets, kann der 
Eigentümer von der Gemeinde die Übernahme 
sämtlicher Grundstücke des Betriebs verlan-
gen, wenn die Erfüllung des Übernahmever-
langens für die Gemeinde keine unzumutbare 
Belastung bedeutet; die Gemeinde kann sich 
auf eine unzumutbare Belastung nicht beru-
fen, soweit die außerhalb des förmlich festge-
legten Sanierungsgebiets gelegenen Grund-
stücke nicht mehr in angemessenem Umfang 
baulich oder wirtschaftlich genutzt werden 
können. Kommt eine Einigung über die Über-
nahme nicht zustande, kann der Eigentümer 
die Entziehung des Eigentums an dem Grund-
stück verlangen. Für die Entziehung des Ei-
gentums sind die Vorschriften des Fünften 
Teils des Ersten Kapitels entsprechend anzu-
wenden. 

(6) Auf die Genehmigung nach § 144 Abs. 1 
• Nr. 2 und Abs. 2 ist § 23 entsprechend anzu-
wenden. 

(7) Auf Antrag eines Beteiligten ist auch ein 
Zeugnis darüber zu erteilen, daß die Genehmi-
gung nach § 144 Abs. 3 allgemein erteilt ist; das 
Zeugnis steht der Genehmigung gleich. 

§ 146 
Durchführung 

unverändert 

§ 147 
Ordnungsmaßnahmen 

(1) Die Durchführung der Ordnungsmaßnah-
men ist Aufgabe der Gemeinde; hierzu gehö-
ren 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 
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Durch die Sanierung bedingte Erschließungs-
anlagen einschließlich Ersatzanlagen können 
außerhalb des Sanierungsgebiets liegen. In 
diesem Fall sind die Vorschriften des Dritten 
Abschnitts und des Fünften Teils nicht anzu-
wenden. 

(2) Die Gemeinde kann die Durchführung 
der Ordnungsmaßnahmen aufgrund eines Ver-
trags ganz oder teilweise dem Eigentümer 
überlassen. Ist die zügige und zweckmäßige 
Durchführung der vertraglich übernommenen 
Ordnungsmaßnahmen durch einzelne Eigentü-
mer nicht gewährleistet, hat die Gemeinde in-
soweit für die Durchführung der Maßnahmen 
zu sorgen oder sie selbst zu übernehmen. 

§ 145 
Baumaßnahmen 

(1) Die Durchführung von Baumaßnahmen 
bleibt den Eigentümern überlassen, soweit die 
zügige und zweckmäßige Durchführung durch 
sie gewährleistet ist; der Gemeinde obliegt je-
doch 

1. für die Errichtung und Änderung der Ge-
meinbedarfs- und Folgeeinrichtungen zu 
sorgen und 

2. die Durchführung sonstiger Baumaßnah-
men, soweit sie selbst Eigentümerin ist oder 
nicht gewährleistet ist, daß diese vom ein-
zelnen Eigentümer zügig und zweckmäßig 
durchgeführt werden. 

Ersatzbauten, Ersatzanlagen und durch die Sa-
nierung bedingte Gemeinbedarfs- und Fol-
geeinrichtungen können außerhalb des Sanie-
rungsgebiets liegen; § 144 Abs. 1 Satz 3 ist ent-
sprechend anzuwenden. 

(2) Zu den Baumaßnahmen gehören 

1. die Modernisierung und Instandsetzung, 

2. die Neubebauung und die Ersatzbauten, 

3. die Errichtung und Änderung von Gemein-
bedarfs- und Folgeeinrichtungen sowie 

4. die Verlagerung oder Änderung von Betrie-
ben. 

§ 146 
Kosten- und Finanzierungsübersicht 

(1) Die Gemeinde hat nach dem Stand der 
Planung eine Kosten- und Finanzierungsüber-
sicht aufzustellen. Die Übersicht ist mit den 
Kosten- und Finanzierungsvorstellungen ande-
rer Träger öffentlicher Belange, deren Aufga-
benbereich durch die Sanierung berührt wird, 
abzustimmen und der höheren Verwaltungsbe-
hörde vorzulegen. 

(2) In der Kostenübersicht hat die Gemeinde 
die Kosten der Gesamtmaßnahme darzustel- 
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Durch die Sanierung bedingte Erschließungs-
anlagen einschließlich Ersatzanlagen können 
außerhalb des förmlich festgelegten Sanie-
rungsgebiets liegen. 

(2) unverändert 

§ 148 
Baumaßnahmen 

(1) Die Durchführung von Baumaßnahmen 
bleibt den Eigentümern überlassen, soweit die 
zügige und zweckmäßige Durchführung durch 
sie gewährleistet ist; der Gemeinde obliegt je-
doch 

1. unverändert 

2. unverändert 

Ersatzbauten, Ersatzanlagen und durch die Sa-
nierung bedingte Gemeinbedarfs- und Fol-
geeinrichtungen können außerhalb des förm-
lich festgelegten Sanierungsgebiets liegen. 

(2) unverändert 

§ 149 
Kosten- und Finanzierungsübersicht 

(1) unverändert 

(2) unverändert 
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len, die ihr voraussichtlich entstehen. Die Ko-
sten anderer Träger öffentlicher Belange für 
Maßnahmen im Zusammenhang mit der Sa-
nierung sollen nachrichtlich angegeben wer-
den. 

(3) In der Finanzierungsübersicht hat die 
Gemeinde ihre Vorstellungen über die Dek-
kung der Kosten der Gesamtmaßnahme darzu-
legen. Finanzierungs- und Förderungsmittel 
auf anderer gesetzlicher Grundlage sowie die 
Finanzierungsvorstellungen anderer Träger 
öffentlicher Belange sollen nachrichtlich ange-
geben werden. 

(4) Die Gemeinde und die höhere Verwal-
tungsbehörde können von anderen Trägern öf-
fentlicher Belange Auskunft über deren eigene 
Absichten im Sanierungsgebiet und ihre Ko-
sten- und Finanzierungsvorstellungen verlan-
gen. 

§ 147 
Ersatz für Änderungen von Einrichtungen, 
die der öffentlichen Versorgung dienen 

(1) Stehen in einem förmlich festgelegten 
Sanierungsgebiet Anlagen der öffentlichen 
Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wasser oder 
Wärme, Anlagen der Abwasserwirtschaft oder 
Fernmeldeanlagen der Deutschen Bundespost 
infolge der Durchführung der Sanierung nicht 
mehr zur Verfügung und sind besondere Auf-
wendungen erforderlich, die über das bei ord-
nungsgemäßer Wirtschaft erforderliche Maß 
hinausgehen, zum Beispiel der Ersatz oder die 
Verlegung dieser Anlagen, hat die Gemeinde 
dem Träger der Aufgabe die ihm dadurch ent-
stehenden Kosten zu erstatten. Vorteile und 
Nachteile, die dem Träger der Aufgabe im Zu-
sammenhang damit entstehen, sind auszuglei-
chen. 

(2) Kommt eine Einigung über den Erstat-
tungsbetrag nicht zustande, entscheidet die hö-
here Verwaltungsbehörde. 

§ 148 
Abgaben- und Auslagenbefreiung 

(1) Frei von Gebühren, Auslagen und ähnli-
chen nichtsteuerlichen Abgaben sind Ge-
schäfte und Verhandlungen 

1. zur Vorbereitung oder Durchführung von 
städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen, 

2. zur Durchführung von Erwerbsvorgängen, 

3. zur Gründung oder Auflösung eines Unter-
nehmens, dessen Geschäftszweck aus- 
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(3) unverändert 

(4) Die Kosten- und Finanzierungsübersicht 
kann mit Zustimmung der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde auf den Zeitraum der 
mehrjährigen Finanzplanung der Gemeinde 
beschränkt werden. § 143 Abs. 1 Satz 3 bleibt 
unberührt. 

(5) Die Gemeinde und die höhere Verwal-
tungsbehörde können von anderen Trägern öf-
fentlicher Belange Auskunft über deren eigene 
Absichten im förmlich festgelegten Sanie-
rungsgebiet und ihre Kosten- und Finanzie-
rungsvorstellungen verlangen. 

§ 150 
Ersatz für Änderungen von Einrichtungen, 
die der öffentlichen Versorgung dienen 

unverändert 

§ 151 
Abgaben- und Auslagenbefreiung 

(1) Frei von Gebühren und ähnlichen nicht-
steuerlichen Abgaben sowie von Auslagen sind 
Geschäfte und Verhandlungen 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 
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schließlich darauf gerichtet ist, als Sanie

-

rungsträger tätig zu werden. 

(2) Die Abgabenbefreiung gilt nicht für die 
Kosten eines Rechtsstreits. Unberührt bleiben 
Regelungen nach landesrechtlichen Vorschrif-
ten. 

(3) Erwerbsvorgänge im Sinne von Absatz 1 
Nr. 2 sind: 

1. Der Erwerb eines Grundstücks durch eine 
Gemeinde oder durch einen Rechtsträger im 
Sinne der §§ 157 und 205 zur Vorbereitung 
oder Durchführung von städtebaulichen Sa-
nierungsmaßnahmen. Hierzu gehört auch 
der Erwerb eines Grundstücks zur Verwen-
dung als Austausch- oder Ersatzland im 
Rahmen von städtebaulichen Sanierungs-
maßnahmen. 

2. Der Erwerb eines Grundstücks durch eine 
Person, die zur Vorbereitung oder Durchfüh-
rung von städtebaulichen Sanierungsmaß-
nahmen oder zur Verwendung als Aus-
tausch- oder Ersatzland ein Grundstück 
übereignet oder verloren hat. Die Abgaben-
befreiung wird nur gewährt 

a) beim Erwerb eines Grundstücks im Sa-
nierungsgebiet, in dem das übereignete 
oder verlorene Grundstück liegt, bis zum 
Abschluß der städtebaulichen Sanie-
rungsmaßnahme, 

b) in anderen Fällen bis zum Ablauf von 
zehn Jahren, gerechnet von dem Zeit-
punkt ab, in dem das Grundstück über-
eignet oder verloren wurde. 

3. Der Erwerb eines im förmlich festgelegten 
Sanierungsgebiet gelegenen Grundstücks, 
soweit die Gegenleistung in der Hingabe ei-
nes in demselben Sanierungsgebiet gelege-
nen Grundstücks besteht. 

4. Der Erwerb eines Grundstücks, der durch 
die Begründung, das Bestehen oder die Auf-
lösung eines Treuhandverhältnisses im 
Sinne der §§ 160 oder 161 bedingt ist. 

Dritter Abschnitt 
Besondere bodenrechtliche Vorschriften 

§ 149 

Anwendungsbereich, Sanierungsvermerk 

(1)Die Vorschriften dieses Abschnitts finden 
im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet An-
wendung, sofern die Sanierung nicht im ver-
einfachten Verfahren durchgeführt wird. 

(2) Die Gemeinde teilt dem Grundbuchamt 
die rechtsverbindliche Satzung über die förm-
liche Festlegung des Sanierungsgebiets mit; sie 
ersucht das Grundbuchamt, in die Grundbü-
cher der in der Satzung aufgeführten Grund-
stücke einzutragen, daß eine Sanierung durch- 
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(2) unverändert 

(3) unverändert 

Dritter Abschnitt 
Besondere sanierungsrechtliche Vorschriften 

§ 152 
Anwendungsbereich 

Die Vorschriften dieses Abschnitts sind im 
förmlich festgelegten Sanierungsgebiet anzu-
wenden, sofern die Sanierung nicht im verein-
fachten Verfahren durchgeführt wird. 
siehe § 143 Abs. 4 
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geführt wird (Sanierungsvermerk). § 54 Abs. 2 
und 3 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 150 
Wirkungen der förmlichen Festlegung 

(1)Die §§ 14 bis 21 und 51 sind bei Vorhaben 
und Rechtsvorgängen, die nach der förmlichen 
Festlegung des Sanierungsgebiets vorgenom-
men werden, nicht anzuwenden. Entschädi-
gungsansprüche nach den §§ 18 und 21, die vor 
der förmlichen Festlegung des Sanierungsge-
biets entstanden sind, bleiben unberührt. 

(2)Die förmliche Festlegung des Sanierungs-
gebiets gilt als eine Änderung der rechtlichen 
oder tatsächlichen Voraussetzungen im Sinne 
des § 21 Abs. 2. Wird aus den in Satz 1 genann-
ten Gründen nach der förmlichen Festlegung 
des Sanierungsgebiets eine Baugenehmigung 
versagt, ist eine Entschädigung nach den Vor-
schriften des § 21 Abs. 2 und 3 zu leisten. 

(3)Mit der förmlichen Festlegung des Sanie-
rungsgebiets tritt eine bestehende Verände-
rungssperre nach § 14 außer Kraft Ein Be-
scheid über die Zurückstellung des Bauge-
suchs nach § 15 Abs. 1 wird unwirksam. 

(4) Werden im förmlich festgelegten Sanie-
rungsgebiet Erschließungsanlagen im Sinne 
des § 127 Abs. 2 hergestellt, erweitert oder ver-
bessert, sind Vorschriften über die Erhebung 
von Beiträgen für diese Maßnahmen auf 
Grundstücke im Sanierungsgebiet nicht anzu-
wenden. Beitragspflichten, die vor der förmli-
chen Festlegung entstanden sind, bleiben un-
berührt. 

(5) Hat die Umlegungsstelle vor der förmli-
chen Festlegung des Sanierungsgebiets in ei-
nem Umlegungsverfahren, das sich auf Grund-
stücke im Gebiet bezieht, den Umlegungsplan 
nach § 66 aufgestellt oder ist eine Vorwegent-
scheidung nach § 76 getroffen worden, bleibt es 
dabei. 

(6) Hat die Enteignungsbehörde vor der 
förmlichen Festlegung des Sanierungsgebiets 
den Enteignungsbeschluß nach § 113 für ein in 
dem Gebiet gelegenes Grundstück erlassen 
oder ist eine Einigung nach § 110 beurkundet 
worden, sind die Vorschriften des Ersten Kapi-
tels weiter anzuwenden. 

§ 151 
Verfügungs- und Veränderungssperre 

§ 152 
Genehmigung 

§ 153 
Umlegung 

§ 154 
Bemessung von Ausgleichs- 

und Entschädigungsleistungen; Kaufpreise 

(1) Sind aufgrund von Maßnahmen, die der 
Vorbereitung oder Durchführung der Sanie- 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

siehe § 14 Abs. 4, § 19 Abs. 4 Nr. 2, § 51 Abs. 1 

siehe § 17 Abs. 6 

siehe § 154 Abs. 1 Satz 2, § 156 Abs. 1 

siehe § 156 Abs. 2 

siehe § 156 Abs. 3 

siehe § 144 

siehe § 145 

siehe §153 Abs. 5 

§ 153 
Bemessung von Ausgleichs- 

und Entschädigungsleistungen; Kaufpreise; 
Umlegung 

(1) unverändert 
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rung im förmlich festgelegten Sanierungsge-
biet dienen, nach den Vorschriften dieses Ge-
setzbuchs Ausgleichs- oder Entschädigungslei-
stungen zu gewähren, werden bei deren Be-
messung Werterhöhungen, die lediglich durch 
die Aussicht auf die Sanierung, durch ihre Vor-
bereitung oder ihre Durchführung eingetreten 
sind, nur insoweit berücksichtigt, als der Be-
troffene diese Werterhöhungen durch eigene 
Aufwendungen zulässigerweise bewirkt hat. 
Änderungen in den allgemeinen Wertverhält-
nissen auf dem Grundstücksmarkt sind zu be-
rücksichtigen. 

siehe § 152 Abs. 2 Satz 2 

(2) Die Gemeinden oder der Sanierungsträ-
ger dürfen beim Erwerb eines Grundstücks 
keinen höheren Kaufpreis vereinbaren, als er 
sich bei entsprechender Anwendung des Ab-
satzes 1 ergibt. In den Fällen des § 151 Abs. 4 
Nr. 4 und 5 darf der Bedarfsträger keinen hö-
heren Kaufpreis vereinbaren, als er sich bei 
entsprechender Anwendung des Absatzes 1 er-
gibt. 

(3) Bei der Veräußerung nach § 89 und § 159 
Abs. 3 ist das Grundstück zu dem Verkehrs-
wert zu veräußern, der sich durch die rechtli-
che und tatsächliche Neuordnung des Sanie-
rungsgebiets ergibt. § 155 Abs. 5 ist dabei auf 
den Teil des Kaufpreises entsprechend anzu-
wenden, der der durch die Sanierung beding-
ten Werterhöhung des Grundstücks ent-
spricht. 

§ 153 
Umlegung 

(1)In förmlich festgelegten Sanierungsgebie-
ten ist § 58 nicht anzuwenden. 

(2)Für die Ermittlung von Werten nach § 57 
Satz 2, § 59 Abs. 5 und im Fall der Geldabfin-
dung nach § 60 Satz 1 ist § 154 Abs. 1 entspre-
chend anzuwenden. Bei der Ermittlung von 
Werten nach § 57 Satz 3 und 4, § 59 Abs. 4 und 
im Fall des Geldausgleichs nach § 60 Satz 1 
sind die Wertänderungen zu berücksichtigen, 
die durch die rechtliche und tatsächliche Neu-
ordnung des Sanierungsgebiets eintreten. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

(2) Liegt bei der rechtsgeschäftlichen Veräu-
ßerung eines Grundstücks sowie bei der Be-
stellung oder Veräußerung eines Erbbaurechts 
der vereinbarte Gegenwert für das Grundstück 
oder das Recht über dem Wert, der sich in 
Anwendung des Absatzes 1 ergibt, liegt auch 
hierin eine wesentliche Erschwerung der Sa-
nierung im Sinne des § 145 Abs. 2. 

(3) Die Gemeinden oder der Sanierungsträ-
ger dürfen beim Erwerb eines Grundstücks 
keinen höheren Kaufpreis vereinbaren, als er 
sich in entsprechender Anwendung des Absat-
zes 1 ergibt. In den Fällen des § 144 Abs. 4 Nr. 4 
und 5 darf der Bedarfsträger keinen höheren 
Kaufpreis vereinbaren, als er sich in entspre-
chender Anwendung des Absatzes 1 ergibt. 

(4) Bei der Veräußerung nach § 89 und § 159 
Abs. 3 ist das Grundstück zu dem Verkehrs-
wert zu veräußern, der sich durch die rechtli-
che und tatsächliche Neuordnung des förmlich 
festgelegten Sanierungsgebiets ergibt. § 154 
Abs. 5 ist dabei auf den Teil des Kaufpreises 
entsprechend anzuwenden, der der durch die 
Sanierung bedingten Werterhöhung des 
Grundstücks entspricht. 

(5) Im förmlich festgelegten Sanierungsge-
biet sind 

1. Absatz 1 auf die Ermittlung von Werten 
nach § 57 Satz 2, § 59 Abs. 5 und im Fall der 
Geldabfindung nach § 60 Satz 1 entspre-
chend anzuwenden; 

2. Wertänderungen, die durch die rechtliche 
und tatsächliche Neuordnung des förmlich 
festgelegten Sanierungsgebiets eintreten, 
bei der Ermittlung von Werten nach § 57 
Satz 3 und 4, § 59 Abs. 4 und im Falle des 
Geldausgleichs nach § 60 Satz 1 zu berück-
sichtigen; 

3. § 58 nicht anzuwenden. 
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§ 155 
Ausgleichsbetrag des Eigentümers 

(1) Der Eigentümer eines im förmlich festge-
legten Sanierungsgebiet gelegenen Grund-
stücks hat zur Finanzierung der Sanierung an 
die Gemeinde einen Ausgleichsbetrag in Geld 
zu entrichten, der der durch die Sanierung be-
dingten Erhöhung des Bodenwerts seines 
Grundstücks entspricht. Miteigentümer sind 
im Verhältnis ihrer Anteile an dem gemein-
schaftlichen Eigentum heranzuziehen. 

siehe § 150 Abs.4 Satz 1 

(2) Die durch die Sanierung bedingte Erhö-
hung des Bodenwerts des Grundstücks besteht 
aus dem Unterschied zwischen dem Boden-
wert, der sich für das Grundstück ergeben wür-
de, wenn eine Sanierung weder beabsichtigt 
noch durchgeführt worden wäre (Anfangs-
wert), und dem Bodenwert, der sich für das 
Grundstück durch die rechtliche und tatsächli-
che Neuordnung des Sanierungsgebiets ergibt 
(Endwert). 

(3) Der Ausgleichsbetrag ist nach Abschluß 
der Sanierung (§§ 162 und 163) zu entrichten. 
Die Gemeinde kann die Ablösung im ganzen 
vor Abschluß der Sanierung zulassen; dabei 
kann auch ein höherer Ausgleichsbetrag ver-
einbart werden. Die Gemeinde soll auf Antrag 
des Ausgleichsbetragspflichtigen den Aus-
gleichsbetrag vorzeitig festsetzen, wenn der 
Ausgleichsbetragspflichtige an der Festset-
zung vor Abschluß der Sanierung ein berech-
tigtes Interesse hat und der Ausgleichsbetrag 
mit hinreichender Sicherheit ermittelt werden 
kann. 

(4) Die Gemeinde fordert den Ausgleichsbe-
trag durch Bescheid an; der Betrag wird einen 
Monat nach Zustellung des Bescheids fällig. 
Vor der Festsetzung des Ausgleichsbetrags ist 
dem Ausgleichsbetragspflichtigen Gelegenheit 
zur Stellungnahme und Erörterung der für die 
Wertermittlung seines Grundstücks maßgebli-
chen Verhältnisse sowie der nach § 156 anre-
chenbaren Beträge innerhalb angemessener 
Frist zu geben. Der Ausgleichsbetrag ruht 
nicht als öffentliche Last auf dem Grund-
stück. 

(5) Die Gemeinde hat den Ausgleichsbetrag 
auf Antrag des Eigentümers in ein Tilgungs-
darlehen umzuwandeln, sofern diesem nicht 
zugemutet werden kann, die Verpflichtung bei 
Fälligkeit mit eigenen oder fremden Mitteln zu 
erfüllen. Die Darlehensschuld ist mit höch-
stens 6 vom Hundert jährlich zu verzinsen und 
mit 5 vom Hundert zuzüglich der ersparten 
Zinsen jährlich zu tilgen. Der Tilgungssatz 
kann im Einzelfall bis auf 1 vom Hundert her-
abgesetzt werden und das Darlehen niedrig 
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§154 
Ausgleichsbetrag des Eigentümers 

(1) Der Eigentümer eines im förmlich festgeleg-
ten Sanierungsgebiet gelegenen Grundstücks hat 
zur Finanzierung der Sanierung an die Gemeinde 
einen Ausgleichsbetrag in Geld zu entrichten, der 
der durch die Sanierung bedingten Erhöhung des 
Bodenwerts seines Grundstücks entspricht; Mitei-
gentümer sind im Verhältnis ihrer Anteile an dem 
gemeinschaftlichen Eigentum heranzuziehen. Wer-
den im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet Er-
schließungsanlagen im Sinne des § 127 Abs. 2 her-
gestellt, erweitert oder verbessert, sind Vorschriften 
über die Erhebung von Beiträgen für diese Maß-
nahmen auf Grundstücke im förmlich festgelegten 
Sanierungsgebiet nicht anzuwenden. 

(2) Die durch die Sanierung bedingte Erhöhung 
des Bodenwerts des Grundstücks besteht aus dem 
Unterschied zwischen dem Bodenwert, der sich für 
das Grundstück ergeben würde, wenn eine Sanie-
rung weder beabsichtigt noch durchgeführt worden 
wäre (Anfangswert), und dem Bodenwert, der sich 
für das Grundstück durch die rechtliche und tat-
sächliche Neuordnung des förmlich festgelegten Sa-
nierungsgebiets ergibt (Endwert). 

(3) unverändert 

(4) Die Gemeinde fordert den Ausgleichsbetrag 
durch Bescheid an; der Betrag wird einen Monat 
nach der Bekanntgabe des Bescheids fällig. Vor der 
Festsetzung des Ausgleichsbetrags ist dem Aus-
gleichsbetragspflichtigen Gelegenheit zur Stellung-
nahme und Erörterung der für die Wertermittlung 
seines Grundstücks maßgeblichen Verhältnisse so-
wie der nach § 155 anrechenbaren Beträge inner-
halb angemessener Frist zu geben. Der Ausgleichs-
betrag ruht nicht als öffentliche Last auf dem 
Grundstück. 

(5) unverändert 
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verzinslich oder zinsfrei gestellt werden, wenn 
dies im öffentlichen Interesse oder zur Vermei-
dung unbilliger Härten oder zur Vermeidung 
einer von dem Ausgleichsbetragspflichtigen 
nicht zu vertretenden Unwirtschaftlichkeit der 
Grundstücksnutzung geboten ist. Die Ge-
meinde soll den zur Finanzierung der Neube-
bauung, Modernisierung oder Instandsetzung 
erforderlichen Grundpfandrechten den Vor-
rang vor einem zur Sicherung ihres Tilgungs-
darlehens bestellten Grundpfandrecht einräu-
men. 

(6) Die Gemeinde kann von den Eigentü-
mern auf den nach den Absätzen 1 bis 4 zu ent-
richtenden Ausgleichsbetrag Vorauszahlungen 
verlangen, sobald auf dem Grundstück eine 
den Zielen und Zwecken der Sanierung ent-
sprechende Bebauung oder sonstige Nutzung 
zulässig ist; Absätze 1 bis 5 sind sinngemäß 
anzuwenden. 

§ 156 
Anrechnung auf den Ausgleichsbetrag, 

Absehen 

(1) Auf den Ausgleichsbetrag sind anzurech-
nen, 

1. die durch die Sanierung entstandenen Vor-
teile oder Bodenwerterhöhungen des 
Grundstücks, die bereits in einem anderen 
Verfahren, insbesondere in einem Enteig-
nungsverfahren berücksichtigt worden sind; 
für Umlegungsverfahren nach Maßgabe des 
§ 153 bleibt Absatz 2 unberührt, 

2. die Bodenwerterhöhungen des Grundstücks, 
die der Eigentümer zulässigerweise durch 
eigene Aufwendungen bewirkt hat; soweit 
der Eigentümer gemäß § 144 Abs. 2 Ord-
nungsmaßnahmen durchgeführt hat, sind 
jedoch die ihm entstandenen Kosten anzu-
rechnen, 

3. die Bodenwerterhöhungen des Grundstücks, 
die der Eigentümer beim Erwerb des Grund-
stücks als Teil des Kaufpreises in einem den 
Vorschriften der Nummern 1 und 2 sowie 
des § 155 entsprechenden Betrag zulässiger-
weise bereits entrichtet hat. 

(2) Ein Ausgleichsbetrag entfällt, wenn eine 
Umlegung nach Maßgabe des § 153 durchge-
führt worden ist. 

(3) Die Gemeinde kann für das Sanierungs-
gebiet oder für zu bezeichnende Teile des Sa-
nierungsgebiets von der Festsetzung des Aus-
gleichsbetrags absehen, wenn 

1. eine geringfügige Bodenwerterhöhung gut-
achtlich ermittelt worden ist und 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

(6) unverändert 

§155 
Anrechnung auf den Ausgleichsbetrag, 

Absehen 

(1) Auf den Ausgleichsbetrag sind anzurechnen, 

1. die durch die Sanierung entstandenen Vor-
teile oder Bodenwerterhöhungen des 
Grundstücks, die bereits in einem anderen 
Verfahren, insbesondere in einem Enteig-
nungsverfahren berücksichtigt worden sind; 
für Umlegungsverfahren bleibt Absatz 2 un-
berührt, 

2. die Bodenwerterhöhungen des Grundstücks, 
die der Eigentümer zulässigerweise durch 
eigene Aufwendungen bewirkt hat; soweit 
der Eigentümer gemäß § 147 Abs. 2 Ord-
nungsmaßnahmen durchgeführt hat, sind 
jedoch die ihm entstandenen Kosten anzu-
rechnen, 

3. die Bodenwerterhöhungen des Grundstücks, 
die der Eigentümer beim Erwerb des Grund-
stücks als Teil des Kaufpreises in einem den 
Vorschriften der Nummern 1 und 2 sowie 
des § 154 entsprechenden Betrag zulässiger-
weise bereits entrichtet hat. 

(2) Ein Ausgleichsbetrag entfällt, wenn eine 
Umlegung nach Maßgabe des § 153 Abs. 5 
durchgeführt worden ist. 

(3) Die Gemeinde kann für das förmlich fest-
gelegte Sanierungsgebiet oder für zu bezeich-
nende Teile des Sanierungsgebiets von der 
Festsetzung des Ausgleichsbetrags absehen, 
wenn 

1. unverändert 
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2. der Verwaltungsaufwand für die Erhebung 
des Ausgleichsbetrags in keinem Verhältnis 
zu den möglichen Einnahmen steht. 

Die Entscheidung nach Satz 1 kann auch ge-
troffen werden, bevor die Sanierung abge-
schlossen ist. Die Entscheidung bedarf der Zu-
stimmung der höheren Verwaltungsbehörde. 

(4) § 135 Abs. 5 ist auf den Ausgleichsbetrag 
entsprechend anzuwenden. Die Freistellung 
bedarf der Zustimmung der höheren Verwal-
tungsbehörde. 

(5) Im übrigen sind die landesrechtlichen 
Vorschriften über kommunale Beiträge ein-
schließlich der Bestimmungen über die Stun-
dung und den Erlaß entsprechend anzuwen-
den. 

(6) Sind dem Eigentümer Kosten der Ord-
nungsmaßnahmen entstanden, hat die Ge-
meinde sie ihm zu erstatten, soweit sie über 
den nach § 155 und Absatz 1 ermittelten Aus-
gleichsbetrag hinausgehen. 

siehe § 150 Abs. 4 Satz 2 

siehe § 150 Abs. 5 

siehe § 150 Abs. 6 

Vierter Abschnitt 
Sanierungsträger und andere Beauftragte 

§ 157 
Erfüllung von Aufgaben für die Gemeinde 
(1) Die Gemeinde kann sich zur Erfüllung 

von Aufgaben, die ihr bei der Vorbereitung 
oder Durchführung der Sanierung obliegen, ei-
nes geeigneten Beauftragten bedienen. Sie 
darf jedoch die Aufgabe, 

1. städtebauliche 	Sanierungsmaßnahmen 
durchzuführen, die der Gemeinde nach den 
§§ 143 bis 145 obliegen, 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

2. unverändert 

Die Entscheidung nach Satz 1 kann auch ge-
troffen werden, bevor die Sanierung abge-
schlossen ist. 

(4) § 135 Abs. 5 ist auf den Ausgleichsbetrag 
entsprechend anzuwenden. 

(5) unverändert 

(6) Sind dem Eigentümer Kosten der Ord-
nungsmaßnahmen entstanden, hat die Ge-
meinde sie ihm zu erstatten, soweit sie über 
den nach § 154 und Absatz 1 ermittelten Aus-
gleichsbetrag hinausgehen. 

§ 156 
Überleitungsvorschriften 
zur förmlichen Festlegung 

(1) Beitragspflichten für Erschließungsanla-
gen im Sinne des § 127 Abs. 2, die vor der 
förmlichen Festlegung entstanden sind, blei-
ben unberührt. 

(2) Hat die Umlegungsstelle vor der förmli-
chen Festlegung des Sanierungsgebiets in ei-
nem Umlegungsverfahren, das sich auf 
Grundstücke im Gebiet bezieht, den Umle-
gungsplan nach § 66 aufgestellt oder ist eine 
Vorwegentscheidung nach § 76 getroffen wor-
den, bleibt es dabei. 

(3) Hat die Enteignungsbehörde vor der 
förmlichen Festlegung des Sanierungsgebiets 
den Enteignungsbeschluß nach § 113 für ein in 
dem Gebiet gelegenes Grundstück erlassen 
oder ist eine Einigung nach § 110 beurkundet 
worden, sind die Vorschriften des Ersten Kapi-
tels weiter anzuwenden. 

Vierter Abschnitt 
Sanierungsträger und andere Beauftragte 

§ 157 
Erfüllung von Aufgaben für die Gemeinde 

(1) Die Gemeinde kann sich zur Erfüllung 
von Aufgaben, die ihr bei der Vorbereitung 
oder Durchführung der Sanierung obliegen, ei-
nes geeigneten Beauftragten bedienen. Sie 
darf jedoch die Aufgabe, 

1. städtebauliche 	Sanierungsmaßnahmen 
durchzuführen, die der Gemeinde nach den 
§§ 146 bis 148 obliegen, 
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2. Grundstücke oder Rechte an ihnen zur Vor-
bereitung oder Durchführung der Sanierung 
im Auftrag der Gemeinde zu erwerben, 

3. der Sanierung dienende Mittel zu bewirt-
schaften, 

nur einem Unternehmen übertragen, dem die 
zuständige Behörde nach § 158 bestätigt hat, 
daß es die Voraussetzungen für die Über-
nahme der Aufgaben als Sanierungsträger er-
füllt. 

(2) Die Gemeinde soll die Ausarbeitung der 
Bauleitpläne und die Aufgaben eines für ei-
gene Rechnung tätigen Sanierungsträgers 
nicht demselben Unternehmen oder einem 
rechtlich oder wirtschaftlich von ihm abhängi-
gen Unternehmen übertragen. 

§ 158 
Bestätigung als Sanierungsträger 

(1) Die Bestätigung für die Übernahme der 
Aufgaben als Sanierungsträger kann nur aus-
gesprochen werden, wenn 

1. das Unternehmen nicht selbst als Bauunter-
nehmen tätig oder von einem Bauunterneh-
men abhängig ist, 

2. das Unternehmen nach seiner Geschäftstä-
tigkeit und seinen wirtschaftlichen Verhält-
nissen geeignet und in der Lage ist, die Auf-
gaben eines Sanierungsträgers ordnungsge-
mäß zu erfüllen, 

3. das Unternehmen, sofern es nicht bereits 
kraft Gesetzes einer jährlichen Prüfung sei-
ner Geschäftstätigkeit und seiner wirt-
schaftlichen Verhältnisse unterliegt, sich ei-
ner derartigen Prüfung unterworfen hat 
oder unterwirft, 

4. die zur Vertretung berufenen Personen so-
wie die leitenden Angestellten die erforder-
liche geschäftliche Zuverlässigkeit besitzen. 

(2) Die Bestätigung kann widerrufen wer-
den, wenn die Voraussetzungen nach Absatz 1 
nicht mehr vorliegen. 

(3) Die Bestätigung wird durch die nach Lan-
desrecht zuständige Behörde ausgesprochen, 
bei einem Organ der staatlichen Wohnungspo-
litik durch die für die Anerkennung zuständige 
Behörde. 

§ 159 
Erfüllung der Aufgaben als Sanierungsträger 

(1) Der Sanierungsträger erfüllt die von der 
Gemeinde übertragenen Aufgaben nach § 157 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 oder 2 im eigenen Namen 
für Rechnung der Gemeinde als deren Treu-
händer oder im eigenen Namen für eigene 
Rechnung. Die ihm von der Gemeinde übertra-
gene Aufgabe nach § 157 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 er- 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

2. unverändert 

3. unverändert 

nur einem Unternehmen übertragen, dem die 
zuständige Behörde nach § 158 bestätigt hat, 
daß es die Voraussetzungen für die Über-
nahme der Aufgaben als Sanierungsträger er-
füllt. 

(2) unverändert 

§ 158 
unverändert 

§ 159 
Erfüllung der Aufgaben als Sanierungsträger 

(1) Der Sanierungsträger erfüllt die ihm von 
der Gemeinde übertragenen Aufgaben nach 
§ 157 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 oder 2 im eigenen Na-
men für Rechnung der Gemeinde als deren 
Treuhänder oder im eigenen Namen für eigene 
Rechnung. Die ihm von der Gemeinde übertra-
gene Aufgabe nach § 157 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 er- 
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füllt er im eigenen Namen für Rechnung der 
Gemeinde als deren Treuhänder. Der Sanie-
rungsträger hat der Gemeinde auf Verlangen 
Auskunft zu erteilen. 

(2) Die Gemeinde und der Sanierungsträger 
legen mindestens die Aufgaben, die Rechtsstel-
lung, in der sie der Sanierungsträger zu erfül-
len hat, eine von der Gemeinde hierfür zu ent-
richtende angemessene Vergütung und die Be-
fugnis der Gemeinde zur Erteilung von Wei-
sungen durch schriftlichen Vertrag fest. Der 
Vertrag bedarf nicht der Form des § 313 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs. Er kann von jeder 
Seite nur aus wichtigem Grund gekündigt wer-
den. 

(3) Der Sanierungsträger ist verpflichtet, die 
Grundstücke, die er nach Übertragung der 
Aufgabe zur Vorbereitung oder Durchführung 
der Sanierung erworben hat, nach Maßgabe 
des § 89 Abs. 3 und unter Beachtung der Wei-
sungen der Gemeinde zu veräußern. Er hat die 
Grundstücke, die er nicht veräußert hat, der 
Gemeinde anzugeben und auf ihr Verlangen 
an Dritte oder an sie zu veräußern. 

(4) Ist in dem von dem Erwerber an den 
Sanierungsträger entrichteten Kaufpreis ein 
Betrag enthalten, der nach den §§ 155 und 156 
vom Eigentümer zu tragen wäre, hat der Sa-
nierungsträger diesen Betrag an die Gemeinde 
abzuführen oder mit ihr zu verrechnen. In den 
Fällen des § 154 Abs. 3 Satz 2 hat der Sanie-
rungsträger Ansprüche aus dem Darlehen auf 
Verlangen entweder an die Gemeinde abzutre-
ten und empfangene Zinsen und Tilgungen an 
sie abzuführen oder sie mit ihr zu verrechnen. 

(5) Der Sanierungsträger hat für die Grund-
stücke, deren Eigentümer er bleibt, an die Ge-
meinde Ausgleichsbeträge nach Maßgabe der 
§§ 155 und 156 zu entrichten. 

(6) Der Vertrag, den die Gemeinde mit dem 
für eigene Rechnung tätigen Sanierungsträger 
geschlossen hat, erlischt mit der Eröffnung des 
Konkursverfahrens über das Vermögen des 
Sanierungsträgers. Die Gemeinde kann vom 
Konkursverwalter verlangen, ihr die im Sanie-
rungsgebiet gelegenen Grundstücke, die der 
Sanierungsträger nach Übertragung der Auf-
gaben zur Vorbereitung oder Durchführung 
der Sanierung erworben hat, gegen Erstattung 
der vom Sanierungsträger erbrachten Aufwen-
dungen zu übereignen. Der Konkursverwalter 
ist verpflichtet, der Gemeinde ein Verzeichnis 
dieser Grundstücke zu übergeben. Die Ge-
meinde kann ihren Anspruch nur binnen sechs 
Monaten nach Übergabe des Grundstücksver-
zeichnisses geltend machen. Im übrigen haftet 
die Gemeinde den Gläubigern von Verbindlich-
keiten aus der Durchführung der Ordnungs-
maßnahmen wie ein Bürge, soweit sie aus dem 
Vermögen des Sanierungsträgers im Konkurs-
verfahren keine vollständige Befriedigung er-
langt haben. 
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füllt er im eigenen Namen für Rechnung der 
Gemeinde als deren Treuhänder. Der Sanie-
rungsträger hat der Gemeinde auf Verlangen 
Auskunft zu erteilen. 

(2) unverändert 

(3) Der Sanierungsträger ist verpflichtet, die 
Grundstücke, die er nach Übertragung der 
Aufgabe zur Vorbereitung oder Durchführung 
der Sanierung erworben hat, nach Maßgabe 
des § 89 Abs. 3 und 4 und unter Beachtung der 
Weisungen der Gemeinde zu veräußern. Er hat 
die Grundstücke, die er nicht veräußert hat, 
der Gemeinde anzugeben und auf ihr Verlan-
gen an Dritte oder an sie zu veräußern. 

(4) Ist in dem von dem Erwerber an den 
Sanierungsträger entrichteten Kaufpreis ein 
Betrag enthalten, der nach den §§ 154 und 155 
vom Eigentümer zu tragen wäre, hat der Sa-
nierungsträger diesen Betrag an die Gemeinde 
abzuführen oder mit ihr zu verrechnen. In den 
Fällen des § 153 Abs. 4 Satz 2 hat der Sanie-
rungsträger Ansprüche aus dem Darlehen auf 
Verlangen entweder an die Gemeinde abzutre-
ten und empfangene Zinsen und Tilgungen an 
sie abzuführen oder sie mit ihr zu verrechnen. 

(5) Der Sanierungsträger hat für die Grund-
stücke, deren Eigentümer er bleibt, an die Ge-
meinde Ausgleichsbeträge nach Maßgabe der 
§§ 154 und 155 zu entrichten. 

(6) Der Vertrag, den die Gemeinde mit dem 
für eigene Rechnung tätigen Sanierungsträger 
geschlossen hat, erlischt mit der Eröffnung des 
Konkursverfahrens über das Vermögen des 
Sanierungsträgers. Die Gemeinde kann vom 
Konkursverwalter verlangen, ihr die im förm-
lich festgelegten Sanierungsgebiet gelegenen 
Grundstücke, die der Sanierungsträger nach 
Übertragung der Aufgaben zur Vorbereitung 
oder Durchführung der Sanierung erworben 
hat, gegen Erstattung der vom Sanierungsträ-
ger erbrachten Aufwendungen zu übereignen. 
Der Konkursverwalter ist verpflichtet, der Ge-
meinde ein Verzeichnis dieser Grundstücke zu 
übergeben. Die Gemeinde kann ihren An-
spruch nur binnen sechs Monaten nach Über-
gabe des Grundstücksverzeichnisses geltend 
machen. Im übrigen haftet die Gemeinde den 
Gläubigern von Verbindlichkeiten aus der 
Durchführung der Ordnungsmaßnahmen wie 
ein Bürge, soweit sie aus dem Vermögen des 
Sanierungsträgers im Konkursverfahren 
keine vollständige Befriedigung erlangt ha-
ben. 
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(7) Kündigt die Gemeinde im Falle der Eröff-
nung des Vergleichsverfahrens über das Ver-
mögen des für eigene Rechnung tätigen Sanie-
rungsträgers den Vertrag, kann sie vom Sanie-
rungsträger verlangen, ihr die im Sanierungs-
gebiet gelegenen Grundstücke, die der Sanie-
rungsträger nach Übertragung der Aufgaben 
zur Vorbereitung oder Durchführung der Sa-
nierung erworben hat, gegen Erstattung der 
vom Sanierungsträger erbrachten Aufwendun-
gen zu übereignen. § 64 Satz 2 der Vergleichs-
ordnung ist insoweit nicht anzuwenden. Der 
Sanierungsträger ist verpflichtet, der Ge-
meinde ein Verzeichnis dieser Grundstücke zu 
übergeben; Absatz 6 Satz 4 und 5 ist entspre-
chend anzuwenden. 

§ 160 

Treuhandvermögen 

(1) Ist dem Sanierungsträger eine Aufgabe 
als Treuhänder der Gemeinde übertragen, er-
füllt er sie mit einem Treuhandvermögen in 
eigenem Namen für Rechnung der Gemeinde. 
Der Sanierungsträger erhält von der Ge-
meinde für den Rechtsverkehr eine Bescheini-
gung über die Übertragung der Aufgabe als 
Treuhänder. Er soll bei Erfüllung der Aufgabe 
seinem Namen einen das Treuhandverhältnis 
kennzeichnenden Zusatz hinzufügen. 

(2) Der als Treuhänder tätige Sanierungsträ-
ger hat das in Erfüllung der Aufgabe gebildete 
Treuhandvermögen getrennt von anderem 
Vermögen zu verwalten. 

(3) Zum Treuhandvermögen gehören die 
Mittel, die die Gemeinde dem Sanierungsträ-
ger zur Erfüllung der Aufgabe zur Verfügung 
stellt Zum Treuhandvermögen gehört auch, 
was der Sanierungsträger mit Mitteln des 
Treuhandvermögens oder durch ein Rechtsge-
schäft, das sich auf das Treuhandvermögen be-
zieht, oder aufgrund eines zum Treuhandver-
mögen gehörenden Rechts oder als Ersatz für 
die Zerstörung, Beschädigung oder Entziehung 
eines zum Treuhandvermögen gehörenden Ge-
genstands erwirbt. 

(4) Die Gemeinde gewährleistet die Erfül-
lung der Verbindlichkeiten, für die der Sanie-
rungsträger mit dem Treuhandvermögen haf-
tet. Mittel, die der Sanierungsträger darlehens-
weise von einem Dritten erhält, gehören nur 
dann zum Treuhandvermögen, wenn die Ge-
meinde der Darlehensaufnahme schriftlich zu-
gestimmt hat Das gleiche gilt für eigene Mit-
tel, die der Sanierungsträger einbringt 

(5) Grundstücke im Sanierungsgebiet, die 
der Sanierungsträger vor oder nach Übertra-
gung der Aufgabe mit Mitteln, die nicht zum 
Treuhandvermögen gehören, oder unter Her-
gabe von eigenem Austauschland erworben 
hat, hat er auf Verlangen der Gemeinde gegen 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

(7) Kündigt die Gemeinde im Falle der Eröff-
nung des Vergleichsverfahrens über das Ver-
mögen des für eigene Rechnung tätigen Sanie-
rungsträgers den Vertrag, kann sie vom Sanie-
rungsträger verlangen, ihr die im förmlich 
festgelegten Sanierungsgebiet gelegenen 
Grundstücke, die der Sanierungsträger nach 
Übertragung der Aufgaben zur Vorbereitung 
oder Durchführung der Sanierung erworben 
hat, gegen Erstattung der vom Sanierungsträ-
ger erbrachten Aufwendungen zu übereignen. 
§ 64 Satz 2 der Vergleichsordnung ist insoweit 
nicht anzuwenden. Der Sanierungsträger ist 
verpflichtet, der Gemeinde ein Verzeichnis die-
ser Grundstücke zu übergeben; Absatz 6 Satz 4 
und 5 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 160 

Treuhandvermögen 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) Grundstücke im förmlich festgelegten Sa-
nierungsgebiet, die der Sanierungsträger vor 
oder nach Übertragung der Aufgabe mit Mit-
teln, die nicht zum Treuhandvermögen gehö-
ren, oder unter Hergabe von eigenem Aus-
tauschland erworben hat, hat er auf Verlangen 
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Ersatz seiner Aufwendungen in das Treuhand-
vermögen zu überführen. Dabei sind als 
Grundstückswerte die Werte zu berücksichti-
gen, die sich in Anwendung des § 154 Abs. 1 
ergeben. 

(6) Der als Treuhänder tätige Sanierungsträ-
ger hat der Gemeinde nach Beendigung seiner 
Tätigkeit Rechenschaft abzulegen. Er hat nach 
Beendigung seiner Tätigkeit das Treuhandver-
mögen einschließlich der Grundstücke, die er 
nicht veräußert hat, auf die Gemeinde zu über-
tragen. Von der Übertragung an haftet die Ge-
meinde anstelle des Sanierungsträgers für die 
noch bestehenden Verbindlichkeiten, für die 
dieser mit dem Treuhandvermögen gehaftet 
hat. 

(7) Der Sanierungsträger darf vor der Über-
tragung nach Absatz 6 die Grundstücke des 
Treuhandvermögens, die er unter Hergabe von 
entsprechendem nicht zum Treuhandvermö-
gen gehörendem eigenem Austauschland oder 
mindestens zwei Jahre, bevor ihm die Ge-
meinde einen mit der Sanierung zusammen-
hängenden Auftrag erteilt hat, erworben und 
in das Treuhandvermögen überführt hat, in 
sein eigenes Vermögen zurücküberführen. 
Sind die von ihm in das Treuhandvermögen 
überführten Grundstücke veräußert oder im 
Rahmen der Ordnungsmaßnahmen zur Bil-
dung neuer Grundstücke verwendet oder sind 
ihre Grenzen verändert worden, kann der Sa-
nierungsträger andere Grundstücke, die wert-
mäßig seinen in das Treuhandvermögen über-
führten Grundstücken entsprechen, in sein ei-
genes Vermögen zurücküberführen; er bedarf 
hierzu der Genehmigung der Gemeinde. Er hat 
dem Treuhandvermögen den Verkehrswert 
der Grundstücke zu erstatten, der sich durch 
die rechtliche und tatsächliche Neuordnung 
des Sanierungsgebiets ergibt. 

§ 161 
Sicherung des Treuhandvermögens 

(1) Der Sanierungsträger haftet Dritten mit 
dem Treuhandvermögen nicht für Verbindlich-
keiten, die sich nicht auf das Treuhandvermö-
gen beziehen. 

(2) Wird in das Treuhandvermögen wegen 
einer Verbindlichkeit, für die der Sanierungs-
träger nicht mit dem Treuhandvermögen haf-
tet, die Zwangsvollstreckung betrieben, kann 
die Gemeinde aufgrund des Treuhandverhält-
nisses gegen die Zwangsvollstreckung nach 
Maßgabe des § 771 der Zivilprozeßordnung Wi-
derspruch, der Sanierungsträger unter ent-
sprechender Anwendung des § 767 Abs. 1 der 
Zivilprozeßordnung Einwendungen geltend 
machen. 

(3) Das Treuhandverhältnis erlischt mit der 
Eröffnung des Konkursverfahrens über das 
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der Gemeinde gegen Ersatz seiner Aufwen-
dungen in das Treuhandvermögen zu überfüh-
ren. Dabei sind als Grundstückswerte die 
Werte zu berücksichtigen, die sich in Anwen-
dung des § 153 Abs. 1 ergeben. 

(6) unverändert 

(7) Der Sanierungsträger darf vor der Über-
tragung nach Absatz 6 die Grundstücke des 
Treuhandvermögens, die er unter Hergabe von 
entsprechendem nicht zum Treuhandvermö-
gen gehörendem eigenem Austauschland oder 
mindestens zwei Jahre, bevor ihm die Ge-
meinde einen mit der Sanierung zusammen-
hängenden Auftrag erteilt hat, erworben und 
in das Treuhandvermögen überführt hat, in 
sein eigenes Vermögen zurücküberführen. 
Sind die von ihm in das Treuhandvermögen 
überführten Grundstücke veräußert oder im 
Rahmen der Ordnungsmaßnahmen zur Bil-
dung neuer Grundstücke verwendet oder sind 
ihre Grenzen verändert worden, kann der Sa-
nierungsträger andere Grundstücke, die wert-
mäßig seinen in das Treuhandvermögen über-
führten Grundstücken entsprechen, in sein ei-
genes Vermögen zurücküberführen; er bedarf 
hierzu der Genehmigung der Gemeinde. Er hat 
dem Treuhandvermögen den Verkehrswert 
der Grundstücke zu erstatten, der sich durch 
die rechtliche und tatsächliche Neuordnung 
des förmlich festgelegten Sanierungsgebiets 
ergibt. 

§ 161 
unverändert 

(3) unverändert 
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Vermögen des Sanierungsträgers. Das Treu-
handvermögen gehört nicht zur Konkursmas-
se. Der Konkursverwalter hat das Treuhand-
vermögen auf die Gemeinde zu übertragen und 
bis zur Übertragung zu verwalten. Von der 
Übertragung an haftet die Gemeinde anstelle 
des Sanierungsträgers für die Verbindlichkei-
ten, für die dieser mit dem Treuhandvermögen 
gehaftet hat. Die mit der Eröffnung des Kon-
kursverfahrens verbundenen Rechtsfolgen tre-
ten hinsichtlich der Verbindlichkeiten nicht 
ein. § 418 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist 
nicht anzuwenden. 

Fünfter Abschnitt 

Abschluß der Sanierung 

§ 162 

Aufhebung der förmlichen Festlegung 
des Sanierungsgebiets 

(1) Die Satzung der Gemeinde über die förm-
liche Festlegung des Sanierungsgebiets ist auf-
zuheben, wenn 

1. die Sanierung durchgeführt ist oder 

2. die Sanierung sich als undurchführbar er-
weist oder 

3. die Sanierung aus anderen Gründen aufge-
geben wird. 

Sind diese Voraussetzungen nur für einen Teil 
des Sanierungsgebiets gegeben, ist die Sat-
zung für diesen Teil aufzuheben. 

(2) Der Beschluß der Gemeinde, durch den 
die förmliche Festlegung des Sanierungsge-
biets ganz oder teilweise aufgehoben wird, er-
geht als Satzung. Sie ist der höheren Verwal-
tungsbehörde anzuzeigen; § 11 Abs. 3 ist ent-
sprechend anzuwenden. Die Satzung ist orts-
üblich bekanntzumachen. Hierbei ist auf die 
erfolgte Durchführung des Anzeigeverfahrens 
hinzuweisen. Mit der Bekanntmachung wird 
die Satzung rechtsverbindlich. 

(3) Die Gemeinde ersucht das Grundbuch-
amt, die Sanierungsvermerke zu löschen. 

§ 163 
Fortfall von Rechtswirkungen 
für einzelne Grundstücke 

(1) Die Gemeinde kann die Sanierung für ein 
Grundstück als abgeschlossen erklären, wenn 
entsprechend den Zielen und Zwecken der Sa-
nierung 

1. das Grundstück bebaut ist oder in sonstiger 
Weise genutzt wird oder 
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Fünfter Abschnitt 

Abschluß der Sanierung 

§ 162 

Aufhebung der förmlichen Festlegung 
des Sanierungsgebiets 

(1) Die Sanierungssatzung ist aufzuheben, 
wenn 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

Sind diese Voraussetzungen nur für einen Teil 
des förmlich festgelegten Sanierungsgebiets 
gegeben, ist die Satzung für diesen Teil aufzu-
heben. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

§ 163 
Fortfall von Rechtswirkungen 
für einzelne Grundstücke 

(1) unverändert 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/6166 

Entwurf 

2. das Gebäude modernisiert oder instand ge-
setzt ist. 

Auf Antrag des Eigentümers hat die Gemeinde 
die Sanierung für das Grundstück als abge-
schlossen zu erklären. 

(2) Die Gemeinde kann bereits vor dem in 
Absatz 1 bezeichneten Zeitpunkt die Durchfüh-
rung der Sanierung für einzelne Grundstücke 
durch Bescheid an die Eigentümer für abge-
schlossen erklären, wenn die den Zielen und 
Zwecken der Sanierung entsprechende Bebau-
ung oder sonstige Nutzung oder die Moderni-
sierung oder Instandsetzung auch ohne Ge-
fährdung der Ziele und Zwecke der Sanierung 
zu einem späteren Zeitpunkt möglich ist. Ein 
Rechtsanspruch auf Abgabe der Erklärung be-
steht in diesem Fall nicht. 

(3) Mit der Erklärung entfällt für Rechtsvor-
gänge nach diesem Zeitpunkt die Anwendung 
der Vorschriften des Dritten Abschnitts und 
des Fünften Teils für dieses Grundstück. Die 
Gemeinde ersucht das Grundbuchamt, den Sa-
nierungsvermerk zu löschen. 

§ 164 
Anspruch auf Rückübertragung 

(1)Wird die Satzung über die förmliche Fest-
legung des Sanierungsgebiets aus den in § 162 
Abs. 1 Nr. 2 oder 3 bezeichneten Gründen auf-
gehoben, hat der frühere Eigentümer eines 
Grundstücks einen Anspruch gegenüber dem 
jeweiligen Eigentümer auf Rückübertragung 
dieses Grundstücks, wenn es die Gemeinde 
oder der Sanierungsträger von ihm nach der 
förmlichen Festlegung des Sanierungsgebiets 
zur Durchführung der Sanierung freihändig 
oder nach den Vorschriften dieses Gesetz-
buchs ohne Hergabe von entsprechendem Aus-
tauschland, Ersatzland oder Begründung von 
Rechten der in § 101 Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten 
Art erworben hatte. 
(2) Der Anspruch besteht nicht, wenn 

1. das Grundstück als Baugrundstück für den 
Gemeinbedarf oder als Verkehrs-, Versor-
gungs- oder Grünfläche in einem Bebau-
ungsplan festgesetzt ist oder für sonstige öf-
fentliche Zwecke benötigt wird oder 

2. der frühere Eigentümer selbst das Grund-
stück im Wege der Enteignung erworben 
hatte oder 

3. der Eigentümer mit der zweckgerechten 
Verwendung des Grundstücks begonnen hat 
oder 

4. das Grundstück aufgrund der Vorschriften 
des § 89 an einen Dritten veräußert wurde 
oder 

5. die Grundstücksgrenzen erheblich verän-
dert worden sind. 
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(2) unverändert 

(3) Mit der Erklärung entfällt für Rechtsvor-
gänge nach diesem Zeitpunkt die Anwendung 
der §§ 144, 145 und 153 für dieses Grundstück. 
Die Gemeinde ersucht das Grundbuchamt, den 
Sanierungsvermerk zu löschen. 

§ 164 
Anspruch auf Rückübertragung 

(1) Wird die Sanierungssatzung aus den in 
§ 162 Abs. 1 Nr. 2 oder 3 bezeichneten Gründen 
aufgehoben, hat der frühere Eigentümer eines 
Grundstücks einen Anspruch gegenüber dem 
jeweiligen Eigentümer auf Rückübertragung 
dieses Grundstücks, wenn es die Gemeinde 
oder der Sanierungsträger von ihm nach der 
förmlichen Festlegung des Sanierungsgebiets 
zur Durchführung der Sanierung freihändig 
oder nach den Vorschriften dieses Gesetz-
buchs ohne Hergabe von entsprechendem Aus-
tauschland, Ersatzland oder Begründung von 
Rechten der in § 101 Abs. 1 Nr. 1 bezeichneten 
Art erworben hatte. 

(2) Der Anspruch besteht nicht, wenn 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. das Grundstück aufgrund der Vorschriften 
des § 89 oder des § 159 Abs. 3 an einen Drit-
ten veräußert wurde oder 

5. unverändert 
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(3) Die Rückübertragung kann nur binnen 
zwei Jahren seit der Aufhebung der Satzung 
über die förmliche Festlegung verlangt wer-
den. 

(4) Der frühere Eigentümer hat als Kauf-
preis den Verkehrswert zu zahlen, ,den das 
Grundstück im Zeitpunkt der Rückübertra-
gung hat. 

(5) Ein Anspruch auf Rückenteignung nach 
§ 102 bleibt unberührt. Die dem Eigentümer zu 
gewährende Entschädigung nach § 103 bemißt 
sich nach dem Verkehrswert des Grundstücks, 
der sich aufgrund des rechtlichen und tatsäch-
lichen Zustands im Zeitpunkt der Aufhebung 
der förmlichen Festlegung ergibt. 

Zweiter Teil 
Entwicklungsmaßnahmen 

§ 165 
Anwendungsbereich 

Auf die vor dem (Tag nach der Verkündung 
des Gesetzes) förmlich festgelegten städtebau-
lichen Entwicklungsbereiche sind die Vor-
schriften dieses Teils anzuwenden. 

§ 166 
Zuständigkeit und Aufgaben 

(1) Die Entwicklungsmaßnahme wird von 
der Gemeinde vorbereitet und durchgeführt, 
sofern nicht nach Absatz 4 eine abweichende 
Regelung getroffen wird. Die Gemeinde hat für 
den städtebaulichen Entwicklungsbereich 
ohne Verzug Bebauungspläne aufzustellen 
und, soweit eine Aufgabe nicht nach sonstigen 
gesetzlichen Vorschriften einem anderen ob-
liegt, alle erforderlichen Maßnahmen zu er-
greifen, um die vorgesehene Entwicklung im 
städtebaulichen Entwicklungsbereich zu ver-
wirklichen. 
(2) Die Gemeinde hat die Voraussetzungen 

dafür zu schaffen, daß ein lebensfähiges örtli-
ches Gemeinwesen entsteht, das nach seinem 
wirtschaftlichen Gefüge und der Zusammen-
setzung seiner Bevölkerung den Zielen und 
Zwecken der städtebaulichen Entwicklungs-
maßnahme entspricht und in dem eine ord-
nungsgemäße und zweckentsprechende Ver-
sorgung der Bevölkerung mit Gütern und 
Dienstleistungen sichergestellt ist. 
(3) Die Gemeinde soll die Grundstücke im 

städtebaulichen Entwicklungsbereich erwer-
ben. Dabei soll sie feststellen, ob und in wel-
cher Rechtsform die bisherigen Eigentümer ei-
nen späteren Erwerb von Grundstücken oder 
Rechten im Rahmen des § 169 Abs. 6 anstre-
ben. Die Gemeinde soll von dem Erwerb eines 
Grundstücks absehen, wenn 

1. bei einem baulich genutzten Grundstück die 
Art und das Maß der baulichen Nutzung bei 
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(3) Die Rückübertragung kann nur binnen 
zwei Jahren seit der Aufhebung der Sanie-
rungssatzung verlangt werden. 

(4) unverändert 

(5) unverändert 

Zweiter Teil 
Städtebauliche Entwicklungsmaßnahmen 

§ 165 
Anwendungsbereich 

Auf die vor dem 1. Juli 1987 förmlich festge-
legten städtebaulichen Entwicklungsbereiche 
sind die Vorschriften dieses Teils anzuwen-
den. 

§ 166 
Zuständigkeit und Aufgaben 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) Die Gemeinde soll die Grundstücke im 
städtebaulichen Entwicklungsbereich erwer-
ben. Dabei soll sie feststellen, ob und in wel-
cher Rechtsform die bisherigen Eigentümer ei-
nen späteren Erwerb von Grundstücken oder 
Rechten im Rahmen des § 169 Abs. 6 anstre-
ben. Die Gemeinde soll von dem Erwerb eines 
Grundstücks absehen, wenn 

1. unverändert 
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der Durchführung der Entwicklungsmaß-
nahme nicht geändert werden sollen oder 

2. der Eigentümer auf einem unbebauten 
Grundstück für sich ein Eigenheim oder 
eine Kleinsiedlung bauen will und durch 
diese Vorhaben Ziele und Zwecke der Ent-
wicklungsmaßnahme nicht beeinträchtigt 
werden. 

Erwirbt die Gemeinde ein Grundstück nicht, 
ist der Eigentümer verpflichtet, einen Aus-
gleichsbetrag an die Gemeinde zu entrichten, 
der der durch die Entwicklungsmaßnahme be-
dingten Erhöhung des Bodenwerts seines 
Grundstücks entspricht. §§ 155 und 156 sind 
entsprechend anzuwenden. 

(4)Wenn es zur Vorbereitung und Durchfüh-
rung der Entwicklungsmaßnahme geboten ist, 
kann die Landesregierung durch Rechtsver-
ordnung bestimmen, daß ein Gemeindever-
band oder ein Verband, an. dessen Willensbil-
dung die Gemeinde oder der zuständige Ge-
meindeverband beteiligt ist, diese Aufgabe 
wahrnimmt. In der Verordnung kann auch 
eine andere Gemeinde oder ein Landkreis mit 
der Wahrnehmung der Aufgabe beauftragt 
werden, wenn die betroffene Gemeinde zu-
stimmt oder wenn ihr Gemeindegebiet nur in 
geringem Umfang berührt wird. In diesem Fall 
tritt für den städtebaulichen Entwicklungsbe-
reich der in der Verordnung bestimmte 
Rechtsträger bei Anwendung dieses Gesetz-
buchs an die Stelle der Gemeinde. Nach Aufhe-
bung der Erklärung zum städtebaulichen Ent-
wicklungsbereich gelten die von dem Rechts-
träger aufgestellten Pläne als Bauleitpläne der 
Gemeinde. 

(5) Soll ein Planungsverband zur Wahrneh-
mung der Vorbereitung und Durchführung der 
Entwicklungsmaßnahme bestimmt werden, ist 
für den Zusammenschluß nach § 205 Abs. 2 der 
Antrag eines Planungsträgers oder der für die 
Landesplanung nach Landesrecht zuständigen 
Stelle nicht erforderlich. 

§ 167 
Entwicklungsträger 

(1) Die Gemeinde kann einen Entwicklungs-
träger beauftragen, 

1. die städtebauliche Entwicklungsmaßnahme 
vorzubereiten und durchzuführen, 

2. Mittel, die die Gemeinde zur Verfügung 
stellt oder die ihr gewährt werden, oder son-
stige der städtebaulichen Entwicklungsmaß-
nahme dienende Mittel zu bewirtschaften. 

Auf Verlangen der zuständigen obersten Lan-
desbehörde ist die Gemeinde verpflichtet, ei-
nen Entwicklungsträger zu beauftragen. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

2. unverändert 

Erwirbt die Gemeinde ein Grundstück nicht, 
ist der Eigentümer verpflichtet, einen Aus-
gleichsbetrag an die Gemeinde zu entrichten, 
der der durch die Entwicklungsmaßnahme be-
dingten Erhöhung des Bodenwerts seines 
Grundstücks entspricht. Die §§ 154 und 155 
sind entsprechend anzuwenden. 

(4) unverändert 

(5) unverändert 

§ 167 
unverändert 
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(2) die Gemeinde darf die Aufgabe nur ei-
nem Unternehmen übertragen, dem die zu-
ständige Behörde bestätigt hat, daß es die Vor-
aussetzungen für die Übernahme der Aufga-
ben als Entwicklungsträger erfüllt; § 158 ist mit 
der Maßgabe entsprechend anzuwenden, daß 
die Bestätigung nur für den einzelnen Fall aus-
gesprochen werden darf. 

(3) Der Entwicklungsträger erfüllt die ihm 
von der Gemeinde übertragenen Aufgaben in 
eigenem Namen für Rechnung der Gemeinde 
als deren Treuhänder. § 159 Abs. 1 Satz 3 und 
Abs. 2 sowie §§ 160 und 161 sind entsprechend 
anzuwenden. 

(4) Der Entwicklungsträger ist verpflichtet, 
die Grundstücke des Treuhandvermögens 
nach Maßgabe des § 169 Abs. 5 bis 8 zu veräu-

ßern; er ist dabei an Weisungen der Gemeinde 
gebunden. 

§ 168 
Übernahmeverlangen 

(1) Der Eigentümer eines im städtebaulichen 
Entwicklungsbereich gelegenen Grundstücks 
kann von der Gemeinde die Übernahme des 
Grundstücks verlangen, wenn es ihm mit 
Rücksicht auf die Erklärung zum städtebauli-
chen Entwicklungsbereich oder den Stand der 
Entwicklungsmaßnahme wirtschaftlich nicht 
mehr zuzumuten ist, das Grundstück zu behal-
ten oder es in der bisherigen oder einer ande-
ren zulässigen Art zu nutzen. Liegen die Flä-
chen eines land- oder forstwirtschaftlichen Be-
triebs sowohl innerhalb als auch außerhalb des 
städtebaulichen Entwicklungsbereichs, kann 
der Eigentümer von der Gemeinde die Über-
nahme sämtlicher Grundstücke des Betriebs 
verlangen, wenn die Erfüllung des Übernah-
meverlangens für die Gemeinde keine unzu-
mutbare Belastung bedeutet; die Gemeinde 
kann sich auf eine unzumutbare Belastung 
nicht berufen, soweit die außerhalb des städte-
baulichen Entwicklungsbereichs gelegenen 
Grundstücke nicht mehr in angemessenem 
Umfang baulich oder wirtschaftlich genutzt 
werden können. 

(2) Kommt eine Einigung über die Über-
nahme nicht zustande, kann der Eigentümer 
die Entziehung des Eigentums an dem Grund-
stück verlangen. Auf die Entziehung des Ei-
gentums sind die Vorschriften des Fünften 
Teils des Ersten Kapitels entsprechend anzu-
wenden. 

§ 169 
Besondere Vorschriften für den 

städtebaulichen Entwicklungsbereich 

(1) Im städtebaulichen Entwicklungsbereich 
sind entsprechend anzuwenden 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

§ 168 
unverändert 

§ 169 
Besondere Vorschriften für den 

städtebaulichen Entwicklungsbereich 

(1) Im städtebaulichen Entwicklungsbereich 
sind entsprechend anzuwenden 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/6166 

Entwurf 

1. § 136 Abs. 1 und 2 (Einheitliche Vorberei-
tung und Durchführung; Grundsätze), 

2. § 137 (Beteiligung und Mitwirkung der Be-
troffenen), 

3.. § 139 (Beteiligung und Mitwirkung öffentli-
cher Aufgabenträger), 

4. § 148 (Abgaben- und Auslagenbefreiung), 

5. § 150 (Wirkungen der förmlichen Festle-
gung), 

6. §§ 151 und 152 (Verfügungs- und Verände-
rungssperre; Genehmigung), 

7. § 154 Abs. 1 und 2 (Bemessung von Aus-
gleichs- und Entschädigungsleistungen), 

8. § 180 (Sozialplan), 

9. § 181 (Härteausgleich) und  

10. §§ 182 bis 186 (Miet- und Pachtverhältnis-
se). 

(2) Die Vorschriften des Vierten Teils des 
Ersten Kapitels über die Umlegung und die 
Grenzregelung sind im städtebaulichen Ent-
wicklungsbereich nicht anzuwenden. 

(3) Die Enteignung ist im städtebaulichen 
Entwicklungsbereich ohne Bebauungsplan zu-
gunsten der Gemeinde oder des Entwicklungs-
trägers zur Erfüllung ihrer Aufgaben zulässig. 
Sie setzt voraus, daß der Antragsteller sich 
ernsthaft um den freihändigen Erwerb des 
Grundstücks zu angemessenen Bedingungen 
bemüht hat. §§ 85, 87, 88 und 89 Abs. 1 bis 3 sind 
im städtebaulichen Entwicklungsbereich nicht 
anzuwenden. 

(4) Auf land- oder forstwirtschaftlich ge-
nutzte Grundstücke ist § 154 Abs. 1 mit der 
Maßgabe entsprechend anzuwenden, daß in 
den Gebieten, in denen sich kein von dem in-
nerlandwirtschaftlichen Verkehrswert abwei-
chender Verkehrswert gebildet hat, der Wert 
maßgebend ist, der in vergleichbaren Fällen im 
gewöhnlichen Geschäftsverkehr auf dem allge-
meinen Grundstücksmarkt dort zu erzielen 
wäre, wo keine Entwicklungsmaßnahmen vor-
gesehen sind. 

(5) Die Gemeinde ist verpflichtet, Grund-
stücke, die sie zur Durchführung der Entwick-
lungsmaßnahme freihändig oder nach den 
Vorschriften dieses Gesetzbuchs erworben hat, 
nach Maßgabe der Absätze 6 bis 8 zu veräu- 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

1. § 14 Abs. 4, § 15 Abs. 3, § 17 Abs. 6, § 19 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 (Wirkungen der förmli-
chen Festlegung), 

2. § 136 Abs. 1 und 4 (Einheitliche Vorberei-
tung und Durchführung; Grundsätze), 

3. § 137 (Beteiligung und Mitwirkung der Be-
troffenen), 

4. § 139 (Beteiligung und Mitwirkung öffentli-
cher Aufgabenträger), 

5. §§ 144 und 145 (Genehmigungspflichtige 
Vorhaben, Teilungen und Rechtsvorgänge; 
Genehmigung), 

6. § 151 (Abgaben- und Auslagenbefreiung), 

7. § 153 Abs. 1 bis 4 (Bemessung von Aus-
gleichs- und Entschädigungsleistungen; 
Kaufpreise), 

8. § 154 Abs. 1 Satz 2 (Erschließungsbeiträ-
ge), 

9. § 156 (Überleitungsvorschriften zur förmli-
chen Festlegung), 

10. § 180 (Sozialplan), 

11. § 181 (Härteausgleich) und 

12. §§ 182 bis 186 (Miet- und Pachtverhältnis-
se) 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) Auf land- oder forstwirtschaftlich ge-
nutzte Grundstücke ist § 153 Abs. 1 mit der 
Maßgabe entsprechend anzuwenden, daß in 
den Gebieten, in denen sich kein von dem in-
nerlandwirtschaftlichen Verkehrswert abwei-
chender Verkehrswert gebildet hat, der Wert 
maßgebend ist, der in vergleichbaren Fällen im 
gewöhnlichen Geschäftsverkehr auf dem allge-
meinen Grundstücksmarkt dort zu erzielen 
wäre, wo keine Entwicklungsmaßnahmen vor-
gesehen sind. 

(5) unverändert 
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Bern mit Ausnahme der Flächen, die als Bau-
grundstücke für den Gemeinbedarf oder als 
Verkehrs-, Versorgungs- oder Grünflächen in 
einem Bebauungsplan festgesetzt sind oder für 
sonstige öffentliche Zwecke oder als Aus-
tauschland oder zur Entschädigung in Land 
benötigt werden. 

(6) Die Grundstücke sind nach ihrer Neuord-
nung und Erschließung unter Berücksichti-
gung weiter Kreise der Bevölkerung und unter 
Beachtung der Ziele und Zwecke der Entwick-
lungsmaßnahme an Bauwillige zu veräußern, 
die glaubhaft machen, daß sie die Grundstücke 
innerhalb angemessener Frist entsprechend 
den Festsetzungen des Bebauungsplans und 
den Erfordernissen der Entwicklungsmaß-
nahme bebauen werden. Dabei sind zunächst 
die früheren Eigentümer zu berücksichtigen, 
und zwar in erster Linie diejenigen, die kein 
sonstiges Grundeigentum oder nur Grundei-
gentum in geringem Umfang haben. Auf die 
Veräußerungspflicht ist § 89 Abs. 4 entspre-
chend anzuwenden. Zur land- oder forstwirt-
schaftlichen Nutzung festgesetzte Grund-
stücke sind Land- oder Forstwirten anzubie-
ten, die zur Durchführung der Entwicklungs-
maßnahme Grundstücke übereignet haben 
oder abgeben mußten. 

(7) Die Gemeinde hat bei der Veräußerung 
dafür zu sorgen, daß die Bauwilligen die Be-
bauung in wirtschaftlich sinnvoller Aufeinan-
derfolge derart durchführen, daß die Ziele und 
Zwecke der städtebaulichen Entwicklung er-
reicht werden und die Vorhaben sich in den 
Rahmen der Gesamtmaßnahme einordnen. Sie 
hat weiter sicherzustellen, daß die neugeschaf-
fenen Gebäude und Einrichtungen so verwen-
det werden, daß die in § 166 Abs. 2 bezeichne-
ten Ziele erreicht werden. 

(8) Das Grundstück oder das Recht ist zu 
dem Verkehrswert zu veräußern, der sich 
durch die rechtliche und tatsächliche Neuord-
nung des städtebaulichen Entwicklungsbe-
reichs ergibt. 

§ 170 
Sonderregelung für im Zusammenhang 

bebaute Gebiete 

Umfaßt der städtebauliche Entwicklungsbe-
reich ein im Zusammenhang bebautes Gebiet, 
soll die Gemeinde dieses Gebiet zur Anpas-
sung an die vorgesehene Entwicklung ganz 
oder teilweise durch Beschluß förmlich festle-
gen. Der Beschluß darf erst ergehen, wenn ent-
sprechend § 141 vorbereitende Untersuchun-
gen durchgeführt worden sind. Auf den Be-
schluß ist § 142 entsprechend anzuwenden. In 
dem förmlich festgelegten Gebiet sind neben 
den für Entwicklungsmaßnahmen geltenden 
Vorschriften die Vorschriften über die Sanie-
rung entsprechend anzuwenden, mit Aus-
nahme des § 136 Abs. 3 und 4, des § 142 Abs. 1 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

(6) unverändert 

(7) unverändert 

(8) unverändert 

§ 170 
Sonderregelung für im Zusammenhang 

bebaute Gebiete 

Umfaßt der städtebauliche Entwicklungsbe-
reich ein im Zusammenhang bebautes Gebiet, 
soll die Gemeinde dieses Gebiet zur Anpas-
sung an die vorgesehene Entwicklung ganz 
oder teilweise durch Beschluß förmlich festle-
gen. Der Beschluß darf erst ergehen, wenn ent-
sprechend § 141 vorbereitende Untersuchun-
gen durchgeführt worden sind. Auf den Be-
schluß sind die §§ 142 und 143 entsprechend 
anzuwenden. In dem förmlich festgelegten Ge-
biet sind neben den für Entwicklungsmaßnah-
men geltenden Vorschriften die Vorschriften 
über die Sanierung entsprechend anzuwenden, 
mit Ausnahme des § 136 Abs. 2 und 3, des § 142 
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und 2, des § 149 Abs. 2, des § 162, des § 166 
Abs. 3 sowie des § 169 Abs. 2, 3, 5 bis 7; auf den 
Fortfall der Rechtswirkungen für einzelne 
Grundstücke ist § 171 Abs. 3 anzuwenden. 

§ 171 
Aufhebung der Erklärung zum 

städtebaulichen Entwicklungsbereich; 
Fortfall von Rechtswirkungen 
für einzelne Grundstücke 

(1) Die Erklärung zum städtebaulichen Ent-
wicklungsbereich ist von der Landesregierung 
durch Rechtsverordnung aufzuheben, wenn 
die Entwicklungsmaßnahme durchgeführt ist. 
Ist die Entwicklungsmaßnahme nur in einem 
Teil des städtebaulichen Entwicklungsbereichs 
durchgeführt, kann die Erklärung für diesen 
Teil aufgehoben werden. 

(2) Mit der Verordnung nach Absatz 1 ist für 
ihren Geltungsbereich auch die Satzung nach 
§ 170 aufgehoben. 

(3) § 163 ist entsprechend anzuwenden; die 
Gemeinde bedarf für die Abgabe der Abschluß-
erklärung der Zustimmung der nach Landes-
recht zuständigen Behörde. 

(4) In den Fällen der Absätze 1 bis 3 ersucht 
die Gemeinde das Grundbuchamt, den Ent-
wicklungsvermerk zu löschen. 

Dritter Teil 
Erhaltungssatzung und städtebauliche Gebote 

Erster Abschnitt 
Erhaltungssatzung 

§ 172 
Erhaltung baulicher Anlagen und der Eigenart 

von Gebieten (Erhaltungssatzung) 

(1) Die Gemeinde kann in einem Bebauungs-
plan oder durch eine sonstige Satzung Gebiete 
bezeichnen, in denen 

1. zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart 
des Gebiets aufgrund seiner städtebauli-
chen Gestalt (Absatz 3), 

2. zur Erhaltung der Zusammensetzung der 
Wohnbevölkerung (Absatz 4) oder 

3. bei städtebaulichen Umstrukturierungen 
(Absatz 5) 

der Abbruch, die Änderung oder die Nutzungs-
änderung baulicher Anlagen der Genehmi-
gung bedürfen. In den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 
bedarf auch die Errichtung baulicher Anlagen 
der Genehmigung. Auf die Satzung ist § 16 ent-
sprechend anzuwenden. 

(2) Ist der Beschluß über die Aufstellung ei-
ner Erhaltungssatzung ortsüblich bekanntge- 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Abs. 1 und 2, des § 143 Abs. 4, des § 162, des 
§ 166 Abs. 3 sowie des § 169 Abs. 2, 3, 5 bis 8; auf 
den Fortfall der Rechtswirkungen für einzelne 
Grundstücke ist § 171 Abs. 3 anzuwenden. 

§ 171 
unverändert 

Dritter Teil 
Erhaltungssatzung und städtebauliche Gebote 

Erster Abschnitt 
Erhaltungssatzung 

§ 172 
Erhaltung baulicher Anlagen und der Eigenart 

von Gebieten (Erhaltungssatzung) 

(1) Die Gemeinde kann in einem Bebauungs-
plan oder durch eine sonstige Satzung Gebiete 
bezeichnen, in denen 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

der Abbruch, die Änderung oder die Nutzungs-
änderung baulicher Anlagen der Genehmi-
gung bedürfen. In den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 
bedarf auch die Errichtung baulicher Anlagen 
der Genehmigung. Auf die Satzung ist § 16 
Abs. 2 entsprechend anzuwenden. 

(2) Ist der Beschluß über die Aufstellung ei-
ner Erhaltungssatzung gefaßt und ortsüblich 
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macht, ist § 15 Abs. 1 auf einen Antrag auf 
Durchführung eines Vorhabens im Sinne von 
Absatz 1 entsprechend anzuwenden. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 
darf die Genehmigung nur versagt werden, 
wenn die bauliche Anlage allein oder im Zu-
sammenhang mit anderen baulichen Anlagen 
das Ortsbild, die Stadtgestalt oder das Land-
schaftsbild prägt oder sonst von städtebauli-
cher, insbesondere geschichtlicher oder künst-
lerischer Bedeutung ist. Die Genehmigung zur 
Errichtung der baulichen Anlage darf nur ver-
sagt werden, wenn die städtebauliche Gestalt 
des Gebietes durch die beabsichtigte bauliche 
Anlage beeinträchtigt wird. 

(4) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 2 
darf die Genehmigung nur versagt werden, 
wenn die Zusammensetzung der Wohnbevölke-
rung aus besonderen städtebaulichen Gründen 
erhalten werden soll. Die Genehmigung ist zu 
erteilen, wenn auch unter Berücksichtigung 
des Allgemeinwohls die Erhaltung der bauli-
chen Anlage wirtschaftlich nicht mehr zumut-
bar ist. 

(5) In den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 3 
darf die Genehmigung nur versagt werden, um 
einen den sozialen Belangen Rechnung tragen-
den Ablauf auf der Grundlage eines Sozial-
plans (§ 180) zu sichern. ist ein Sozialplan nicht 
aufgestellt worden, hat ihn die Gemeinde in 
entsprechender Anwendung des § 180 aufzu-
stellen. Absatz 4 Satz 2 ist anzuwenden. 

§ 173 
Genehmigung; Übernahmeanspruch 

(1) Die Genehmigung wird durch die Ge-
meinde erteilt. Ist eine baurechtliche Genehmi-
gung oder an ihrer Stelle eine baurechtliche 
Zustimmung erforderlich, wird die Genehmi-
gung durch die Baugenehmigungsbehörde im 
Einvernehmen mit der Gemeinde erteilt; im 
Baugenehmigungs- oder Zustimmungsverfah-
ren wird über die in § 172 Abs. 1 bezeichneten 
Belange entschieden. 

(2) Wird in den Fällen des § 172 Abs. 3 die 
Genehmigung versagt, kann der Eigentümer 
von der Gemeinde unter den Voraussetzungen 
des § 40 Abs. 2 die Übernahme des Grund-
stücks verlangen. § 43 Abs. 1, 4 und 5 sowie § 44 
Abs. 3 und 4 sind entsprechend anzuwenden. 

(3) Vor der Entscheidung über den Genehmi-
gungsantrag hat die Gemeinde mit dem Eigen-
tümer oder sonstigen zur Unterhaltung Ver-
pflichteten die für die Entscheidung erhebli-
chen Tatsachen zu erörtern. In den Fällen des 
§ 172 Abs. 4 und 5 hat sie auch Mieter, Pächter 
und sonstige Nutzungsberechtigte zu hören. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

bekanntgemacht, ist § 15 Abs. 1 auf einen An-
trag auf Durchführung eines Vorhabens im 
Sinne von Absatz 1 entsprechend anzuwen-
den. 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) unverändert 

§ 173 
Genehmigung; Übernahmeanspruch 

(1) Die Genehmigung wird durch die Ge-
meinde erteilt. Ist eine baurechtliche Genehmi-
gung oder an ihrer Stelle eine baurechtliche 
Zustimmung erforderlich, wird die Genehmi-
gung durch die Baugenehmigungsbehörde im 
Einvernehmen mit der Gemeinde erteilt; im 
Baugenehmigungs- oder Zustimmungsverfah-
ren wird über die in § 172 Abs. 3 bis 5 bezeich-
neten Belange entschieden. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) Die landesrechtlichen Vorschriften, ins-
besondere über den Schutz und die Erhaltung 
von Denkmälern, bleiben unberührt. 
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§ 174 

Ausnahmen 

(1) § 172 ist nicht auf Grundstücke anzuwen-
den, die den in § 26 Nr. 2 bezeichneten 
Zwecken dienen, und auf die in § 26 Nr. 3 be-
zeichneten Grundstücke. 

(2) Befindet sich ein Grundstück der in Ab-
satz 1 bezeichneten Art im Geltungsbereich ei-
ner Erhaltungssatzung, hat die Gemeinde den 
Bedarfsträger hiervon zu unterrichten. Beab-
sichtigt der Bedarfsträger ein Vorhaben im 
Sinne des § 172 Abs. 1, hat er dies der Ge-
meinde anzuzeigen. Der Bedarfsträger soll auf 
Verlangen der Gemeinde von dem Vorhaben 
absehen, wenn die Voraussetzungen vorliegen, 
die die Gemeinde berechtigen würden, die Ge-
nehmigung nach § 172 zu versagen, und wenn 
die Erhaltung oder das Absehen von der Er-
richtung der baulichen Anlage dem Bedarfs-
träger auch unter Berücksichtigung seiner 
Aufgaben zuzumuten ist. 

Zweiter Abschnitt 

Städtebauliche Gebote 

§ 175 

Allgemeines 

(1) Beabsichtigt die Gemeinde, ein Baugebot 
(§ 176), ein Modernisierungs- oder Instandset-
zungsgebot (§ 177), ein Pflanzgebot (§ 178) oder 
ein Abbruchgebot (§ 179) zu erlassen, soll sie 
die Maßnahme vorher mit den Betroffenen er-
örtern. Die Gemeinde soll die Eigentümer, Mie-
ter, Pächter und sonstigen Nutzungsberechtig-
ten im Rahmen ihrer Möglichkeiten beraten, 
wie die Maßnahme durchgeführt werden kann 
und welche Finanzierungsmöglichkeiten aus 
öffentlichen Kassen bestehen. 

(2) Die Anordnung von Maßnahmen nach 
den §§ 176 bis 179 setzt voraus, daß die alsbal-
dige Durchführung der Maßnahmen aus städ-
tebaulichen Gründen erforderlich ist. 

(3) Mieter, Pächter und sonstige Nutzungs-
berechtigte haben die Durchführung der Maß-
nahmen nach den §§ 176 bis 179 zu dulden. 

(4) Die §§ 176 bis 179 sind nicht auf Grund-
stücke anzuwenden, die den in § 26 Nr. 2 be-
zeichneten Zwecken dienen, und auf die in § 26 
Nr. 3 bezeichneten Grundstücke. Liegen für 
diese Grundstücke die Voraussetzungen für 
die Anordnung eines Gebots nach den §§ 176 
bis 179 vor, soll auf Verlangen der Gemeinde 
der Bedarfsträger die entsprechenden Maß-
nahmen durchführen oder ihre Durchführung 
dulden, soweit dadurch nicht die Erfüllung sei-
ner Aufgaben beeinträchtigt wird. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

§ 174 

unverändert 

Zweiter Abschnitt 

Städtebauliche Gebote 

§ 175 

Allgemeines 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) Die landesrechtlichen Vorschriften, ins-
besondere über den Schutz und die Erhaltung 
von Denkmälern, bleiben unberührt. 
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§ 176 
Baugebot 

(1) Im Geltungsbereich eines Bebauungs-
plans kann die Gemeinde den Eigentümer 
durch Bescheid verpflichten, innerhalb einer 
zu bestimmenden angemessenen Frist 

1. sein Grundstück entsprechend den Festset-
zungen des Bebauungsplans zu bebauen 
oder 

2. ein vorhandenes Gebäude oder eine vorhan-
dene sonstige bauliche Anlage den Festset-
zungen des Bebauungsplans anzupassen. 

(2) Das Baugebot kann außerhalb der in Ab-
satz 1 bezeichneten Gebiete, aber innerhalb im 
Zusammenhang bebauter Ortsteile angeordnet 
werden, um unbebaute oder geringfügig be-
baute Grundstücke entsprechend den bau-
rechtlichen Vorschriften zu nutzen oder einer 
baulichen Nutzung zuzuführen, insbesondere 
zur Schließung von Baulücken. 

(3) Ist die Durchführung des Vorhabens aus 
wirtschaftlichen Gründen einem Eigentümer 
nicht zuzumuten, hat die Gemeinde von dem 
Baugebot abzusehen. 

(4) Der Eigentümer kann von der Gemeinde 
die Übernahme des Grundstücks verlangen, 
wenn er glaubhaft macht, daß ihm die Durch-
führung des Vorhabens aus wirtschaftlichen 
Gründen nicht zuzumuten ist. § 43 Abs. 1, 4 und 
5 sowie § 44 Abs. 3 und 4 sind entsprechend 
anzuwenden. 

(5) Ist die Durchführung eines Baugebots 
nur möglich, wenn zuvor eine bauliche Anlage 
oder Teile davon beseitigt werden, ist der Ei-
gentümer mit dem Baugebot auch zur Beseiti-
gung verpflichtet. § 179 Abs. 2 Satz 1, § 43 Abs. 2 
und 5 sowie § 44 Abs. 3 und 4 sind entspre-
chend anzuwenden. 

(6) Ist für ein Grundstück eine andere als 
bauliche Nutzung festgesetzt, sind die Absät-
ze 1 und 3 bis 5 entsprechend anzuwenden. 

§ 177 
Modernisierungs- und Instandsetzungsgebot 

(1) Weist eine bauliche Anlage nach ihrer 
inneren oder äußeren Beschaffenheit Miß-
stände oder Mängel auf, deren Beseitigung 
oder Behebung durch Modernisierung oder In-
standsetzung möglich ist, kann die Gemeinde 
die Beseitigung der Mißstände durch ein Mo-
dernisierungsgebot und die Behebung der 
Mängel durch ein Instandsetzungsgebot an-
ordnen. Zur Beseitigung der Mißstände und 
zur Behebung der Mängel ist der Eigentümer 
der baulichen Anlage verpflichtet. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

§ 176 
Baugebot 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) Ist die Durchführung eines Baugebots 
nur möglich, wenn zuvor eine bauliche Anlage 
oder Teile davon beseitigt werden, ist der Ei-
gentümer mit dem Baugebot auch zur Beseiti-
gung verpflichtet. § 179 Abs. 2 und 3 Satz 1, § 43 
Abs. 2 und 5 sowie § 44 Abs. 3 und 4 sind ent-
sprechend anzuwenden. 

(6) unverändert 

§ 177 
Modernisierungs- und Instandsetzungsgebot 

(1) Weist eine bauliche Anlage nach ihrer 
inneren oder äußeren Beschaffenheit Miß-
stände oder Mängel auf, deren Beseitigung 
oder Behebung durch Modernisierung oder In-
standsetzung möglich ist, kann die Gemeinde 
die Beseitigung der Mißstände durch ein Mo-
dernisierungsgebot und die Behebung der 
Mängel durch ein Instandsetzungsgebot an-
ordnen. Zur Beseitigung der Mißstände und 
zur Behebung der Mängel ist der Eigentümer 
der baulichen Anlage verpflichtet. In dem Be-
scheid, durch den die Modernisierung oder In-
standsetzung angeordnet wird, sind die zu be-
seitigenden Mißstände oder zu behebenden 
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(2) Mißstände liegen insbesondere vor, wenn 
die bauliche Anlage nicht den allgemeinen An-
forderungen an gesunde Wohn- und Arbeits-
verhältnisse entspricht. 

(3) Mängel liegen insbesondere vor, wenn 
durch Abnutzung, Alterung, Witterungsein-
flüsse oder Einwirkungen Dritter 

1. die bestimmungsgemäße Nutzung der bauli-
chen Anlage nicht nur unerheblich beein-
trächtigt wird, 

2. die bauliche Anlage nach ihrer äußeren Be-
schaffenheit das Straßen- oder Ortsbild 
nicht nur unerheblich beeinträchtigt oder 

3. die bauliche Anlage erneuerungsbedürftig 
ist und wegen ihrer städtebaulichen, insbe-
sondere geschichtlichen oder künstlerischen 
Bedeutung erhalten bleiben soll. 

Kann die Behebung der Mängel einer bauli-
chen Anlage nach landesrechtlichen Vorschrif-
ten auch aus Gründen des Schutzes und der 
Erhaltung von Baudenkmälern verlangt wer-
den, darf das Instandsetzungsgebot nur mit 
Zustimmung der zuständigen Landesbehörde 
erlassen werden. In dem Bescheid über den 
Erlaß des Instandsetzungsgebots sind die auch 
aus Gründen des Denkmalschutzes gebotenen 
Instandsetzungsmaßnahmen besonders zu be-
zeichnen. 

(4) Der Eigentümer hat die Kosten der von 
der Gemeinde angeordneten Maßnahmen inso-
weit zu tragen, als er sie durch eigene oder 
fremde Mittel decken und die sich daraus erge-
benden Kapitalkosten sowie die zusätzlich ent-
stehenden Bewirtschaftungskosten aus Erträ-
gen des Gebäudes aufbringen kann. Sind dem 
Eigentümer Kosten entstanden, die er nicht zu 
tragen hat, so hat die Gemeinde sie ihm zu 
erstatten, soweit nicht eine andere Stelle einen 
Zuschuß zu ihrer Deckung gewährt. Dies gilt 
nicht, wenn der Eigentümer aufgrund anderer 
Rechtsvorschriften verpflichtet ist, die Kosten 
selbst zu tragen, oder wenn er Instandsetzun-
gen unterlassen hat und nicht nachweisen 
kann, daß ihre Vornahme wirtschaftlich unver-
tretbar oder ihm nicht zuzumuten war. Die Ge-
meinde kann mit dem Eigentümer den Kosten-
erstattungsbetrag unter Verzicht auf eine Be-
rechnung im Einzelfall als Pauschale in Höhe 
eines bestimmten Vomhundertsatzes der Mo-
dernisierungs- oder Instandsetzungskosten 
vereinbaren. 

(5) Der vom Eigentümer zu tragende Kosten

-

anteil wird nach der Durchführung der Moder-
nisierungs- oder Instandsetzungsmaßnahmen 
unter Berücksichtigung der Erträge ermittelt, 
die für das modernisierte oder instandgesetzte 
Gebäude bei ordentlicher Bewirtschaftung 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Mängel zu bezeichnen und eine angemessene 
Frist für die Durchführung der erforderlichen 
Maßnahmen zu bestimmen. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) unverändert 
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nachhaltig erzielt werden können; dabei sind 
die mit einem Bebauungsplan, einem Sozial-
plan, einer städtebaulichen Sanierungsmaß-
nahme oder einer sonstigen städtebaulichen 
Maßnahme verfolgten Ziele und Zwecke zu be-
rücksichtigen. 

§ 178 
Pflanzgebot 

Die Gemeinde kann den Eigentümer durch 
Bescheid verpflichten, sein Grundstück ent-
sprechend den nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 getroffe-
nen Festsetzungen des Bebauungsplans zu be-
pflanzen. 

§ 179 
Abbruchgebot 

(1) Die Gemeinde kann den Eigentümer ver-
pflichten zu dulden, daß eine bauliche Anlage 
im Geltungsbereich eines Bebauungsplans 
ganz oder teilweise beseitigt wird, wenn sie 

1. den Festsetzungen des Bebauungsplans 
nicht entspricht und ihnen nicht angepaßt 
werden kann oder 

2. Mißstände oder Mängel im Sinne des § 177 
Abs. 2 und 3 aufweist, die auch durch eine 
Modernisierung oder Instandsetzung nicht 
behoben werden können. 

Diejenigen, für die ein Recht an dem Grund-
stück oder an einem das Grundstück belasten-
den Recht im Grundbuch eingetragen oder 
durch Eintragung gesichert ist, das nicht zur 
Nutzung berechtigt, sollen von dem Bescheid 
benachrichtigt werden, wenn sie von der Besei-
tigung betroffen werden. Unberührt bleibt das 
Recht des Eigentümers, die Beseitigung selbst 
vorzunehmen. 

(2) Entstehen dem Eigentümer, Mieter, Päch-
ter oder sonstigen Nutzungsberechtigten 
durch die Beseitigung Vermögensnachteile, 
hat die Gemeinde angemessene Entschädi-
gung in Geld zu leisten. Der Eigentümer kann 
anstelle der Entschädigung nach Satz 1 von 
der Gemeinde die Übernahme des Grund-
stücks verlangen, wenn es ihm mit Rücksicht 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

§ 178 

Pflanzgebot 

Die Gemeinde kann den Eigentümer durch 
Bescheid verpflichten, sein Grundstück inner-
halb einer zu bestimmenden angemessenen 
Frist entsprechend den nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 
getroffenen Festsetzungen des Bebauungs-
plans zu bepflanzen. 

§ 179 

Abbruchgebot 

(1) Die Gemeinde kann den Eigentümer ver-
pflichten zu dulden, daß eine bauliche Anlage 
im Geltungsbereich eines Bebauungsplans 
ganz oder teilweise beseitigt wird, wenn sie 

1. unverändert 

2. Mißstände oder Mängel im Sinne des § 177 
Abs. 2 und 3 Satz 1 aufweist, die auch durch 
eine Modernisierung oder Instandsetzung 
nicht behoben werden können. 

Diejenigen, für die ein Recht an dem Grund-
stück oder an einem das Grundstück belasten-
den Recht im Grundbuch eingetragen oder 
durch Eintragung gesichert ist, das nicht zur 
Nutzung berechtigt, sollen von dem Bescheid 
benachrichtigt werden, wenn sie von der Besei-
tigung betroffen werden. Unberührt bleibt das 
Recht des Eigentümers, die Beseitigung selbst 
vorzunehmen. 

(2) Der Bescheid darf bei Wohnraum nur 
vollzogen werden, wenn im Zeitpunkt der Be-
seitigung angemessener Ersatzwohnraum für 
die Bewohner unter zumutbaren Bedingungen 
zur Verfügung steht. Strebt der Inhaber von 
Raum, der überwiegend gewerblichen oder be

-ruflichen Zwecken dient (Geschäftsraum), eine 
anderweitige Unterbringung an, soll der Be-
scheid nur vollzogen werden, wenn im Zeit-
punkt der Beseitigung anderer geeigneter Ge-
schäftsraum unter zumutbaren Bedingungen 
zur Verfügung steht. 

(3) Entstehen dem Eigentümer, Mieter, 
Pächter oder sonstigen Nutzungsberechtigten 
durch die Beseitigung Vermögensnachteile, 
hat die Gemeinde angemessene Entschädi-
gung in Geld zu leisten. Der Eigentümer kann 
anstelle der Entschädigung nach Satz 1 von 
der Gemeinde die Übernahme des Grund-
stücks verlangen, wenn es ihm mit Rücksicht 
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auf das Abbruchgebot wirtschaftlich nicht 
mehr zuzumuten ist, das Grundstück zu behal-
ten. § 43 Abs. 1, 2, 4 und 5 sowie § 44 Abs. 3 und 
4 sind entsprechend anzuwenden. 

Vierter Teil 
Sozialplan und Härteausgleich 

§ 180 
Sozialplan 

(1)Wirken sich Bebauungspläne oder städte-
bauliche Sanierungsmaßnahmen voraussicht-
lich nachteilig auf die persönlichen Lebensum-
stände der in dem Gebiet wohnenden oder ar-
beitenden Menschen aus, soll die Gemeinde 
Vorstellungen entwickeln und mit den Betrof-
fenen erörtern, wie nachteilige Auswirkungen 
möglichst vermieden oder gemildert werden 
können. Die Gemeinde hat den Betroffenen bei 
ihren eigenen Bemühungen, nachteilige Aus-
wirkungen zu vermeiden oder zu mildern, zu 
helfen, insbesondere beim Wohnungs- und Ar-
beitsplatzwechsel sowie beim Umzug von Be-
trieben; soweit öffentliche Leistungen in Be-
tracht kommen können, soll die Gemeinde 
hierauf hinweisen. Sind Betroffene nach ihren 
persönlichen Lebensumständen nicht in der 
Lage, Empfehlungen und anderen Hinweisen 
der Gemeinde zur Vermeidung von Nachteilen 
zu folgen oder Hilfen zu nutzen oder sind aus 
anderen Gründen weitere Maßnahmen der Ge-
meinde erforderlich, hat die Gemeinde geeig-
nete Maßnahmen zu prüfen. 

(2) Das Ergebnis der Erörterungen und Prü-
fungen nach Absatz 1 sowie die voraussichtlich 
in Betracht zu ziehenden Maßnahmen der Ge-
meinde und die Möglichkeiten ihrer Verwirkli-
chung sind schriftlich darzustellen (Sozial-
plan). 

(3) Steht die Verwirklichung einer Durchfüh-
rungsmaßnahme durch einen anderen als die 
Gemeinde bevor, kann die Gemeinde verlan-
gen, daß der andere im Einvernehmen mit ihr 
die sich aus Absatz 1 ergebenden Aufgaben 
übernimmt. Die Gemeinde kann diese Aufga-
ben ganz oder teilweise auch selbst überneh-
men und dem anderen die Kosten auferlegen. 

§ 181 
Härteausgleich 

(1) Soweit es die Billigkeit erfordert, soll die 
Gemeinde bei der Durchführung dieses Ge-
setzbuchs zur Vermeidung oder zum Ausgleich 
wirtschaftlicher Nachteile — auch im sozialen 
Bereich — auf Antrag einen Härteausgleich in 
Geld gewähren 

1. einem Mieter oder Pächter, wenn das Miet-
oder Pachtverhältnis mit Rücksicht auf die 
Durchführung städtebaulicher Maßnahmen 
aufgehoben oder enteignet worden ist; 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

auf das Abbruchgebot wirtschaftlich nicht 
mehr zuzumuten ist, das Grundstück zu behal-
ten. § 43 Abs. 1, 2, 4 und 5 sowie § 44 Abs. 3 und 
4 sind entsprechend anzuwenden. 

Vierter Teil 
Sozialplan und Härteausgleich 

§ 180 
unverändert 

§ 181 
Härteausgleich 

(1) Soweit es die Billigkeit erfordert, soll die 
Gemeinde bei der Durchführung dieses Ge-
setzbuchs zur Vermeidung oder zum Ausgleich 
wirtschaftlicher Nachteile — auch im sozialen 
Bereich — auf Antrag einen Härteausgleich in 
Geld gewähren 

1. unverändert 
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2. einer gekündigten Vertragspartei, wenn die 
Kündigung zur Durchführung städtebauli-
cher Maßnahmen erforderlich ist; dies gilt 
entsprechend, wenn ein Miet- oder Pacht-
verhältnis vorzeitig durch Vereinbarung der 
Beteiligten beendet wird; die Gemeinde hat 
zu bestätigen, daß die Beendigung des 
Rechtsverhältnisses im Hinblick auf die als-
baldige Durchführung der städtebaulichen 
Maßnahmen geboten ist; 

3. einer Vertragspartei, wenn ohne Beendi-
gung des Rechtsverhältnisses die vermiete-
ten oder verpachteten Räume ganz oder teil-
weise vorübergehend unbenutzbar sind und 
die Gemeinde bestätigt hat, daß dies durch 
die alsbaldige Durchführung städtebauli-
cher Maßnahmen bedingt ist; 

4. einem Mieter oder Pächter für die Umzugs-
kosten, die dadurch entstehen, daß er nach 
der Räumung seiner Wohnung vorüberge-
hend anderweitig untergebracht worden ist 
und später ein neues Miet- oder Pachtver-
hältnis in dem Gebiet begründet wird, so-
fern dies im Sozialplan vorgesehen ist. 

Voraussetzung ist, daß der Nachteil für den 
Betroffenen in seinen persönlichen Lebensum-
ständen eine besondere Härte bedeutet, eine 
Ausgleichs- oder Entschädigungsleistung nicht 
zu gewähren ist und auch ein Ausgleich durch 
sonstige Maßnahmen nicht erfolgt. 

(2) Absatz 1 ist entsprechend anzuwenden 
auf andere Vertragsverhältnisse, die zum Ge-
brauch oder zur Nutzung eines Grundstücks, 
Gebäudes oder Gebäudeteils oder einer sonsti-
gen baulichen Einrichtung berechtigen. 

(3) Ein Härteausgleich wird nicht gewährt, 
soweit der Antragsteller es unterlassen hat 
und unterläßt, den wirtschaftlichen Nachteil 
durch zumutbare Maßnahmen, insbesondere 
unter Einsatz eigener oder fremder Mittel ab-
zuwenden. 

Fünfter Teil 
Miet- und Pachtverhältnisse 

§ 182 
Allgemeines 

Erfordert die Verwirklichung der Ziele und 
Zwecke der Sanierung oder eine Maßnahme 
nach den §§ 176 bis 179 die Aufhebung oder 
Verlängerung eines Miet- oder Pachtverhält-
nisses oder eines sonstigen schuldrechtlichen 
Vertragsverhältnisses, das zum Gebrauch oder 
zur Nutzung eines Grundstücks oder Gebäudes 
oder einer sonstigen baulichen Anlage berech-
tigt, sind die Vorschriften dieses Teils anzu

-

wenden. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

2. einer gekündigten Vertragspartei, wenn die 
Kündigung zur Durchführung städtebauli-
cher Maßnahmen erforderlich ist; dies gilt 
entsprechend, wenn ein Miet- oder Pacht-
verhältnis vorzeitig durch Vereinbarung der 
Beteiligten beendigt wird; die Gemeinde hat 
zu bestätigen, daß die Beendigung des 
Rechtsverhältnisses im Hinblick auf die als-
baldige Durchführung der städtebaulichen 
Maßnahmen geboten ist; 

3. unverändert 

4. unverändert 

Voraussetzung ist, daß der Nachteil für den 
Betroffenen in seinen persönlichen Lebensum-
ständen eine besondere Härte bedeutet, eine 
Ausgleichs- oder Entschädigungsleistung nicht 
zu gewähren ist und auch ein Ausgleich durch 
sonstige Maßnahmen nicht erfolgt. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

Fünfter Teil 
Miet- und Pachtverhältnisse 

siehe §§ 182 bis 184 und 186 
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§ 183 
Aufhebung von Miet- oder Pachtverhältnissen 

(1) Muß ein Gebäude oder eine sonstige bau-
liche Anlage ganz oder teilweise beseitigt wer-
den und ist die alsbaldige Beseitigung beab-
sichtigt, kann die Gemeinde auf Antrag des 
Eigentümers oder im Hinblick auf ein Ab-
bruchgebot Miet- oder Pachtverhältnisse, die 
der Beseitigung entgegenstehen, mit einer 
Frist von mindestens sechs Monaten, bei ei-
nem land- oder forstwirtschaftlich genutzten 
Grundstück nur zum Schluß eines Pachtjahrs 
aufheben. Satz 1 ist entsprechend anzuwenden, 
wenn die Aufhebung des Miet- oder Pachtver-
hältnisses im Hinblick auf ein Bau-, Moderni-
sierungs- oder Instandsetzungsgebot erforder-
lich ist 

(2)Wird die Erwerbsgrundlage eines Mieters 
oder Pächters von Geschäftsraum infolge der 
Durchführung der Sanierung oder von Maß-
nahmen nach den §§ 176 bis 179 wesentlich be-
einträchtigt und ist ihm deshalb die Fortset-
zung des Miet- oder Pachtverhältnisses nicht 
mehr zuzumuten, kann die Gemeinde auf An-
trag des Mieters oder Pächters das Miet- oder 
Pachtverhältnis mit einer Frist von minde-
stens sechs Monaten aufheben. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind entsprechend 
auf andere schuldrechtliche Vertragsverhält-
nisse anzuwenden, die zum Gebrauch oder zur 
Nutzung eines Grundstücks, Gebäudes oder 
Gebäudeteils oder einer sonstigen baulichen 
Anlage berechtigen. 

§ 184 
Aufhebung von Miet- oder Pachtverhältnissen 

über unbebaute Grundstücke 

(1) Ist nach den Festsetzungen des Bebau-
ungsplans für ein unbebautes Grundstück eine 
andere Nutzung vorgesehen und ist die alsbal-
dige Änderung der Nutzung beabsichtigt, kann 
die Gemeinde auf Antrag des Eigentümers 
Miet- oder Pachtverhältnisse aufheben, die 
sich auf das Grundstück beziehen und der 
neuen Nutzung entgegenstehen. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

§ 182 
Aufhebung von Miet- oder Pachtverhältnissen 
(1) Erfordert die Verwirklichung der Ziele 

und Zwecke der Sanierung im förmlich festge-
legten Sanierungsgebiet oder eine Maßnahme 
nach den §§ 176 bis 179 die Aufhebung eines 
Miet- oder Pachtverhältnisses, kann die Ge-
meinde das Rechtsverhältnis auf Antrag des 
Eigentümers oder im Hinblick auf ein städte-
bauliches Gebot mit einer Frist von minde-
stens sechs Monaten, bei einem land- oder 
forstwirtschaftlich genutzten Grundstück nur 
zum Schluß eines Pachtjahrs aufheben. 

(2) Die Gemeinde darf ein Mietverhältnis 
über Wohnraum nur aufheben, wenn im Zeit-
punkt der Beendigung des Mietverhältnisses 
angemessener Ersatzwohnraum für den Mie-
ter und die zu seinem Hausstand gehörenden 
Personen zu zumutbaren Bedingungen zur 
Verfügung steht. Strebt der Mieter oder Päch-
ter von Geschäftsraum eine anderweitige Un-
terbringung an, soll die Gemeinde das Miet-
oder Pachtverhältnis nur aufheben, wenn im 
Zeitpunkt der Beendigung des Rechtsverhält-
nisses anderer geeigneter Geschäftsraum zu 
zumutbaren Bedingungen zur Verfügung 
steht. 

(3) Wird die Erwerbsgrundlage eines Mieters 
oder Pächters von Geschäftsraum im förmlich 
festgelegten Sanierungsgebiet infolge der 
Durchführung städtebaulicher Sanierungs-
maßnahmen wesentlich beeinträchtigt und ist 
ihm deshalb die Fortsetzung des Miet- oder 
Pachtverhältnisses nicht mehr zuzumuten, 
kann die Gemeinde auf Antrag des Mieters 
oder Pächters das Rechtsverhältnis mit einer 
Frist von mindestens sechs Monaten aufhe-
ben. 

siehe § 184 

§ 183 
Aufhebung von Miet- oder Pachtverhältnissen 

über unbebaute Grundstücke 
(1) unverändert 
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(2) Auf die Aufhebung ist § 183 entsprechend 
anzuwenden. 

siehe § 183 Abs. 3 

§ 185 
Entschädigung bei Aufhebung von Miet- oder 

Pachtverhältnissen 

(1) Ist ein Rechtsverhältnis aufgrund der 
§§ 183 oder 184 aufgehoben worden, ist den Be-
troffenen insoweit eine angemessene Entschä-
digung in Geld zu leisten, als ihnen durch die 
vorzeitige Beendigung des Rechtsverhältnis-
ses Vermögensnachteile entstehen. Die Vor-
schriften des Zweiten Abschnitts des Fünften 
Teils des Ersten Kapitels sind entsprechend 
anzuwenden. 

(2) Zur Entschädigung ist die Gemeinde ver-
pflichtet. Kommt eine Einigung über die Ent-
schädigung nicht zustande, entscheidet die hö-
here Verwaltungsbehörde. 

(3) Wird ein Pachtvertrag über kleingärtne-
risch genutztes Land nach den §§ 183 oder 184 
aufgehoben, ist die Gemeinde außer zur Ent-
schädigung nach Absatz 1 auch zur Bereitstel-
lung oder Beschaffung von Ersatzland ver-
pflichtet. Bei der Entschädigung in Geld ist die 
Bereitstellung oder Beschaffung des Ersatz-
lands angemessen zu berücksichtigen. Die hö-
here Verwaltungsbehörde kann die Gemeinde 
von der Verpflichtung zur Bereitstellung oder 
Beschaffung von Ersatzland befreien, wenn die 
Gemeinde nachweist, daß sie zur Erfüllung au-
ßerstande ist. 

§ 186 
Verlängerung von Miet- oder 

Pachtverhältnissen 
Die Gemeinde kann auf Antrag des Mieters 

oder Pächters ein Miet- oder Pachtverhältnis 
über Wohn- oder Geschäftsraum verlängern, 
soweit dies zur Verwirklichung des Sozialplans 
erforderlich ist. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

(2) Auf die Aufhebung ist § 182 Abs. 1 ent-
sprechend anzuwenden. 

§ 184 
Aufhebung anderer Vertragsverhältnisse 
Die §§ 182 und 183 sind entsprechend auf 

andere schuldrechtliche Vertragsverhältnisse 
anzuwenden, die zum Gebrauch oder zur 
Nutzung eines Grundstücks, Gebäudes oder 
Gebäudeteils oder einer sonstigen baulichen 
Anlage berechtigen. 

§ 185 
Entschädigung bei Aufhebung von Miet- oder 

Pachtverhältnissen 

(1) Ist ein Rechtsverhältnis aufgrund des 
§ 182, des § 183 oder des § 184 aufgehoben wor-
den, ist den Betroffenen insoweit eine ange-
messene Entschädigung in Geld zu leisten, als 
ihnen durch die vorzeitige Beendigung des 
Rechtsverhältnisses Vermögensnachteile ent-
stehen. Die Vorschriften des Zweiten Ab-
schnitts des Fünften Teils des Ersten Kapitels 
sind entsprechend anzuwenden. 

(2) unverändert 

(3) Wird ein Pachtvertrag über kleingärtne-
risch genutztes Land nach den §§ 182, 183 oder 
184 aufgehoben, ist die Gemeinde außer zur 
Entschädigung nach Absatz 1 auch zur Bereit-
stellung oder Beschaffung von Ersatzland ver-
pflichtet. Bei der Entschädigung in Geld ist die 
Bereitstellung oder Beschaffung des Ersatz-
lands angemessen zu berücksichtigen. Die hö-
here Verwaltungsbehörde kann die Gemeinde 
von der Verpflichtung zur Bereitstellung oder 
Beschaffung von Ersatzland befreien, wenn die 
Gemeinde nachweist, daß sie zur Erfüllung au-
ßerstande ist. 

§ 186 
Verlängerung von Miet- oder 

Pachtverhältnissen 
Die Gemeinde kann auf Antrag des Mieters 

oder Pächters ein Miet- oder Pachtverhältnis 
über Wohn- oder Geschäftsraum im förmlich 
festgelegten Sanierungsgebiet oder im Hin-
blick auf Maßnahmen nach den §§ 176 bis 179 
verlängern, soweit dies zur Verwirklichung des 
Sozialplans erforderlich ist. 
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Sechster Teil 

Städtebauliche Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Maßnahmen zur 
Verbesserung der Agrarstruktur 

§ 187 

Abstimmung von Maßnahmen; Bauleitplanung 
und Maßnahmen zur Verbesserung der 

Agrarstruktur 

(1) Bei der Vorbereitung und Durchführung 
städtebaulicher Maßnahmen sind Maßnahmen 
zur Verbesserung der Agrarstruktur, insbeson-
dere auch die Ergebnisse der Vorplanung nach 
§ 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruk-
tur und des Küstenschutzes" zu berücksichti-
gen. Ist zu erwarten, daß Maßnahmen zur Ver-
besserung der Agrarstruktur zu Auswirkungen 
auf die bauliche Entwicklung des Gemeindege-
biets führen, hat die Gemeinde darüber zu be-
finden, ob Bauleitpläne aufzustellen sind und 
ob sonstige städtebauliche Maßnahmen durch-
geführt werden sollen. 

(2) Bei der Aufstellung von Bauleitplänen 
hat die obere Flurbereinigungsbehörde zu prü-
fen, ob im Zusammenhang damit eine Flurbe-
reinigung oder andere Maßnahmen zur Ver-
besserung der Agrarstruktur einzuleiten sind. 

(3) Die Gemeinde hat die Flurbereinigungs-
behörde und, sofern die Maßnahmen zur Ver-
besserung der Agrarstruktur von anderen Stel-
len durchgeführt werden, diese bei den Vorar-
beiten zur Aufstellung der Bauleitpläne mög-
lichst frühzeitig zu beteiligen. 

§ 188 

Bauleitplanung und Flurbereinigung 

(1) Ist eine Flurbereinigung aufgrund des 
Flurbereinigungsgesetzes in einer Gemeinde 
nach Mitteilung der Flurbereinigungsbehörde 
beabsichtigt oder ist sie bereits angeordnet, ist 
die Gemeinde verpflichtet, rechtzeitig Bauleit-
pläne aufzustellen, es sei denn, daß sich die 
Flurbereinigung auf die bauliche Entwicklung 
des Gemeindegebiets voraussichtlich nicht 
auswirkt. 

(2) Die Flurbereinigungsbehörde und die Ge-
meinde sind verpflichtet, ihre das Gemeinde-
gebiet betreffenden Absichten möglichst früh-
zeitig aufeinander abzustimmen. Die Planun-
gen sollen bis zum Abschluß der Flurbereini-
gung nur geändert werden, wenn zwischen der 
Flurbereinigungsbehörde und der Gemeinde 
Übereinstimmung besteht oder wenn zwin-
gende Gründe die Änderung erfordern. 

§ 189 

Ersatzlandbeschaffung 

(1) Wird bei einer städtebaulichen Maß-
nahme ein land- oder forstwirtschaftlicher Be- 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Sechster Teil 

Städtebauliche Maßnahmen im 
Zusammenhang mit Maßnahmen zur 
Verbesserung der Agrarstruktur 

§ 187 

unverändert 

§ 188 

unverändert 

§ 189 

unverändert 
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trieb ganz oder teilweise in Anspruch genom-
men, soll die Gemeinde mit dem Eigentümer 
des Betriebs auch klären, ob er einen anderen 
land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb oder 
land- oder forstwirtschaftliches Ersatzland an-
strebt. Handelt es sich bei dem in Anspruch 
genommenen Betrieb um eine Siedlerstelle im 
Sinne des Reichssiedlungsgesetzes, ist die zu-
ständige Siedlungsbehörde des Landes zu be-
teiligen. 

(2) Die Gemeinde soll sich um die Beschaf-
fung oder Bereitstellung geeigneten Ersatzlan-
des bemühen und ihr gehörende Grundstücke 
als Ersatzland zur Verfügung stellen, soweit 
sie diese nicht für die ihr obliegenden Aufga-
ben benötigt. 

§ 190 
Flurbereinigung aus Anlaß 

einer städtebaulichen Maßnahme 

(1) Werden für städtebauliche Maßnahmen 
land- oder forstwirtschaftliche Grundstücke in 
Anspruch genommen, kann auf Antrag der Ge-
meinde mit Zustimmung der höheren Verwal-
tungsbehörde nach § 87 Abs. 1 des Flurbereini-
gungsgesetzes ein Flurbereinigungsverfahren 
eingeleitet werden, wenn der den Betroffenen 
entstehende Landverlust auf einen größeren 
Kreis von Eigentümern verteilt oder Nachteile 
für die allgemeine Landeskultur, die durch die 
städtebaulichen Maßnahmen entstehen, ver-
mieden werden sollen. Das Flurbereinigungs-
verfahren kann bereits angeordnet werden, 
wenn ein Bebauungsplan noch nicht rechtsver-
bindlich ist. In diesem Fall muß der Bebau-
ungsplan vor Bekanntgabe des Flurbereini-
gungsplans (§ 59 Abs. 1 des Flurbereinigungs-
gesetzes) in Kraft getreten sein. Die Gemeinde 
ist Träger des Unternehmens im Sinne des § 88 
des Flurbereinigungsgesetzes. 

(2) Die vorzeitige Ausführung des Flurberei-
nigungsplans nach § 63 des Flurbereinigungs-
gesetzes kann bereits angeordnet werden, 
wenn der Flurbereinigungsplan bekanntgege-
ben ist. 

(3) Die Zulässigkeit einer Enteignung nach 
den Vorschriften dieses Gesetzbuchs bleibt 
auch nach Einleitung des Flurbereinigungsver-
fahrens unberührt. 

§ 191 
Vorschriften über den Verkehr mit land- und 

forstwirtschaftlichen Grundstücken 

Im räumlichen Geltungsbereich eines Be-
bauungsplans oder im förmlich festgelegten 
Sanierungsgebiet sind die Vorschriften über 
den Verkehr mit land- und forstwirtschaftli-
chen Grundstücken nicht anzuwenden, es sei 
denn, daß es sich um die Veräußerung der 
Wirtschaftsstelle eines land- oder forstwirt- 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

§ 190 
unverändert 

§ 191 
Vorschriften über den Verkehr mit land- und 

forstwirtschaftlichen Grundstücken 

Im räumlichen Geltungsbereich eines Be-
bauungsplans oder einer Sanierungssatzung 
sind die Vorschriften über den Verkehr mit 
land- und forstwirtschaftlichen Grundstücken 
nicht anzuwenden, es sei denn, daß es sich um 
die Veräußerung der Wirtschaftsstelle eines 
land- oder forstwirtschaftlichen Betriebs oder 
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schaftlichen Betriebs oder solcher Grund-
stücke handelt, die im Bebauungsplan als Flä-
chen für die Landwirtschaft oder für die Forst-
wirtschaft ausgewiesen sind." 

97. Nach § 191 wird angefügt: 

„Drittes Kapitel 
Sonstige Vorschriften 

Erster Teil 
Wertermittlung 

§ 192 

Gutachterausschuß 

(1) Zur Ermittlung von Grundstückswerten 
und für sonstige Wertermittlungen werden , 
selbständige, unabhängige Gutachteraus-
schüsse gebildet. 

(2) Die Gutachterausschüsse bestehen aus 
einem Vorsitzenden und ehrenamtlichen wei-
teren Gutachtern. 

(3) Der Vorsitzende und die weiteren Gut-
achter sollen in der Ermittlung von Grund-
stückswerten oder sonstigen Wertermittlungen 
sachkundig und erfahren sein und dürfen 
nicht hauptamtlich mit der Verwaltung der 
Grundstücke der Gebietskörperschaft, für de-
ren Bereich der Gutachterausschuß gebildet 

befaßt sein. Für die Ermittlung der Boden-
richtwerte ist ein Bediensteter des zuständigen 
Finanzamts mit Erfahrung in der steuerlichen 
Bewertung von Grundstücken als Gutachter 
vorzusehen. 

(4) Die Gutachterausschüsse bedienen sich 
einer Geschäftsstelle. 

§ 193 
Aufgaben des Gutachterausschusses 

(1) Der Gutachterausschuß erstattet Gutach-
ten über den Verkehrswert von bebauten und 
unbebauten Grundstücken sowie Rechten an 
Grundstücken, wenn 

1. die für den Vollzug dieses Gesetzbuchs zu-
ständigen Behörden bei der Erfüllung der 
Aufgaben nach diesem Gesetzbuch, 

2. die für die Feststellung des Werts eines 
Grundstücks oder der Entschädigung für 
ein Grundstück oder ein Recht an einem 
Grundstück aufgrund anderer gesetzlicher 
Vorschriften zuständigen Behörden, 

3. die Eigentümer, ihnen gleichstehende Be-
rechtigte, Inhaber anderer Rechte am 
Grundstück und Pflichtteilsberechtigte, für 
deren Pflichtteil der Wert des Grundstücks 
von Bedeutung ist, oder 

4. Gerichte und Justizbehörden  

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

solcher Grundstücke handelt, die im Bebau-
ungsplan als Flächen für die Landwirtschaft 
oder als Wald ausgewiesen sind." 

97. Nach § 191 wird angefügt: 

„Drittes Kapitel 
Sonstige Vorschriften 

Erster Teil 
Wertermittlung 

§ 192 
Gutachterausschuß 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) Der Vorsitzende und die weiteren Gut-
achter sollen in der Ermittlung von Grund-
stückswerten oder sonstigen Wertermittlungen 
sachkundig und erfahren sein und dürfen 
nicht hauptamtlich mit der Verwaltung der 
Grundstücke der Gebietskörperschaft, für de-
ren Bereich der Gutachterausschuß gebildet 
ist, befaßt sein. Für die Ermittlung der Boden-
richtwerte ist ein Bediensteter der zuständigen 
Finanzbehörde mit Erfahrung in der steuerli-
chen Bewertung von Grundstücken als Gut-
achter vorzusehen. 

(4) unverändert 

§ 193 
unverändert 
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es beantragen. Unberührt bleiben Antragsbe-
rechtigungen nach anderen Rechtsvorschrif-
ten. 

(2) Der Gutachterausschuß kann außer über 
die Höhe der Entschädigung für den Rechts-
verlust auch Gutachten über die Höhe der Ent-
schädigung für andere Vermögensnachteile er-
statten. 

(3) Der Gutachterausschuß führt eine Kauf-
preissammlung, wertet sie aus und ermittelt 
Bodenrichtwerte und sonstige zur Wertermitt-
lung erforderliche Daten. 

(4) Die Gutachten haben keine bindende 
Wirkung, soweit nichts anderes bestimmt oder 
vereinbart ist. 

(5) Eine Abschrift des Gutachtens ist dem 
Eigentümer zu übersenden. 

§ 194 

Verkehrswert 

Der Verkehrswert wird durch den Preis be-
stimmt, der in dem Zeitpunkt, auf den sich die 
Ermittlung bezieht, im gewöhnlichen Ge-
schäftsverkehr nach den rechtlichen Gegeben-
heiten und tatsächlichen Eigenschaften, der 
sonstigen Beschaffenheit und der Lage des 
Grundstücks oder des sonstigen Gegenstands 
der Wertermittlung ohne Rücksicht auf unge-
wöhnliche oder persönliche Verhältnisse zu er-
zielen wäre. 

§ 195 
Kaufpreissammlung 

(1) Zur Führung der Kaufpreissammlung ist 
jeder Vertrag, durch den sich jemand ver-
pflichtet, Eigentum an einem Grundstück ge-
gen Entgelt, auch im Wege des Tausches, zu 
übertragen oder ein Erbbaurecht zu begrün-
den, von der beurkundenden Stelle in Ab-
schrift dem Gutachterausschuß zu übersenden. 
Dies gilt auch für das Angebot und die An-
nahme eines Vertrags, wenn diese getrennt be-
urkundet werden, sowie entsprechend für die 
Einigung vor einer Enteignungsbehörde, den 
Enteignungsbeschluß, den Beschluß über die 
Vorwegnahme einer Entscheidung im Umle-
gungsverfahren, den Beschluß über die Auf-
stellung eines Umlegungsplans, den Grenzre-
gelungsbeschluß und für den Zuschlag in ei-
nem Zwangsversteigerungsverfahren. 

(2) Die Kaufpreissammlung darf nur dem zu-
ständigen Finanzamt für Zwecke der Besteue-
rung übermittelt werden. Vorschriften, nach 
denen Urkunden oder Akten den Gerichten 
oder Staatsanwaltschaften vorzulegen sind, 
bleiben unberührt. 

(3) Auskünfte aus der Kaufpreissammlung 
können nach Maßgabe der landesrechtlichen 
Vorschriften erteilt werden (§ 199 Abs. 2 Nr. 4). 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

§ 194 

unverändert 

§ 195 
Kaufpreissammlung 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) Auskünfte aus der Kaufpreissammlung 
sind bei berechtigtem Interesse nach Maßgabe 
landesrechtlicher Vorschriften zu erteilen 
(§ 199 Abs. 2 Nr. 4). 
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§ 196 
Bodenrichtwerte 

(1) Aufgrund der Kaufpreissammlung sind 
für jedes Gemeindegebiet durchschnittliche 
Lagewerte für den unbebauten und bebauten 
Boden (Bodenrichtwerte) unter Berücksichti-
gung des unterschiedlichen Entwicklungszu-
stands, mindestens jedoch für erschließungs-
beitragspflichtigen und erschließungsbeitrags-
freien unbebauten und bebauten Boden, zu er-
mitteln. In bebauten Gebieten sind Bodenricht-
werte mit dem Wert zu ermitteln, der sich erge-
ben würde, wenn der Boden unbebaut wäre. 
Die Bodenrichtwerte sind, soweit nichts ande-
res bestimmt ist, jeweils zum Ende eines jeden 
Kalenderjahrs zu ermitteln. Für Zwecke der 
steuerlichen Einheitsbewertung des Grundbe-
sitzes sind Bodenrichtwerte zum jeweiligen 
Hauptfeststellungszeitpunkt zu ermitteln. Auf 
Antrag der für den Vollzug dieses Gesetzbuchs 
zuständigen Behörden sind Bodenrichtwerte 
für einzelne Gebiete bezogen auf einen abwei-
chenden Zeitpunkt zu ermitteln. 
(2) Hat sich in einem Gebiet die Qualität des 

Bodens durch einen Bebauungsplan oder an-
dere Maßnahmen geändert, sind bei der näch-
sten Fortschreibung der Bodenrichtwerte auf 
der Grundlage der geänderten Qualität auch 
Bodenrichtwerte bezogen auf die Wertverhält-
nisse zum Zeitpunkt der letzten Hauptfeststel-
lung der steuerlichen Einheitswerte des 
Grundbesitzes zu ermitteln. Die Ermittlung 
kann unterbleiben, wenn das zuständige Fi-
nanzamt darauf verzichtet. 

(3) Die Bodenrichtwerte sind zu veröffentli-
chen und dem zuständigen Finanzamt mitzu-
teilen. Jedermann kann von der Geschäfts-
stelle Auskunft über die Bodenrichtwerte ver-
langen. 

§ 197 
Befugnisse des Gutachterausschusses 

(1) Der Gutachterausschuß kann mündliche 
oder schriftliche Auskünfte von Sachverständi-
gen und von Personen einholen, die Angaben 
über das Grundstück und, wenn das zur Er-
mittlung von Geldleistungen im Umlegungs-
verfahren, von Ausgleichsbeträgen und von 
Enteignungsentschädigungen erforderlich ist, 
über ein Grundstück, das zum Vergleich heran-
gezogen werden so ll, machen können. Er kann 
verlangen, daß Eigentümer und sonstige Inha-
ber von Rechten an einem Grundstück die zur 
Führung der Kaufpreissammlung und zur Be-
gutachtung notwendigen Unterlagen vorlegen. 
Der Eigentümer und der Besitzer des Grund-
stücks haben zu dulden, daß Grundstücke zur 
Auswertung von Kaufpreisen und zur Vorbe-
reitung von Gutachten betreten werden. Woh-
nungen dürfen nur mit Zustimmung der Woh-
nungsinhaber betreten werden. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

§ 196 
Bodenrichtwerte 

(1) Aufgrund der Kaufpreissammlung sind 
für jedes Gemeindegebiet durchschnittliche 
Lagewerte für den Boden unter Berücksichti-
gung des unterschiedlichen Entwicklungszu-
stands, mindestens jedoch für erschließungs-
beitragspflichtiges oder erschließungsbeitrags-
freies Bauland, zu ermitteln (Bodenrichtwer-
te). In bebauten Gebieten sind Bodenricht-
werte mit dem Wert zu ermitteln, der sich erge-
ben würde, wenn der Boden unbebaut wäre. 
Die Bodenrichtwerte sind, soweit nichts ande-
res bestimmt ist, jeweils zum Ende eines jeden 
Kalenderjahrs zu ermitteln. Für Zwecke der 
steuerlichen Einheitsbewertung des Grundbe-
sitzes sind Bodenrichtwerte zum jeweiligen 
Hauptfeststellungszeitpunkt zu ermitteln. Auf 
Antrag der für den Vollzug dieses Gesetzbuchs 
zuständigen Behörden sind Bodenrichtwerte 
für einzelne Gebiete bezogen auf einen abwei-
chenden Zeitpunkt zu ermitteln. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

§ 197 
unverändert 
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(2) Alle Gerichte und Behörden haben dem 
Gutachterausschuß Rechts- und Amtshilfe zu 
leisten. Das Finanzamt erteilt dem Gutachter-
ausschuß Auskünfte über Grundstücke, soweit 
dies zur Ermittlung von Ausgleichsbeträgen 
und Enteignungsentschädigungen erforderlich 
ist. 

§ 198 
Oberer Gutachterausschuß 

(1) Bei Bedarf können Obere Gutachteraus-
schüsse für den Bereich einer oder mehrerer 
höherer Verwaltungsbehörden gebildet wer-
den, auf die die Vorschriften über die Gut-
achterausschüsse entsprechend anzuwenden 
sind. 

(2) Der Obere Gutachterausschuß hat auf 
Antrag eines Gerichts ein Obergutachten zu 
erstatten, wenn schon das Gutachten eines 
Gutachterausschusses vorliegt. 

§ 199 
Ermächtigungen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung Vorschriften über die An-
wendung gleicher Grundsätze bei der Ermitt-
lung der Verkehrswerte und bei der Ableitung 
der für die Wertermittlung erforderlichen Da-
ten zu erlassen. 

(2) Die Landesregierungen werden ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung 

1. die Bildung und das Tätigwerden der Gut-
achterausschüsse und der Oberen Gutach-
terausschüsse, soweit in diesem Gesetzbuch 
nicht bereits geschehen, die Mitwirkung der 
Gutachter und deren Ausschluß im Einzel-
fall,  

2. die Aufgaben des Vorsitzenden, 

3. die Einrichtung und die Aufgaben der Ge-
schäftsstelle, 

4. die Führung und Auswertung der Kauf-
preissammlung, die Ermittlung der Boden-
richtwerte sowie die Veröffentlichung der 
Bodenrichtwerte und sonstiger Daten der 
Wertermittlung und die Erteilung von Aus-
künften aus der Kaufpreissammlung, 

5. die Übertragung weiterer Aufgaben auf den 
Gutachterausschuß und den Oberen Gutach-
terausschuß und 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

§ 198 
unverändert 

§ 199 
Ermächtigungen 

(1) unverändert 

(2) Die Landesregierungen werden ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. die Übermittlung von Daten der Flurberei-
nigungsbehörden zur Führung und Auswer-
tung der Kaufpreissammlung, 

6. die Übertragung weiterer Aufgaben auf den 
Gutachterausschuß und den Oberen Gutach-
terausschuß und 
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6. die Entschädigung der Mitglieder des Gut-
achterausschusses und des Oberen Gutach-

terausschusses 

zu regeln." 

98. Die Zwischenüberschrift vor dem bisherigen 
§ 145 wird gestrichen; nach dem neuen § 199 
werden folgende Zwischenüberschriften ange-
fügt: 

„Zweiter Teil 

Allgemeine Vorschriften; 
Zuständigkeiten; Verwaltungsverfahren; 

Wirksamkeitsvoraussetzungen 

Erster Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften". 

99. Der bisherige § 145 wird § 200. 

100. Der bisherige § 146 wird § 201 und wie folgt 
gefaßt: 

„§ 201 

Begriff der Landwirtschaft 

Landwirtschaft im Sinne dieses Gesetzbuchs 
ist insbesondere der Ackerbau, die Wiesen-
und Weidewirtschaft einschließlich Pensions-
tierhaltung auf überwiegend eigener Futter-
grundlage, die gartenbauliche Erzeugung, der 
Erwerbsobstbau, der Weinbau, die berufsmä-
ßige Imkerei und die berufsmäßige Binnenfi-
scherei." 

101. Nach dem neuen § 202 (Nr. 37) wird folgende 
Zwischenüberschrift angefügt: 

„Zweiter Abschnitt 

Zuständigkeiten". 

102. Der bisherige § 147 wird § 203; in Absatz 2 
Satz 1 wird „oder dem Städtebauförderungsge-
setz" gestrichen. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

7. die Entschädigung der Mitglieder des Gut-
achterausschusses und des Oberen Gutach-
terausschusses 

zu regeln." 

98. unverändert 

99. Der bisherige § 145 wird § 200 und wie folgt 
gefaßt: 

„§ 200 
Grundstücke; Rechte an Grundstücken 

(1) Die für Grundstücke geltenden Vor-
schriften dieses Gesetzbuchs sind entspre-
chend auch auf Grundstücksteile anzuwen-
den. 

(2) Die für das Eigentum an Grundstücken 
bestehenden Vorschriften sind, soweit dieses 
Gesetzbuch nichts anderes vorschreibt, ent-
sprechend auch auf grundstücksgleiche 
Rechte anzuwenden." 

100. unverändert 

101. unverändert 

102. Der bisherige § 147 wird § 203 und wie folgt 
geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Landesregierung oder die von ihr 
bestimmte Behörde kann im Einverneh-
men mit der Gemeinde durch Rechtsver- 



Drucksache 10/6166 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Entwurf 

103. Nach dem neuen § 203 wird folgender § 204 an-
gefügt: 

„§ 204 

Bauleitplanung benachbarter Gemeinden 
bei Gebietsänderungen und bei Bildung 

von Planungsverbänden 

Die Länder können Rechtsvorschriften er-
lassen über 

1. die Fortgeltung von Flächennutzungsplänen 
und die Fortführung von Verfahren zur Auf-
stellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhe-
bung von Bebauungsplänen aus Anlaß von 
Gebiets- oder Bestandsänderungen von Ge-
meinden oder von anderen Veränderungen 
der Zuständigkeit für die Aufstellung von 
Bauleitplänen; 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

ordnung bestimmen, daß die nach diesem 
Gesetzbuch der Gemeinde obliegenden 
Aufgaben auf eine andere Gebietskörper-
schaft übertragen werden oder auf einen 
Verband, an dessen Willensbildung die Ge-
meinde mitwirkt." 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird „Gesetz" durch „Ge-
setzbuch" ersetzt und „oder dem Städtebau-
förderungsgesetz" gestrichen. 

c) In Absatz 3 werden „Landesregierungen 
können" durch „Landesregierung kann" 
und „Gesetz den höheren Verwaltungsbe-
hörden" durch „Gesetzbuch der höheren 
Verwaltungsbehörde" ersetzt. 

d) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 an-
gefügt: 

„(4) Unterliegen die Planungsbereiche ge-
meinsamer Flächennutzungspläne (§ 204) 
.oder von Flächennutzungsplänen und Sat-
zungen eines Planungsverbands (§ 205) der 
Zuständigkeit verschiedener höherer Ver-
waltungsbehörden, ist die Oberste Landes-
behörde für die Entscheidung im Genehmi-
gungs-, Anzeige- und Zustimmungsverfah-
ren zuständig. Liegen die Geltungsbereiche 
in verschiedenen Ländern, entscheiden die 
Obersten Landesbehörden im gegenseitigen 
Einvernehmen." 

103. Nach dem neuen § 203 wird folgender § 204 an-
gefügt: 

„§ 204 

Gemeinsamer Flächennutzungsplan, Bauleit

-

planung bei Bildung von Planungsverbänden 
und bei Gebiets- oder Bestandsänderung 

(1) Benachbarte Gemeinden sollen einen ge-
meinsamen Flächennutzungsplan aufstellen, 
wenn ihre städtebauliche Entwicklung wesent-
lich durch gemeinsame Voraussetzungen und 
Bedürfnisse bestimmt wird oder ein gemeinsa-
mer Flächennutzungsplan einen gerechten 
Ausgleich der verschiedenen Belange ermög-
licht. Ein gemeinsamer Flächennutzungsplan 
soll insbesondere aufgestellt werden, wenn die 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung 
oder wenn Einrichtungen und Anlagen des öf-
fentlichen Verkehrs, sonstige Erschließungs-
anlagen sowie Gemeinbedarfs- oder sonstige 
Folgeeinrichtungen eine gemeinsame Planung 
erfordern. Der gemeinsame Flächennutzungs-
plan kann von den beteiligten Gemeinden nur 
gemeinsam aufgehoben, geändert oder ergänzt 
werden; die Gemeinden können vereinbaren, 
daß sich die Bindung nur auf bestimmte 
räumliche oder sachliche Teilbereiche er-
streckt. Ist eine gemeinsame Planung nur für 
räumliche oder sachliche Teilbereiche erfor-
derlich, genügt anstelle eines gemeinsamen 
Flächennutzungsplans eine Vereinbarung der 
beteiligten Gemeinden über bestimmte Dar-
stellungen in ihren Flächennutzungsplänen. 
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2. die Aufstellung eines gemeinsamen Flä-
chennutzungsplans benachbarter Gemein-
den, der erforderlich ist, wenn die städte-
bauliche Entwicklung benachbarter Ge-
meinden wesentlich durch gemeinsame Vor-
aussetzungen und Bedürfnisse bestimmt 
wird, ein gemeinsamer Flächennutzungs-
plan einen gerechten Ausgleich der ver-
schiedenen Belange ermöglicht oder die 
Verwirklichung der Ziele der Raumordnung 
und Landesplanung eine gemeinsame Flä-
chennutzungsplanung erfordern." 

104. Nach dem neuen § 204 wird folgender § 205 an-
gefügt: 

„§ 205 

Planungsverbände 

(1) Gemeinden und sonstige öffentliche Pla-
nungsträger können sich zu einem Planungs-
verband zusammenschließen, um durch ge-
meinsame zusammengefaßte Bauleitplanung 
den Ausgleich der verschiedenen Belange zu 
erreichen. Der Planungsverband tritt nach 
Maßgabe seiner Satzung für die Bauleitpla-
nung und ihre Durchführung an die Stelle der 
Gemeinden. 

(2) Kommt ein Zusammenschluß nach Ab-
satz 1 nicht zustande, so können die Beteilig-
ten auf Antrag eines Planungsträgers zu ei-
nem Planungsverband zusammengeschlossen 
werden, wenn dies aus Gründen des Wohls der 
Allgemeinheit, auch aus Gründen der Raum-
ordnung und Landesplanung, dringend gebo-
ten ist. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Sind die Voraussetzungen für eine gemein-
same Planung nach Satz 1 und 4 entfallen oder 
ist ihre Zweck erreicht, können die beteiligten 
Gemeinden den Flächennutzungsplan für ihr 
Gemeindegebiet ändern oder ergänzen; vor 
Einleitung des Bauleitplanverfahrens ist die 
Zustimmung der höheren Verwaltungsbe-
hörde erforderlich. 
(2) Werden Gemeinden in ihrem Gebiet oder 

Bestand geändert oder geht die Zuständigkeit 
zur Aufstellung von Flächennutzungsplänen 
auf Verbände oder sonstige kommunale Kör-
perschaften über, gelten unbeschadet abwei-
chender landesrechtlicher Regelungen beste-
hende Flächennutzungspläne fort. Dies gilt 
auch für räumliche und sachliche Teile der 
Flächennutzungspläne. Die Befugnis und die 
Pflicht der Gemeinde, eines Verbands oder 
einer sonstigen Körperschaft, fortgeltende 
Flächennutzungspläne aufzuheben oder für 
das neue Gemeindegebiet zu ergänzen oder 
durch einen neuen Flächennutzungsplan zu 
ersetzen, bleiben unberührt. 

(3) Verfahren zur Aufstellung, Änderung, 
Ergänzung oder Aufhebung von Bebauungs-
plänen können nach einer Gebiets- oder Be-
standsänderung in ihrem jeweiligen Stand 
fortgeführt werden. Satz 1 gilt entsprechend 
bei Bildung von Planungsverbänden und für 
Zusammenschlüsse nach § 205 Abs. 6. Die hö-
here Verwaltungsbehörde kann verlangen, daß 
bestimmte Verfahrensabschnitte wiederholt 
werden."  

104. Nach dem neuen § 204 wird folgender § 205 an-
gefügt: 

„§ 205 

Planungsverbände 

(1) unverändert 

(2) Kommt ein Zusammenschluß nach Ab-
satz 1 nicht zustande, können die Beteilig-
ten auf Antrag eines Planungsträgers zu ei-
nem Planungsverband zusammengeschlossen 
werden, wenn dies zum Wohl der Allgemein-
heit dringend geboten ist. Ist der Zusammen-
schluß aus Gründen der Raumordnung und 
Landesplanung geboten, kann den Antrag 
auch die für die Landesplanung nach Landes-
recht zuständige Stelle stellen. Über den An-
trag entscheidet die Landesregierung. Sind 
Planungsträger verschiedener Länder betei-
ligt, erfolgt der Zusammenschluß nach Verein-
barung zwischen den beteiligten Landesregie- 
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(3) Die Länder werden ermächtigt, Rechts-
vorschriften zu erlassen über 

1. das Verfahren zur Bildung von Zusammen-
schlüssen nach Absatz 2; 

2. die Auflösung der nach den Absätzen 1 und 
2 gebildeten Planungsverbände; 

3. über den Erlaß der Satzung des Planungs-
verbandes und den Plan, wenn unter den 
Mitgliedern keine Einigung zustande 
kommt; 

4. die Zuständigkeit des Planungsverbandes 
für bodenordnende Maßnahmen und für die 
Vorbereitung und Durchführung von Sanie-
rungen sowie die Befugnis des Planungsver-
bandes, die Enteignung nach den Vorschrif-
ten des Fünften Teils des Ersten Kapitels zu 
beantragen; 

5. die Behörden, die für die Genehmigung des 
Flächennutzungsplan und der Satzungen 
'des  Planungsverbandes zuständig oder de-
nen die Satzungen des Planungsverbandes 
anzuzeigen sind 

(4) Widerspricht die beteiligte Behörde des 
Bundes oder der bundesunmittelbaren Körper

-

schaft oder Anstalt einem Zusammenschluß 
nach Absatz 2, der Satzung oder dem Plan, er-
folgt der Zusammenschluß sowie der Erlaß der 
Satzung oder des Plans nach Vereinbarung 
zwischen der Bundesregierung und der Lan-
desregierung. 

(5) Ein Zusammenschluß nach dem Zweck

-

verbandsrecht oder durch besonderes Landes-
gesetz wird durch diese Vorschrift nicht ausge-
schlossen. 

(6) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind 
die Gemeinden, für deren Gebiet die in den 
Absätzen 1, 2 und 5 bezeichneten Verbände 
Bauleitpläne aufstellen, zu beteiligen. Das Nä-
here wird durch Landesrecht bestimmt." 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

rungen. Sollen der Bund oder eine bundesun-
mittelbare Körperschaft oder Anstalt an dem 
Planungsverband beteiligt werden, erfolgt der 
Zusammenschluß nach Vereinbarung zwi-
schen der Bundesregierung und der Landesre-
gierung, sofern die beteiligte Behörde des 
Bundes oder der bundesunmittelbaren Kör-
perschaft oder Anstalt dem Zusammenschluß 
durch die Landesregierung widerspricht. 
(3) Kommt eine Einigung über die Satzung 

oder über den Plan unter den Mitgliedern 
nicht zustande, stellt die zuständige Landesbe-
hörde eine Satzung oder einen Plan auf und 
legt sie dem Planungsverband zur Beschluß-
fassung vor. Einigen sich die Mitglieder über 
diese Satzung oder diesen Plan nicht, setzt die 
Landesregierung die Satzung oder den Plan. 
fest. Absatz 2 Satz 4 ist entsprechend anzu-
wenden. Ist der Bund oder eine bundesunmit-
telbare Körperschaft oder Anstalt an dem Pla-
nungsverband beteiligt, wird die Satzung oder 
der Plan nach Vereinbarung zwischen der 
Bundesregierung und der Landesregierung 
festgesetzt, sofern die beteiligte Behörde des 
Bundes oder der bundesunmittelbaren Kör-
perschaft oder Anstalt der Festsetzung durch 
die Landesregierung widerspricht. 

(4) Dem Planungsverband können nach 
Maßgabe der Satzung die Aufgaben der Ge-
meinde, die ihr nach diesem Gesetzbuch oblie-
gen, übertragen werden. 

(5) Der Planungsverband ist aufzulösen, 
wenn die Voraussetzungen für den Zusam-
menschluß entfallen sind oder der Zweck der 
gemeinsamen Planung erreicht ist. Kommt ein 
übereinstimmender Beschluß über die Auflö-
sung nicht zustande, ist unter den in Satz 1 
bezeichneten Voraussetzungen die Auflösung 
auf Antrag eines Mitglieds anzuordnen; im 
übrigen ist Absatz 2 entsprechend anzuwen-
den. Nach Auflösung des Planungsverbands 
gelten die von ihm aufgestellten Pläne als 
Bauleitpläne der einzelnen Gemeinden. 

(6) Ein Zusammenschluß nach dem Zweck

-

verbandsrecht oder durch besondere Landes-
gesetze wird durch diese Vorschriften nicht 
ausgeschlossen. 

(7) Wird die Befugnis zur Aufstellung von 
Bauleitplänen nach den Absätzen 1 bis 3 oder 
Absatz 6 übertragen, sind die Entwürfe der 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/6166 

Entwurf 

105. Der bisherige § 148 wird § 206. 

106. Nach dem neuen § 206 wird folgende Zwischen-
überschrift angefügt: 

„Dritter Abschnitt 
Verwaltungsverfahren". 

107. Der bisherige § 149 wird § 207. 

108. Der bisherige § 150 wird § 208 und wie folgt 
geändert: 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Absatz 2 wird einziger Absatz 
und wie folgt geändert: 

aa) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 
„Anordnungen zur Erforschung des 
Sachverhalts“. 

bb) Der Einleitungssatz des Satzes 1 wird 
wie folgt gefaßt: 
„Die Behörden können zur Erforschung 
des Sachverhalts auch anordnen, daß“. 

109. Der bisherige § 151 wird § 209. 

110. Der bisherige § 152 wird aufgehoben. 

111. Der bisherige § 153 wird § 210 und wie folgt 
geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) Absatz 3 wird Absatz 2 und wie folgt geän-
dert: 

aa) Satz 1 wird aufgehoben. 

bb) In Satz 2 wird „Sie" durch „Die nach 
§ 32 Abs. 4 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes zuständige Behörde" ersetzt. 

112. Der bisherige § 154 wird § 211. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Bauleitpläne mit Erläuterungsbericht oder 
Begründung vor der Beschlußfassung 
über  oder der Festsetzung nach Absatz 3 
Satz 2 oder 4 den Gemeinden, für deren Gebiet 
der Bauleitplan aufgestellt werden soll, zur 
Stellungnahme innerhalb angemessener Frist 
zuzuleiten. Auf die Behandlung der von den 
Gemeinden fristgemäß vorgebrachten Beden-
ken und Anregungen ist § 3 Abs. 2 Satz 4 und 6 
entsprechend anzuwenden." 

105. Der bisherige § 148 wird § 206; in Absatz 1 
Satz 2 wird „Gesetz" durch „Gesetzbuch" er-
setzt. 

106. unverändert 

107. Der bisherige § 149 wird § 207; in Satz 1 Nr. 3 
wird „Gesetzes" durch „Gesetzbuchs" ersetzt. 

108. Der bisherige § 150 wird § 208. 

109. Der bisherige § 151 wird § 209; in Absatz 1 Satz 
1 wird „Gesetz" durch „Gesetzbuch" ersetzt. 

Nummer 110 entfällt 

111. Der bisherige § 153 wird § 210; in Absatz 1 wird 
„Gesetzes" durch „Gesetzbuchs" ersetzt. 

112. Der bisherige § 154 wird § 211; „Gesetz" wird 
durch „Gesetzbuch" ersetzt. 
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113. Der bisherige § 155 wird § 212; Absatz 1, 1. 
Halbsatz wird wie folgt geändert: 

a) Nach „Fünften Teil" wird „des Ersten Kapi-
tels" eingefügt. 

b) „§ 157" wird durch „§ 217` ersetzt. 

114. Der bisherige § 156 wird § 213 und wie folgt 
geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 3 wird gestrichen. 

bb) Die Nummer 3a wird Nummer 3; vor 
„Gewässern" wird „sonstigen Pflanzen 
sowie" eingefügt. 

cc) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. eine bauliche Anlage im Geltungs-
bereich einer Erhaltungssatzung 
(§ 172 Abs. 1 Satz 1) ohne Genehmi-
gung abbricht oder ändert." 

b) In Absatz 2 wird ersetzt: 

aa) „Nr. 1 bis 3" durch „Nr. 1 und 2", 

bb) „Nr. 3 a" durch „Nr. 3". 

115. Nach dem neuen § 213 wird folgende Zwischen-
überschrift angefügt: 

„Vierter Abschnitt 

Wirksamkeitsvoraussetzungen". 

116. Der bisherige § 155b wird § 214 und wie folgt 
gefaßt: 

„§ 214 

Beachtlichkeit der Verletzung von 
Vorschriften über die Aufstellung des 

Flächennutzungsplans und der Satzungen 

(1) Eine Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften dieses Gesetzbuchs ist für 
die Rechtswirksamkeit der Flächennutzungs-
pläne und der Satzungen nach diesem Gesetz-
buch nur beachtlich, wenn 

1. die Vorschriften über die Beteiligung nach 
§ 3 Abs. 2 und 3, § 13, § 22 Abs. 9 und § 34 
Abs. 5 verletzt worden sind; dabei ist unbe-
achtlich, wenn bei Anwendung des § 3 Abs. 3 
Satz 2 oder des § 13 die Voraussetzungen für 
die Durchführung der Beteiligung nach die-
sen Vorschriften verkannt worden sind; 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

113. unverändert 

114. Der bisherige § 156 wird § 213 und wie folgt 
geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) unverändert 

bb) Die Nummer 3a wird Nummer 3; vor 
„Gewässern" wird „sonstigen Bepflan-
zungen sowie von" eingefügt. 

cc) unverändert 

b) unverändert 

115. unverändert 

116. Der bisherige § 155b wird § 214 und wie folgt 
gefaßt: 

„§ 214 

Beachtlichkeit der Verletzung von 
Vorschriften über die Aufstellung des 

Flächennutzungsplans und der Satzungen 

(1) Eine Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften dieses Gesetzbuchs ist für 
die Rechtswirksamkeit des Flächennutzungs-
plans und der Satzungen nach diesem Gesetz-
buch nur beachtlich, wenn 

1. die Vorschriften über die Beteiligung der 
Bürger und der Träger öffentlicher Belange 
nach § 3 Abs. 2 und 3, §§ 4, 13 Abs. 1 Satz 2 
und Abs. 2 Satz 2, § 22 Abs. 10 Satz 2 und § 34 
Abs. 5 Satz 1 verletzt worden sind; dabei ist 
unbeachtlich, wenn bei Anwendung der Vor-
schriften einzelne berührte Träger öffentli-
cher Belange nicht beteiligt oder bei An-
wendung des § 3 Abs. 3 Satz 2 oder des § 13 
die Voraussetzungen für die Durchführung 
der Beteiligung nach diesen Vorschriften 
verkannt worden sind; 

2. die Vorschriften über den Erläuterungsbe-
richt und die Begründung des Flächennut-
zungsplans und der Satzungen sowie ihrer 
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2. ein Beschluß der Gemeinde über den Flä-
chennutzungsplan oder die Satzung nicht 
gefaßt, eine Genehmigung nicht erteilt oder 
das Anzeigeverfahren nicht durchgeführt 
oder der mit der Bekanntmachung des Flä-
chennutzungsplans oder der Satzung ver-
folgte Hinweiszweck nicht erreicht worden 
ist. 

(2) Für die Rechtswirksamkeit der Bauleit-
pläne ist auch eine Verletzung der nachstehen-
den Vorschriften unbeachtlich: 

1. § 8 Abs. 2 bis 4 über das Verhältnis des Be-
bauungsplans zum Flächennutzungsplan, 
wenn der Bebauungsplan die geordnete 
städtebauliche Entwicklung der Gemeinde 
nicht beeinträchtigt; 

2. § 3 Abs. 2, § 5 Abs. 5 und § 9 Abs. 8 über den 
Erläuterungsbericht und die Begründung 
der Bauleitpläne und ihrer Entwürfe, wenn 
der Erläuterungsbericht oder die Begrün-
dung unvollständig ist. 

Ist der Erläuterungsbericht oder die Begrün-
dung in den für die Abwägung wesentlichen 
Beziehungen unvollständig, hat die Gemeinde 
auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein 
berechtigtes Interesse dargelegt wird. 

(3) Für die Abwägung ist die Sach- und 
Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlußfassung 
über den Bauleitplan maßgebend. Mängel im 
Abwägungsvorgang sind nur erheblich, wenn 
sie offensichtlich und auf das Abwägungser-
gebnis von Einfluß gewesen sind." 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Entwürfe nach § 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 
Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 
Abs. 11 verletzt worden sind; dabei ist unbe-
achtlich, wenn der Erläuterungsbericht oder 
die Begründung des Flächennutzungsplans 
oder der Satzungen oder ihrer Entwürfe un-
vollständig ist; 

3. ein Beschluß der Gemeinde über den Flä-
chennutzungsplan oder die Satzung nicht 
gefaßt, eine Genehmigung nicht erteilt, das 
Anzeigeverfahren nicht durchgeführt, die 
Satzung unter Verstoß gegen § 11 Abs. 3 
Satz 2 in Kraft gesetzt oder der mit der Be-
kanntmachung des Flächennutzungsplans 
oder der Satzung verfolgte Hinweiszweck 
nicht erreicht worden ist. 

Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 der 
Erläuterungsbericht oder die Begründung in 
den für die Abwägung wesentlichen Beziehun-
gen unvollständig ist, hat die Gemeinde auf 
Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein be-
rechtigtes Interesse dargelegt wird. 

(2) Für die Rechtswirksamkeit der Bauleit-
pläne ist auch eine Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans zum 
Flächennutzungsplan nach § 8 Abs. 2 bis 4 un-
beachtlich, wenn 

1. die Anforderungen an die Aufstellung eines 
selbständigen Bebauungsplans (§ 8 Abs. 2 
Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichne-
ten dringenden Gründe für die Aufstellung 
eines vorzeitigen Bebauungsplans nicht 
richtig beurteilt worden sind; 

2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwik-
kelns des Bebauungsplans aus dem Flä-
chennutzungsplan verletzt worden ist, ohne 
daß hierbei die sich aus dem Flächennut-
zungsplan ergebende geordnete städtebau-
liche Entwicklung beeinträchtigt worden 
ist; 

3. der Bebauungsplan aus einem Flächennut-
zungsplan entwickelt worden ist, dessen 
Unwirksamkeit wegen Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften einschließ-
lich des § 6 sich nach Bekanntmachung des 
Bebauungsplans herausstellt; 

4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 ver-
stoßen worden ist, ohne daß die geordnete 
städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt 
worden ist. 

(3) Für die Abwägung ist die Sach- und 
Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlußfassung 
über den Bauleitplan maßgebend. Mängel im 
Abwägungsvorgang sind nur erheblich, wenn 
sie offensichtlich und auf das Abwägungser-
gebnis von Einfluß gewesen sind." 
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117. Der bisherige § 155a wird § 215 und wie folgt 
gefaßt: 

„§ 215 

Frist für die Geltendmachung der 
Verletzung von Verfahrens- 

und Formvorschriften, 
Behebung von Fehlern 

(1) Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Nr. 1 
Halbsatz 1 bezeichneten Vorschriften ist unbe-
achtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb 
eines Jahres seit Bekanntmachung des Flä-
chennutzungsplans oder der Satzung gegen-
über der Gemeinde geltend gemacht worden 
ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begrün-
den soll, ist darzulegen. 

(2) Bei Inkraftsetzung des Flächennutzungs-
plans und der Satzung ist auf die Vorausset-
zungen für die Geltendmachung der Verlet-
zung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
und die Rechtsfolgen (Absatz 1) hinzuweisen. 

(3) Die Gemeinde kann einen Fehler, der 
sich aus der Verletzung der in § 214 Abs. 1 be-
zeichneten Vorschriften ergibt, oder einen son-
stigen Verfahrens- oder Formfehler nach Lan-
desrecht beheben. Dabei kann die Gemeinde 
den Flächennutzungsplan oder die Satzung 
durch Wiederholung des Verfahrens, das dem 
Verfahren, dessen Fehler behoben wird, bis zur 
Bekanntmachung nachfolgt, in Kraft setzen. 
Der Flächennutzungsplan oder die Satzung 
können auch mit Rückwirkung erneut in Kraft 
gesetzt werden."  

118. Der bisherige § 155c wird § 216 und wie folgt 
gefaßt: 

„§ 216 

Aufgaben im Genehmigungs- und 
Anzeigeverfahren 

Die Verpflichtung der für das Genehmi-
gungs- und Anzeigeverfahren zuständigen Be-
hörde, die Einhaltung der Vorschriften zu prü-
fen, deren Verletzung sich nach den §§ 214 und 
215 auf die Rechtswirksamkeit eines Flächen-
nutzungsplans oder einer Satzung nicht aus-
wirkt, bleibt unberührt." 

119. Die Zwischenüberschrift vor dem bisherigen 
§ 157 wird gestrichen; nach dem neuen § 216 
wird folgende Zwischenüberschrift angefügt: 

„Dritter Teil 
Verfahren vor den Kammern (Senaten) für 

Baulandsachen". 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

117. Der bisherige § 155a wird § 215 und wie folgt 
gefaßt: 

„§ 215 

Frist für die Geltendmachung der Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften sowie 
von Mängeln der Abwägung, Behebung von 

Fehlern 

(1) Unbeachtlich sind 

1. eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 bezeichneten Verfahrens- und Form-
vorschriften und 

2. Mängel der Abwägung, 

wenn sie nicht in Fällen der Nummer 1 inner-
halb eines Jahres, in Fällen der Nummer 2 
innerhalb von sieben Jahren seit Bekanntma-
chung des Flächennutzungsplans oder der Sat-
zung schriftlich gegenüber der Gemeinde gel-
tend gemacht worden sind; der Sachverhalt, 
der die Verletzung oder den Mangel begrün-
den soll, ist darzulegen. 

(2) Bei Inkraftsetzung des Flächennutzungs-
plans und der Satzung ist auf die Vorausset-
zungen für die Geltendmachung der Verlet-
zung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
und von Mängeln der Abwägung sowie die 
Rechtsfolgen (Absatz 1) hinzuweisen. 

(3) Die Gemeinde kann einen Fehler, der 
sich aus der Verletzung der in § 214 Abs. 1 be-
zeichneten Vorschriften ergibt, oder einen son-
stigen Verfahrens- oder Formfehler nach Lan-
desrecht beheben; dabei kann die Gemeinde 
den Flächennutzungsplan oder die Satzung 
durch Wiederholung des nachfolgenden Ver-
fahrens in Kraft setzen. Der Flächennutzungs-
plan und die Satzung können auch mit Rück-
wirkung erneut in Kraft gesetzt werden."  

118. unverändert 

119. unverändert 
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120. Der bisherige § 157 wird § 217 und wie folgt 
geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird „Fünften Teil sowie nach 
den §§ 28, 28a, 39 j bis 44 c, 122 a und 
122 b, 126 Abs. 2, § 151 Abs. 2 oder § 153 
Abs. 3 Satz 2" durch „Fünften Teil des 
Ersten Kapitels sowie nach § 28 Abs. 3 
und 6, §§ 39 bis 44, § 126 Abs. 2, § 147 
Abs. 2, § 181, § 209 Abs. 2 oder § 210 
Abs. 2" ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird nach „Fünften Teils" und 
„Fünften Teil" jeweils „des Ersten Kapi-
tels" eingefügt und „§ 144 f" durch 
„§ 190" ersetzt. 

cc) Nach Satz 2 wird folgender Satz einge-
fügt: 
„In Rechtsstreitigkeiten nach Absatz 1 
kann unabhängig von der Möglichkeit 
der Anfechtung ein Antrag auf gericht-
liche Entscheidung auch gestellt wer-
den, wenn der Rechtsstreit eine Ver-
pflichtung, Leistung oder Feststellung 
zum Gegenstand hat." 

b) In Absatz 2 Satz 3 wird „§ 155" durch 
„§ 212" ersetzt. 

121. Der bisherige § 158 wird § 218; in Absatz 1 
Satz 1 wird „§ 157 Abs. 2" durch „§ 217 Abs. 2" 
ersetzt. 

122. Die bisherigen §§ 159 und 160 werden §§ 219 
und 220. 

123. Der bisherige § 161 wird § 221; in Absatz 1 
Satz 1 werden „§§ 157 bis 171" durch „§§ 217 bis 
231" ersetzt. 

124. Der bisherige § 162 wird § 222; in Absatz 4 
Satz 2 werden jeweils „§ 159 Abs. 2" durch 
„§ 219 Abs. 2" ersetzt. 

125. Die bisherigen §§ 163 bis 168 werden §§ 223 bis 
228. 

126. Der bisherige § 169 wird § 229; in Absatz 1 
Satz 2 wird „§ 160 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2" durch 
„§ 220 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2" ersetzt. 

127. Die bisherigen §§ 170 und 171 werden §§ 230 
und 231. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

120. Der bisherige § 157 wird § 217 und wie folgt 
geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird „Fünften Teil sowie nach 
den §§ 28, 28 a, 39 j bis 44 c, 122 a und 
122 b, 126 Abs. 2, § 151 Abs. 2 oder § 153 
Abs. 3 Satz 2" durch „Fünften Teil des 
Ersten Kapitels sowie nach § 28 Abs. 3 
und 6, §§ 39 bis 44, § 126 Abs. 2, § 150 
Abs. 2, § 181, § 209 Abs. 2 oder § 210 
Abs. 2" ersetzt. 

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Satz 1 ist auch anzuwenden auf an-
dere Verwaltungsakte aufgrund dieses 
Gesetzbuchs, für die die Anwendung 
des Zweiten Abschnitts des Fünften 
Teils des Ersten Kapitels vorgeschrie-
ben ist oder die in einem Verfahren 
nach dem Vierten oder Fünften Teil des 
Ersten Kapitels erlassen werden, sowie 
auf Streitigkeiten über die Höhe der 
Geldentschädigung nach § 190 in Ver-
bindung mit § 88 Nr. 7 und § 89 Abs. 2 
des Flurbereinigungsgesetzes." 

cc) Nach Satz 2 wird folgender Satz einge-
fügt: 
„Mit dem Antrag auf gerichtliche Ent-
scheidung kann auch die Verurteilung 
zum Erlaß eines Verwaltungsakts oder 
zu einer sonstigen Leistung sowie eine 
Feststellung begehrt  werden."  

b) unverändert 

121. unverändert 

122. unverändert 

123. unverändert 

124. unverändert 

125. unverändert 

126. unverändert 

127. unverändert 
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128. Der bisherige § 171 a wird § 232; es werden 
„hierauf gestützte" gestrichen und „Neunten" 
durch „Dritten" ersetzt. 

129. Der Elfte Teil (Überleitungs- und Schlußvor-
schriften, §§ 173 bis 189) wird gestrichen. 

130. Nach dem neuen § 232 wird angefügt: 

„Viertes Kapitel 

Überleitungs- und Schlußvorschriften 

Erster Teil 

Überleitungsvorschriften 
zum Baugesetzbuch 

§ 233 

Überleitungsvorschriften 
für die Bauleitplanung 

(1) Ist der Entwurf des Bauleitplans vor dem 
(Tag nach der Verkündung des Gesetzes) nach 
§ 2 a Abs. 6 des Bundesbaugesetzes öffentlich 
ausgelegt worden, sind auf ihn die Vorschriften 
des § 1 des Bundesbaugesetzes über die Grund-
sätze der Bauleitplanung und der §§ 5, 9, 9 a 
und 13a Abs. 1 des Bundesbaugesetzes über 
den Inhalt des Flächennutzungsplans und des 
Bebauungsplans weiter anzuwenden; nicht an-
zuwenden sind die Vorschriften über die öf-
fentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2. 

(2) Hat vor dem (Tag nach der Verkündung 
des Gesetzes) die Beteiligung der Bürger nach 
§ 2 a Abs. 2 bis 4 des Bundesbaugesetzes begon-
nen, richtet sie sich auch weiterhin nach die-
sen Vorschriften. Hat vor dem (Tag nach der 
Verkündung des Gesetzes) die Beteiligung 
nach § 2 a Abs. 7 des Bundesbaugesetzes be-
gonnen, ist diese Vorschrift auch weiterhin auf 
sie anzuwenden. 

(3) Hat die Gemeinde die vereinfachte Ände-
rung oder Ergänzung eines Bebauungsplans 
vor dem (Tag nach der Verkündung des Geset-
zes) beschlossen, ist § 13 des Bundesbaugeset-
zes weiter anzuwenden. 

(4) Hat die Gemeinde den Antrag auf Ertei-
lung der Genehmigung eines Bauleitplans vor 
dem (Tag nach der Verkündung des Gesetzes) 
gestellt, sind § 6, § 8 Abs. 3 Satz 2 und § 11 nicht 
anzuwenden. Hat die öffentliche Auslegung 
nach § 12 des Bundesbaugesetzes vor dem (Tag 
nach der Verkündung des Gesetzes) begonnen, 
ist § 12 nicht anzuwenden. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

128. unverändert 

129. unverändert 

130. Nach dem neuen § 232 wird angefügt: 

„Viertes Kapitel 

Überleitungs- und Schlußvorschriften 

Erster Teil 

Überleitungsvorschriften 
zum Baugesetzbuch 

§ 233 

Überleitungsvorschriften 
für die Bauleitplanung 

(1) Ist vor dem 1. Juli 1987 mit der Beteili-
gung der Träger öffentlicher Belange nach § 2 
Abs. 5 des Bundesbaugesetzes begonnen oder 
der Entwurf des Bauleitplans nach § 2 a Abs. 6 
des Bundesbaugesetzes öffentlich ausgelegt 
worden, sind auf ihn die Vorschriften der §§ 1, 2 
Abs. 4, §§ 5, 9, 9 a und 13 a Abs. 1 des Bundes-
baugesetzes weiter anzuwenden. 

(2) Ist vor dem 1. Juli 1987 mit der Beteili-
gung der Träger öffentlicher Belange nach § 2 
Abs. 5 des Bundesbaugesetzes begonnen wor-
den, ist diese Vorschrift weiter anzuwenden. 
Ist vor dem 1. Juli 1987 mit der Beteiligung der 
Bürger nach § 2 a Abs. 2 bis 4 des Bundesbau-
gesetzes begonnen worden, sind diese Vor-
schriften weiter anzuwenden. Ist vor dem 
1. Juli 1987 der Entwurf des Bauleitplans nach 
§ 2 a Abs. 6 des Bundesbaugesetzes öffentlich 
ausgelegt worden, ist diese Vorschrift weiter 
anzuwenden. Ist vor dem 1. Juli 1987 mit der 
Beteiligung nach § 2 a Abs. 7 des Bundesbauge-
setzes begonnen worden, ist diese Vorschrift 
weiter anzuwenden. 

(3) Ist die vereinfachte Änderung oder Er-
gänzung eines Bebauungsplans vor dem 1. Juli 
1987 eingeleitet worden, ist § 13 des Bundes-
baugesetzes weiter anzuwenden. 

(4) Ist die Genehmigung eines Bauleitplans 
vor dem 1. Juli 1987 beantragt worden, sind die 
§§ 6, 8 Abs. 3, §§ 11 und 12 des Bundesbaugeset-
zes weiter anzuwenden. 
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(5) Das Recht der Gemeinde, das Bauleit-
planverfahren erneut einzuleiten, bleibt unbe-
rührt. In den Fällen des Absatzes 2 kann die 
Gemeinde das jeweilige Verfahren nach den 
Vorschriften dieses Gesetzbuchs erneut durch-
führen. 

§ 234 

Überleitungsvorschrift 
für den Bodenverkehr 

Ist eine Genehmigung nach § 21 Abs. 2 des 
Bundesbaugesetzes vor dem 1. August 1979 
versagt worden, ist § 21 Abs. 3 des Bundesbau-
gesetzes in der bis zum 31. Juli 1979 geltenden 
Fassung weiter anzuwenden. 

§ 235 

Überleitungsvorschriften 
für das Vorkaufsrecht 

(1) Bei Verkaufsfällen aus der Zeit vor dem 
(Tag nach der Verkündung des Gesetzes) sind 
auf das Vorkaufsrecht die bisher geltenden 
Vorschriften des Bundesbaugesetzes und des 
Städtebauförderungsgesetzes weiter anzuwen-
den. 

(2)Satzungen, die aufgrund von § 25 des Bun-
desbaugesetzes erlassen worden sind, gelten 
als Satzungen nach § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 wei-
ter. 

(3) Bei Verkaufsfällen aus der Zeit vor dem 
1. Januar 1977 kann sich die Gemeinde gegen-
über demjenigen, der nach dem 1. Januar 1977 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

(5) unverändert 

§ 234 

Überleitungsvorschriften für Veränderungs

-

sperren und für den Bodenverkehr 

(1) Ist vor dem 1. Juli 1987 eine Verände-
rungssperre bekanntgemacht worden, kann 
die Gemeinde durch Änderung der Verände-
rungssperre die Anwendung des § 14 Abs. 1 be-
schließen. 

(2) Ist die Genehmigung einer Verände-
rungssperre vor dem 1. Juli 1987 beantragt 
worden, ist § 16 des Bundesbaugesetzes über 
die Genehmigung und die Bekanntmachung 
weiter anzuwenden. Ist die Zustimmung nach 
§ 17 Abs. 1 Satz 3 des Bundesbaugesetzes vor 
dem 1. Juli 1987 beantragt worden, ist diese 
Vorschrift weiter anzuwenden. 

(3) Ist eine Genehmigung nach § 21 Abs. 2 
des Bundesbaugesetzes vor dem 1. August 1979 
versagt worden, ist § 21 Abs. 3 des Bundesbau-
gesetzes in der bis zum 31. Juli 1979 geltenden 
Fassung weiter anzuwenden. 

§ 235 

Oberleitungsvorschriften 
für das Vorkaufsrecht 

(1) Bei Verkaufsfällen aus der Zeit vor dem 
1. Juli 1987 sind auf das Vorkaufsrecht die bis-
her geltenden Vorschriften des Bundesbauge-
setzes und des Städtebauförderungsgesetzes 
weiter anzuwenden. 

(2) § 24 Abs. 1 Nr. 3 ist auch in Sanierungsge-
bieten anzuwenden, die vor dem 1. Juli 1987 im 
vereinfachten Verfahren (§ 5 Abs. 1 Satz 4 des 
Städtebauförderungsgesetzes) förmlich festge-
legt worden sind. Satz 1 ist nicht anzuwenden 
bei Verkaufsfällen aus der Zeit vor dem 1. Juli 
1987. 

(3) Hat die Gemeinde die Genehmigung ei-
ner Satzung nach § 25 des Bundesbaugesetzes 
vor dem 1. Juli 1987 beantragt, ist § 25 Abs. 2 
des Bundesbaugesetzes über die Genehmi-
gung und die Bekanntmachung weiter anzu-
wenden. Satzungen, die aufgrund von § 25 des 
Bundesbaugesetzes erlassen worden sind, gel-
ten als Satzungen nach § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
weiter. 

(4) Bei Verkaufsfällen aus der Zeit vor dem 
1. Januar 1977 kann sich die Gemeinde gegen-
über demjenigen, der nach dem 31. Dezember 
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ein Recht an einem Grundstück oder ein Recht 
an einem solchen Recht erworben hat, auf das 
Vorkaufsrecht nur berufen, wenn .dem Erwer-
ber das Vorkaufsrecht bekannt war. Auf den 
Zeitpunkt der Kenntnis ist § 892 Abs. 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend anzu-
wenden. 

§ 236 

Überleitungsvorschriften 
für die Regelung der baulichen 

und sonstigen Nutzung 

Ist vor dem (Tag nach der Verkündung des 
Gesetzes) über die Zulässigkeit eines Vorha-
bens entschieden worden und ist die Entschei-
dung noch nicht unanfechtbar geworden, sind 
die Vorschriften über Ausnahmen und Befrei-
ungen (§ 31), über die Zulässigkeit von Vorha-
ben während der Planaufstellung (§ 33), über 
die Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der 
im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§ 34) 
und über das Bauen im Außenbereich (§ 35) 
anzuwenden. 

§ 237 

Überleitungsvorschriften . 
für das Nutzungsgebot und 

die Erhaltung baulicher Anlagen 

(1) Wird ein Nutzungsgebot vor dem (Tag 
nach der Verkündung des Gesetzes) angeord-
net, ist auf das Übernahmeverlangen des Ei-
gentümers § 39 c des Bundesbaugesetzes wei-
ter anzuwenden. 

(2) Im Geltungsbereich einer Satzung nach 
§ 39 h des Bundesbaugesetzes bedürfen die 
Nutzungsänderung (§ 172 Abs. 1 Satz 1) und die 
Errichtung baulicher Anlagen (§ 172 Abs. 1 
Satz 2) der Genehmigung, wenn die Gemeinde 
dies durch Änderung der Satzung beschließt. 

(3) Hat die Gemeinde die Genehmigung ei-
ner Erhaltungssatzung vor dem (Tag nach der 
Verkündung des Gesetzes) beantragt, ist § 39 h 
des Bundesbaugesetzes weiter anzuwenden. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

1976 ein Recht an einem Grundstück oder ein 
Recht an einem solchen Recht erworben hat, 
auf das Vorkaufsrecht nur berufen, wenn dem 
Erwerber das Vorkaufsrecht bekannt war. Auf 
den Zeitpunkt der Kenntnis ist § 892 Abs. 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend anzu-
wenden. 

§ 236 

Überleitungsvorschriften für die Regelung 
der baulichen und sonstigen Nutzung 

(1) Ist vor dem 1. Juli 1987 über die Zulässig-
keit eines Vorhabens entschieden worden und 
ist die Entscheidung noch nicht unanfechtbar 
geworden, sind die §§ 29, 31, 33 bis 37 anzu-
wenden. 

(2) Ist die Genehmigung einer Satzung nach 
§ 34 Abs. 2 oder 2 a des Bundesbaugesetzes vor 
dem 1. Juli 1987 beantragt worden, sind diese 
Vorschriften weiter anzuwenden. 

(3) Auf die Zulässigkeit von Vorhaben in Ge-
bieten nach § 34 Abs. 2 und 2 a des Bundesbau-
gesetzes ist § 34 Abs. 1 bis 3 anzuwenden. 

§ 237 

Überleitungsvorschriften für das Baugebot, 
das Nutzungsgebot und die 
Erhaltung baulicher Anlagen 

(1) Ist die Enteignung eines Grundstücks 
von der Gemeinde zugunsten eines Bauwilli-
gen gemäß § 39b Abs. 4 des Bundesbaugeset-
zes vor dem 1. Juli 1987 beantragt worden, ist 
die Enteignung nur zulässig, wenn sich der 
Bauwillige bis zum Schluß der mündlichen 
Verhandlung (§ 108) verpflichtet, die Baumaß-
nahmen innerhalb angemessener Frist durch-
zuführen. 

(2) Ist ein Nutzungsgebot vor dem 1. Juli 
1987 angeordnet worden, ist auf das Übernah-
meverlangen des Eigentümers § 39c des Bun-
desbaugesetzes weiter anzuwenden. 

(3) Hat die Gemeinde die Genehmigung ei-
ner Erhaltungssatzung vor dem 1. Juli 1987 be-
antragt, ist § 39 h Abs. 1 Satz 3 des Bundesbau-
gesetzes über die Genehmigung und die Be-
kanntmachung weiter anzuwenden. 
(4) Im Geltungsbereich einer Satzung nach 

§ 39 h des Bundesbaugesetzes bedürfen die 
Nutzungsänderung (§ 172 Abs. 1 Satz 1) und 
die Errichtung baulicher Anlagen (§ 172 Abs. 1 
Satz 2) der Genehmigung, wenn die Gemeinde 
dies durch Änderung der Satzung beschließt. 
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(4) Auf einen vor dem (Tag nach der Verkün-
dung des Gesetzes) gestellten Antrag auf Ertei-
lung der Genehmigung eines Vorhabens ist 
§ 39 h des Bundesbaugesetzes weiter anzuwen-
den. 

§ 238 

Überleitungsvorschrift 
für Entschädigungen 

Wurde durch die Änderung des § 34 des Bun-
desbaugesetzes durch das Gesetz zur Ände-
rung des Bundesbaugesetzes vom 18. August 
1976 die bis dahin zulässige Nutzung eines 
Grundstücks aufgehoben oder wesentlich ge-
ändert, ist eine Entschädigung in entsprechen-
der Anwendung der §§ 42, 43 Abs. 1, 2, 4 und 5, 
§§ 44 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 und 4 zu gewähren; 
dies gilt nicht, soweit in dem Zeitpunkt, in dem 
nach § 44 Abs. 3 bis 5 Entschädigung verlangt 
werden kann, eine entsprechende Aufhebung 
oder Änderung der zulässigen Nutzung auch 
nach § 34 des Bundesbaugesetzes in der bis 
zum 31. Dezember 1976 geltenden Fassung 
hätte eintreten können, ohne daß die Aufhe-
bung oder Änderung nach § 44 des Bundesbau-
gesetzes in der bis zum 31. Dezember 1976 gel-
tenden Fassung zu entschädigen gewesen 
wäre. 

§ 239 

Überleitungsvorschriften 
für die Bodenordnung 

(1) Ist die Umlegungskarte vor dem (Tag 
nach der Verkündung des Gesetzes) ausgelegt 
worden (§ 69 Abs. 1 des Bundesbaugesetzes), 
sind die §§ 53, 55, 58 Abs. 2, § 59 Abs. 2, § 61 
Abs. 1, §§ 63, 64 und 68 des Bundesbaugesetzes 
weiter anzuwenden. Ist vor dem (Tag nach der 
Verkündung des Gesetzes) eine Vorwegrege-
lung nach § 76 des Bundesbaugesetzes getrof-
fen worden, ist § 55 des Bundesbaugesetzes 
weiter anzuwenden. 

(2) § 57 Satz 4 und § 58 Abs. 1 Satz 1 sind auch 
anzuwenden, wenn die Umlegungsstelle vor 
dem (Tag nach der Verkündung des Gesetzes) 
den Umlegungsplan durch Beschluß aufgestellt 
(§ 66 Abs. 1 des Bundesbaugesetzes) oder eine 
Vorwegregelung getroffen hat (§ 76 des Bun-
desbaugesetzes) und die Grundstücke dabei er-
kennbar in bezug auf die Flächen nach § 55 
Abs. 2 des Bundesbaugesetzes erschließungs-
beitragspflichtig zugeteilt worden sind. 

(3) Hat die Gemeinde den Beschluß über die 
Grenzregelung vor dem (Tag nach der Verkün-
dung des Gesetzes) gefaßt (§ 82 des Bundesbau-
gesetzes), sind die §§ 80 bis 83 des Bundesbau-
gesetzes weiter anzuwenden. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

(5) Ist die Genehmigung für den Abbruch, 
den Umbau oder die Änderung einer bauli-
chen Anlage vor dem 1. Juli 1987 beantragt 
worden, ist § 39 h des Bundesbaugesetzes wei-
ter anzuwenden. 

§ 238 

Überleitungsvorschrift 
für Entschädigungen 

Wurde durch die Änderung des § 34 des Bun-
desbaugesetzes durch das Gesetz zur Ände-
rung des Bundesbaugesetzes vom 18. August 
1976 die bis dahin zulässige Nutzung eines 
Grundstücks aufgehoben oder wesentlich ge-
ändert, ist eine Entschädigung in entsprechen-
der Anwendung der §§ 42, 43 Abs. 1, 2, 4 und 5, 
§ 44 Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 und 4 zu gewähren; 
dies gilt nicht, soweit in dem Zeitpunkt, in dem 
nach § 44 Abs. 3 bis 5 Entschädigung verlangt 
werden kann, eine entsprechende Aufhebung 
oder Änderung der zulässigen Nutzung auch 
nach § 34 des Bundesbaugesetzes in der bis 
zum 31. Dezember 1976 geltenden Fassung 
hätte eintreten können, ohne daß die Aufhe-
bung oder Änderung nach § 44 des Bundesbau-
gesetzes in der bis zum 31. Dezember 1976 gel-
tenden Fassung zu entschädigen gewesen 
wäre. 

§ 239 

Überleitungsvorschriften 
für die Bodenordnung 

(1) Ist die Umlegungskarte vor dem 1. Juli 
1987 ausgelegt worden, (§ 69 Abs. 1 des Bundes-
baugesetzes), sind die §§ 53, 55, 58 Abs. 2, § 59 
Abs. 2, § 61 Abs. 1, §§ 63, 64 und 68 bis 70 des 
Bundesbaugesetzes weiter anzuwenden. Ist vor 
dem 1. Juli 1987 eine Vorwegregelung nach § 76 
des Bundesbaugesetzes getroffen worden, ist 
§ 55 des Bundesbaugesetzes weiter anzuwen-
den. 

(2) § 57 Satz 4 und § 58 Abs. 1 Satz 1 sind auch 
anzuwenden, wenn die Umlegungsstelle vor 
dem 1. Juli 1987 den Umlegungsplan durch Be-
schluß aufgestellt (§ 66 Abs. 1 des Bundesbau-
gesetzes) oder eine Vorwegregelung getroffen 
hat (§ 76 des Bundesbaugesetzes) und die 
Grundstücke dabei erkennbar in bezug auf die 
Flächen nach § 55 Abs. 2 des Bundesbauge-
setzes erschließungsbeitragspflichtig zugeteilt 
worden sind. 

(3) Hat die Gemeinde den Beschluß über die 
Grenzregelung vor dem 1. Juli 1987 gefaßt (§ 82 
des Bundesbaugesetzes), sind die §§ 80 bis 84 
des Bundesbaugesetzes weiter anzuwenden. 
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§ 240 

Überleitungsvorschrift 
für die Veräußerungspflicht 

der Gemeinde 

Für Grundstücke, die die Gemeinde vor dem 
(Tag nach der Verkündung des Gesetzes) er-
worben hat, verbleibt es weiter bei der Veräu-
ßerungspflicht nach den §§ 26 und 89 des Bun-
desbaugesetzes und § 25 des Städtebauförde-
rungsgesetzes. Satz 1 ist entsprechend anzu-
wenden, wenn die Gemeinde nach dem (Tag 
nach der Verkündung des Gesetzes) ein Grund-
stück nach Maßgabe des § 235 Abs. 1 erworben 
hat. 

§ 241 

Überleitungsvorschriften 
für den Härteausgleich 

Hat ein Eigentümer vor dem (Tag nach der 
Verkündung des Gesetzes) unter den in § 85 
Abs. 2 Nr. 1 des Städtebauförderungsgesetzes 
bezeichneten Voraussetzungen ein Grund-
stück verloren oder übereignet, ist auf einen 
Antrag auf Gewährung von Härteausgleich 
§ 85 des Städtebauförderungsgesetzes weiter 
anzuwenden. Satz 1 ist entsprechend auf die 
Fälle des § 85 Abs. 2 Nr. 2 des Städtebauförde-
rungsgesetzes anzuwenden. 

§ 242 

Überleitungsvorschriften für die Erschließung 

(1) Für vorhandene Erschließungsanlagen, 
für die eine Beitragspflicht aufgrund der bis 
zum 29. Juni 1961 geltenden Vorschriften nicht 
entstehen konnte, kann auch nach diesem Ge-
setzbuch kein Beitrag erhoben werden. 

(2) Soweit am 29. Juni 1961 zur Erfüllung von 
Anliegerbeitragspflichten langfristige Ver-
träge oder sonstige Vereinbarungen, insbeson-
dere über das Ansammeln von Mitteln für den 
Straßenbau in Straßenbaukassen oder auf 
Sonderkonten bestanden, können die Länder 
ihre Abwicklung durch Gesetz regeln. 

(3) § 125 Abs. 2 ist auch auf Bebauungspläne 
anzuwenden, die vor dem (Tag nach der Ver-
kündung des Gesetzes) in Kraft getreten sind. 

(4) § 127 Abs. 2 Nr. 2 und § 131 Abs. 1 sind 
auch auf Wohnwege anzuwenden, die vor dem 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

§ 240 

Überleitungsvorschriften 
für die Enteignung 

(1) § 87 Abs. 3 Satz 3 und § 88 Satz 2 sind 
auch in Sanierungsgebieten anzuwenden, die 
vor dem 1. Juli 1987 im vereinfachten Verfah-
ren (§ 5 Abs. 1 Satz 4 des Städtebauförderungs-
gesetzes) förmlich festgelegt worden sind. 

(2) Für Grundstücke, die die Gemeinde vor 
dem 1. Juli 1987 erworben hat, verbleibt es wei-
ter bei der Veräußerungspflicht nach den §§ 26 
und 89 des Bundesbaugesetzes und § 25 des 
Städtebauförderungsgesetzes. Satz 1 ist ent-
sprechend anzuwenden, wenn die Gemeinde 
nach dem 30. Juni 1987 ein Grundstück nach 
Maßgabe des § 235 Abs. 1 erworben hat. 

§ 241 

Überleitungsvorschriften 
für den Härteausgleich 

(1) Hat ein Eigentümer vor dem 1. Juli 1987 
unter den in § 85 Abs. 2 Nr. 1 des Städtebauför-
derungsgesetzes bezeichneten Voraussetzun-
gen ein Grundstück verloren oder übereignet, 
ist auf einen Antrag auf Gewährung von Här-
teausgleich § 85 des Städtebauförderungsge-
setzes weiter anzuwenden. Satz 1 ist entspre-
chend auf die Fälle des § 85 Abs. 2 Nr. 2 des 
Städtebauförderungsgesetzes anzuwenden. 

(2) Ein Verwaltungsakt nach § 85 Abs. 2 Nr.1 
oder 2 des Städtebauförderungsgesetzes kann 
nach dem 30. Juni 1987 nur durch Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung nach dem Dritten 
Teil des Dritten Kapitels angefochten werden. 

§ 242 

Überleitungsvorschriften für die Erschließung 

(1) unverändert 

(2) unverändert 

(3) § 125 Abs. 3 ist auch auf Bebauungspläne 
anzuwenden, die vor dem 1. Juli 1987 in Kraft 
getreten sind. 

(4) § 127 Abs. 2 Nr. 2 ist auch auf Verkehrs-
anlagen anzuwenden, die vor dem 1. Juli 1987 
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(Tag nach der Verkündung des Gesetzes) end-
gültig hergestellt worden sind. Ist vor dem (Tag 
nach der Verkündung des Gesetzes) ein Bei-
trag nach Landesrecht erhoben worden, so ver-
bleibt es dabei. 

(5) § 128 Abs. 1 ist auch anzuwenden, wenn 
der Umlegungsplan (§ 66 des Bundesbaugeset-
zes) oder die Vorwegregelung (§ 76 des Bundes-
baugesetzes) vor dem (Tag nach der Verkün-
dung des Gesetzes) ortsüblich bekanntgemacht 
worden ist (§ 71 des Bundesbaugesetzes). 

§ 243 
Überleitungsvorschrift für die Wertermittlung 

Die §§ 136 bis 144 des Bundesbaugesetzes 
sind bis zum Inkrafttreten der in § 199 vorgese-
henen Verordnungen, längstens bis zum 1. Ja-
nuar 1990, weiter anzuwenden. 

§ 244 

Überleitungsvorschrift für die 
Wirksamkeitsvoraussetzungen der 

Flächennutzungspläne und Satzungen 

§ 214 ist auch auf Flächennutzungspläne und 
Satzungen anzuwenden, die vor dem (Tag nach 
der Verkündung des Gesetzes) bekanntge-
macht worden sind. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

endgültig hergestellt worden sind. Ist vor dem 
1. Juli 1987 eine Beitragspflicht nach Landes-
recht entstanden, so verbleibt es dabei. 

(5) Ist für einen Kinderspielplatz eine Bei-
tragspflicht bereits aufgrund der vor dem 
1. Juli 1987 geltenden Vorschriften (§ 127 
Abs. 2 Nr. 3 und 4 des Bundesbaugesetzes) ent-
standen, so verbleibt es dabei. Die Gemeinde 
soll von der Erhebung des Erschließungsbei-
trags ganz oder teilweise absehen, wenn dies 
aufgrund der örtlichen Verhältnisse, insbeson-
dere unter Berücksichtigung des Nutzens des 
Kinderspielplatzes für die Allgemeinheit, ge-
boten ist. Satz 2 ist auch auf vor dem 1. Juli 
1987 entstandene Beiträge anzuwenden, wenn 

1. der Beitrag noch nicht entrichtet ist oder 

2. er entrichtet worden, aber der Beitragsbe-
scheid noch nicht unanfechtbar geworden 
ist. 
(6) § 128 Abs. 1 ist auch anzuwenden, wenn 

der Umlegungsplan (§ 66 des Bundesbaugeset-
zes) oder die Vorwegregelung (§ 76 des Bundes-
baugesetzes) vor dem 1. Juli 1987 ortsüblich be-
kanntgemacht worden ist (§ 71 des Bundesbau-
gesetzes). 

(7) Ist vor dem 1. Juli 1987 über die Stun-
dung des Beitrags für landwirtschaftlich ge-
nutzte Grundstücke (§ 135 Abs. 4 des Bundes-
baugesetzes) entschieden und ist die Entschei-
dung noch nicht unanfechtbar geworden, ist 
§ 135 Abs. 4 dieses Gesetzbuchs anzuwenden. 

§ 243 
unverändert 

§ 244 
Überleitungsvorschriften für die 
Wirksamkeitsvoraussetzungen der 

Flächennutzungspläne und Satzungen 

(1) § 214 ist auch auf Flächennutzungspläne 
und Satzungen anzuwenden, die vor dem 
1. Juli 1987 bekanntgemacht worden sind; un-
berührt bleiben die vor dem 1. Juli 1987 nach 
§ 155a Abs. 1 des Bundesbaugesetzes, Artikel 3 
§ 12 des Gesetzes zur Änderung des Bundes-
baugesetzes vom 18. August 1976 und des 
§ 183f Abs. 1 des Bundesbaugesetzes geltend 
gemachten Verletzungen von Verfahrens- und 
Formvorschriften. 

(2) Mängel der Abwägung von Flächennut-
zungsplänen und Satzungen, die vor dem 
1. Juli 1987 bekanntgemacht worden sind, sind 
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von 



Drucksache 10/6166 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 

Entwurf 

§ 245 

Überleitungsvorschriften für das 
Städtebauförderungsgesetz 

(1) Auf städtebauliche Sanierungsmaßnah-
men, für die die Gemeinde gemäß § 4 Abs. 3 des 
Städtebauförderungsgesetzes vor dem (Tag 
nach der Verkündung des Gesetzes) den Be-
ginn der vorbereitenden Untersuchungen be-
schlossen hat, sind die Vorschriften dieses Ge-
setzbuchs anzuwenden. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

sieben Jahren nach dem 1. Juli 1987 schriftlich 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht 
worden sind; der Sachverhalt, der den Mangel 
begründen soll, ist darzulegen. Innerhalb von 
sechs Monaten nach dem 1. Juli 1987 ist durch 
ortsübliche Bekanntmachung in der Ge-
meinde auf die sich aus Satz 1 ergebende Än-
derung der Rechtslage hinzuweisen; dabei ist 
über die in Satz 1 bezeichneten Voraussetzun-
gen für die Geltendmachung von Mängeln der 
Abwägung und die Rechtsfolgen zu unterrich-
ten. 

§ 245 

Überleitungsvorschriften für das 
Städtebauförderungsgesetz 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzbuchs 
über städtebauliche Sanierungsmaßnahmen 
sind auch anzuwenden, wenn die Gemeinde 
gemäß § 4 Abs. 3 des Städtebauförderungsge-
setzes vor dem 1. Juli 1987 den Beginn der vor-
bereitenden Untersuchungen beschlossen hat. 

(2) Hat die Gemeinde vor dem 1. Juli 1987 
ein Sanierungsgebiet im vereinfachten Ver-
fahren förmlich festgelegt (§ 5 Abs. 1 Satz 4 des 
Städtebauförderungsgesetzes), kann sie durch 
Änderung der Sanierungssatzung die Geneh-
migungspflicht nach § 144 insgesamt, nach 
§ 144 Abs. 1 oder nach § 144 Abs. 2 begründen. 
Hat die Gemeinde die Genehmigungspflicht 
nach § 144 insgesamt oder nach § 144 Abs. 2 
beschlossen, teilt sie dem Grundbuchamt den 
Beschluß mit; sie hat hierbei die von dem Be-
schluß betroffenen Grundstücke einzeln auf-
zuführen. Das Grundbuchamt hat in die 
Grundbücher dieser Grundstücke einzutragen, 
daß eine Sanierung durchgeführt wird (Sanie-
rungsvermerk). § 54 Abs. 2 und 3 ist entspre-
chend anzuwenden. 

(3) Hat die Gemeinde vor dem 1. Juli 1987 
die Genehmigung einer Sanierungsatzung, in 
der die Anwendung der §§ 6,15 bis 23, 41 Abs. 4 
bis 11 und des § 42 des Städtebauförderungs-
gesetzes nicht ausgeschlossen wurde, bean-
tragt, ist § 5 Abs. 2 Satz 1 bis 4 sowie Abs. 3 des 
Städtebauförderungsgesetzes anstelle des 
§ 143 Abs. 1 und 2 mit der Maßgabe anzuwen-
den, daß bei der ortsüblichen Bekanntma-
chung der Sanierungssatzung auf die §§ 152 
bis 156 hinzuweisen ist. 

(4) Auf einen vor dem 1. Juli 1987 gestellten 
Antrag auf Erteilung der Genehmigung nach 
§ 15 des Städtebauförderungsgesetzes ist diese 
Vorschrift weiter anzuwenden. 

(5) Teilt die Gemeinde einem Eigentümer 
vor dem 1. Juli 1987 gemäß § 18 Abs. 1 Satz 1 
oder 2 des Städtebauförderungsgesetzes mit, 
daß sie den Erwerb des Grundstücks in Be-
tracht zieht, ist § 18 des Städtebauförderungs-
gesetzes über das gemeindliche Grunder-
werbsrecht weiter anzuwenden. Ein Verwal- 
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(2)Der Fünfte Teil des Städtebauförderungs-
gesetzes (§§ 71 bis 75) ist bis zum Ablauf des 
31. Dezember 1987 anzuwenden. 

(3) § 38 Abs. 2 Satz 2 und 3 sowie Abs. 2 a, 
§§ 39, 40, 41 Abs. 1 bis 3, § 43 Abs. 3 und 4, §§ 44 
bis 49 und § 58 des Städtebauförderungsgeset-
zes sind weiter anzuwenden. Nach dem 31. De-
zember 1987 können landesrechtliche Bestim-
mungen an deren Stelle in Kraft treten; dies 
gilt nicht für die Regelungen über Sanierungs- 
und Entwicklungsförderungsmittel des Bun-
des. 

Zweiter Teil 
Schlußvorschriften 

§ 246 

Sonderregelung für einzelne Länder 

(1) In den Ländern Berlin und Hamburg ent-
fallen die in § 6 Abs. 1, §§ 11, 16, 17, 34 Abs. 5, 
§ 142 Abs. 4, § 156 Abs. 3 Satz 3, § 162 Abs. 2 und 
§ 190 Abs. 1 vorgesehenen Genehmigungen, 
Anzeigen oder Zustimmungen; das Land Bre-
men kann bestimmen, daß diese Genehmigun-
gen, Anzeigen oder Zustimmungen entfallen. 

(2) Die Länder Berlin und Hamburg bestim-
men, welche Form der Rechtsetzung an die 
Stelle der in diesem Gesetzbuch vorgesehenen 
Satzungen tritt. Das Land Bremen kann eine 
solche Bestimmung treffen. Die Länder Berlin, 
Bremen und Hamburg können eine von den 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

tungsakt nach § 18 des Städtebauförderungs-
gesetzes kann nach dem 30. Juni 1987 nur 
durch Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
nach dem Dritten Teil des Dritten Kapitels an-
gefochten werden. 

(6) Die mit der Erhebung von Daten Beauf-
tragten im Sinne des § 3 Abs. 4 des Städtebau-
förderungsgesetzes sind nach Maßgabe des 
§ 138 Abs. 3 zu verpflichten, soweit sie nicht 
vor dem 1. Juli 1987 bereits im Sinne dieser 
Vorschrift verpflichtet worden sind. 

(7) Satzungen, die nach den Vorschriften 
des Städtebauförderungsgesetzes erlassen 
worden sind, und Rechtsvorschriften aufgrund 
des § 92 Abs. 2 des Städtebauförderungsgeset-
zes gelten für Zwecke der Normenkontrolle 
nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung als 
solche nach diesem Gesetzbuch. 

(8) Bei den von § 165 erfaßten städtebauli-
chen Entwicklungsmaßnahmen ist § 53 Abs. 5 
des Städtebauförderungsgesetzes weiter anzu-
wenden. 

(9) Wird zur zweckmäßigen Durchführung 
entsprechend den Zielen und Zwecken einer 
städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme, die 
vor dem 1. Juli 1987 förmlich festgelegt worden 
ist, eine Änderung des Geltungsbereichs der 
Entwicklungsmaßnahmeverordnung erforder-
lich, ist § 53 in Verbindung mit § 1 des Städte-
bauförderungsgesetzes weiter anzuwenden. 

(10) Der Fünfte Teil des Städtebauförde-
rungsgesetzes (§§ 71 bis 75) ist bis zum Ablauf 
des 31. Dezember 1987 anzuwenden. 

(11) § 38 Abs. 2 Satz 2 und 3, §§ 39, 40, 41 Abs. 1 
bis 3, § 43 Abs. 3 und 4, §§ 44 bis 49 und § 58 des 
Städtebauförderungsgesetzes sind weiter an-
zuwenden. Nach dem 31. Dezember 1987 kann 
Landesrecht an deren Stelle in Kraft treten; 
dies gilt nicht für die Regelungen über Sanie

-

rungs- und Entwicklungsförderungsmittel des 
Bundes. 

Zweiter Teil 
Schlußvorschriften 

§ 246 
Sonderregelungen für einzelne Länder 

(1) In den Ländern Berlin und Hamburg ent-
fallen die in § 6 Abs. 1, §§ 11, 22, 34 Abs. 5, § 143 
Abs. 1, § 162 Abs. 2 und § 190 Abs. 1 vorgesehe-
nen Genehmigungen, Anzeigen oder Zustim-
mungen; das Land Bremen kann bestimmen, 
daß diese Genehmigungen, Anzeigen oder Zu-
stimmungen entfallen. 

(2) Die Länder Berlin und Hamburg bestim-
men, welche Form der Rechtsetzung an die 
Stelle der in diesem Gesetzbuch vorgesehenen 
Satzungen tritt. Das Land Bremen kann eine 
solche Bestimmung treffen. Die Länder Berlin, 
Bremen und Hamburg können eine von den 
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§§ 12, 16 Abs. 2, § 142 Abs. 3 und § 162 Abs. 2 
Satz 3 bis 5 abweichende Regelung treffen. 

(3) Im Land Berlin ist ein vorzeitiger Bebau-
ungsplan nach Maßgabe des § 8 Abs. 4 auch 
zulässig, bevor der Flächennutzungsplan geän-
dert oder ergänzt ist. Der Flächennutzungs-
plan ist im Wege der Berichtigung anzupas-
sen. 
(4) Die Senate der Länder Berlin, Bremen 

und Hamburg werden ermächtigt, die Vor-
schriften dieses Gesetzbuchs über die Zustän-
digkeit von Behörden dem besonderen Verwal-
tungsaufbau ihrer Länder anzupassen. 

(5) Das Land Hamburg gilt für die Anwen-
dung dieses Gesetzbuchs auch als Gemeinde. 

(6) Soweit Landesrecht, das vor dem (Datum 
des 5. Jahrestages des auf die Verkündung des 
Gesetzes folgenden Tages) in Kraft tritt, 
1. die Erhebung von Erschließungsbeiträgen 

abweichend von den Vorschriften des Zwei-
ten Abschnitts des Sechsten Teils des Ersten 
Kapitels, 

2. das Enteignungsverfahren abweichend von 
den Vorschriften des Dritten Abschnitts des 
Fünften Teils des Ersten Kapitels oder 

3. den Ausgleichsbetrag abweichend von den 
§§ 155 und 156 

regelt, geht es den Vorschriften dieses Gesetz-
buchs vor. Weiterhin anwendbar bleiben auch 
in den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 die Vorschrif-
ten über die Beitragserhebungspflicht (§ 127 
Abs. 1), die beitragsfähigen Erschließungsanla-
gen (§ 127 Abs. 2), die berücksichtigungsfähi-
gen Maßnahmen und deren Kosten (§ 128 
Abs. 1), die Erforderlichkeit der Erschließungs-
anlagen (§ 129 Abs. 1 Satz 1), die Beteiligung 
der Gemeinde am beitragsfähigen Erschlie-
ßungsaufwand (§ 129 Abs. 1 Satz 3) sowie über 
die Stundung des Beitrags für landwirtschaft-
lich genutzte Grundstücke (§  135 Abs. 4) und 
den teilweisen oder vollständigen Erlaß des Er-
schließungsbeitrags (§ 135 Abs. 5); über die Er-
forderlichkeit der Erschließungsanlagen (§ 129 
Abs. 1 Satz 1) können die Länder Näheres re-
geln. Schließt in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 
die landesrechtliche Bestimmung nicht an die 
Werterhöhung des Grundstücks (§ 154) an, muß 
im Landesrecht auch die Anwendung des § 152 
Abs. 2 Satz 2 sowie der §§ 153 und 154 ausge-
schlossen werden. Von der Befugnis nach den 
einzelnen Nummern des Satzes 1 kann jeweils 
nur im ganzen Gebrauch gemacht werden. 

§ 247 
Berlin-Klausel 

Dieses Gesetzbuch gilt nach Maßgabe des 
§ 12 Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Über-
leitungsgesetzes auch im Land Berlin. Rechts-
verordnungen, die aufgrund dieses Gesetz-
buchs erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Oberleitungsgesetzes." 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

§§ 12, 16 Abs. 2, § 22 Abs. 3 Satz 3 und 4, § 143 
Abs. 2 und § 162 Abs. 2 Satz 3 bis 5 abwei-
chende Regelung treffen. 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) unverändert 

Absatz 6 entfällt 

§ 247 
unverändert 
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Artikel 2 

Anpassung sonstigen Bundesrechts 

1. Das Städtebauförderungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. August 1976 
(BGBl. I S. 2318, 3617), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 5. November 1984 (BGBl. I S. 1321), 
wird aufgehoben. 

2. Artikel 3 des Gesetzes zur Änderung des Bun-
desbaugesetzes vom 18. August 1976 (BGBl. I 
S. 2221) wird gestrichen. 

3. Das Raumordnungsgesetz vom 8. April 1965 
(BGBl. I S. 306), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 1. Juni 1980 (BGBl. I S. 649), 
wird wie folgt geändert: 

a) In § 3 Abs. 2 Satz 2 wird „Bundesbaugesetzes 
vom 23. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 341)" 
durch „Baugesetzbuchs" ersetzt. 

b) In § 5 Abs. 1 Satz 5 wird „Bundesbaugeset-
zes" durch „Baugesetzbuchs" ersetzt. 

4. Das Bundeskleingartengesetz vom 28. Februar 
1983 (BGBl. I S. 210) wird wie folgt geändert: 

a) In § 5 Abs. 2 wird „§ 137 des  Bundesbaugeset-
zes eingerichtete und örtlich zuständige" 
durch „§ 192 des Baugesetzbuchs eingerichte-
te" ersetzt. 

b) In § 3 Abs. 2 Satz 1 und § 16 Abs. 4 Satz 2 wird 
„Bundesbaugesetzes" durch „Baugesetz-
buchs" ersetzt. 

5. Das Zweite Wohnungsbaugesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 11. Juli 1985 (BGBl. I 
S. 1284, 1661) wird wie folgt geändert: 

a) In § 26 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 wird „Maßnahmen 
nach dem Städtebauförderungsgesetz" durch 
„städtebauliche Sanierungs- und Entwick-
lungsmaßnahmen" ersetzt. 

b) In § 30 wird ,,, insbesondere auch unter Be-
rücksichtigung des Bundesprogramms für 
städtebauliche Maßnahmen," gestrichen. 

6. In § 11 Abs. 2 Satz 3 des Modernisierungs- und 
Energieeinsparungsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. Juli 1978 (BGBl. I S. 
933), das zuletzt durch Artikel 3 Nr. 1 des Geset-
zes vom 20. Dezember 1982 (BGBl. I S. 1912) 
geändert worden ist, wird „Städtebauförde-
rungsgesetz" durch „Baugesetzbuch" ersetzt. 

7. Nach § 29 des Wohnungsgemeinnützigkeitsge-
setzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie-
derungsnummer 2330-8, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, das zuletzt durch § 24 des Ge-
setzes vom 23. August 1976 (BGBl. I S. 2429) ge-
ändert worden ist, wird eingefügt: 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Artikel 2 

Anpassung sonstigen Bundesrechts 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. Das Zweite Wohnungsbaugesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 11. Juli 1985 (BGBl. I 
S. 1284, 1661) wird wie folgt geändert: 

a) In § 26 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 wird „Maßnahmen 
nach dem Städtebauförderungsgesetz" durch 
„Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen" 
ersetzt. 

b) unverändert 

6. unverändert 

7. Nach § 29 des Wohnungsgemeinnützigkeitsge-
setzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie-
derungsnummer 2330-8, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 10 
Abs. 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 1985 
(BGBl. I S. 2355) geändert worden ist, wird ein-
gefügt: 
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„§ 29 a 

Städtebauliche Maßnahmen 

(1) Die Tätigkeit als Beauftragter der Ge-
meinde bei der Vorbereitung oder Durchfüh-
rung einer städtebaulichen Sanierungs- oder 
Entwicklungsmaßnahme, insbesondere als Sa-
nierungsträger oder als Entwicklungsträger, so-
wie als Betreuer von Eigentümern bei der 
Durchführung von städtebaulichen Sanierungs-
oder Entwicklungsmaßnahmen gilt bei einem 
als gemeinnützig oder als Organ der staatlichen 
Wohnungspolitik nach dem Wohnungsgemein-
nützigkeitsgesetz anerkannten Unternehmen 
als ausschließlich und unmittelbar gemeinnützi-
gen Zwecken im Sinne des § 1 Abs. 2, des § 6 
Abs. 1 und des § 28 Abs. 2 dienend. 

(2) Aufgabe eines Organs der staatlichen 
Wohnungspolitik kann es nach seiner Satzung 
auch sein, strukturverbessernde oder städtebau-
liche Maßnahmen zu fördern, vorzubereiten, zu 
betreuen, durchzuführen oder die Durchfüh-
rung der Maßnahmen zu leiten." 

8. In § 1 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 des Zwölften Bundes-
mietengesetzes vom 3. August 1982 (BGBl. I S. 
1106, 1107) wird „§ 137 des Bundesbaugesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Au-
gust 1976 (BGBl. I S. 2257, 3617), geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 6. Juli 1979 (BGBl. I 
S. 949)," durch „§ 192 des Baugesetzbuchs" er-
setzt. 

9. § 47 Abs. 1 Nr. 1 der Verwaltungsgerichtsord-
nung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie-
derungsnummer 340-1, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, die zuletzt durch Gesetz vom 
20. Dezember 1982 (BGBl. I S. 1834) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

a) „Vorschriften des Bundesbaugesetzes" wird 
durch „Vorschriften des Baugesetzbuchs" er-
setzt. 

b) „§ 188 Abs. 2 des Bundesbaugesetzes" wird 
durch „§ 246 Abs. 2 des Baugesetzbuchs" er-
setzt. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

„§ 29 a 

unverändert 

8. unverändert 

9. § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
340-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, die 
zuletzt durch Artikel 3 Abs. 3 des Gesetzes vom 
15. August 1986 (BGBl. I  S. 1446) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 wird „Vorschriften des Bun-
desbaugesetzes und des Städtebauförde-
rungsgesetzes" durch „Vorschriften des Bau-
gesetzbuchs" und „§ 188 Abs. 2 des Bundes-
baugesetzes und auf Grund des § 92 Abs. 2 
des Städtebauförderungsgesetzes" durch 
„§ 246 Abs. 2 des Baugesetzbuchs" ersetzt. 

b) Folgender neuer Absatz 7 wird eingefügt: 
„(7) Die Nichtvorlage nach Absatz 5 kann 

durch Beschwerde angefochten werden. Für 
das Beschwerdeverfahren gilt § 132 Abs. 3 
Satz 1 und 2, Abs. 4 und Abs. 5 Satz 3 ent-
sprechend. In der Beschwerdeschrift muß 
die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssa-
che dargelegt oder die Entscheidung, von der 
die angefochtene Entscheidung abweicht, 
bezeichnet werden. Das Bundesverwaltungs-
gericht entscheidet durch Beschluß. Ist die 
Beschwerde begründet oder hat das Ober-
verwaltungsgericht ihr abgeholfen, entschei-
det das Bundesverwaltungsgericht über die 
Rechtsfrage. Hat das Oberverwaltungsge- 
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10. In § 3 Nr. 1 Buchstabe m des Rechtspflegerge-
setzes vom 5. November 1969 (BGBl. I S. 2065), 
das zuletzt durch § 26 des Gesetzes vom 8. März 
1985 (BGBl. I  S.  535) geändert worden ist, wird 
„Bundesbaugesetzes" durch „Baugesetzbuchs" 
ersetzt. 

11. In § 12 Abs. 2 des Hypothekenbankgesetzes in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 7628-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 22. Mai 1980 (BGBl. I S. 584) geändert 
worden ist, wird „§§ 136 bis 144 des Bundesbau-
gesetzes" durch „§§ 192 bis 199 des Baugesetz-
buchs" ersetzt. 

12. Das Bundesfernstraßengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1974 
(BGBl. I S. 2413, 2908), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 1. Juni 1980 (BGBl. I 
S. 649), wird wie folgt geändert: 

a) In § 9 Abs. 7 wird „(§§ 9, 173 Abs. 3 des Bun-
desbaugesetzes vom 23. Juni 1960 — Bundes-
gesetzbl. I S. 341)" durch „(§ 9 des Baugesetz-
buchs)" ersetzt. 

b) § 17 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird „Bundesbaugesetzes" 
durch „Baugesetzbuchs" ersetzt. 

bb) Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 
„In diesen Fällen gelten die §§ 40, 43 
Abs. 1, 2, 4 und 5 sowie § 44 Abs. 1 bis 4 
des Baugesetzbuchs." 

13. Das Personenbeförderungsgesetz in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
9240-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 25. Februar 
1983 (BGBl. I  S. 196), wird wie folgt geändert: 

a) In § 28 Abs. 3 Satz 1 wird „Bundesbaugeset-
zes vom 23. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 341)" durch „Baugesetzbuchs" ersetzt. 

b) In § 29 Abs. 6 Satz 1 wird „§§ 40, 44a, 44 b 
Abs. 1, 2, 4 und 5 sowie § 44c Abs. 1 und 2 des 
Bundesbaugesetzes" durch „§§ 40, 43 Abs. 1, 2, 
4 und 5 sowie § 44 Abs. 1 bis 4 des Baugesetz-
buchs" ersetzt. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

richt die Rechtsfrage abweichend beantwor-
tet und beruht seine Entscheidung auf der 
Abweichung, verweist das Bundesverwal-
tungsgericht die Sache an das Oberverwal-
tungsgericht zurück, das unter Aufhebung 
seiner Entscheidung neu entscheidet." 

c) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8. 

10. In § 3 Nr. 1 Buchstabe m des Rechtspflegerge-
setzes vom 5. November 1969 (BGBl. I S. 2065), 
das zuletzt durch Artikel 3 Abs. 5 des Gesetzes 
vom 15. August 1986 (BGBl. I  S. 1446) geändert 
worden ist, wird „Bundesbaugesetzes" durch 
„Baugesetzbuchs" ersetzt. 

11. In § 12 Abs. 2 des Hypothekenbankgesetzes in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 7628-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, das zuletzt durch Artikel 6 des Geset-
zes vom 25. Juli 1986 (BGBl. I S. 1169) geändert 
worden ist, wird „§§ 136 bis 144 des Bundesbau-
gesetzes" durch „§§ 192 bis 199 des Baugesetz-
buchs" ersetzt. 

12. unverändert 

13. unverändert 
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14. Das Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm vom 
30. März 1971 (BGBl. I S. 282), zuletzt geändert 
durch Artikel 43 des Gesetzes vom 14. Dezember 
1976 (BGBl. I S. 3341), wird wie folgt geändert: 

a) In § 5 Abs. 3 Satz 1 und Satz 2 Nr. 2 wird je-
weils „Bundesbaugesetzes" durch „Bauge-
setzbuchs" ersetzt. 

b) In § 8 Abs. 2 wird „Bundesbaugesetzes" durch 
„Baugesetzbuchs" ersetzt. 

15. Das Einkommensteuergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 12. Juni 1985 (BGBl. I 
S 977), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 26. Juni 1985 (BGBl. I S. 1153), wird 
wie folgt geändert: 

a) Dem § 6 b wird folgender Absatz angefügt: 

„(7) Werden Wirtschaftsgüter im Sinne des 
Absatzes 1 zum Zweck der Vorbereitung oder 
Durchführung von städtebaulichen Sanie-
rungs- oder Entwicklungsmaßnahmen an ei-
nen der in Satz 3 bezeichneten Erwerber 
übertragen, sind die Absätze 1 bis 6 mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß 

1. die Fristen des Absatzes 3 Satz 2, 3 und 5 
sich jeweils um fünf Jahre verlängern 
und 

2. an die Stelle der in Absatz 4 Nr. 2 bezeich-
neten Frist von sechs Jahren eine Frist 
von zwei Jahren tritt. 

Nummer 1 gilt nicht für den Abzug von den 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten von 
Anteilen an Kapitalgesellschaften oder 
Schiffen. Erwerber im Sinne des Satzes 1 
sind Gebietskörperschaften, Gemeindever-
bände, Verbände im Sinne des § 166 Abs. 4 
des Baugesetzbuchs, Planungsverbände nach 
§ 205 des Baugesetzbuchs, Sanierungsträger 
nach § 157 des Baugesetzbuchs, Entwick-
lungsträger nach § 167 des Baugesetzbuchs 
sowie Erwerber, die städtebauliche Sanie-
rungsmaßnahmen als Eigentümer selbst 
durchführen (§ 144 Abs. 2 und § 145 Abs. 1 des 
Baugesetzbuchs)." 

b) § 51 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe r, Doppelbuchstabe bb) 
wird „§ 39e des Bundesbaugesetzes und 
des § 43 Abs. 3 Satz 2 des Städtebauför-
derungsgesetzes" durch „§ 177 des Bau-
gesetzbuchs sowie für bestimmte Maß- 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

14. unverändert 

15. Das Einkommensteuergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 15. April 1986 (BGBl. 
I S. 441), zuletzt geändert durch § 8 des Gesetzes 
vom 21. Juli 1986 (BGBl. I  S. 1070), wird wie folgt 
geändert: 

a) Dem § 6 b werden folgende Absätze ange-
fügt: 

„(7) Werden Wirtschaftsgüter im Sinne des 
Absatzes 1 zum Zweck der Vorbereitung oder 
Durchführung von städtebaulichen Sanie

-

rungs- oder Entwicklungsmaßnahmen an ei-
nen der in Satz 3 bezeichneten Erwerber 
übertragen, sind die Absätze 1 bis 6 mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß 

1. unverändert 

2. unverändert 

Nummer 1 gilt nicht für den Abzug von den 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten von 
Anteilen an Kapitalgesellschaften oder 
Schiffen. Erwerber im Sinne des Satzes 1 
sind Gebietskörperschaften, Gemeindever-
bände, Verbände im Sinne des § 166 Abs. 4 
des Baugesetzbuchs, Planungsverbände nach 
§ 205 des Baugesetzbuchs, Sanierungsträger 
nach § 157 des Baugesetzbuchs, Entwick-
lungsträger nach § 167 des Baugesetzbuchs 
sowie Erwerber, die städtebauliche Sanie-
rungsmaßnahmen als Eigentümer selbst 
durchführen (§ 147 Abs. 2 und § 148 Abs. 1 des 
Baugesetzbuchs). 
(8) Absatz 7 ist nur anzuwenden, wenn die 

nach Landesrecht zuständige Behörde be-
scheinigt, daß die Übertragung der Wirt-
schaftsgüter zum Zweck der Vorbereitung 
oder Durchführung von städtebaulichen Sa-
nierungs- oder Entwicklungsmaßnahmen an 
einen der in Absatz 7 Satz 3 bezeichneten 
Erwerber erfolgt ist."  

b) unverändert 
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nahmen, die der Erhaltung, Erneuerung 
und funktionsgerechten Verwendung ei-
nes Gebäudes dienen, das wegen seiner 
geschichtlichen, künstlerischen oder 
städtebaulichen Bedeutung erhalten 
bleiben soll, und zu deren Durchführung 
sich der Eigentümer neben bestimmten 
Modernisierungsmaßnahmen gegenüber 
der Gemeinde verpflichtet hat," ersetzt. 

bb) In Buchstabe x wird „§ 39 e des Bundes-
baugesetzes und des § 43 Abs. 3 Satz 2 
des Städtebauförderungsgesetzes" durch 
„§ 177 des Baugesetzbuchs sowie für be-
stimmte Maßnahmen, die der Erhaltung, 
Erneuerung und funktionsgerechten 
Verwendung eines Gebäudes dienen, das 
wegen seiner geschichtlichen, künstleri-
schen oder städtebaulichen Bedeutung 
erhalten bleiben soll, und zu deren 
Durchführung sich der Eigentümer ne-
ben bestimmten Modernisierungsmaß-
nahmen gegenüber der Gemeinde ver-
pflichtet hat," ersetzt. 

16. Dem § 7 des Kapitalverkehrsteuergesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. No-
vember 1972 (BGBl. I S. 2129), das zuletzt durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 16. August 1977 
(BGBl. I  S.  1586) geändert worden ist, wird fol-
gender Absatz angefügt: 

„(5) Von der Besteuerung ausgenommen sind 
die in § 2 bezeichneten Rechtsvorgänge bei Ka-
pitalgesellschaften, die nach Satzung und tat-
sächlicher Geschäftsführung ausschließlich der 
Vorbereitung oder Durchführung von städte-
baulichen Sanierungs- oder Entwicklungsmaß-
nahmen dienen. Fallen die Voraussetzungen für 
die Ausnahme von der Besteuerung fort, bevor 
die städtebaulichen Sanierungs- oder Entwick-
lungsmaßnahmen abgeschlossen sind, werden 
damit auch die Rechtsvorgänge steuerpflichtig, 
die sich innerhalb der letzten fünf Jahre vor 
dem Fortfall der Voraussetzungen ereignet ha- 

17. Das Vermögensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. März 1985 (BGBl. I 
S. 558) wird wie folgt geändert: 

a) In § 3 Abs. 1 wird am Ende der Nummer 17 
der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt 
und folgende Nummer angefügt: 

„18. Unternehmen in der Rechtsform einer 
juristischen Person, deren Tätigkeit sich 
auf die Erfüllung der Aufgaben nach 
§ 157 oder § 167 des Baugesetzbuchs vom 
(Zeitpunkt der Bekanntmachung des 
Baugesetzbuchs) (BGBl. I S. ..) be-
schränkt und die nicht selbst als Bauun-
ternehmen tätig oder von einem Bauun-
ternehmen abhängig sind." 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

16. Dem § 7 des Kapitalverkehrsteuergesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. No-
vember 1972 (BGBl. I S. 2129), das zuletzt durch 
Artikel 15 des Gesetzes vom 19. Dezember 1985 
(BGBl. I S. 2436) geändert worden ist, wird fol-
gender Absatz angefügt: 

(5) unverändert 

17. Das Vermögensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. März 1985 (BGBl. I 
S. 558), geändert durch Artikel 3 Nr. 3 des Ge-
setzes vom 20. Februar 1986 (BGBl. I S. 297), 
wird wie folgt geändert: 

a) In § 3 Abs. 1 wird am Ende der Nummer 17 
der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt 
und folgende Nummer angefügt: 

„18. Unternehmen in der Rechtsform einer 
juristischen Person, deren Tätigkeit sich 
auf die Erfüllung der Aufgaben nach 
§ 157 oder § 167 des Baugesetzbuchs be-
schränkt und die nicht selbst als Bauun-
ternehmen tätig oder von einem Bauun-
ternehmen abhängig sind." 
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b) In § 25 wird „1984" durch „(Jahreszahl des Ta-
ges nach der Verkündung des Gesetzes)" er-
setzt. 

18. Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 30. Mai 1985 (BGBl. I S. 845) 
wird wie folgt geändert: 

a) Dem § 102 Abs. 1 wird angefügt: 

„Die Sätze 1 und 2 finden auf Beteiligungen 
an Gesellschaften im Sinne des § 3 Abs. 1 
Nr. 18 des Vermögensteuergesetzes keine 
Anwendung." 

b) In § 124 Abs. 1 wird „1984" durch „(Jahreszahl 
des Tages nach der Verkündung des Geset-
zes)" ersetzt. 

19. Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Februar 1984 
(BGBl. I S. 217), zuletzt geändert durch Arti-
kel 11 des Gesetzes vom 14. Dezember 1984 
(BGBl. I S. 1493), wird wie folgt geändert: 

a) In § 5 Abs. 1 wird am Ende der Nummer 16 
der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt 
und folgende Nummer angefügt: 

„17. Unternehmen in der Rechtsform einer 
juristischen Person, deren Tätigkeit sich 
auf die Erfüllung der Aufgaben nach 
§ 157 oder § 167 des Baugesetzbuchs vom 
(Zeitpunkt der Bekanntmachung des 
Baugesetzbuchs) (BGBl. I  S.  ..) be-
schränkt und die nicht selbst als Bauun-
ternehmen tätig oder von einem Bauun-
ternehmen abhängig sind." 

b) Dem § 54 wird folgender Absatz angefügt: 
„(13) § 5 Abs. 1 Nr. 17 gilt erstmals für den 

Veranlagungszeitraum (Jahreszahl des Tages 
nach der Verkündung des Gesetzes)." 

20. Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Mai 1984 (BGBl. I 
S. 657), zuletzt geändert durch Artikel 15 des Ge-
setzes vom 14. Dezember 1984 (BGBl. I S. 1493), 
wird wie folgt geändert: 

a) In § 3 wird am Ende der Nummer 21 der 
Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und 
folgende Nummer angefügt: 

„22. Unternehmen in der Rechtsform einer 
juristischen Person, deren Tätigkeit sich 
auf die Erfüllung der Aufgaben nach 
§ 157 oder § 167 des Baugesetzbuchs vom 
(Zeitpunkt der Bekanntmachung des 
Baugesetzbuchs) (BGBl. I S. ..) be-
schränkt und die nicht selbst als Bauun-
ternehmen tätig oder von einem Bauun-
ternehmen abhängig sind." 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

b) In § 25 wird „1984" durch „1987" ersetzt. 

18. Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 30. Mai 1985 (BGBl. I S. 
845), geändert durch Artikel 17 des Gesetzes 
vom 19. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2436), wird 
wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) In § 124 Abs. 1 wird „1984" durch „1987" er-
setzt. 

19. Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10. Februar 1984 
(BGBl. I S. 217), zuletzt geändert durch Artikel 3 
Nr. 1 des Gesetzes vom 20. Februar 1986 (BGBl. 
I S. 297), wird wie folgt geändert: 

a) In § 5 Abs. 1 wird am Ende der Nummer 16 
der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt 
und folgende Nummer angefügt: 

„17. Unternehmen in der Rechtsform einer 
juristischen Person, deren Tätigkeit sich 
auf die Erfüllung der Aufgaben nach 
§ 157 oder § 167 des Baugesetzbuchs be-
schränkt und die nicht selbst als Bauun-
ternehmen tätig oder von einem Bauun-
ternehmen abhängig sind." 

b) Dem § 54 wird folgender Absatz angefügt: 
„(13) § 5 Abs. 1 Nr. 17 gilt erstmals für den 

Veranlagungszeitraum 1987." 

20. Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Mai 1984 (BGBl. I 
S. 657), zuletzt geändert durch Artikel 3 Nr.2 
des Gesetzes vom 20. Februar 1986 (BGBl. I 
S. 297), wird wie folgt geändert: 

a) In § 3 wird am Ende der Nummer 21 der 
Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und 
folgende Nummer angefügt: 

„22. Unternehmen in der Rechtsform einer 
juristischen Person, deren Tätigkeit sich 
auf die Erfüllung der Aufgaben nach 
§ 157 oder § 167 des Baugesetzbuchs be-
schränkt und die nicht selbst als Bauun-
ternehmen tätig oder von einem Bauun-
ternehmen abhängig sind." 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/6166 

Entwurf 

b) § 36 wird wie folgt gefaßt: 
„Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
ist erstmals für den Erhebungszeitraum 
(Jahreszahl des Tages nach der Verkündung 
des Gesetzes) anzuwenden." 

21. In § 85 Abs. 3 des Bundesberggesetzes vom 
13. August 1980 (BGBl. I S. 1310) wird „§ 144 
Abs. 1 des Bundesbaugesetzes" durch „§ 199 
Abs. 1 des Baugesetzbuchs" ersetzt. 

22. Das Grundstückverkehrsgesetz in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
7810-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zu-
letzt geändert durch Artikel 199 des Gesetzes 
vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469), wird wie folgt 
geändert: 

a) In § 4 Nr. 4 wird „Bundesbaugesetzes" durch 
„Baugesetzbuchs" ersetzt. 

b) In § 8 Nr. 1 wird „Bundesbaugesetzes" durch 
„Baugesetzbuchs" ersetzt. 

23. In § 44 Abs. 7 Satz 1 des Flurbereinigungsgeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
16. März 1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert 
durch § 24 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes vom 17. De-
zember 1982 (BGBl. I S. 1777), wird „Bundesbau-
gesetzes" durch „Ersten Kapitels des Baugesetz-
buchs" ersetzt. 

24. Das Reichssiedlungsgesetz in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 2331-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
15. März 1976 (BGBl. I S. 533), wird wie folgt 
geändert: 

a) In § 1 wird nach Absatz 1 eingefügt: 
„(1 a) Ein Siedlungsunternehmen im Sinne 

des Absatzes 1 kann auch als Beauftragter 
der Gemeinde bei der Vorbereitung oder 
Durchführung einer städtebaulichen Sanie-
rungs- oder Entwicklungsmaßnahme, insbe-
sondere als Sanierungs- oder Entwicklungs-
träger, sowie als Betreuer von Eigentümern 
bei der Durchführung von Sanierungs- oder 
Entwicklungsmaßnahmen, tätig werden. 

(1 b) Zu den Aufgaben des Siedlungsunter-
nehmens im Sinne dieses Gesetzes gehört es 
auch, für die Gemeinde geeignete Grund-
stücke zu beschaffen oder zur Verfügung zu 
stellen, wenn im Zusammenhang mit einer 
städtebaulichen Maßnahme einem Land-
oder Forstwirt Ersatzland gewährt werden 
soll. Die Siedlungsunternehmen können von 
der Gemeinde auch mit der Durchführung 
von Umsiedlungen beauftragt werden."  

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

b) § 36 wird wie folgt gefaßt: 
„Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
ist erstmals für den Erhebungszeitraum 1987 
anzuwenden." 

21. unverändert 

22. unverändert 

23. unverändert 

24. unverändert 
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b) Dem § 4 Abs. 2 wird angefügt: 

„Hat der Eigentümer das Grundstück an eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts ver-
kauft, kann das Vorkaufsrecht abweichend 
von Satz 1 zu den in § 1 Abs. 1 b genannten 
Zwecken ausgeübt werden. Die Körperschaft 
des öffenlichen Rechts ist vor Ausübung des 
Vorkaufsrechts zu hören. Das Vorkaufsrecht 
kann nicht ausgeübt werden, wenn sie das 
Grundstück für die ihr obliegenden Aufga-
ben benötigt." 

25. Die Verordnung über die Kosten der Ordnungs-
maßnahmen nach § 41 Abs. 2 des Städtebauför-
derungsgesetzes vom 20. Januar 1976 (BGBl. I 
S. 174), geändert durch Verordnung vom 27. No-
vember 1978 (BGBl. I S. 1833), wird aufgeho-
ben. 

26. Die Verordnung über die Erhebung von Aus-
gleichsbeträgen nach den §§ 41 und 42 des Städ-
tebauförderungsgesetzes vom 6. Februar 1976 
(BGBl. I S. 273) wird aufgehoben. 

Artikel 3 

Bekanntmachung des Baugesetzbuchs 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwe-
sen und Städtebau kann den Wortlaut des Bauge-
setzbuchs im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 4 
Berlin- Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset-
zes auch im Land Berlin. 

Artikel 5 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

Beschlüsse des 16. Ausschusses 

25. unverändert 

26. unverändert 

27. Die Verordnung über Garagen- und Einstell-
plätze vom 17. Februar 1939 (RGBl. I S. 219) in 
der Fassung des Erlasses vom 13. September 
1944 (RABl. I S. 325) wird als Bundesrecht auf-
gehoben. 

Artikel 3 

Bekanntmachung des Baugesetzbuchs 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwe-
sen und Städtebau kann den Wortlaut des Bauge-
setzbuchs im Bundesgesetzblatt bekanntmachen 
und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts berichti-
gen. 

Artikel 4 
unverändert 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1987 in Kraft. 
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I. Allgemeines 

1. Ausschußüberweisung 

Der Bundestag hat den Entwurf eines Gesetzes 
über das Baugesetzbuch — Drucksache 10/4630 — 
in  seiner 188. Sitzung am 17. Januar 1986 in erster 
Lesung beraten und dem Ausschuß für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau zur federführenden 
Beratung sowie dem Innenausschuß, dem Rechts-
ausschuß, dem Ausschuß für Wirtschaft, dem Aus-
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
dem Ausschuß für Verkehr und dem Haushaltsaus-
schuß zur Mitberatung überwiesen. Der Bundes-
tagspräsident hat diese Überweisung gemäß § 80 
Abs. 3 GO mit Schreiben vom 21. Februar 1986 auf 
die Stellungnahme des Bundesrates zu dem ge-
nannten Gesetzentwurf — Drucksache 10/5027 — 
und mit Schreiben vom 14. März 1986 auf die Ge-
genäußerung der Bundesregierung zu dieser Stel-
lungnahme des Bundesrates — Drucksache 10/5111 
— erweitert. In seiner 216. Sitzung am 15. Mai 1986 
hat der Bundestag diese Vorlagen nachträglich dem 
Finanzausschuß und in seiner 225. Sitzung am 
26. Juni 1986 dem neu konstituierten Ausschuß für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit zur 
Mitberatung überwiesen. Der Sportausschuß hat 
sich zusätzlich gutachtlich beteiligt. 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hatte sich bereits vor der Überweisung 
des Gesetzentwurfs informell mit dem Vorhaben 
der Bundesregierung, ein Baugesetzbuch zu erar-
beiten, in mehreren Sitzungen befaßt. So hat sich 
der Ausschuß in der 25. Sitzung am 7. November 
1984 über die Vorschläge der vom Bundesminister 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau zur 
Vorbereitung des Baugesetzbuchs eingesetzten Ar-
beitsgruppen und Gesprächskreise informiert (vgl. 
Materialien zum Baugesetzbuch, Berichte der Ar-
beitsgruppen und Gesprächskreise zum Baugesetz-
buch, Schriftenreihe 03 des BMBau, Heft Nr. 03.108). 
In der 44. Sitzung am 11. September 1985 und in der 
50. Sitzung am 13. November 1985 ließ sich der Aus-
schuß über die Konzeption des Planspiels, das das 
Deutsche Institut für Urbanistik, Berlin (DIFU) im 
Auftrag des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau für die parlamentarische 
Beratung des Baugesetzbuchs vorbereitete, berich-
ten. 

2. Planspiel und Anhörung 

Nach der Überweisung der Vorlagen hat der Aus-
schuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
zunächst in einem Planspiel und in einer öffentli-
chen Anhörung von Verbänden, Wissenschaftlern 
und Praktikern eine Grundlage für die Ausschußbe-
ratungen geschaffen. 

Das Planspiel, das unter der wissenschaftlichen Be

-

treuung des DIFU von Verwaltungsangehörigen der 

Städte Essen, Kassel, Esslingen, Peine, Oberha-
ching und Westerland (Sylt), des Landkreises Nord-
friesland und des Regierungspräsidiums Kassel 
durchgeführt wurde, ist dem Ausschuß für Raum-
ordnung, Bauwesen und Städtebau am 12. März 
1986 in Essen präsentiert worden. Ziel des Plan-
spiels war es, durch künftige Anwender des Geset-
zes überprüfen zu lassen, ob und inwieweit die vor-
gesehenen Änderungen und Neuregelungen im 
Bundesbaugesetz und Städtebauförderungsgesetz 
praktikabel, problemangemessen und wirksam 
sind. Der Ausschuß hat die Ergebnisse des Plan-
spiels mit den Vertretern der Planspielgemeinden 
erörtert und vertieft. 

Die Planspieler haben nach der Präsentation fol-
gende Zusammenfassung gegeben: 

Zahlreiche Korrekturen am bisherigen Recht 
sind sinnvoll und praxisgerecht formuliert. Ob je-
doch die im politischen Raum formulierten, z. T. 
sehr weit gesteckten Erwartungen und Ansprü-
che vom Baugesetzbuch eingelöst werden kön-
nen, wird von allen Planspielfachleuten skeptisch 
beurteilt. 

Zu den einzelnen Themenfeldern hat das Plan-
spiel folgende Ergebnisse erbracht: 

1.Aufstellungsverfahren der Bauleitpläne 
Die Veränderungen bei den Verfahrensvorschrif-
ten werden von den Planspielgemeinden weitge-
hend gebilligt. Die Praxis der Bürgerbeteiligung 
wird sich nach Einschätzung der Planspieler 
durch das neue Recht nicht vermindern. Aller-
dings ist durch die Neufassung keine nennens-
werte Beschleunigung des Aufstellungsverfah-
rens von Bauleitplänen zu erwarten. Entschei-
dend für lange Verfahrenszeiten sind in der Re-
gel nicht formelle Verfahrensschritte, sondern in-
haltliche Konflikte und notwendige Abstim-
mungsprozesse. Die Umwandlung der Genehmi-
gungspflicht für Bebauungspläne in eine Anzei-
gepflicht wird von den Planspielern in der vorge-
sehenen Form abgelehnt, da die Neuregelung für 
die Praxis keine Vorteile, sondern eher Nachteile 
bringt. 

2. Inhalt der Bauleitpläne 
Die vorgelegten Änderungen im Bereich der 
Planinhalte werden überwiegend begrüßt. Bei 
den Festsetzungen für luftverunreinigende Stoffe 
und für Vorkehrungen gegen umweltschädliche 
Auswirkungen sollte allerdings die bisherige 
Rechtslage beibehalten werden. Die Planspielge-
meinden fordern darüber hinaus die Einführung 
der Möglichkeit, Zwischennutzungen festzulegen 
und städtebaulich unverträgliche Nutzungen 
gänzlich auszuschließen. 

3. Sicherung der Bauleitplanung 
Die Erweiterung der Veränderungssperre auf alle 
planungsrechtlich zu genehmigenden Vorhaben 
sowie die Neufassung der Vorschriften zu Tei-
lungsgenehmigungen von Grundstücken werden 
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begrüßt. Allerdings wird gefordert, die Anzeige-
bzw. Genehmigungspflicht für Veränderungs-
sperren entfallen zu lassen. 

4. Bestandskraft von Bebauungsplänen 
Die Planspielgemeinden fordern dringend eine 
Regelung zur Heilung von Formfehlern in Bebau-
ungsplänen nach Ablauf eines Jahres, die über 
das geltende Recht hinausgeht. Die Heilung muß 
insbesondere auch für bereits vorhandene Pläne 
gelten. Die Vorschläge zur Einführung einer 
Nichtvorlagebeschwerde zum Bundesverwal-
tungsgericht für Entscheidungen nach § 47 VwGO 
werden unterstützt. 

5. Gemeindliche Vorkaufsrechte 
Die sachliche und räumliche Einschränkung des 
Anwendungsbereichs der gemeindlichen Vor-
kaufsrechte wird nur teilweise gebilligt. Insbe-
sondere wird die Beibehaltung eines Vorkaufs-
rechts für Tausch- und Ersatzland gefordert. Zur 
Ausgestaltung der Vorschriften im einzelnen wer-
den Verbesserungsvorschläge gemacht. 

6. Zulässigkeit von Vorhaben 
Die Erweiterung der Befreiungsmöglichkeiten 
wird von den Gemeinden positiv eingeschätzt. 
Ebenso wird das Grundanliegen des Gesetzge-
bers, die Genehmigung von Vorhaben während 
der Planaufstellung zu erleichtern, befürwortet. 
Die vorgeschlagene Gesetzesformulierung hierzu 
wird jedoch abgelehnt. Die Neufassung der Vor-
schriften zur Genehmigung von Bauvorhaben im 
nicht überplanten Innenbereich bringt der Praxis 
eher Schwierigkeiten als Erleichterungen. Insbe-
sondere wird der neue § 34 Abs. 3, der die Erwei-
terung von Betrieben erleichtern soll, für unge-
eignet gehalten, um das gesteckte Ziel zu errei-
chen. Für die Einführung der Splittersiedlungs-
satzung nach § 34 Abs. 4 und 5 einschließlich der 
Verknüpfung mit Festsetzungen nach § 9 wird in 
den Planspielgemeinden kein Bedarf gesehen. 

7. Recht der Bodenordnung (Umlegung, Grenz-
regelung) 

Die Überarbeitung des Bodenordnungsrechts 
wird im Grundsatz für sachgerecht gehalten. So-
fern noch einige Ergänzungsvorschläge berück-
sichtigt werden, kann das Recht der Umlegung 
und Grenzregelung als sehr gut praktikabel be-
zeichnet werden. 

8. Erschließungsbeitragsrecht 
Die Ergänzungen und Änderungen des Erschlie-
ßungsbeitragsrechts werden begrüßt und für 
sachgerecht gehalten. Sie arbeiten im wesentli-
chen die Probleme der letzten Jahre auf. Zu ein-
zelnen Vorschriften werden von den Planspielge-
meinden Verbesserungen vorgeschlagen. 

9. Stadterneuerung und Stadterhaltung 
Die Neufassung der ehemals im Städtebauförde-
rungsgesetz enthaltenen Vorschriften sowie die 
Vorschriften über Erhaltungssatzungen und Ge-
bote werden insgesamt als praxisgerecht und 
praktikabel eingeschätzt. Die Vorschriften über 
das vereinfachte Sanierungsverfahren sollten 
noch ergänzt werden. Der Rückzug des Bundes 

aus der finanziellen Mitverantwortung für die 
Städtebauförderung wird negativ bewertet. 

10. Innenentwicklung, Rahmenplanung, Stadt-
ökologie 

Die Planspielgemeinden fordern für die Steue-
rung der Ansiedlung von Vergnügungsstätten 
und für die Einschränkung von großflächigen 
Einzelhandelsbetrieben an den Stadträndern zu-
sätzliche Festsetzungsmöglichkeiten im Bebau-
ungsplan. Auch im unbeplanten Innenbereich 
sollte durch eine Änderung des § 34 Abs. 1 die 
Abwehr von Verbrauchermärkten mit negativen 
städtebaulichen Auswirkungen erleichtert wer-
den. 
Die städtebauliche Rahmenplanung hat sich als 
flexibles Planungsinstrument in der Praxis ge-
rade deshalb gut bewährt, weil sie nicht gesetz-
lich geregelt ist. Es wird daher begrüßt, daß der 
Regierungsentwurf daran nichts ändern will. 
Die Bodenschutzklausel des Regierungsentwurfs 
wird begrüßt. Auswirkungen der Planung auf die 
Umwelt sollten in der Begründung zum Bebau-
ungsplan behandelt werden. Abgelehnt wird die 
Einführung einer Kennzeichnungspflicht für Alt-
lasten in Bauleitplänen, da die Folgen einer sol-
chen Regelung für Gemeinden wie für Bauherren 
noch nicht hinreichend erkennbar sind. 
Über den Regierungsentwurf hinausgehende 
städtebaurechtliche Vorschriften zur Durchset-
zung ökologischer Anforderungen innerhalb der 
bebauten Bereiche werden ansonsten nicht für 
erforderlich gehalten. Solche Regelungen sind im 
Naturschutzrecht der Länder enthalten oder müs-
sen dort geschaffen bzw. wirkungsvoller ausge-
staltet werden. 

11. Bauen am Siedlungsrand und im Außenbe-
reich 

Die Planspielgemeinden lehnen jede rechtliche 
Regelung, die eine Aufweichung der Siedlungs-
ränder und eine weitergehende bauliche Nutzung 
des Außenbereichs ermöglicht, ab. Statt einer Er-
leichterung der Zulässigkeit von Bauvorhaben im 
Außenbereich sollte den Gemeinden die Möglich- 
keit eröffnet werden, das Bauen im Außenbereich 
nach regionaler Siedlungsstruktur unterschied-
lich einzuschränken und so die Zersiedlung zu 
stoppen. 
12.Gemengelagen, Flächenrecycling 
Nach den Erfahrungen aller Planspielgemeinden 
ließen sich Gemengelagensituationen, also das 
Nebeneinander von Wohnnutzung und gewerbli-
cher Nutzung, auch nach dem bisherigen Recht in 
den meisten Fällen sinnvoll regeln. Während die 
Neufassung der Befreiungsvorschrift die Lösung 
solcher Konfliktfälle eher erleichtert, sehen die 
Planspielgemeinden in der Neufassung des § 34 
Abs. 3 keine Hilfe. Die vorgesehene Änderung der 
Festsetzungsmöglichkeiten für Emissions- und 
Immissionsgrenzwerte wird von den Gemeinden 
abgelehnt. 
Das städtebaurechtliche Instrumentarium für das 
„Flächenrecycling" wird als ausreichend angese-
hen, soweit zugleich städtebauliche Mißstände 
vorliegen. Hier ist das Sanierungsrecht des Bau- 
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gesetzbuchs das geeignete Instrument. In ande-
ren Fällen sollte die Verfügbarkeit brachliegen-
der innerstädtischer Flächen für neue Nutzungen 
erleichtert werden. 

13. Kur- und Fremdenverkehrsgebiete 
Die im Regierungsentwurf vorgesehene Möglich-
keit, in Fremdenverkehrsgebieten die Umwand-
lung von Beherbergungsbetrieben in Eigentums-
wohnungen einer Genehmigungspflicht zu unter-
werfen, wird begrüßt. Sie erscheint erforderlich, 
um in Fremdenverkehrsgemeinden und Kurorten 
unerwünschte Strukturveränderungen zu verhin-
dern. Es bestehen jedoch mehrere Änderungs-
wünsche zur vorgesehenen Fassung dieser Vor-
schrift. 

Nähere Einzelheiten sind zu entnehmen aus: R. 
Schäfer, E. Scharmer, G. Schmidt-Eichstädt, Plan-
spiel zum Baugesetzbuch. Methode und Ergebnisse 
des Praxistests — Text des Regierungsentwurfs, 
Berlin, April 1986. 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat die Ergebnisse des Planspiels in die 
Einzelberatungen einbezogen. Einige Änderungen 
und Ergänzungen wie z. B. zur Bestandskraft von 
Bebauungsplänen gehen auf Anregungen im Plan-
spiel zurück. Im einzelnen wird auf die Darstellun-
gen in den Teilen III und IV verwiesen. 

Am 14. April 1986 hat der Ausschuß eine eintägige 
öffentliche Anhörung von Sachverständigen durch-
geführt. Folgende Verbände und Institutionen ha-
ben zur Gesetzesvorlage Stellung genommen: 

— Deutscher Städtetag 

— Deutscher Städte- und Gemeindebund 

— Deutscher Landkreistag 

— Bundesvereinigung Deutscher Heimstätten e. V. 

— Deutscher Siedlerbund e. V. 

— Deutsches Volksheimstättenwerk e. V. 

— Arbeitsgemeinschaft des Evangelischen Sied-
lungswerkes e. V. und des Katholischen Sied-
lungsdienstes e. V. 

— Gesamtverband gemeinnütziger Wohnungsun-
ternehmen e. V. 

— Bundesverband Freier Wohnungsunternehmen 
e. V. 

— Deutscher Mieterbund e. V. 

— Zentralverband der Deutschen Haus-, Woh-
nungs- und Grundeigentümer e. V. 

— Bundesarchitektenkammer 

— Bundesnotarkammer 

— Deutscher Anwaltverein e. V. 

— Deutscher Verein für Vermessungswesen e. V. 

— Vereinigung der Stadt-, Regional- und Landes-
planer 

— Forschungsgesellschaft 	Landschaftsentwick

-

lung, Landschaftsbau 

— Bund Deutscher Architekten 

— Bund Deutscher Landschaftsarchitekten 

— Bundesverband Ring Deutscher Makler 

— Bundesverband der Deutschen Industrie e. V. 

— Deutscher Industrie- und Handelstag 

— Zentralverband des Deutschen Handwerks 

— Deutscher Bauernverband 

— Deutscher Rat für Landespflege 

— Deutsches Nationalkomitee für Denkmalschutz 

— Deutscher Naturschutzring e. V. 

— Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland 
e. V. 

— Bundesverband Bürgerinitiativen Umwelt-
schutz 

— Akademie für Raumforschung und Landespla-
nung 

— Institut für Städtebau und Wohnungswesen der 
Deutschen Akademie für Städtebau und Landes-
planung 

— Deutscher Verband für Wohnungswesen, Städte-
bau und Raumplanung e. V. 

— Institut für Wohnen und Umwelt 

— Deutsches Institut für Urbanistik. 

Außerdem wurden als wissenschaftliche Sachver-
ständige die Herren Prof. Hanns Adrian, Prof. Hart-
mut Dieterich, Prof. Christian Farenholtz, Prof. 
Hans Kistenmacher, Prof. Hans-Günter Rößler, 
Prof. Rudolf Stich und Prof. Hellmut Wollmann so-
wie als Praktiker Bürgermeister Dr. Eckart Fadin-
ger, Bürgermeister Klaus Fleck, Dr. Philipp-Otto 
Gellinek und Dr. Klaus Martin Groth angehört. 

Weitere schriftliche Stellungnahmen folgender Ver-
bände wurden in die Anhörung einbezogen: 

— Deutscher Gewerkschaftsbund 

— Bund Deutscher Verwaltungsrichter 

— Hauptgemeinschaft des Deutschen Einzelhan-
dels 

— Bundesverband der Selbstbedienungs-Waren-
häuser 

— Bundesarbeitsgemeinschaft der Mittel- und 
Großbetriebe des Einzelhandels e. V. 

— Bundesverband Steine und Erden 

— KOMBA 

— Deutscher Sportbund 

— Gesamtverband des Deutschen Brennstoffhan-
dels e. V. 

— Bundesverband öffentlich bestellter und ver-
eidigter Sachverständiger e. V. 
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— Verband des Deutschen Cash and Carry-Groß-
handels e. V. 

— Zentraler Kreditausschuß 

— Deutsche Akademie der Forschung und Planung 
im ländlichen Raum. 

Der Fragenkatalog des Ausschusses wurde von den 
Sachverständigen differenziert beantwortet. Mehr-
heitliche Zustimmung fand die geplante Erweite-
rung der bei der Bauleitplanung zu berücksichti-
genden Belange um Bodenschutz, Umweltschutz, 
Denkmalschutz und um eine Mittelstandsklausel. 

Dem Vorschlag des Bundesrates auf Ausschluß ein-
zelner Nutzungen aus besonderen städtebaulichen 
Gründen ohne Festsetzung eines Baugebiets wurde 
überwiegend zugestimmt. 

Die Verfahrensvorschriften des Regierungsent-
wurfs in der Fassung der Gegenäußerung der Bun-
desregierung wurden von einem großen Teil der 
Sachverständigen befürwortet. Der Bundesratsvor-
schlag, über den Regierungsentwurf hinaus weiter-
gehende Vorschriften zur Erhöhung der Bestands-
kraft der Bauleitpläne vorzusehen, wurde von ei-
nem größeren Teil der Sachverständigen unter-
stützt. Zu der Frage, ob das Genehmigungserforder-
nis für Bebauungspläne und sonstige Satzungen 
beibehalten oder durch ein Anzeigeverfahren er-
setzt werden soll, waren die Meinungen der Sach-
verständigen geteilt. Vereinzelt wurde vorgeschla-
gen, bei einfachen Satzungen auf Genehmigungs- 
und Anzeigeverfahren generell zu verzichten oder 
lediglich eine Mitteilung an die Aufsichtsbehörde 
vorzusehen. Ein großer Teil der Sachverständigen 
sprach sich für die Beibehaltung des Zustimmungs-
erfordernisses durch die höhere Verwaltungsbe-
hörde im Genehmigungsverfahren (§ 36) aus. Die 
Neuregelung der Vorkaufsrechte wurde von einer 
Mehrheit der Sachverständigen begrüßt; einige 
Sachverständige forderten dagegen einen weiteren 
Ausbau der Vorkaufsrechte. Der Wegfall des preisli-
mitierenden Vorkaufsrechts wird sich nach der 
Meinung der Mehrheit der Sachverständigen auf 
die Bodenpreisentwicklung negativ auswirken. 

Überwiegende Zustimmung fand die in § 22 vor-
gesehene Regelung zur Sicherung von Gebieten 
mit Fremdenverkehrsfunktionen, wobei allerdings 
gleichzeitig vorgeschlagen wurde, auf die Rechts-
verordnung der Landesregierung zu verzichten. 

Die Neufassung der Vorschriften über die Befrei-
ung von den Festsetzungen eines Bebauungsplans 
(§ 31 Abs. 2) wurde von einem Teil der Sachverstän-
digen begrüßt. Einem anderen Teil der Sachver-
ständigen ging die Erweiterung der Befreiungsmög-
lichkeit zu weit. Die Erweiterung der Genehmi-
gungsmöglichkeit während des Planverfahrens 
wurde ähnlich beurteilt. 

Die Neufassung der Vorschriften über die Geneh-
migung von Bauvorhaben im nicht überplanten In-
nenbereich wurde von einem großen Teil der Sach-
verständigen befürwortet, einige Sachverständige 
lehnten diese Neuregelung ab. Eine Reihe von 
Sachverständigen wandte sich gegen die Änderun

-

gen der Vorschriften über das Bauen im Außenbe-
reich. Vereinzelt wurde sogar eine Verschärfung ge-
genüber dem geltenden Recht gefordert, z. B. durch 
Ausschluß von Genehmigungsmöglichkeiten durch 
einen Bebauungsplan. 

Von einer Vielzahl von Sachverständigen wurde die 
im Entwurf vorgeschlagene Erweiterung des Umle-
gungsrechts positiv beurteilt. Dies gilt vor allem für 
die Erweiterung der Umlegung auf Gebiete mit ein-
fachem Bebauungsplan. Der Wegfall des kommuna-
len Enteignungsprivilegs wurde teils kritisiert, teils 
positiv beurteilt. Dagegen wurden die Änderungen 
des Erschließungsbeitragsrechts, insbesondere die 
Einbeziehung der Wohnwege, ganz überwiegend be-
grüßt. Vorgeschlagen wurde außerdem, die Kinder-
spielplätze aus den erschließungsbeitragspflichti-
gen Anlagen herauszunehmen. Die im Regierungs-
entwurf für das Enteignungsverfahren, die Erhe-
bung von Erschließungsbeiträgen und den Aus-
gleichsbetrag vorgesehene Rückverlagerung von 
Gesetzgebungskompetenzen auf die Länder wurde 
von allen Sachverständigen im Hinblick auf eine 
drohende unvertretbare Rechtszersplitterung mit 
Nachdruck abgelehnt. 

Die zum vereinfachten Sanierungsverfahren emp-
fohlene Einführung einer Veränderungssperre und 
einer Verfügungssperre wurde von der Mehrzahl 
der Sachverständigen begrüßt. Eine große Mehrheit 
der Sachverständigen sah im vereinfachten Sanie-
rungsverfahren mit dem Verzicht auf die Erfassung 
sanierungsbedingter Werterhöhungen (insbes. Aus-
gleichsbetrag) eine Möglichkeit, welche die behut-
same Erneuerung der Städte und Dörfer erleich-
tert. 

Die Entmischung im Bereich der Städtebauförde-
rung wurde einhellig abgelehnt mit der Begrün-
dung, die Städtebauförderung dürfe nicht von der 
Prioritätensetzung und Leistungsfähigkeit der Län-
der abhängig sein. Die Förderung des Städtebaus 
durch den Bund habe sich in der Vergangenheit 
bewährt. 

Die Mehrzahl der Sachverständigen begrüßte die 
Beibehaltung der Erhaltungssatzung mit der Mög-
lichkeit der Genehmigungspflicht für Nutzungsän-
derungen. Einige Sachverständige sprachen sich 
für eine Genehmigungspflicht für die Umwandlung 
von Miet- in Eigentumswohnungen aus. Nach Auf-
fassung einer deutlichen Mehrheit der Sachver-
ständigen haben sich die städtebaulichen Gebote in 
der Praxis bewährt. 

Bezüglich der einzelnen Aussagen der Sachverstän-
digen wird auf das stenographische Protokoll der 
62. Sitzung des Ausschusses für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau verwiesen. 

3. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Innenausschuß hat in seiner 122. Sitzung am 
25. Juni 1986 mit Mehrheit der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Oppositionsfraktionen be-
schlossen, zu empfehlen, 
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— zu Artikel 1 Nr. 3 (Belange des Umweltschutzes, 
des Denkmalschutzes und der Landschafts-
pflege in § 1 Abs. 5 Satz 2, Bodenschutzklausel in 
§ 1 Abs. 5 Satz 3) dem Regierungsentwurf zu fol-
gen, 

— zu Artikel 1 Nr. 6 (Verwaltungsverfahren bei der 
Bürgerbeteiligung) der Gegenäußerung der Bun-
desregierung zu folgen, 

— zu Artikel 1 Nr. 7 (Beteiligung der Träger öffent-
licher Belange) dem Regierungsentwurf zu fol-
gen, 

— zu Artikel 1 Nr. 9 und 13 
a) in bezug auf die Ausweisung von Flächen für 

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft in 
den Bauleitplänen, § 5 Abs. 2 Nr. 10, § 9 Abs. 1 
Nr. 20 dem Regierungsentwurf, 

b) in bezug auf die Kennzeichnungspflicht für 
Altlasten in § 5 Abs. 3 Nr. 3, § 9 Abs. 5 Nr. 3 
dem Regierungsentwurf, 

c) in bezug auf die Umweltverträglichkeitsprü-
fung ebenfalls dem Regierungsentwurf, 

d) in bezug auf Verwendungsverbote für luftver-
unreinigende Stoffe, § 9 Abs. 1 Nr. 23 dem 
Bundesrat und 

e) hinsichtlich der Festsetzungen für den 
Immissionsschutz dem Regierungsentwurf 
zu folgen, 

— zu Artikel 1 Nr. 15 (Obergang vom Genehmi-
gungs- zum Anzeigeverfahren für Bebauungs-
pläne — Verhältnis Staat — Gemeinde) dem Re-
gierungsentwurf zu folgen, 

— zu Artikel 1 Nr. 35 den Wegfall des Zustim-
mungserfordernisses für Befreiungen nach § 31 
Abs. 2 vorzusehen, 

— zu Artikel 1 Nr. 96 
a) hinsichtlich der Auskunftspflicht im Sanie-

rungsrecht der Haltung der Bundesregierung 
in ihrer Gegenäußerung und 

b) in bezug auf Denkmalschutz und Erhaltungs-
satzung dem Regierungsentwurf 

zu folgen, sowie 

— zu Artikel 1 Nr. 97 (Datenschutz bei der Kauf-
preissammlung) dem Regierungsentwurf zu fol-
gen. 

Der Sportausschuß führt in seiner gutachtlichen 
Stellungnahme vom 18. Juni 1986 folgendes aus: 
1. In dem vorliegenden Entwurf des Baugesetz-
buches sind die Belange des Sports nur in ge-
ringem Maße ausdrücklich erwähnt. Selbst bei 
Würdigung der Zielsetzung einer größeren 
Übersichtlichkeit darf die erfolgte Zusammen-
fassung mehrerer zu berücksichtigender Be-
lange nicht dazu führen, daß es für den Sport 
bei der deklamatorischen Aufzählung in § 1 
Abs. 5 Ziffer 3 bleibt. 

Unter ausdrücklichem Bezug auf die Empfeh-
lung der Deutschen Sportkonferenz vom 
24. April 1984 hält der Sportausschuß es für ge-
boten, sicherzustellen, daß in der Bauleitpla-
nung bei der Beurteilung der Zulässigkeit von 
Vorhaben die im Verhältnis zwischen Sport 
und Umweltschutz auftretenden Fragen sach-
gerecht abgewogen werden und den sozialen 
Gemeinschaftseinrichtungen des Sports ge-
bührend Rechnung getragen wird. 
Der Sportausschuß empfiehlt daher dem feder-
führenden Ausschuß für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau, in den Ausschußbericht 
entsprechende Aussagen aufzunehmen. 

2. Der Sportausschuß ist der Auffassung, daß we-
sentliche Probleme zur Sicherstellung von 
Sportanlagen im Rahmen der nach § 2 Abs. 5 
zu erlassenden Baunutzungsverordnung zu re-
geln sind und dies bei der beabsichtigten No-
vellierung der Baunutzungsverordnung zu be-
rücksichtigen ist. 
Hierbei sind insbesondere folgende Forderun-
gen von Bedeutung: 
— Zulässigkeit von nicht störenden, den Be-

wohnern des Gebietes dienenden Spiel- und 
Sportanlagen in reinen Wohngebieten und 
Kleinsiedlungsgebieten; 

— Zulässigkeit von nicht wesentlich stören-
den, den Bewohnern des Gebietes dienen-
den Spiel- und Sportanlagen in allgemeinen 
Wohngebieten. 

3. Die Sportorganisationen werden derzeit nicht 
ausreichend an der Bauleitplanung beteiligt. 
Die bestehenden gesetzlichen Regelungen rei-
chen zudem nicht aus, den Belangen des 
Sports im Rahmen der Bauleitplanung in gebo-
tenem Umfang gerecht zu werden. 
Der Sportausschuß hält es daher für dringend 
geboten, die Sportorganisationen an der die 
Belange des Sports berührenden Bauleitpla-
nung frühzeitig vor der öffentlichen Auslegung 
der Planentwürfe zu beteiligen. Im Ausschuß-
bericht sind entsprechende Aussagen zu tref-
fen. 

4. In §§ 5 Abs. 2 und 9 Abs. 1 ist ausdrücklich die 
Möglichkeit der Darstellung und Festsetzung 
von Flächen für Sport- und Spielanlagen aufzu-
nehmen. Dadurch sollen Einengungen des gel-
tenden Rechts vermieden und die Notwendig-
keit der Ausweisung entsprechender Flächen 
unterstrichen werden. 

5. Im Ausschußbericht ist deutlich zu machen, 
daß Genehmigungen nach § 31 Abs. 2 Nr. 1 und 
§ 34 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 aus Gründen des Wohls 
der Allgemeinheit auch zugunsten von Sport-
einrichtungen in Betracht kommen. 

6. Zu § 35 ist im Ausschußbericht der Umfang der 
Genehmigungsmöglichkeiten von Spiel- und 
Sportanlagen im Außenbereich darzustellen; 
insbesondere, daß Sportarten, die ihrer Natur 
nach nur im freien Gelände ausgeübt oder 
Sportanlagen, die aufgrund der topographi-
schen Lage nur dort erstellt werden können, 
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als im Außenbereich zulässige Anlagen nach 
§ 35 grundsätzlich genehmigungsfähig sind. 

Der Rechtsausschuß hat am 24. September 1986 die 
Regierungsvorlage abschließend beraten und mit 
Mehrheit gebilligt. Er empfiehlt: 

1. es in § 22 bei der Rechtsverordnung zu belassen, 

2. zu § 36 Abs. 2 die vom Ausschuß für Wirtschaft 
vorgeschlagene Formulierung zu übernehmen, 

3. aus rechts- und verfassungspolitischen Gründen 
auf die Vorschrift des § 246 Abs. 6 zu verzichten, 

4. zu prüfen, ob auf eine Erweiterung des Grenzre-
gelungsverfahrens in §§ 80 ff. Baugesetzbuch ver-
zichtet werden kann. 

Die Empfehlungen zu Nummern 1 und 3 sind ein-
stimmig, zu Nummer 2 mit einer Enthaltung und zu 
Nummer 4 mit zwei Enthaltungen beschlossen wor-
den. 
Der Finanzausschuß schlägt in seiner Stellung-
nahme vom 24. September 1986 dem federführen-
den Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau mit den Stimmen der Koalitionsfraktio-
nen gegen die der Oppositionsfraktionen vor, dem 
Deutschen Bundestag die Annahme des Gesetzent-
wurfs in der Fassung des Ausschusses für Raum-
ordnung, Bauwesen und Städtebau mit der Maß-
gabe zu empfehlen, daß in Artikel 1 Nr. 96 der letzte 
Satz des § 138 Abs. 2 wie folgt formuliert wird: „So-
weit die erhobenen Daten für die Besteuerung er-
forderlich sind, dürfen sie an die Finanzbehörden 
weitergegeben werden." 

Weiterhin empfiehlt der Finanzausschuß dem fe-
derführenden Ausschuß für Raumordnung, Bauwe-
sen und Städtebau mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen und der Fraktion DIE GRÜNEN gegen 
die Stimmen der Fraktion der SPD, im gegenwärti-
gen Gesetzgebungsverfahren die Frage der Grund-
erwerbsteuerbefreiung der freiwilligen Umlegung 
u. a. nicht weiterzuverfolgen, weil vom Grundsatz 
her Bedenken gegen neue Ausnahmetatbestände 
im Steuerrecht bestehen. 

Der Haushaltsausschuß hat dem Gesetzentwurf in 
der vom federführenden Ausschuß beschlossenen 
Fassung mehrheitlich bei Gegenstimmen der Frak-
tion der SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN zuge-
stimmt. 

Bei gleichem Stimmenverhältnis hat der Haus-
haltsausschuß den folgenden Antrag der Haushalts-
gruppe der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP 
angenommen: 
„Mit dem Baugesetzbuch soll die Mischfinanzie-
rung im Bereich der Städtebauförderung abge-
baut werden. Als Volumen für den Ausgleich ge-
genüber den Ländern kommt ein Betrag von 
330 Mio. DM in Betracht. Diese Mittel sollen für 
die Städtebauförderung zweckgebunden wer-
den."  

Die Stellungnahme des Ausschusses für Wirtschaft 
vom 25. Juni 1986 hat folgenden Wortlaut: 

Der Ausschuß für Wirtschaft schlägt dem feder

-

führenden Ausschuß für Raumordnung, Bauwe

-

sen und Städtebau mit der Mehrheit der Stim-
men der Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP gegen die Stimmen der Mitglieder der 
Fraktion der SPD und der Fraktion DIE 
GRÜNEN vor, dem Deutschen Bundestag die 
Annahme des Gesetzentwurfs — Drucksache 
10/4630 — zu empfehlen. 

Mit derselben Mehrheit nimmt der Ausschuß für 
Wirtschaft zum Gesetzentwurf wie folgt Stel-
lung: 

I. Der Regierungsentwurf eines Baugesetzbuchs 
enthält aus Sicht der Ausschusses für Wirt-
schaft im Bereich des Planungs- und Geneh-
migungsrechts deutliche Verbesserungen ge-
genüber dem geltenden Recht. Er berücksich-
tigt wirtschaftliche, ökologische und andere 
Belange in einem ausgewogenen Verhältnis. 
Der Ausschuß für Wirtschaft 
— unterstützt deshalb den Regierungsent-

wurf, 
— unterstreicht sein Interesse an einem un-

veränderten Inkrafttreten der Verbesse-
rungen der Rahmenbedingungen für Inve-
stitionen, die der Entwurf vorsieht, 

— tritt nachdrücklich für eine angemessene 
und gleichgewichtige Berücksichtigung 
ökonomischer Belange im Baugesetzbuch, 
im Verhältnis zu anderen, insbesondere 
ökologischen Belangen ein, 

— weist darauf hin, daß eine über den Regie-
rungsentwurf hinausgehende stärkere Ver-
mischung von Umweltschutzrecht und 
Baurecht für beide Rechtsmaterien abträg-
lich wäre, und für die Wirtschaft die 
Rechtsgrundlagen für Investitionsent-
scheidungen in beiden Bereichen unsiche-
rer und weniger tragfähig machen würde. 

II. Zu einzelnen Vorschriften des Regierungsent-
wurfs nimmt der Ausschuß für Wirtschaft wie 
folgt Stellung: 
1. Zu § 1 Abs. 5 Nr. 7: Besondere Berücksich-
tigung der mittelständischen Struktur der 
Wirtschaft im Interesse einer verbraucher-
nahen Versorgung der Bevölkerung: 
Die Versorgung der Bevölkerung ist ein 
Gesichtspunkt, der auch städtebaulich von 
Bedeutung ist. Die Versorgung sollte ver-
brauchernah und damit verbraucher-
freundlich sein. Dieser Zielsetzung ist es 
förderlich, wenn eine ausreichend große 
Zahl mittelständischer Dienstleistungsbe-
triebe vorhanden ist. Der Regierungsent-
wurf trägt dieser Tatsache mit der Neure-
gelung des § 1 Abs. 5 Ziff. 7 Rechnung. Der 
Ausschuß für Wirtschaft begrüßt aus-
drücklich diese Neuregelung. Er begrüßt 
aber auch, daß der Regierungsentwurf 
durch die gewählte Formulierung klar-
stellt, daß das Bauplanungsrecht aus-
schließlich raumplanerischen und städte-
baulichen Zielsetzungen zu dienen hat. 

2. Zu § 5 Abs. 3 Nr. 3 und § 9 Abs. 5 Nr. 3: 
Kennzeichnungspflicht für Altlasten: 
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Es gibt in den Gemeinden keine gesicher-
ten Erkenntnisse über den Umfang der 
verunreinigten Böden; bekannt sind über-
wiegend nur Verdachtsfälle. Die Feststel-
lung, welche Flächen des gesamten Ge-
meindegebiets tatsächlich kontaminiert 
sind, würde jahrelange Ermittlungen er-
fordern, ohne daß der entstehende Auf-
wand sachlich gerechtfertigt wäre. 
Der Ausschuß begrüßt es daher, daß die 
Bundesregierung dem Vorschlag des Bun-
desrates zugestimmt hat, die Kennzeich-
nung beim Flächennutzungsplan auf sol-
che belasteten Flächen zu beschränken, 
die für bauliche Nutzungen vorgesehen 
sind. 

3. Zu § 9 Abs. 1 Nr. 1 a: Ausschluß bestimmter 
Nutzungen und Anlagen durch entspre-
chende Festsetzung im Bebauungsplan: 
Der Ausschuß für Wirtschaft teilt das An-
liegen des Ausschusses für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau, Belastungen 
oder Umstrukturierungen von Gebieten 
aufgrund der Einrichtung bestimmter Ver-
gnügungsstätten in Kern- und Mischgebie-
ten der Innenstädte durch vereinfachte 
Regelungen für den unbeplanten Innenbe-
reich verhindern zu können. Es muß je-
doch sichergestellt sein, daß eine entspre-
chende Regelung tatsächlich nur auf der-
artige unerwünschte Vergnügungsbetriebe 
angewendet werden kann und eine miß-
bräuchliche Anwendung zu Lasten „nor-
maler" Nutzungsformen ausgeschlossen 
ist. 
Der vom federführenden Ausschuß vorge-
schlagene Gesetzestext bietet diese Ge-
währ nicht. Sofern die dargelegten Beden-
ken nicht durch eine andere Formulierung 
ausgeräumt werden können, lehnt der 
Ausschuß für Wirtschaft deshalb die vom 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau vorgesehene Ergänzung 
des Regierungsentwurfs ab. 

4. Zu § 9 Abs. 1 Nr. 3: Höchstmaße für Bau-
grundstücke: 
Der Ausschuß für Wirtschaft lehnt die vom 
federführenden Ausschuß vorgesehene Er-
gänzung des Regierungsentwurfs ab. 
Die Festsetzung von Höchstmaßen für 
Wohnbaugrundstücke wird vom Vorliegen 
besonderer städtebaulicher Gründe losge-
löst und auch aus ganz anderen als bau-
rechtlichen Gründen möglich, wenn sie im 
Gesetz ausdrücklich mit dem „sparsamen 
Umgang mit Grund und Boden" begründet 
wird. Das Bauplanungsrecht hat aber aus-
schließlich Zielsetzungen zu dienen, die 
unter primär städtebaulichen Gesichts-
punkten von Bedeutung sind. 

5. Zu § 9 Abs. 1 Nr. 23: Festsetzung von Ver-
brennungsverboten für bestimmte Ener-
gieträger: 
Der Ausschuß für Wirtschaft begrüßt 
nachdrücklich die vom Regierungsentwurf 

vorgesehene Einengung und Konkretisie-
rung der Möglichkeiten, in Bauleitplänen 
aus Gründen des Umweltschutzes Ver-
brennungsverbote für bestimmte Energie-
träger festzusetzen. Er geht davon aus, daß 
durch die Neuregelung mißbräuchliche 
Festsetzungen von Verbrennungsverboten, 
die den Wettbewerb zwischen verschie-
denen Energieträgern verzerren, weitge-
hend ausgeschlossen werden. 

6. Zu § 22: Sicherung von Gebieten mit Frem-
denverkehrsfunktionen durch gemeindli-
chen Genehmigungsvorbehalt bei der Be-
gründung oder Teilung von Wohneigen-
tum: 
Der Ausschuß für Wirtschaft erkennt die 
Notwendigkeit an, den Fremdenverkehrs-
gemeinden ein Instrument gegen die seit 
Jahren feststellbare starke Ausbreitung 
von Zweitwohnungen an die Hand zu ge-
ben. Er stimmt deshalb der im Regierungs-
entwurf vorgesehenen Möglichkeit zu, die 
Begründung oder Teilung von Wohnungs-
eigentum in Gemeinden, die überwiegend 
durch den Fremdenverkehr geprägt sind, 
unter bestimmten engen Voraussetzungen 
unter dem Vorbehalt einer gemeindlichen 
Genehmigung zu stellen. 
Der Ausschuß für Wirtschaft legt jedoch 
besonderes Gewicht auf die Feststellung, 
daß der in § 22 für Fremdenverkehrsge-
biete vorgesehene Genehmigungsvorbe-
halt keinesfalls zum Präzedenzfall für die 
Einführung ähnlicher Eingriffe in ganz an-
deren Bereichen werden darf. Er tritt des-
halb dafür ein, das im Regierungsentwurf 
vorgesehene Erfordernis einer Rechtsver-
ordnung der Landesregierung beizubehal-
ten. Da Bodenverkehrsgenehmigungstat-
bestände ordnungspolitisch stets proble-
matisch sind, sollte die Entscheidung, ob 
ein Genehmigungsvorbehalt im Einzelfall 
eingeführt werden soll, nicht allein der je-
weiligen Gemeinde überlassen, sondern 
von einer vorherigen politischen Entschei-
dung des Landes abhängig gemacht wer-
den. 

7. Zu § 34 Abs. 3: Spezieller Genehmigungs-
tatbestand für betriebliche Investitionen 
im unbeplanten Innenbereich („Gemenge-
lageproblematik"): 
Aus der Sicht des Ausschusses für Wirt-
schaft stellt der neue spezielle Genehmi-
gungstatbestand für betriebliche Investi-
tionen das eigentliche Kernstück des Ent-
wurfs dar. Die Unternehmen erhalten da-
durch, insbesondere in sog. „Gemengela-
gen" eine tragfähigere Rechtsgrundlage 
für Investitionsentscheidungen. Die bishe-
rige unzureichende Rechtsgrundlage hat 
auch maßvolle Erweiterung im unbeplan-
ten Innenbreich unvertretbar erschwert, 
selbst dann, wenn die Erweiterung mit ei-
ner Verbesserung der Immissionssituation 
verbunden war. 
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Der Ausschuß für Wirtschaft begrüßt des-
halb nachdrücklich die im Regierungsent-
wurf vorgesehene Neuregelung. 
Der vom Ausschuß für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau als Ergänzung 
zu § 34 Abs. 3 vorgesehenen zusätzlichen 
Bedingung für die Genehmigung eines 
Vorhabens, daß die Erschließung gesichert 
sein müsse, stimmt der Ausschuß für Wirt-
schaft zu. 
8. Zu § 35 Abs. 4 Satz 1 Nr. 6: Betriebserweite-
rung im Außenbereich: 
Der Ausschuß für Wirtschaft begrüßt die 
im Regierungsentwurf vorgesehene Rege-
lung, wonach eine im Verhältnis zum vor-
handenen Gebäude und Betrieb angemes-
sene bauliche Erweiterung eines zulässi-
gerweise errichteten gewerblichen Be-
triebs künftig zu den nach § 35 Abs. 4 privi-
legierten „sonstigen Vorhaben" gehören 
soll. 
Die Neuregelung erleichtert — ähnlich wie 
§ 34 Abs. 3 für den unbeplanten Innenbe-
reich — Investitionsentscheidungen der 
Unternehmen im Außenbereich. 

9. Zu § 36 Abs. 2: Beteiligung der Gemeinde 
und der höheren Verwaltungsbehörde: 
Um Mißverständnisse über den Umfang 
der kommunalen Mitwirkungsbefugnisse 
auszuräumen, schlägt der Ausschuß für 
Wirtschaft folgende Formulierung vor: 
„Das Einvernehmen der Gemeinde und die 
Zustimmung der höheren Verwaltungsbe-
hörde darf nur aus den sich aus den §§ 31, 
33, 34 und 35 ergebenden Gründen versagt 
werden, von der Gemeinde jedoch nur im 
Rahmen ihrer eigenen planungsrechtli-
chen Aufgaben." 

10. Zu §§ 192 ff.: Gutachterausschüsse zur Er-
mittlung von Grundstückswerten: 
Der Ausschuß für Wirtschaft stimmt der 
Entscheidung des Regierungsentwurfs zu, 
an der grundsätzlichen Möglichkeit einer 
Tätigkeit der Gutachterausschüsse auch 
für Private festzuhalten. Er begrüßt aber 
die im Entwurf vorgesehene Einschrän-
kung des Kreises der antragsberechtigten 
Privatpersonen, die dem Grundsatz Rech-
nung trägt, daß sich die öffentliche Hand 
bei Tätigkeiten, die ihrer Art nach von Pri-
vaten wahrgenommen werden können, 
weitgehend zurückhalten sollte. 

Der Ausschuß für Wirtschaft begrüßt ferner, 
daß der Regierungsentwurf erstmals bundes-
rechtlich eine Auskunftserteilung aus der 
Kaufpreissammlung vorsieht und damit ins-
besondere dem Informationsbedürfnis der 
freiberuflichen Sachverständigen entgegen-
kommt. Er hält es jedoch für sachgemäß, die 
Auskunftserteilung im Sinne eines Rechtsan-
spruchs, vor allem der privaten Sachverständi-
gen, zu regeln. § 195 Abs. 3 sollte deshalb for-
muliert werden wie folgt: 
„Auskünfte aus der Kaufpreissammlung sind 
bei berechtigtem Interesse nach Maßgabe lan

-

desrechtlicher Vorschriften zu erteilen (§ 199 
Abs. 2 Nr. 4)." 
Der Ausschuß bittet den federführenden Aus-
schuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau um Prüfung folgender Vorschläge: 
1. § 193 Abs. 1 Nr. 3 zu streichen, wonach der 
Gutachterausschuß Gutachten erstattet, 
wenn „Die Eigentümer, ihnen gleichste-
hende Berechtigte, Inhaber anderer Rechte 
am Grundstück und Pflichtteilberechtigte, 
für deren Pflichtteil der Wert des Grund-
stücks von Bedeutung ist," es beantragen. 
Es handelt sich hierbei um privatrechtliche 
Streitigkeiten, wie z. B. Auseinandersetzun-
gen bei Erbfällen, Scheidungen und Liqui-
dationen von Betrieben. 

2. § 193 Abs. 1 Nr. 4 zu streichen, wonach Gut-
achterausschüsse auf Antrag von Gerichten 
und Justizbehörden tätig werden, weil die 
vereidigten Gutachter vor Gericht zugelas-
sen sind und damit keine Notwendigkeit be-
steht, neben den gerichtlich bestellten Gut-
achtern öffentliche Stellen mit der gleichen 
Aufgabe zu betrauen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat sich am 18. Juni 1986 mit der Regie-
rungsvorlage befaßt und seine Beratung auf fol-
gende Vorschriften beschränkt: 

— Artikel 1 Nr. 3 (Belange des Naturschutzes in § 1 
Abs. 5 Satz 2 Nr. 6, Bodenschutzklausel in § 1 
Abs. 5 Satz 3); 

— Artikel 1 Nr. 9 und 13 (Ausweisung von Flächen 
für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft in den 
Bauleitplänen, § 5 Abs. 2 Nr. 10, § 9 Abs. 1 
Nr. 20); 

— Artikel 1 Nr. 27 (Einschränkung des gemeindli-
chen Vorkaufsrechts, §§ 24 ff.);  

— Artikel 1 Nr. 33 (Abrundungs- und Entwicklungs-
satzung nach § 34 Abs. 4); 

— Artikel 1 Nr. 34 (Bauen im Außenbereich, § 35); 

— Artikel 1 Nr. 94 b (Zwingende Vorschrift über 
zinslose Stundung, § 135 Abs. 4) 
(Bundesrat Nr. 57); 

— Artikel 1 Nr. 100 (Begriff der Landwirtschaft in 
§ 201). 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat diese Vorschriften in der vom federfüh-
renden Ausschuß (vorläufig) beschlossenen Fas-
sung gebilligt mit der Maßgabe, daß in Artikel 1 
Nr. 34 (§ 35 Abs. 4 Nr. 1) die Worte „ohne wesentliche 
Änderung einer baulichen Anlage" gestrichen wer-
den. 

Zu Artikel 1 Nr. 94b empfiehlt der Ausschuß für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten, für § 135 
Abs. 4 BauGB folgende Fassung vorzusehen: 
„Werden Grundstücke landwirtschaftlich genutzt, 
so ist der Beitrag so lange zinslos zu stunden, wie 
das Grundstück zur Erhaltung der Wirtschaftlich- 
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keit des Betriebes genutzt werden muß. Satz 1 gilt 
auch für die Fälle der Nutzungsüberlassung und 
Betriebsübergabe an Familienangehörige im Sinne 
des § 15 der Abgabenordnung." 

Der Ausschuß für Verkehr stimmt mehrheitlich der 
vorgesehenen Fassung des § 1 Abs. 5 Nr. 7 zu, wo-
nach im Regierungsentwurf die Worte „einschließli-
che des öffentlichen Personennahverkehrs" einge-
fügt werden. Im übrigen erhebt der Ausschuß für 
Verkehr aus verkehrspolitischer Sicht keine Ein-
wendungen gegen die Vorlage. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit hat in seiner 6. Sitzung am 24. Septem-
ber 1986 den Gesetzentwurf beraten und mit der 
Mehrheit der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der Oppositionsfraktionen die Stellungnahme 
des Innenausschusses vom 25. Juni 1986 übernom-
men. 

Die kommunalen Spitzenverbände haben in der öf-
fentlichen Anhörung und im Verlauf der weiteren 
Beratungen Empfehlungen und Anregungen gege-
ben. Ihre Auffassungen sind bei der Darstellung der 
Sachthemen jeweils wiedergegeben. 

4. Gang der Beratungen im federführenden Aus-
schuß 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat den Regierungsentwurf in insgesamt 
15 Sitzungen intensiv beraten. Die 55. und 56. Sit-
zung am 22. und 29. Januar 1986 war der Vorberei-
tung des Planspiels und der öffentlichen Anhörung 
gewidmet. In der 57. Sitzung am 19. Februar 1986 
wurde die 95 Punkte umfassende Stellungnahme 
des Bundesrates beraten. In der 61. Sitzung am 
19. März 1986 wurde das in der 60. Sitzung präsen-
tierte Planspiel noch einmal ausgewertet; hier hatte 
vor allem die Bundesregierung Gelegenheit, zu den 
Ergebnissen ausführlich und im Dialog mit den wis-
senschaftlichen Betreuern des Planspiels Stellung 
zu nehmen. Nach der öffentlichen Anhörung in der 
62. Sitzung wurde der Regierungsentwurf unter 
Heranziehung der Ergebnisse des Planspiels und 
der Anhörung in der 63., 64., 65. und 66. Sitzung am 
16., 18. und 23. April sowie am 14. Mai 1986 in einem 
ersten Durchgang beraten. Das Ergebnis dieser Be-
ratung wurde den mitberatenden Ausschüssen mit-
geteilt. Eine die inzwischen herausgearbeiteten 
Schwerpunktprobleme vertiefende Beratung schloß 
sich in der 67., 68. und 69. Sitzung am 4., 18. und 
25. Juni 1986 an. In der 70. Sitzung am 24. Septem-
ber 1986 befaßte sich der Ausschuß schwerpunkt-
mäßig mit den Stellungnahmen der mitberatenden 
Ausschüsse sowie mit dem Städtebaulichen Bericht 
Umwelt und Gewerbe in der Städtebaupolitik - 
Drucksache 10/5999. Die abschließende Beratung 
fand in der 71. Sitzung am 1. Oktober 1986 statt. 

Bei seinen Beratungen hat der Ausschuß die Ergeb-
nisse des Planspiels und der öffentlichen Anhörung 
sowie zahlreiche weitere Eingaben von Verbänden, 
Gemeinden und Einzelpersonen berücksichtigt. So 
lagen dem Ausschuß z. B. Stellungnahmen der 

Städte Nürnberg, München und Solingen sowie des 
Zentralverbands des Deutschen Baugewerbes, des 
Bundesverbandes Steine und Erden und des Haupt-
vorstandes der Deutschen Bauindustrie vor. Der 
Ausschuß hat diese Eingaben ebenso in seine Über-
legungen einbezogen wie das Ergebnis einer am 
4. September 1986 in Westerland/Sylt durchgeführ-
ten Erörterung von § 22. 

Der Ausschuß legte Wert darauf, daß an den Bera-
tungen Mitglieder der Fachkommission „Städte-
bau" der Arbeitsgemeinschaft der für das Bau-, 
Wohnungs- und Siedlungswesen zuständigen Mini-
ster der Länder (ARGEBAU) als fachkundige Bera-
ter teilnahmen. Der Ausschuß machte auch von der 
Möglichkeit der Geschäftsordnung Gebrauch, Ver-
treter der kommunalen Spitzenverbände zu den Be-
ratungen zuzulassen und ihren Sachverstand einzu-
bringen. Sowohl die Vertreter der ARGEBAU als 
auch die Vertreter der kommunalen Spitzenverbän-
den nahmen an allen Sitzungen teil. Damit setzte 
der Ausschuß eine Praxis fort, die sich bereits bei 
der Beratung des Bundesbaugesetzes und seiner 
Novellen bewährt hatte. 

II. Grundsätzliche Beurteilung des Gesetzentwurfs 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau empfiehlt mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktion 
der SPD, den Gesetzentwurf mit den aus der Zu-
sammenstellung ersichtlichen Änderungen und Er-
gänzungen anzunehmen. 

1. Die Ausschußmehrheit begrüßt es, daß die Bun-
desregierung den Entwurf eines Gesetzes über 
das Baugesetzbuch nach gründlicher Vorberei-
tung noch so frühzeitig vorgelegt hat, daß eine 
Verabschiedung in der 10. Wahlperiode möglich 
wurde. Durch die Vorarbeiten, bei denen von An-
fang an Städtebauexperten aus den Ländern, 
Städten, Gemeinden und Kreisen beteiligt wor-
den sind, durch den intensiven und offenen Ge-
dankenaustausch mit Verbänden und Institutio-
nen, Wissenschaftlern und Praktikern sowohl im 
Stadium der Formulierung des Referentenent-
wurfs als auch während der parlamentarischen 
Beratung des Gesetzentwurfs ist gewährleistet, 
daß nunmehr zur Beschlußfassung ein Gesetz-
entwurf vorgelegt wird, der den Bedürfnissen der 
Praxis gerecht wird. 
Die Ausschußmehrheit räumt ein, daß die Zeit-
spanne zwischen Ausschußüberweisung und Vor-
lage von Beschlußempfehlung und Bericht an 
das Plenum bei dem gegenwärtigen Gesetzge-
bungsverfahren kürzer war als bei der Beratung 
des Bundesbaugesetzes 1960 und 1976. Die Be-
schleunigung des Verfahrens ist aber nach ihrer 
Auffassung nicht auf Kosten der Qualität des Be-
ratungsergebnisses gegangen. Die Ausschußbe-
ratungen waren gekennzeichnet durch Gründ-
lichkeit, Konzentration und Transparenz. Die 
meisten der vorgeschlagenen Lösungen sind 
nicht erst während der Ausschußberatungen ge-
funden, sondern seit Jahren auf breiter prakti- 
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scher und wissenschaftlicher Grundlage erörtert 
worden. Grundlegend neue Institute und Instru-
mente werden mit dem Baugesetzbuch nicht ein-
geführt. 
Der Ausschuß hält es mit Mehrheit nicht für ver-
tretbar, die Lösung der drängenden Probleme bis 
in die nächste Wahlperiode aufzuschieben oder 
durch — die Praxis belastende — Teilnovellie-
rungen vorwegzunehmen. Zu diesen besonders 
drängenden, keinen weiteren Aufschub dulden-
den Problemen gehören z. B. die Kurgebietspro-
blematik, die Gemengelagenproblematik und die 
Gefährdung der verbrauchernahen Versorgung. 
Der Ausschuß tritt mit Mehrheit für die Verab-
schiedung des Baugesetzbuches ein, weil dieses 
Gesetz in angemessener Weise den veränderten 
Aufgaben im Städtebau Rechnung trägt. Im Vor-
dergrund der Stadtentwicklung werden nicht 
mehr wie zur Zeit des Inkrafttretens des Bundes-
baugesetzes die Ausweisung neuer Baugebiete in 
der Fläche stehen, sondern die Aufgaben der 
Stadterneuerung und der Innenentwicklung. Es 
ist daher zu begrüßen, daß im Baugesetzbuch die 
Instrumente des Städtebaurechts zugunsten der 
Stadterhaltung und Stadterneuerung verbessert 
werden. Durch die Verschmelzung von Bundes-
baugesetz und Städtebauförderungsgesetz wer-
den die Stadterneuerungsaufgaben im Städte-
baurecht des Bundes als städtebauliche Dau-
eraufgaben anerkannt. Das Sanierungsrecht 
wird vereinfacht und so ausgestaltet, daß es den 
Bedürfnissen der Praxis auch bei der behutsa-
men, kleinteiligen Stadterneuerung besser ge-
recht wird. Durch die Verbesserungen bei den 
Bestimmungen über die Zulässigkeit von Vorha-
ben und im Recht der Bodenordnung und Er-
schließung wird die Nutzung und Aktivierung be-
reits ausgewiesenen Baulands erleichtert. 
Die Ausschußmehrheit begrüßt die Verbesserung 
der städtebaulichen Instrumente zugunsten des 
Umweltschutzes. Damit leistet das Baugesetz-
buch einen wichtigen Beitrag für die Stadtökolo-
gie. Die Umweltbegriffe werden in den Grundsät-
zen der Bauleitplanung aktualisiert und ergänzt. 
Die Gemeinden werden zum sparsamen und 
schonenden Umgang mit Grund und Boden ver-
pflichtet. Aus Gründen des flächensparenden 
Bauens können die Größen der Wohnbaugrund-
stücke begrenzt werden. In den Bauleitplänen 
können frühzeitig Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Na-
tur und Landschaft ausgewiesen werden. 
Die Ausschußmehrheit ist der Auffassung, daß 
im Baugesetzbuch, wie es jetzt zur Annahme 
empfohlen wird, die Umweltverträglichkeitsprü-
fung voll berücksichtigt ist. Zu Recht haben da-
her die Vertreter der kommunalen Spitzenver-
bände erklärt, daß das Baugesetzbuch sowohl für 
die Bauleitplanung als auch für die Zulässig-
keitsprüfung sicherstellt, daß die Umweltauswir-
kungen der umweltbedeutsamen Planungen und 
Vorhaben, insbesondere ihre Auswirkungen auf 
— Mensch, Fauna und Flora, 
— Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft, 
— Sachgüter und kulturelles Erbe  

einschließlich deren Wechselwirkungen unter-
einander beurteilt und in die Entscheidungsfin-
dung (Abwägung) miteinbezogen werden. 
Die Ausschußmehrheit sieht auch in der verbes-
serten Verankerung des Denkmalschutzes einen 
wichtigen Beitrag zur Anpassung des Städtebau-
rechts an die Gegenwarts- und Zukunftsaufga-
ben. 
Die Ausschußmehrheit hält die Verabschiedung 
des Baugesetzbuchs auch deshalb für erforder-
lich, weil hiermit drängende strukturpolitische 
Probleme im Städtebaurecht aufgegriffen und 
gelöst werden. Das Baugesetzbuch erleichtert in 
vertretbarem Umfang das Bauen im Außenbe-
reich und leistet somit einen Beitrag zur Erhal-
tung und Fortentwicklung des ländlichen Raums. 
Es enthält die erforderlichen städtebaulichen Re-
gelungen für die sich aus dem engen Nebenein-
ander von konkurrierenden Nutzungen, insbe-
sondere von Gewerbe- und Wohnnutzung erge-
benden Probleme. Es ermöglicht den Gemeinden, 
der Gefährdung der verbrauchernahen Versor-
gung wirksam entgegenzutreten und dem städte-
baulich bedrohlichen Strukturwandel in den 
Kur- und Fremdenverkehrsgebieten wirksam 
vorzubeugen durch die Festsetzung der Zahl von 
Wohnungen im Bebauungsplan und durch die 
Einführung des Genehmigungsvorbehalts bei der 
Begründung von Wohnungseigentum. 
Die Ausschußmehrheit sieht im Baugesetzbuch 
einen wichtigen Beitrag zur Rechts- und Verwal-
tungsvereinfachung. Die Zusammenfassung von 
Bundesbaugesetz und Städtebauförderungsge-
setz, die vom Ausschuß insgesamt begrüßt wird, 
führt zu einer erheblichen Minderung der Zahl 
bestehender Vorschriften. Neben dem Städtebau-
förderungsgesetz werden die Ausgleichsbetrags

-

verordnung, die Ordnungsmaßnahmenverord-
nung und die bundesrechtlich noch geltenden 
Teile der Reichsgaragenordnung aufgehoben. 
Die Systematik des Städtebaurechts wird da-
durch insgesamt verbessert. Eine Reihe anderer 
Vorschriften wird entweder aufgehoben oder ge-
strafft. Im Rahmen des Möglichen sind die Rege-
lungen auch einfacher und verständlicher gefaßt 
worden. 
Die Ausschußmehrheit begrüßt, daß die Paragra-
henfolge des Bundesbaugesetzes für die in der 
Praxis seit Jahrzehnten eingespielten Bestim-
mungen im Baugesetzbuch weitgehend beibehal-
ten wird. 
Die Ausschußmehrheit ist davon überzeugt, daß 
mit dem Baugesetzbuch in vielen Fällen die Zu-
lässigkeit von Vorhaben erleichtert wird. Beson-
ders für Industrie- und Gewerbebetriebe, für 
Handwerksbetriebe und für landwirtschaftliche 
Betriebe werden die Voraussetzungen verbes-
sert, im Rahmen des städtebaulich Vertretbaren 
an ihrem Standort zu investieren. Nach Auffas-
sung der Ausschußmehrheit gilt dies insbeson-
dere für die Befreiungsregelung von Festsetzun-
gen des Bebauungsplans (§ 31 Abs. 2), für die Zu-
lässigkeit von Vorhaben bereits bei materieller 
Planreife (§ 33) und für die Zulässigkeit von Vor-
haben im unbeplanten Innenbereich im Einzel-
fall (§ 34 Abs. 3). 
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Die im Baugesetzbuch vorgenommene Überar-
beitung und Neufassung der Bestimmungen über 
die Bauleitplanung führt nach Auffassung der 
Ausschußmehrheit zu beachtlichen Erleichterun-
gen. Dies gilt z. B. für die Möglichkeit, einzelne 
Flächen und Darstellungen aus dem Flächennut-
zungsplan auszunehmen, für die vorzeitige In-
kraftsetzung der in Parallelverfahren aufgestell-
ten Bebauungspläne, für das vereinfachte Ver-
fahren bei geringfügigen Änderungen oder Er-
gänzungen des Flächennutzungsplans und der 
Neubekanntmachung des Flächennutzungsplans 
nach Änderung oder Ergänzung. Das Anzeigever-
fahren für Bebauungspläne und der Verzicht dar-
auf bei Satzungen über Veränderungssperren, 
Vorkaufsrechte und Erhaltungsgebiete führen 
nach Auffassung der Ausschußmehrheit zu zu-
sätzlichen Erleichterungen. 
Der Ausschuß hat in seinen Beschlüssen darauf 
geachtet, nicht durch zusätzliche Anforderungen 
oder durch Verrechtlichung von Instrumenten, 
die bisher mit Erfolg ohne gesetzliche Regelung 
angewandt worden sind, die Fehleranfälligkeit 
von Bauleitplänen zu erhöhen und die Anwen-
dung dieser Instrumente zu erschweren. Ganz im 
Gegenteil wird insbesondere durch die neu ge-
faßten Vorschriften über die Geltendmachung 
von Form-, Verfahrens- und Abwägungsfehlern 
die Bestandskraft der Bauleitpläne erhöht. Nach 
Auffassung der Ausschußmehrheit werden auch 
hierdurch die Grundlagen für Investitionsent-
scheidungen sicherer gemacht. Die Einführung 
der Nichtvorlagebeschwerde wird dazu beitra-
gen, Rechtsunsicherheiten bundeseinheitlich ra-
scher zu beseitigen. 
Als erheblich verwaltungsvereinfachend sieht 
die Ausschußmehrheit auch die Erleichterungen 
des Grundstücksverkehrs durch die Neuregelung 
der gemeindlichen Vorkaufsrechte an. Insbeson-
dere die Abschaffung des Vorkaufsrechts beim 
Kauf von Eigentumswohnungen und von Erb-
baurechten wird den rechtsgeschäftlichen 
Grundstücksverkehr entlasten. Dies wird nach 
Auffassung der Ausschußmehrheit durch die Er-
mächtigung an die Gemeinden noch verstärkt, 
für das Gemeindegebiet oder für Teile auf die 
Ausübung des Vorkaufsrechts zu verzichten. Der 
weitgehende Wegfall des bisher erforderlichen 
Negativattests wird die Vertragsabwicklung be-
schleunigen. 
Die im Sanierungsrecht vorgenommenen Ände-
rungen werden nach Überzeugung der Ausschuß-
mehrheit die Praktikabilität dieses Instrumenta-
riums weiter erhöhen und durch die Möglichkeit 
situationsgerechter Anwendung die Sanierung 
erleichtern. Zu einer Entlastung der Gemeinden 
und zu einer Verminderung der Rechtsanfällig-
keit von Sanierungssatzungen wird die vom Aus-
schuß einmütig eingeführte Regelung beitragen, 
daß künftig die im Sanierungsgebiet gelegenen 
Grundstücke mit ihren Grundbuch- und Kata-
sterbezeichnungen nicht mehr in der Sanie-
rungssatzung aufgeführt sein müssen. 
Die AusschuBmehrheit tritt entschieden für die 
Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung im 
Rahmen des Baugesetzbuchs ein. Durch die ver
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fahrens- und materiell-rechtlichen Erleichterun-
gen für die Aufstellung der Bauleitpläne und die 
neu geschaffenen Möglichkeiten, mit weniger 
aufwendigen Instrumenten die städtebauliche 
Ordnung zu sichern, wird der Verwaltungsauf-
wand bei den Gemeinden gemindert. Durch die 
Einführung des Anzeigeverfahrens und den teil-
weisen Verzicht auf Genehmigungs- und Anzei-
geverfahren für bestimmte Satzungen wird die 
gemeindliche Planungshoheit betont und die 
Rolle der höheren Verwaltungsbehörde als 
Rechtsaufsichtsinstanz unterstrichen. Die Aus-
schußmehrheit sieht in diesen Änderungen auch 
eine notwendige Folgerung aus der in den Län-
dern nunmehr abgeschlossenen Gebietsreform, 
die auch zu einer Stärkung der Verwaltungskraft 
der Gemeinden geführt hat. 
Die Ausschußmehrheit hat sich den im Planspiel 
und in der öffentlichen Anhörung einstimmig 
vorgetragenen Bedenken gegen die in § 246 
Abs. 6 ursprünglich vorgesehene Rückverlage-
rung von Gesetzgebungskompetenzen auf die 
Länder nicht verschließen können. Die aus die-
ser Regelung drohende Rechtszersplitterung 
wäre für alle am städtebaulichen Geschehen Be-
teiligten nicht zuzumuten gewesen. 

2. Die Fraktion der SPD im Ausschuß lehnt den 
Gesetzentwurf insgesamt ab. Sie stimmt jedoch 
einzelnen Verbesserungen wie der Erhöhung der 
Bestandskraft von Bauleitplänen durch Be-
schränkung der Geltendmachung von Form- und 
Abwägungsfehlern, der Ermöglichung eines Ge-
nehmigungsvorbehalts zur Sicherung der Frem-
denverkehrsfunktion, der Verfeinerung des In-
strumentariums bei der Sanierung und dem 
Wegfall der Erschließungsbeitragspflicht für 
Kinderspielplätze zu. 

Die Fraktion der SPD ist der Auffassung, daß 
sich das Bundesbaugesetz und das Städtebauför-
derungsgesetz insgesamt bewährt haben und da-
her kein dringender Novellierungsbedarf be-
steht. Die Defizite liegen weniger im Gesetz als 
im Gesetzesvollzug durch die Gemeinden. 

Die Fraktion der SPD hält den vorliegenden Ge-
setzentwurf für nicht ausgereift. Dieser Gesetz-
entwurf verdient nicht die Bezeichnung „Bauge-
setzbuch". Er ist keine Kodifikation des gesam-
ten Städtebaurechts, sondern allenfalls als Teil-
novellierung zu bewerten. Aus diesem Grund hat 
die Fraktion der SPD im Ausschuß beantragt, 
dem Gesetzentwurf die Überschrift „Stadt- und 
Gemeindeplanungsgesetz (StGPG)" zu geben. 

Nach Auffassung der Fraktion der SPD bleibt 
das Gesetzbuch weit hinter den von Bundesbau-
minister Dr. Schneider am Beginn der 10. Wahl-
periode geweckten Erwartungen zurück. So ist es 
nicht gelungen, die für das Bauen maßgebenden 
Vorschriften in einem Gesetzbuch zusammenzu-
fassen. Der Grund dafür ist, daß die Bundesregie-
rung von ihrem in der Regierungserklärung am 
4. Mai 1983 dargelegten Zeitplan abgegangen und 
der Versuchung erlegen ist, in einem raschen 
Verfahren noch vor der Bundestagswahl im Ja-
nuar 1987 einen Gesetzgebungserfolg vorweisen 
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zu wollen, anstatt zunächst in dieser Wahlperiode 
die Leitlinien für ein neues Städtebaurecht zu 
erarbeiten und das Gesetzgebungsverfahren in 
der 11. Wahlperiode durchzuführen. 
Die Fraktion der SPD bemängelt, daß die für die 
parlamentarische Beratung des Gesetzentwurfs 
zur Verfügung stehende Zeit zu kurz bemessen 
war. Auch wenn die Beratungen konzentriert wa-
ren, reichte die Zeit nicht aus, um Alternativen 
im Planspiel zu prüfen und Zweifelsfragen in 
Rückkoppelung mit Wissenschaft und Praxis zu 
klären. 
Nach Auffassung der Fraktion der SPD wird das 
Baugesetzbuch weder den ökologischen Gegen-
warts- noch den Zukunftsaufgaben gerecht. Die 
Forderung, der Boden solle sparsam genutzt wer-
den, bleibt im Gesetz allgemein und ohne Konse-
quenzen. So ist der Antrag der Fraktion der SPD 
abgelehnt worden, entsprechend dem Bundes-
ratsvorschlag zu § 1 Abs. 5 die sparsame Boden-
nutzung und den Vorrang der Innenentwicklung 
vor der weiteren Zersiedlung des Außenbereichs 
verbindlich vorzuschreiben. Die Ausschußmehr-
heit hat auch den Antrag der Fraktion der SPD 
abgelehnt, anerkannte Umweltverbände als Trä-
ger öffentlicher Belange an der Planung zu betei-
ligen. 

Die Fraktion der SPD ist wie der Bundesrat ver-
geblich dafür eingetreten, die Gemeinden durch 
Gesetz zu verpflichten, das Ergebnis ihrer Abwä-
gung zwischen den Umweltbelangen und ande-
ren Belangen öffentlich darzulegen, und damit 
die EG-Richtlinie zur Umweltverträglichkeits-
prüfung umzusetzen. 

Die Fraktion der SPD hat schwerwiegende Be-
denken gegen die den Gemeinden im Baugesetz-
buch nunmehr eingeräumte Möglichkeit, im Flä-
chennutzungsplan kritische Bereiche vorerst 
auszuklammern, da das Verdrängen von Pro-
blemen zu deren Lösung nicht beiträgt. Sie lehnt 
das Anzeigeverfahren für aus rechtskräftigen 
Flächennutzungsplänen entwickelte Bebauungs-
pläne ab; diese Neuregelung wäre nur akzepta-
bel, wenn für den Flächennutzungsplan die ver-
stärkten stadtökologischen Anforderungen maß-
gebend wären. 

Bei den Vorschriften über die Zulässigkeit von 
Vorhaben im nichtbeplanten Innenbereich hat 
die Fraktion der SPD vergeblich beantragt, auf 
das Tatbestandselement des „Einfügens" als 
übergeordneten Maßstab nicht zu verzichten und 
die ökologischen Belange deutlicher herauszu-
stellen. 
Die Fraktion der SPD stimmt dem Gesetzent-
wurf unter anderem auch deshalb nicht zu, weil 
die Bundesregierung nicht bereit ist, verbindli-
che Aussagen über ihre Novellierungsabsichten 
zur Baunutzungsverordnung vor der Verabschie-
dung des Baugesetzbuchs zu machen. Diese Be-
stimmungen können die Absichten des Gesetzes 
abschwächen oder verstärken. Die Vorschläge 
der Fraktion der SPD, die Baunutzungsverord-
nung zu einer Flächennutzungsverordnung zu er-
weitern, die es ermöglicht hätte, die nicht bebau
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ten Flächen in der Landschaft besser zu schützen 
und die Bauleitplanung besser mit der Land-
schaftsplanung abzustimmen, sind von der Aus-
schußmehrheit nicht aufgenommen worden. 
Die Fraktion der SPD erhebt nachdrücklich Be-
denken gegen die im Baugesetzbuch vorgese-
hene Erleichterung des Bauens im Außenbe-
reich, insbesondere bei der Umwandlung von 
landwirtschaftlichen Gebäuden in gewerbliche 
Gebäude sowie der Erweiterung vorhandener 
Wohngebäude und von Gewerbebetrieben im Au-
ßenbereich. Diese Aufweichung des Schutzes des 
Außenbereichs steht nach Auffassung der Frak-
tion der SPD im krassen Gegensatz zu den im 
Baugesetzbuch gleichzeitig enthaltenen Grund-
sätzen des Boden- und Umweltschutzes. 
Die Fraktion der SPD verweigert auch deshalb 
die Zustimmung zum vorliegenden Gesetzent-
wurf, weil nach ihrer Auffassung die Stadtpla-
nung entdemokratisiert und bürokratisiert wird. 
Der Regierungsentwurf schwächt die Einfü-
gungsvorschrift ab und erlaubt es, zukünftig 
auch Konfliktfälle ohne Bebauungsplan durch 
die Verwaltung zu genehmigen. Damit werden 
die Problemfälle vom politischen Rat zur büro-
kratischen Verwaltung verlagert und der Bürger-
beteiligung entzogen. Es ist zu befürchten, daß 
die Bürger, deren Interessen bei der Genehmi-
gung nicht mit abgewogen und berücksichtigt 
würden, zukünftig vermehrt die Verwaltungsge-
richte anrufen. Damit wird die Planung von Inve-
stitionsvorhaben eher verzögert als beschleunigt. 
Auch die Tatsache, daß Bedenken und Anregun-
gen der Bürger nicht mehr durch die höhere Ver-
waltungsbehörde geprüft werden, werde dazu 
führen, daß betroffene Bürger häufiger die Ver-
waltungsgerichte anrufen. 
Schließlich ist der Abbau der Städtebauförde-
rung des Bundes für die Fraktion der SPD ein 
schwerwiegender Grund, dem Baugesetzbuch die 
Zustimmung zu verweigern. Durch die Strei-
chung der förderungsrechtlichen Bestimmungen 
des Städtebauförderungsgesetzes schalte sich 
der Bund aus dieser wichtigen Zukunftsaufgabe 
aus. 

Die im Regierungsentwurf ursprünglich vorgese-
hene Rückverlagerung von Gesetzgebungskom-
petenzen auf die Länder und die damit drohende 
Rechtszersplitterung sind von vorneherein auf 
den entschiedenen Widerstand der Fraktion der 
SPD gestoßen und schließlich durch einstimmi-
gen Beschluß abgewendet worden. 

3. Die Fraktion DIE GRÜNEN lehnt den Gesetzent-
wurf mit der Begründung ab, das neue Bauge-
setzbuch bedeute einen Angriff auf Umwelt und 
Demokratie. Bereits das bisherige Bundesbauge-
setz und das Städtebauförderungsgesetz hätten 
in der Vergangenheit die Zerstörung der Städte 
als politischen, kulturellen und auch ästheti-
schen Lebensraum nicht verhindert. Das Bauge-
setzbuch werde noch stärker verhindern, daß Le-
bens- und menschengerechte Städte entstünden. 
Die Fraktion DIE GRÜNEN hat in ihren Ände

-

rungsanträgen den absoluten Vorrang der Be- 
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lange des Umweltschutzes, insbesondere den 
sparsamen Umgang mit Grund und Boden, im 
Städtebaurecht gefordert. Der Gesetzentwurf sei 
abzulehnen, weil er weder eine sachgerechte Um-
setzung der Bodenschutzkonzeption der Bundes-
regierung noch Ansätze zur Einführung der Um-
weltverträglichkeitsprüfung im Städtebaurecht 
enthalte. In einem institutionalisierten Verfah-
ren müsse sichergestellt sein, daß Flächen nur 
für jeweils umweltverträgliche Nutzungen freige-
geben würden. 
Die Fraktion DIE GRÜNEN wendet sich gegen 
eine Erleichterung des Bauens, insbesondere im 
Außenbereich. Der Umfang der privilegierten 
Bauvorhaben im Außenbereich dürfe nicht aus-
geweitet, sondern müsse — auch gegenüber dem 
geltenden Recht — eingeengt werden. Durch er-
leichterte Einzelbewilligungen würden darüber 
hinaus die Bürgerbeteiligungsrechte im Pla-
nungsverfahren ausgehöhlt. Demgegenüber for-
dert die Fraktion DIE GRÜNEN die Bürgerbetei-
ligung auf allen Stufen der Planung und Planver-
wirklichung als demokratisches Grundrecht. Das 
Verbandsklagerecht müsse eingeführt und die 
Teilhabe der Umwelt- und Naturschutzverbände 
in der Planung müsse juristisch gesichert wer-
den. 

III. Zu den Schwerpunkten des Gesetzentwurfs 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau stimmt den einzelnen Regelungen des 
Entwurfs teils einvernehmlich, teils mit Mehrheit 
zu. 

Unter den einvernehmlich gebilligten Regelungen 
sind hervorzuheben die Vorschriften zur Verbesse-
rung der Bestandskraft der Bauleitpläne (vgl. Kapi-
tel 5), die Regelung des vereinfachten Sanierungs-
verfahrens (Kapitel 7), die Vorschriften über die 
Wertermittlung (Kapitel 9), die Regelungen zur Si-
cherung der verbrauchernahen Versorgung der Be-
völkerung (Kapitel 12), die Bestimmungen zugun-
sten des Sports (Kapitel 13), die Regelung zur Siche-
rung der gefährdeten Fremdenverkehrsfunktionen 
(Kapitel 14) und die Abschaffung der Erschlie-
ßungsbeitragspflicht für Kinderspielplätze (Kapi-
tel 15). Auch die Aussagen über den Städtebauli-
chen Vertrag (Kapitel 19) werden von der Fraktion 
der SPD nicht abgelehnt. 

Der Ausschuß ist sich auch in der Ablehnung der im 
Regierungsentwurf ursprünglich vorgesehenen 
Verlagerung von Gesetzgebungskompetenzen auf 
die Länder (§ 246 Abs. 6) einig (vgl. hierzu Teil II, 
Seiten 126 und 127). 

Demgegenüber gibt es wichtige Themenbereiche, 
über die keine Einigung erzielt werden konnte oder 
wo sich das Einvernehmen nur auf Einzelaspekte 
erstreckt. Hierher gehören die Regelungen zur Bau-
leitplanung (Kapitel 1), der Zulässigkeit von Vorha-
ben (Kapitel 2) und der Bürgerbeteiligung (Kapi-
tel 3). Auch das Verhältnis Staat/Gemeinde (Kapitel 
4) ist in wichtigen Punkten kontrovers geblieben. 

Dies gilt auch für die Neuordnung der Vorkaufs-
rechte (Kapitel 6) und das Recht der Stadterhaltung 
(Kapitel 8). 

Bei den Zielen des Gesetzentwurfs spielt auch die 
Erhaltung der Umwelt (Kapitel 10) eine wichtige 
Rolle. Hier gab es nur zum Teil Einvernehmen; die 
Fraktion der SPD und die Fraktion DIE GRÜNEN 
sehen hier noch einen weitergehenden Normie-
rungsbedarf. 

Auch die im Gesetzentwurf vorgesehenen neuen 
Vorschriften zur Lösung der Gemengelage-Proble-
matik (Kapitel 11) sind im Ausschuß unterschied-
lich beurteilt worden. Dies gilt auch für die Brach-
flächenproblematik (Kapitel 16), für den Rahmen-
plan (Kapitel 17) und für das Verhältnis zu den 
Fachplanungen (Kapitel 18). 

Die Reihenfolge der Kapitel ist durch Überlegun-
gen zur Systematik bedingt und dient der leichte-
ren Darstellung; sie bedeutet keine Gewichtung der 
Themen. 

1. Bauleitplanung 

Der Ausschuß übernimmt aus Gründen der Rechts- 
und Verwaltungsvereinfachung und zum Zwecke 
der Rechtsfortentwicklung einvernehmlich oder 
mehrheitlich die im Regierungsentwurf enthalte-
nen Änderungen der Vorschriften über die Bauleit-
planung, zum Teil unter Änderung der Entwurfsfas-
sung. Der Ausschuß hat im einzelnen dazu folgende 
Auffassungen vertreten (siehe ergänzend Kapitel 2 
bis 6, 12 bis 16): 

Der Ausschuß stimmt der Neugestaltung und Ak-
tualisierung der Grundsätze der Bauleitplanung in 
§ 1 zu. Er hat einvernehmlich die Vorschläge des 
Bundesrates auf umfassende Aufnahme der Be-
lange des Denkmalschutzes in den Katalog der bei 
der Bauleitplanung zu berücksichtigenden Belange 
(§ 1 Abs. 5 Satz 2) und der Belange der Abwasserbe-
seitigung (§ 1 Abs. 5 Satz 2 Nr. 8) übernommen, 
ebenso die in der Anhörung zum Gesetzentwurf 
und vom Ausschuß für Verkehr geforderte Auf-
nahme der Belange des öffentlichen Personennah-
verkehrs (§ 1 Abs. 5 Satz 2 Nr. 8); zu einzelnen Sach-
bereichen siehe Ausführungen in den nachfolgen-
den Kapiteln. 

Die im Regierungsentwurf enthaltene Neufassung 
der Verfahrensvorschriften und sonstiger Vor-
schriften hat der Ausschuß einvernehmlich (§§ 2, 4, 
6, 8, 12 und 13) oder mehrheitlich (§§ 3 und 11) — zu 
§ 3 und § 4 unter ausdrücklicher Zustimmung des 
Innenausschusses und des Ausschusses für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit — über-
nommen. (Zur Beteiligung der Bürger, § 3, und zur 
Einführung des Anzeigeverfahrens, § 11, siehe Aus-
führungen in den Kapiteln 3 und 4). 

In § 5 Abs. 1 Satz 2 wird den Gemeinden die Mög-
lichkeit eingeräumt, aus dem Flächennutzungsplan 
zunächst Flächen herauszunehmen, wenn die 
Grundzüge nicht berührt werden und die Gemeinde 
beabsichtigt, die Darstellung zu einem späteren 
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Zeitpunkt vorzunehmen. Der Ausschuß billigt diese 
Änderung mehrheitlich mit dem Hinweis darauf, 
daß diese Regelung dem Grundgedanken des gel-
tenden Rechts (§ 6 Abs. 3 Satz 2 BBauG) entspricht, 
nach dem räumliche oder sachliche Teile des Flä-
chennutzungsplans von der Genehmigung durch 
die höhere Verwaltungsbehörde ausgenommen 
werden können. Es entspricht aber einem Bedürf-
nis der Praxis, daß die Gemeinde bereits bei Auf-
stellung des Flächennutzungsplans die Möglichkeit 
des Ausnehmens von Darstellungen hat und nicht 
gezwungen wird, zunächst eine nicht oder noch 
nicht gewollte Nutzung darzustellen, die dann im 
Genehmigungsverfahren von der höheren Verwal-
tungsbehörde herausgenommen wird. Durch § 5 
Abs. 1 Satz 2 unberührt bleibt die Verpflichtung, im 
Flächennutzungsplan insgesamt die Grundzüge der 
gemeindlichen Entwicklung darzustellen und mög-
liche Nutzungskonflikte, die sich aus der Gesamt-
darstellung der beabsichtigten gemeindlichen Ent-
wicklung ergeben, planungsrechtlich zu bewälti-
gen. 

Die Fraktion der SPD und die Fraktion DIE GRÜ-
NEN haben in Übereinstimmung mit dem Vor-
schlag des Bundesrates und unter Berufung auf die 
kritische Beurteilung durch die Planspielgemein-
den die Streichung des § 5 Abs. 1 Satz 2 beantragt. 
Nach ihrer Auffassung werden durch diese Rege-
lung der Flächennutzungsplan entwertet und plane-
risch zu lösende Konflikte ausgeklammert. Der 
Ausschuß hat mit Mehrheit diese Anträge abge-
lehnt und auf Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
beschlossen, § 5 Abs. 1 Satz 2 um eine Verpflichtung 
zur Darlegung der Gründe für das Ausnehmen der 
Flächen und anderen Darstellungen zu ergänzen. 
Diese Erläuterungspflicht soll für eine sachgerechte 
Handhabung sorgen. Im übrigen hat die Neurege-
lung des § 5 Abs. 1 Satz 2 und des § 6 Abs. 3 nur 
Bedeutung für die Flächennutzungsplanung, sie fin-
det auf Bebauungspläne keine Anwendung. 

Der Ausschuß hat einvernehmlich die Anregung 
des Bundesrates aufgegriffen, im Gesetz ausdrück-
lich klarzustellen, daß die Gemeinde mit dem Be-
schluß über eine Änderung oder Ergänzung des Flä-
chennutzungsplans auch bestimmen kann, daß der 
Flächennutzungsplan in der Fassung, die er durch 
die Änderung oder Ergänzung erfahren hat, neu be-
kanntzumachen ist. Dadurch wird insbesondere bei 
mehrmaliger Änderung oder Ergänzung des Flä-
chennutzungsplans die Übersichtlichkeit des Plans 
gewahrt. 

Der Ausschuß billigt mit den Stimmen der Koali-
tion und der Fraktion der SPD die Neufassung der 
Eingangsworte des Katalogs der Darstellungs- und 
Festsetzungsmöglichkeiten in § 5 Abs. 2 und § 9 
Abs. 1. Diese Neufassung bringt klarer zum Aus-
druck, daß sich die planerischen Verpflichtungen 
und Entscheidungsspielräume der Gemeinden über 
den Planinhalt aus § 1 ergeben. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN wendet sich gegen 
diese Neufassung. Sie hält anstelle eines Ermes-
sensspielraums möglichst eine Gesamtdarstellung 
in den Bebauungsplänen für erforderlich. 

Der Ausschuß hat den Vorschlag des Bundesrates, 
dem sich die kommunalen Spitzenverbände und die 
Planspielgemeinden angeschlossen haben, einge-
hend beraten, in § 9 Abs. 1 eine Regelung aufzuneh-
men, nach der durch Bebauungsplan insbesondere 
im nichtbeplanten Innenbereich einzelne Nutzun-
gen oder Anlagen aus besonderen städtebaulichen 
Gründen ausgeschlossen werden können. Der Aus-
schuß teilt das mit diesem Antrag verfolgte Bestre-
ben, ein Instrument zu schaffen, mit dem Fehlent-
wicklungen im Gemeindegebiet durch einzelne 
Nutzungen oder Anlagen verhindert werden kön-
nen. Die Ausschußmehrheit hat jedoch eine solche 
ergänzende Regelung des § 9 Abs. 1 nicht aufgegrif-
fen; sie weist dabei auf grundsätzliche Bedenken 
und die bereits bestehenden und im Baugesetzbuch 
verbesserten rechtlichen Möglichkeiten der Ge-
meinde hin. Aus diesen Gründen hat sie einen ent-
sprechenden Antrag der Fraktion der SPD und der 
Fraktion DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Die Ausschußmehrheit hält in Übereinstimmung 
mit dem Wirtschaftsausschuß die vom Bundesrat 
vorgeschlagene Regelung für zu weitgehend, weil 
sie sich nicht auf die eigentlichen Problemfälle 
(z. B. Häufung von bestimmten Vergnügungsstätten 
in den Innenstädten) beschränkt. Die Regelung 
könnte in unerwünschter Weise auch auf allgemei-
ne, z.B. gewerbliche Nutzungen erstreckt werden. 
Eine Eingrenzung der Regelung auf bestimmte pro-
blematische Nutzungen ist nach Auffassung der 
Ausschußmehrheit jedoch nicht möglich. 

Die Ausschußmehrheit hält das vorhandene und 
durch das Baugesetzbuch erweiterte Instrumenta-
rium für ausreichend, um Fehlentwicklungen ent-
gegenwirken zu können, die durch einzelne Nutzun-
gen entstehen. Nach geltendem und vom Bauge-
setzbuch übernommenem Recht sind im nichtbe-
planten Innenbereich (§ 34) bestimmte Vergnü-
gungsstätten — je nach den örtlichen Verhältnissen 
— ohnehin unzulässig; dies gilt auch für Gebiete 
mit Bebauungsplänen, in denen die Baunutzungsver-
ordnung Anwendung findet. Darüber hinaus hat die 
Gemeinde die Möglichkeit, durch Aufstellung von 
Bebauungsplänen und Festsetzung eines Bauge-
biets nach § 1 Abs. 9 Baunutzungsverordnung unter 
den dort bezeichneten Voraussetzungen einzelne 
Nutzungen auszuschließen, wenn dies erforderlich 
ist, um die Zweckbestimmung des Gebiets zu si-
chern. Mit den neugefaßten Vorschriften über die 
Veränderungssperre und die Zurückstellung von 
Baugesuchen (§§ 14 und 15) haben die Gemeinden 
künftig die Möglichkeit, auf unerwünschte Nut-
zungsänderungen schnell und wirkungsvoll zu rea-
gieren. Es wird künftig möglich sein, durch Verän-
derungssperre die Nutzung eines Ladenraums als 
Spielhalle während der Dauer des Planaufstel-
lungsverfahrens, ggf. drei Jahre und länger zu ver-
hindern. 

Die Ausschußmehrheit weist darüber hinaus darauf 
hin, daß das Baugesetzbuch an zahlreichen Stellen 
wirksame Verbesserungen für die Erhaltung der 
vorhandenen städtebaulichen Strukturen in den In-
nenstädten enthält, so z. B. die Aufnahme des Er-
haltungsgedankens in den Grundsätzen der Bau- 
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leitplanung (§ 1 Abs. 5 Satz 2 Nr. 4), die Verbesse

-

rung des Anwendungsbereichs der Erhaltungssat-
zung (§ 172), die Sicherung von Gebieten mit Frem-
denverkehrsfunktionen (§ 22), die effizientere Ge-
staltung des Sanierungsrechts. 
Die Fraktion der SPD hat beantragt, § 5 Abs. 2 so zu 
ergänzen, daß auch im Flächennutzungsplan ein-
zelne Nutzungen oder Anlagen aus städtebaulichen 
Gründen ausgeschlossen werden können. Sie hält in 
Übereinstimmung mit den Vorschlägen der Plan-
spielgemeinden eine solche Regelung für erforder-
lich, um insbesondere im Außenbereich nach § 35 
zulässige Nutzungen ausschließen oder beschrän-
ken zu können. Die Mehrheit des Ausschusses hat 
den Antrag mit der Begründung abgelehnt, er führe 
zu einer wesentlichen Änderung des Rechtscharak-
ters des Flächennutzungsplans als vorbereitendem 
Bauleitplan und erschwere die Praxis der Flächen-
nutzungsplanung. Die vom Gesetzgeber eingeführ-
ten Regelungen über das Bauen im Außenbereich 
sollten nicht durch planerische Entscheidungen der 
jeweiligen Gemeinde im Rahmen der Flächennut-
zungsplanung relativiert werden. 
Der Ausschuß hat einvernehmlich die Vorschriften 
über die gemeinsamen Planungen von benachbar-
ten Gemeinden und über Planungen bei Gebiets-
veränderungen der Gemeinden sowie über die Pla-
nungsverbände (§§ 204 und 205) in Anlehnung an 
das geltende Recht neu gefaßt. Der Ausschuß hält 
insbesondere die durch die Neufassung dieser Vor-
schriften gewährleistete bundeseinheitliche Rege-
lung für erforderlich; dies gelte insbesondere im 
Hinblick auf die nach dem Regierungsentwurf den 
Ländern überlassenen Regelungen über die unmit-
telbare Wirksamkeit der gemeindenachbarlichen 
Flächennutzungsplanung sowie im Falle der Bil-
dung von Planungsverbänden die Regelungen über 
die Auflösung dieser Verbände sowie die Beteili-
gung der Gemeinden an der durch die Planungsver-
bände vorzunehmenden Bauleitplanung. Eine bun-
desgesetzliche Regelung in diesen Bereichen hält 
der Ausschuß auch aus Gründen der Gewährlei-
stung der gemeindlichen Befugnisse im städtebau-
rechtlichen Bereich für geboten. 

2. Zulässigkeit von Vorhaben 

Der Gesetzentwurf läßt den Aufbau der Vorschrif-
ten über die Zulässigkeit von Vorhaben (§§ 29 bis 
38) im wesentlichen unberührt. Er bringt jedoch 
einzelne Änderungen zur Vereinfachung des Rechts 
und zur Erleichterung des Bauens im begrenzten 
Rahmen. 

a) In § 31 Abs. 2 Nr. 2 wird durch die Ersetzung von 
„städtebaulich gerechtfertigt" durch „städtebau-
lich vertretbar" die Befreiungsmöglichkeit er-
weitert. Der Ausschuß billigt diese Änderung mit 
Mehrheit im Interesse des bauwilligen Bürgers 
aber auch zur Erleichterung des Verwaltungs-
handelns. Die geordnete städtebauliche Entwick-
lung bleibt nach Auffassung der Ausschußmehr-
heit gewährleistet, da die weiteren Zulässigkeits-
voraussetzungen (die Grundzüge der Planung 
werden nicht berührt, Würdigung nachbarlicher 
Interessen, Vereinbarkeit mit den öffentlichen 

Belangen, Einvernehmen der Gemeinde) beibe-
halten werden. Diese erweiterte Befreiungsmög-
lichkeit, die auch von den Planspielgemeinden 
als sachgerecht begrüßt wird, vermeidet in zahl-
reichen Fällen zeitaufwendige und in der Sache 
nicht notwendige Planänderungsverfahren. Die 
Ausschußmehrheit weist darauf hin, daß eine 
Befreiung bereits begrif flich insoweit begrenzt 
ist, als sie die Grundzüge des Bebauungsplans 
nicht berühren darf. Eine Befreiung kann nur 
die sinnvolle Anwendung des Bebauungsplans 
zum Ziel haben. 
Über den urspünglichen Gesetzentwurf hinaus 
hat der Ausschuß auf Antrag der Fraktion der 
CDU/CSU mit Mehrheit beschlossen, zum 
Zwecke einer weiteren Verfahrenserleichterung 
auf das Zustimmungserfordernis der höheren 
Verwaltungsbehörde bei der Erteilung von Be-
freiungen zu verzichten (Änderung des § 36 
Abs. 1 Satz 3); dieser Änderung haben der Innen-
ausschuß und der Ausschuß für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit zugestimmt. 
Die Fraktion der SPD lehnt die Erweiterung der 
Befreiungsmöglichkeit und den Verzicht auf das 
Zustimmungserfordernis der höheren Verwal-
tungsbehörde mit der Begründung ab, sie unter-
laufe die planerische Entscheidung der Ge-
meinde und die Mitwirkung der höheren Verwal-
tungsbehörde an der Aufstellung des Bebau-
ungsplans und gefährde damit die geordnete 
städtebauliche Entwicklung. Es sei notwendig, 
zum Erfordernis der Vereinbarkeit mit den öf-
fentlichen Belangen zusätzlich ausdrücklich die 
des Umweltschutzes im Gesetz zu nennen. Ein 
entsprechender Antrag der Fraktion der SPD 
wurde vom Ausschuß abgelehnt, ebenso ein An-
trag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Beibehal-
tung der Zulässigkeitsvoraussetzung „städtebau-
lich gerechtfertigt" und auf Ergänzung der Zu-
lässigkeitsvoraussetzungen für Erteilung von 
Befreiungen nach § 31 Abs. 2 dahin, daß „die Be-
lange des Naturhaushalts und des Umweltschut-
zes" nicht entgegenstehen dürfen. 

b) In § 33 Abs. 2 werden die Möglichkeiten der Vor-
weggenehmigung von Vorhaben während der 
Aufstellung der Bebauungspläne erweitert. Der 
Ausschuß billigt mit Mehrheit diese Erweite-
rung. Sie entspricht einem Bedürfnis der Praxis, 
in bestimmten Fällen bereits vor der „förmlichen 
Planreife" (öffentliche Auslegung des Planent-
wurfs und Beteiligung der Träger öffentlicher 
Belange) eine Genehmigungsmöglichkeit zu ha-
ben. Hierfür muß es, wie in § 33 Abs. 2 des Ent-
wurfs vorgesehen ist, erforderlich aber auch aus-
reichend sein, wenn die „materielle" Planreife 
erreicht und die betroffenen Bürger und Träger 
öffentlicher Belange beteiligt worden sind. Da-
mit sollen Mißbräuche ausgeschlossen werden. 
Auch wenn sich die Genehmigungsmöglichkeit 
nach § 33 Abs. 2 in engen Grenzen hält, ist dieser 
Genehmigungstatbestand nach Auffassung der 
Ausschußmehrheit in vielen einfach gelagerten 
Fällen hilfreich. 
Die Fraktion der SPD und die Fraktion DIE 
GRÜNEN lehnen die Neufassung von § 33 mit 
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der Begründung ab, die vorgesehene Beteiligung 
der betroffenen Bürger und Behörden sei nicht 
ausreichend und die Neufassung nicht praktika-
bel. Die Fraktion der SPD hat in Anlehnung an 
Vorschläge der Planspielgemeinden und von 
Prof. Farenholtz beantragt, den Genehmigungs-
tatbestand des § 33 insgesamt als „Kann-Bestim-
mung" auszugestalten und auf den Stand der 
Bürgerbeteiligung, der Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange, der Beratung in der Ge-
meinde und zusätzlich auf den Umweltschutz ab-
zustellen. Der Ausschuß hat diesen Antrag mit 
Mehrheit mit dem Hinweis abgelehnt, daß be-
reits das geltende Recht einen Anspruch auf Ge-
nehmigung gibt, wenn die Voraussetzungen des 
§ 33 BBauG vorliegen, und im übrigen die Um-
weltbelange ohnehin in den Anforderungen ent-
halten sind. 

c) In § 34 Abs. 1 bis 3 werden die Zulässigkeitsrege-
lungen für den nichtbeplanten Innenbereich mit 
dem Ziei neu gefaßt, auf nicht notwendige ein-
zelne Zulässigkeitsmerkmale zu verzichten und 
betrieblichen Investitionen eine rechtssichere 
Grundlage zu geben. Der Ausschuß billigt mit 
Mehrheit diese Änderungen. 

In § 34 Abs. 1 und 2 wird — nach Auffassung der 
Mehrheit — auf nicht notwendige Zulässigkeits-
merkmale verzichtet und maßgeblich auf das 
alle städtebaulichen Gesichtspunkte im nichtbe-
planten Innenbereich erfassende Erfordernis des 
Einfügen in die Eigenart der näheren Umge-
bung bzw. die Zulässigkeitsvorschriften der Bau-
nutzungsverordnung abgestellt. Der Ausschuß 
übernimmt diese Änderungen mit Mehrheit und 
weist darauf hin, daß dadurch Erschwernisse des 
Genehmigungsverfahrens vermieden werden, 
andererseits aber die geordnete städtebauliche 
Entwicklung auch hier gewährleistet bleibt. Dies 
gilt insbesondere auch in Fällen des Absatzes 2, 
in denen sich die Zulässigkeit eines Vorhabens 
hinsichtlich der Art der Nutzung nach der 
BauNVO und im übrigen nach dem Erfordernis 
des Einfügens im Sinne des Absatzes 1 richtet. 

Der in Absatz 3 neu eingefügte Genehmigungs-
tatbestand ist erforderlich, um insbesondere be-
trieblichen Investitionen an den vorhandenen 
Standorten mangels vorhandener Bebauungs-
pläne eine eindeutige rechtliche Grundlage zu 
geben. Auch hier soll durch die gesetzlichen Zu-
lässigkeitsvoraussetzungen und das gemeindli-
che Einvernehmenserfordernis gewährleistet 
werden, daß Genehmigungen nur in Überein-
stimmung mit der geordneten städtebaulichen 
Entwicklung und den Vorstellungen der Ge-
meinde erteilt werden. 
Die Fraktion der SPD und die Fraktion DIE 
GRÜNEN lehnen die Neugestaltung der Zuläs-
sigkeitsregelungen in § 34 Abs. 1 bis 3 ab. Ihre 
dazu gestellten Anträge waren darauf gerichtet, 
in § 34 Abs. 1 zusätzliche umweltbezogene Zuläs-
sigkeitsvoraussetzungen aufzunehmen (Frak-
tion der SPD und Fraktion DIE GRÜNEN). In 
Fällen des § 34 Abs. 2 soll das Erfordernis des 
Einfügens zusätzlich gelten (Fraktion der SPD). 

§ 34 Abs. 3 soll gestrichen (Fraktion der SPD) 
oder durch umweltschutzbezogene Zulässig-
keitsvoraussetzungen ergänzt werden (Fraktion 
DIE GRÜNEN). Nach Auffassung der Fraktion 
der SPD sei die Streichung des § 34 Abs. 3 da-
durch gerechtfertigt, daß für Betriebe ausrei-
chende Genehmigungsmöglichkeiten nach § 34 
Abs. 1 und 2 bestünden und darüber hinausge-
hende Zulassungen aus städtebaulichen Grün-
den abzulehnen seien. Die Mehrheit des Aus-
schusses weist demgegenüber darauf hin, daß in 
den Zulässigkeitsvoraussetzungen des § 34 
Abs. 1 und 2 die Umweltbelange in dem gebote-
nen Maße Berücksichtigung finden — insofern 
bedarf es auch nicht der vom Bundesrat vorge-
schlagenen Aufnahme der schädlichen Umwelt-
einwirkungen im Sinne des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes. Der Genehmigungstatbestand 
des § 34 Abs. 3 ist notwendig, um insbesondere 
betrieblichen Investitionen eine rechtssichere 
Genehmigungsgrundlage in den nichtbeplanten 
Innenbereichen zu geben. Die vom Bundesrat 
zur Prüfung empfohlene Ergänzung des § 34 
Abs. 3 um eine Ausgleichspflicht ist nicht erfor-
derlich, weil durch das Zulässigkeitserfordernis, 
nach dem das Vorhaben städtebaulich vertretbar 
sein muß, eine hinreichende Grundlage für gege-
benenfalls notwendige Ausgleichsmaßnahmen 
vorhanden ist. 

L) Der Ausschuß übernimmt mit Mehrheit die in 
§ 34 Abs. 4 und 5 vorgesehene Neufassung der 
Vorschriften über den Erlaß der Satzungen. Da-
durch werden die Satzungen von nicht notwendi-
gen Einengungen befreit, praktikabler ausgestal-
tet und in ihrer Qualität verbessert. Sie werden 
dadurch zu einem geeigneten Instrument für 
den ländlichen Raum. 
Die Fraktion der SPD wendet sich gegen die Än-
derung der Vorschriften über den Erlaß von Sat-
zungen in § 34 Abs. 4 und 5. Das geltende Recht 
sei ausreichend, um die im ländlichen Raum auf-
tretenden Probleme befriedigend zu lösen. Die 
Neufassung erstrecke den Anwendungsbereich 
der Satzungen auf solche Sachverhalte, die dem 
Bebauungsplan vorbehalten bleiben müßten. Die 
Mehrheit des Ausschusses hat den entsprechen-
den Änderungsantrag der Fraktion der SPD mit 
der Begründung abgelehnt, es habe sich in der 
Praxis in bestimmten ländlichen Teilen des Bun-
desgebietes ein Bedarf nach Ausweitung des An-
wendungsbereichs der Satzungen herausgestellt, 
dem der Gesetzgeber Rechnung tragen müsse; 
im übrigen würden sich die neuen Regelungen 
zugunsten einer besseren Qualität der Satzun-
gen auswirken, insbesondere durch die Pflicht 
zur Beteiligung der betroffenen Bürger und Trä-
ger öffentlicher Belange und weil ergänzende 
Festsetzungen nach § 9 und dem Landesrecht 
vorgesehen seien. 
Die Fraktion DIE GRÜNEN hat eine Streichung 
des § 34 Abs. 4 und 5 mit Ausnahme der deklara-
torischen Festlegung der Grenzen der im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteile (§ 34 Abs. 4 
Nr. 1) beantragt, die von der Mehrheit des Aus-
schusses abgelehnt wurde. 
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e) Der Ausschuß übernimmt mit Mehrheit die im 
Regierungsentwurf vorgesehenen Neufassungen 
der Vorschriften über das Bauen im Außenbe-
reich (§ 35), zum Teil unter Änderung oder Er-
gänzung des Regierungsentwurfs. Diese Ände-
rungen sind erforderlich, um das geltende Recht 
von nicht notwendigen Einengungen zu Lasten 
der im Außenbereich Wohnenden zu befreien, 
ohne jedoch den Außenbereichsschutz, dem der 
Ausschuß eine hohe Bedeutung beimißt, zu ver-
nachlässigen. 

Der Ausschuß billigt mit Mehrheit die Änderung 
des Begriffs der Landwirtschaft in § 201, der den 
Entwicklungen und Erfordernissen im landwirt-
schaftlichen Bereich entspricht. Auf Vorschlag 
des Bundesrates übernimmt der Ausschuß 
mehrheitlich mit Rücksicht auf die höchstrich-
terliche Rechtsprechung (Urteil des Bundesver-
waltungsgerichts vom 19. Dezember 1985 — 
BVerwG 7 C 65.82) die Aufnahme kerntechni-
scher Anlagen als privilegierte Vorhaben in § 35 
Abs. 1. 

Die Vorschriften über die begünstigten Vorha-
ben (§ 35 Abs. 4) sind erforderlich, um unnötige 
und aus Gründen des Außenbereichsschutzes 
nicht notwendige Beschränkungen zu Lasten 
der Nutzung des vorhandenen Bestandes an Ge-
bäuden im Außenbereich zu beseitigen. Insbe-
sondere die Einrichtung einer zweiten Wohnung 
in einem Wohngebäude ohne wesentliche bauli-
che Änderung unterstützt das aus sozialpoliti-
schen Gründen erwünschte Zusammenleben der 
Generationen einer Familie „unter einem Dach". 
Die Ausschußmehrheit übernimmt auch die vom 
Bundesrat vorgeschlagene Regelung über die 
Erweiterung von Wohngebäuden (§ 35 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 5); diese ist notwendig und der Sache 
angemessen, weil sie den Erfordernissen der Be-
völkerung in solchen Regionen Rechnung trägt, 
in denen häufig kleinere Wohngebäude vorhan-
den sind. Die auf die Angemessenheit von Erwei-
terungsmaßnahmen gewerblicher Betriebe ab-
stellende neue Regelung (§ 35 Abs. 4 Nr. 6), die 
der Ausschuß unter Zustimmung des Wirt-
schaftsausschusses übernimmt, ist sachgerech-
ter und praktikabler als die bisherige; Mißbräu-
che sollen dadurch ausgeschlossen werden, daß 
mehrmalige Erweiterungen eines Betriebs unan-
gemessen wären und daher nicht unter die Be-
günstigungen des § 35 Abs. 4 fallen, wenn sie ins-
gesamt im Verhältnis zum vorhandenen Ge-
bäude und Betrieb nicht angemessen sind. Im 
übrigen hält die Ausschußmehrheit gesetzliche 
Regelungen über die im Außenbereich zulässi-
gen Vorhaben für geboten, die nicht dem Vorbe-
halt von entgegenstehenden Darstellungen im 
Flächennutzungsplan unterworfen sind (s. auch 
Kapitel 1.). 

Die Fraktion der SPD wendet sich mit Entschie-
denheit insgesamt gegen die Änderungen der 
Vorschriften über das Bauen im Außenbereich 
(§ 35), weil damit die Bautätigkeit im Außenbe-
reich in einer Weise ausgeweitet werde, die mit 
seinem Schutz unvereinbar ist. Dies gelte insbe-
sondere für die in § 201, der unmittelbare Bedeu-

tung für § 35 Abs. 1 habe, vorgesehene Ergän-
zung des Begriffs der Landwirtschaft um die 
Pensionstierhaltung und die gartenbauliche Er-
zeugung, die zu außenbereichsfremden Nutzun-
gen führe, für die Aufnahme kerntechnischer 
Anlagen als privilegierte Vorhaben, deren Er-
richtung der Bauleitplanung mit Bürgerbeteili-
gung vorbehalten bleiben müsse, für die nicht 
sachgerechte und die Zersiedelung fördernde 
weitergehenden Erweiterungsmöglichkeiten von 
Wohnbauvorhaben und für die nicht auf den be-
triebsnotwendigen Umfang beschränkte und 
eine schrittweise Erweiterungen zulassende Re-
gelung über gewerbliche Betriebe. Die Fraktion 
der SPD hält darüber hinaus Regelungen für er-
forderlich, nach denen durch Darstellung im Flä-
chennutzungsplan die nach § 35 zulässigen 
Nutzungen je nach den örtlichen Erfordernissen 
eingeschränkt werden können (§ 5 Abs. 2), s. 
Kapitel 1. 
Die Anträge der Fraktion der SPD sind vom Aus-
schuß abgelehnt worden. 
Der vom Ausschuß für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten zum Zwecke der Erleichte-
rung von Nutzungsänderungen aufgegebener 
landwirtschaftlicher Gebäude vorgeschlagene 
Verzicht auf das Erfordernis „ohne wesentliche 
Änderung der baulichen Anlage" hat der Aus-
schuß einvernehmlich als zu weitgehend und mit 
den Außenbereichsbelangen nicht vereinbar ab-
gelehnt. 
Die vom Bundesrat vorgeschlagene Aufnahme 
von Anlagen der Abfallwirtschaft in § 35 Abs. 1 
Nr. 4 hat der Ausschuß einvernehmlich nicht 
aufgegriffen, da Anlagen der Abfallwirtschaft 
dem Abfallgesetz unterliegen und nach § 38 bau-
liche Maßnahmen, die nach dem Abfallgesetz zu-
gelassen werden müssen, nicht an den Vorschrif-
ten der §§ 30 ff. zu messen sind (bestätigt durch 
Urteile des Bundesverwaltungsgerichts vom 
9. November 1984 — BVerwG 7 C 15.83 — und 
vom 21. Februar 1986 — BVerwG 4 C 4.84 —). 

Der Ausschuß übernimmt mit Mehrheit die vom 
Bundesrat vorgeschlagene Aufnahme von Belan-
gen des Denkmalschutzes in § 35 Abs. 3. 

Er übernimmt auch die vom Bundesrat vorge-
schlagene ausdrückliche Regelung in § 35 Abs. 3 
Satz 3, nach der privilegierte und sonstige raum-
bedeutsame Vorhaben den Zielen der Raumord-
nung und Landesplanung nicht widersprechen 
dürfen; dabei weist die Ausschußmehrheit aus-
drücklich darauf hin, daß sich die Begriffsbe-
stimmung von raumbedeutsamen Vorhaben aus 
§ 3 Abs. 1 des Raumordnungsgesetzes ergibt und 
daß daher wie bisher den nach § 35 Abs. 4 begün-
stigten Vorhaben die Ziele der Raumordnung 
und Landesplanung nicht entgegengehalten wer-
den können (daher die Inbezugnahme der Vor-
haben nach Absätzen 1. und 2, nicht auch nach 
Absatz 4). 
Der Ausschuß hält mit Mehrheit darüber hinaus 
eine Ergänzung des § 35 Abs. 3 Satz 3 für erfor-
derlich, nach der raumbedeutsamen, privilegier-
ten Vorhaben öffentliche Belange insoweit nicht 
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entgegengehalten werden können, als die Be-
lange bereits bei Aufnahme der Vorhaben als 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung in 
den Raumordnungsplänen geprüft, berücksich-
tigt und abgewogen worden sind. Diese Rege-
lung hat im wesentlichen klarstellende Bedeu-
tung, berücksichtigt die in den Raumordnungs-
plänen für bestimmte Vorhaben außerhalb der 
Ortslagen praktizierte Prüfung und Abwägung 
überörtlich bedeutsamer Standortfragen und 
dient der Verwaltungsvereinfachung, indem die 
Ergebnisse der landesplanerischen Prüfung für 
das weitere Genehmigungsverfahren nutzbar ge-
macht werden. Die Regelung ist auf privilegierte 
Vorhaben, die nach dem Willen des Gesetzgebers 
im Außenbereich grundsätzlich zulässig sind, be-
schränkt. 
Sie hat Bedeutung allein für die Frage, wieweit 
einem privilegierten, raumbedeutsamen Vorha-
ben öffentliche Belange angesichts der bereits 
bei Aufstellung der Ziele der Raumordnung und 
Landesplanung berücksichtigten Belange noch 
entgegenstehen. Nur soweit die nach § 35 Abs. 1 
relevanten öffentlichen Belange bei der Aufstel-
lung der Ziele nicht berücksichtigt und abgewo-
gen worden sind, können die Gemeinde und die 
höhere Verwaltungsbehörde bei Erteilung ihres 
Einvernehmens und ihrer Zustimmung nach § 36 
an die durch die Aufnahme des Vorhabens in die 
Raumordnungspläne erfolgte Berücksichtigung 
und Abwägung öffentlicher Belange noch gel-
tend machen. Unberührt bleibt die Möglichkeit 
der Gemeinde, für privilegierte Vorhaben Bau-
leitpläne aufzustellen, wobei sie allerdings auch 
nach § 1 Abs. 4 an die Ziele der Raumordnung 
und Landesplanung gebunden ist. Die Fraktion 
der SPD hat dieser Regelung nicht zugestimmt, 
weil sie die Planungshoheit der Gemeinden 
bei privilegierten, raumbedeutsamen Vorhaben 
schwäche. 
Den Vorschlag des Bundesrates, in § 35 Abs. 3 
auch die Belange des Bodenschutzes aufzuneh-
men, hat der Ausschuß einvernehmlich nicht 
aufgegriffen, weil § 35 Abs. 3 bereits die für den 
Außenbereichsschutz konkretisierten Gesichts-
punkte des Bodenschutzes enthält. 
Ein von der Mehrheit abgelehnter Antrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN hatte die Beschränkung 
privilegiert zulässiger Vorhaben zum Gegen-
stand (land- und forstwirtschaftliche Betriebe 
nur, sofern unumgänglich notwendig und einem 
klein- und mittelbäuerlichen Betrieb dienend, öf-
fentliche Ver- und Entsorgungsanlagen nur, so-
fern keine dezentrale Ver- und Entsorgung mög-
lich, Ausschluß von Kernenergieanlagen im Au-
ßenbereich). 

3. Bürgerbeteiligung 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß die frühzei-
tige Erörterung der allgemeinen Ziele und Zwecke 
der Planung mit den Bürgern sowie die Bürgerbe-
teiligung im Rahmen der öffentlichen Auslegung 
der Planentwürfe einen festen Stellenwert in der 
Bauleitplanung der Gemeinden haben müssen. 

Der Ausschuß übernimmt mit Mehrheit unter Zu-
stimmung des Innenausschusses und des Ausschus-
ses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
die Vorschriften des Regierungsentwurfs über die 
Beteiligung der Bürger (§ 3). Dadurch werden einer-
seits die bewährten Rechtsgrundlagen für die 
Durchführung der Bürgerbeteiligung beibehalten, 
andererseits aber die gesetzlichen Vorschriften 
über die Verfahrensausgestaltung der vorgezoge-
nen Bürgerbeteiligung vermindert und ein erleich-
terter Verfahrensabschluß bei Änderung oder Er-
gänzung der Planentwürfe nach der öffentlichen 
Auslegung ermöglicht. 

Die Fraktion der SPD hat demgegenüber vorge-
schlagen, den bestehenden Rechtszustand beizube-
halten (§ 2 a BBauG), weil er sich in der Praxis 
bewährt habe und Gründe für eine Änderung nicht 
gegeben seien. Der Ausschuß hat diesen Vorschlag 
mehrheitlich abgelehnt mit dem Hinweis, daß die 
vorgesehene Neufassung die Verpflichtungen bei-
behält und nur auf die Regelung von Einzelheiten 
der Durchführung verzichtet, die ohnehin in zweck-
entsprechender Weise vorzunehmen sind. 

Im Laufe der Ausschußberatungen ist der Gesetz-
entwurf in einigen Punkten ergänzt worden: 

Die Vorschriften über die vorgezogene Bürgerbetei-
ligung (§ 3 Abs. 1) ist unter Berücksichtigung eines 
Vorschlags des Bundesrates dahin — klarstellend 
— ergänzt worden, daß die vorgesehene Unterrich-
tung „öffentlich" zu erfolgen hat. Zusätzlich ist klar-
gestellt worden, daß sich die frühzeitige Bürgerbe-
teiligung auf sich wesentlich unterscheidende pla-
nerische Lösungen erstreckt, die für die Neugestal-
tung oder Entwicklung eines Gebiets in Betracht 
kommen. 

Der Ausschuß hat weiterhin einen Vorschlag des 
Bundesrates übernommen, in § 3 Abs. 2, der die öf-
fentliche Auslegung des Planentwurfs regelt, wie in 
§ 2 a Abs. 6 Satz 6 des Bundesbaugesetzes vorzuse-
hen, daß bei Vorlage der Bauleitpläne zur Genehmi-
gung (oder Anzeige) die nicht berücksichtigten Be-
denken und Anregungen mit einer Stellungnahme 
der Gemeinde beizufügen sind. Der Ausschuß ist 
der Auffassung, daß durch die Beibehaltung dieser 
im Bundesbaugesetz getroffenen Regelung eine 
wirksame Rechtskontrolle in der Praxis sicherge-
stellt und Verzögerungen entgegengewirkt wird. 

In § 3 Abs. 3 (Verfahren nach Änderung des Plan-
entwurfs) hat der Ausschuß zwei Änderungsvor-
schläge der Planspielgemeinden berücksichtigt. 
Zum einen wird zur Beseitigung von Unsicherhei-
ten in der Praxis neu geregelt, daß im Falle einer 
erneuten Auslegung bestimmt werden kann, daß 
Bedenken und Anregungen nur zu den geänderten 
oder ergänzten Teilen vorgebracht werden können. 
Zum anderen wird das übrige nach Änderung des 
Planentwurfs vorgesehene Beteiligungsverfahren 
den Regelungen über die vereinfachte Änderung 
des Bauleitplans (§ 13) angeglichen. 

Darüber hinaus wird die Bürgerbeteiligung auch in 
anderen Bereichen erstmals vorgesehen (so bei Er- 
laß der Satzungen nach § 34 Abs. 4 und 5) oder ver- 
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stärkt (bei Vorbereitung und Durchführung der Sa-
nierung nach § 137); die Fraktion der SPD hat sich 
demgegenüber für die Beibehaltung des Regelungs-
gehalts des bisherigen § 9 des Städtebauförderungs-
gesetzes ausgesprochen. 

4. Verhältnis Staat/Gemeinde 

Die im Baugesetzbuch vorgesehenen Regelungen 
zur Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung 
im Verhältnis zum Staat sind im Ausschuß unter-
schiedlich beurteilt worden. Dies gilt insbesondere 
für die Einführung des Anzeigeverfahrens für den 
überwiegenden Teil der Bebauungspläne und an-
dere städtebaurechtliche Satzungen. 

Der Ausschuß sieht mit Mehrheit in der Stärkung 
der kommunalen Selbstverwaltung im Interesse 
der Bürger ein wichtiges Anliegen. Er übernimmt 
daher die im Regierungsentwurf vorgesehenen Re-
gelungen, nach denen für Bebauungspläne, die auf 
der Grundlage von Flächennutzungsplänen aufge-
stellt werden, für Satzungen in Fremdenverkehrs-
orten und für Sanierungssatzungen die Genehmi-
gung durch die höhere Verwaltungsbehörde entfällt 
und durch Anzeigeverfahren ersetzt wird. Hierin ist 
eine notwendige Erleichterung für die Bebauungs-
planung und den Erlaß der anderen Satzungen zu 
sehen; das Anzeigeverfahren gewährleistet aber 
weiterhin die erforderliche Rechtskontrolle, und es 
bleibt bei der Fachaufsicht. Auf Antrag der Frak-
tion der CDU/CSU hat der Ausschuß über den Re-
gierungsentwurf hinaus mehrheitlich für die Sat-
zungen über Veränderungssperren, die Vorkaufs-
rechtssatzungen und die Erhaltungssatzungen den 
Verzicht auf das Anzeigeverfahren beschlossen, 
weil in diesen Fällen sich erst durch weitere Voll-
zugsmaßnahmen (Verwaltungsakte) die Wirkungen 
der Satzungen ergeben. Eine Rechtskontrolle der 
Satzungen im Anzeigeverfahren ist daher nach Auf-
fassung der Ausschußmehrheit entbehrlich. 

Die Fraktion der SPD und die Fraktion DIE GRÜ-
NEN haben die Einführung des Anzeigeverfahrens 
und den Verzicht auf das Anzeigeverfahren bei den 
erwähnten Satzungen abgelehnt. Nach ihrer Auf-
fassung ist mit Rücksicht auf die vom Bebauungs-
plan und den übrigen Satzungen Betroffenen eine 
Rechtskontrolle im Genehmigungsverfahren unver-
zichtbar. Auch ist der praktische Nutzen des Anzei-
geverfahrens, wie von den Planspielgemeinden vor-
getragen, entgegen der Auffassung der Ausschuß-
mehrheit bei Bebauungsplänen gering. 

Der Ausschuß ist einvernehmlich der Auffassung, 
daß das Zustimmungserfordernis der höheren Ver-
waltungsbehörde in bestimmten Genehmigungsfäl-
len (§ 36) bundesgesetzlich geregelt bleiben muß. Er 
hat daher einen Vorschlag des Bundesrates auf 
Übertragung der Entscheidung über das Zustim-
mungserfordernis durch Rechtsverordnung auf die 
Länder abgelehnt. Die Möglichkeit des Zustim-
mungsverzichts (§ 36 Abs. 2 Satz 3) gewährleiste in 
dem gebotenen Maße eine die Praxis erleichternde 
Handhabung. Darüber hinaus hat der Ausschuß 
mehrheitlich den Verzicht auf das Zustimmungser

-

fordernis bei Erteilung von Befreiungen vorgese-
hen, um auch auf diese Weise die örtlichen Ent-
scheidungsbefugnisse zu stärken. 

5. Bestandskraft der Bauleitpläne 

Der Ausschuß hält angesichts der fortbestehenden 
hohen Fehleranfälligkeit der Bauleitpläne einver-
nehmlich Regelungen für notwendig, die ihre Be-
standskraft erhöhen. Er stimmt daher den im Ent-
wurf enthaltenen Vorschriften (§§ 214 bis 216) zu, 
wobei er allerdings § 214 des Regierungsentwurfs in 
einzelnen Punkten geändert hat, insbesondere um 
der bisher ergangenen Rechtsprechung zur Unbe-
achtlichkeit von Verstößen gegen die Vorschriften 
über das Verhältnis von Flächennutzungs- zum Be-
bauungsplan, die der Ausschuß begrüßt, weiterhin 
Geltung zu verschaffen. Der Ausschuß hat darüber 
hinaus die Einführung einer Frist für die Geltend-
machung von Mängeln der Abwägung (§ 215 Abs. 1 
Nr. 2) — in Anlehnung an eine Prüfungsempfehlung 
des Bundesrates — und die Einführung einer Nicht-
vorlagebeschwerde an das Bundesverwaltungsge-
richt in Normenkontrollverfahren (§ 47 Abs. 7 Ver-
waltungsgerichtsordnung) einvernehmlich be-
schlossen. 

Die Befristung der Geltendmachung von Mängeln 
der Abwägung hält der Ausschuß für notwendig, um 
unvertretbare Folgen zu vermeiden, die sich daraus 
ergeben, daß in gerichtlichen Verfahren zuneh-
mend Abwägungsfehler und damit die Ungültigkeit 
von Bebauungsplänen angenommen werden. Der 
Ausschuß läßt sich bei der Einbeziehung von Abwä-
gungsmängeln in die „Befristungsregelung" des 
§ 215 Abs. 1 davon leiten, daß der Schutz der auf den 
Bestand des Bauleitplans Vertrauenden um so hö-
her ist, je länger er Grundlage für durchgeführte 
Maßnahmen ist. Es entspricht den Erfahrungen der 
Praxis, daß die Bauleitpläne innerhalb von sieben 
Jahren nach ihrem Inkrafttreten in der Mehrzahl 
weitgehend in das Stadium des Vollzugs gelangt 
sind oder sonst ihre Wirkung spürbar geworden ist. 
Es ist daher zu erwarten, daß auch Mängel der 
Abwägung, besonders wenn sie schwer und offen-
kundig sind, innerhalb von sieben Jahren von Be-
troffenen geltend gemacht werden. Auch im Hin-
blick auf verfassungsrechtliche Fragen wird hierbei 
berücksichtigt, daß mit zunehmendem Vollzug 
rechtlich und tatsächlich Verhältnisse geschaffen 
werden, die zunehmend ein berechtigtes Vertrauen 
der Planbetroffenen wachsen lassen, wobei das All-
gemeinwohl — das öffentliche Interesse am wirksa-
men Bestand des Bauleitplans — ebenfalls zuneh-
mend Gewicht gewinnt. Im übrigen ist die Befri-
stung der Geltendmachung von Abwägungsmän-
geln an die Grundsätze über den Ausschluß von 
Einwendungen gegen Planfeststellungen sowie an 
die Sieben-Jahres-Frist im Planungsschadensrecht 
(§ 42 Abs. 2) angelehnt, nach deren Ablauf Bebau-
ungspläne ohne Entschädigungsverpflichtungen für 
nicht ausgeübte Nutzungen geändert werden kön-
nen. 

Die Fraktion der SPD hat in diesem Zusammen

-

hang zur Erhöhung der Bestandskraft der Bauleit

-

pläne einen Antrag auf Konkretisierung der Anfor- 
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derungen an das Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 6) ge-
stellt, der von der Mehrheit des Ausschusses mit 
der Begründung abgelehnt wurde, daß dem Anlie-
gen bereits durch die Konkretisierung der Anforde-
rungen an die Abwägung aufgrund der höchstrich-
terlichen Rechtsprechung (seit dem Urteil des Bun-
desverwaltungsgerichts vom 12. Dezember 1969 — 
BVerwG 4 C 105.66 — ständige Rechtsprechung) 
Rechnung getragen ist und neue gesetzliche Rege-
lungen Anlaß zu neuen Auslegungsfragen mit ihren 
nachteiligen Auswirkungen auf die Rechtssicher-
heit gebe. 

Die Einführung einer Beschwerdemöglichkeit 
(Nichtvorlagebeschwerde) an das Bundesverwal-
tungsgericht für den Fall, daß das Oberverwaltungs-
gericht entgegen § 47 Abs. 5 Verwaltungsgerichts-
ordnung die Sache nicht dem Bundesverwaltungs-
gericht vorlegt, begründet der Ausschuß vor allem 
damit, daß seit der generellen Einführung der Nor-
menkontrollverfahren im Jahre 1977 von der Vor-
lage nach § 47 Abs. 5 VwGO nur in geringem Um-
fang Gebrauch gemacht wurde. Zu den negativen 
Folgen dieser Praxis gehört nicht nur, daß eine 
rechtsgrundsätzliche Klärung von Rechtsfragen 
durch das Bundesverwaltungsgericht unterbleibt, 
sondern auch, daß längere Zeit grundsätzliche 
Rechtsfragen von den Oberverwaltungsgerichten 
unterschiedlich beantwortet werden. Das Fehlen ei-
ner bundeseinheitlichen Rechtsprechung führt in 
der Praxis zu Erschwernissen und zu einer die Be-
standskraft der Pläne beeinträchtigenden Rechts-
unsicherheit. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Aufnahme ei-
ner Vorschrift, nach der die Gemeinden in einem 
vereinfachten Verfahren als fehlerhaft erkannte 
Bauleitpläne für nichtig erklären können, hat der 
Ausschuß einvernehmlich nicht aufgegriffen. Ne-
ben grundsätzlichen Bedenken (die geltende 
Rechtsordnung kennt eine Aufhebung von nichti-
gen Normen nur durch Gerichte) und Bedenken ge-
gen die geforderte einfache Verfahrensgestaltung 
(mit Rücksicht auf die auf den Bestand eines Be-
bauungsplans Vertrauenden wären eine durch Ver-
fahrensregelungen zu gewährleistende Beteiligung 
und ein entsprechender Rechtsschutz vorzusehen) 
hält der Ausschuß das auch von den Planspielge-
meinden vorgeschlagene Konzept für vorzugswür-
dig: 

— bei Form- und Verfahrensfehlern: nachträgliche 
Behebung dieser Fehler nach § 215 Abs. 3; 

— bei materiellen Fehlern, z. B. der Abwägung: 
Prüfung, ggf. Aufstellung eines neuen Bebau-
ungsplans. 

Um von vornherein die Nichtigkeit von Bauleitplä-
nen und damit den Anlaß für „Verwerfungen" sol-
cher Pläne gering zu halten, hat der Ausschuß die 
erwähnten Regelungen zur Erhöhung der Be-
standskraft beschlossen. 

Der Ausschuß übernimmt einstimmig die im Regie-
rungsentwurf enthaltene Überleitungsvorschrift 
des § 244 (rückwirkende Anwendung der §§ 214 und 
215 auf die vor Inkrafttreten des Gesetzes bekannt

-

gemachten Flächennutzungspläne und städtebau-
rechtlichen Satzungen), erweitert um eine Überlei-
tungsvorschrift für die Frist zur Geltendmachung 
von Mängeln der Abwägung in Flächennutzungs-
plänen und Satzungen, die vor Inkrafttreten des 
Gesetzes bekanntgemacht worden sind. Der Aus-
schuß geht dabei davon aus, daß sich aufgrund der 
Überleitungsvorschrift die Wirkungen der §§ 214 
und 215 auch auf Pläne erstreckt, die vor dem Erlaß 
des Bundesbaugesetzes und des Städtebauförde-
rungsgesetzes ergangen sind. Der Ausschuß hat 
sich auch mit der Frage befaßt, ob es erforderlich 
ist, daß die Gemeinden erneut in die Lage versetzt 
werden, durch Bekanntmachung die Wirkungen des 
§ 215 Abs. 1 für Verfahrens- und Formfehler für die 
vor dem 1. Januar 1977, also vor der erstmaligen 
Geltung des § 155a BBauG erlassenen Bauleitpläne 
herbeiführen zu können. Nach dem Überleitungs-
recht zum Änderungsgesetz von 1976 (Art. 3 § 12) 
konnten die Gemeinden innerhalb von sechs Mona-
ten nach Inkrafttreten des Änderungsgesetzes 
durch ortsübliche Bekanntmachung die Wirkungen 
des § 155 a Bundesbaugesetz herbeiführen. Dies be-
deutete, daß im Fall einer solchen Bekanntma-
chung Verfahrens- und Formfehler, die nicht inner-
halb von einem Jahr nach Bekanntmachung gel-
tend gemacht worden waren, für die Wirksamkeit 
der Bauleitpläne unbeachtlich wurden. Nach der — 
einengenden — Rechtsprechung des Oberverwal-
tungsgerichts des Landes Nordrhein-Westfalen 
(z. B. Urteil vom 17. März 1981 — 11 a NE 26.80 und 
11 a NE 30.79 —) mußte diese Bekanntmachung 
vom jeweiligen Gemeinderat beschlossen werden. 
Dies entspricht jedoch nicht den Vorstellungen des 
damaligen Gesetzgebers. Der Ausschuß geht davon 
aus, daß durch die in der Überleitungsvorschrift des 
Änderungsgesetzes von 1976 verwandte Formulie-
rung „die Gemeinde" nicht bedeutet, daß der Ge-
meinderat eine solche Bekanntmachung beschlie-
ßen mußte. Daher wird auch in der neuen Überlei-
tungsvorschrift des § 244 Abs. 2 auf die Erwähnung 
der Gemeinde bewußt verzichtet. 

Mit Rücksicht darauf hat der Ausschuß davon abge-
sehen, den Gemeinden eine erneute Möglichkeit zu 
geben, durch Bekanntmachung die Wirkungen des 
§ 215 Abs. 1 in bezug auf Verfahrens- und Formfeh-
ler in den vor dem 1. Januar 1977 bekanntgemach-
ten Bauleitplänen herbeiführen zu können. 

6. Vorkaufsrechte 

Der Ausschuß billigt mit Mehrheit die Neuregelung 
der gesetzlichen Vorkaufsrechte der Gemeinde 
(§§ 24 bis 28 des Regierungsentwurfs) als einen 
wichtigen Beitrag zur Rechts- und Verwaltungsver-
einfachung. 

Die Beschränkung des gemeindlichen Vorkaufs-
rechts auf die Gebiete, in denen die Gemeinde kon-
krete städtebauliche Maßnahmen beabsichtigt, ist 
ordnungspolitisch geboten, zumal sich das Bauen in 
der Zukunft weitgehend auf den Innenbereich kon-
zentrieren wird. Durch die Beschränkung auf die 
Fälle, in denen das gemeindliche Vorkaufsrecht 
auch bisher vorrangig ausgeübt wurde, wird verwal- 
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tungsmäßiger Leerlauf vermieden und der Grund-
stücksverkehr entlastet. 

Künftig wird in vielen Fällen das zur Eintragung 
des Eigentumswechsels im Grundbuch erforderli-
che Negativattest nicht mehr erforderlich sein. 
Diese Erleichterung wird die Vertragsabwicklung 
beschleunigen und damit die Kapitalbereitstel-
lungskosten beim Grundstückskauf senken. 

Der Verwaltungsaufwand der Gemeinden für die 
Prüfung und Bescheidung von Anträgen auf Aus-
stellung eines Negativattests wird auf das erforder-
liche Maß zurückgeführt. Hinzu kommen die — 
vom Ausschuß einmütig gebilligte — Abschaffung 
des Vorkaufrechts beim Kauf von Eigentumswoh-
nungen und Erbbaurechten (§ 24 Abs. 2 des Regie-
rungsentwurfs) und die — ebenfalls einmütig befür-
wortete — Ermächtigung der Gemeinde, für das Ge-
meindegebiet oder für sämtliche Grundstücke einer 
Gemarkung auf die Ausübung des Vorkaufsrechts 
zu verzichten (§ 28 Abs. 5 des Regierungsentwurfs). 

Die Fraktion der SPD hat sich in den Beratungen 
unter Berufung auf das Votum der Planspielge-
meinden und der kommunalen Spitzenverbände für 
die Einführung eines gemeindeweiten Vorkaufs-
rechts ausgesprochen. Ein solches weitgefaßtes 
Vorkaufsrecht, das in der Anwendung durch Ver-
zicht der Gemeinde für bestimmte Arten von Ver-
trägen oder für bestimmte Teile des Gemeindege-
biets solle beschränkt werden können, sei der So-
zialpflichtigkeit des Bodens angemessen, wirke 
preisdämpfend und sei einfacher zu handhaben. 
Mit den gleichen Gründen sprach sich die Fraktion 
der SPD für die Beibehaltung des preislimitieren-
den Vorkaufsrechts aus. Vor allem werde die Ge-
meinde dadurch in die Lage versetzt, bereits im 
Vorfeld der Bebauungsplanaufstellung den Grund-
stücksverkehr besser zu kontrollieren. Auch die 
Fremdenverkehrsgemeinden könnten durch ein ge-
meindeweites und preislimitierendes Vorkaufsrecht 
dem hohen Siedlungsdruck von außen besser stand-
halten. 

Der Ausschuß hat mit Mehrheit die entsprechenden 
Anträge abgelehnt. Er verneint das Bedürfnis für 
eine Ausdehnung des räumlichen Anwendungsbe-
reichs, da das Vorkaufsrecht aus verfassungsrecht-
lichen Gründen ohnehin nur dort zur Anwendung 
kommen kann, wo dies aus städtebaulichen Grün-
den geboten ist. Das preislimitierende Vorkaufs-
recht ist nach Auffassung der Mehrheit ein Fremd-
körper im System der Vorkaufsrechte und wird des-
halb nicht in das Baugesetzbuch übernommen. 

7. Sanierung 

Der Ausschuß sieht in der städtebaulichen Erneue-
rung in Stadt und Land eine der großen Zukunfts-
aufgaben. Die Übernahme des bisher im Städtebau-
förderungsgesetz geregelten Sanierungsrechts in 
das Baugesetzbuch entspricht der Bedeutung dieser 
Aufgabe. 

Die vom Ausschuß empfohlenen Änderungen des 
Sanierungsrechts knüpfen an die mit der Städte-

bauförderungsgesetz-Novelle 1984 geschaffenen 
Vereinfachungen des Stadterneuerungsrechts an. 
Diese sollen den Gemeinden Stadterneuerung ohne 
großen Verwaltungsaufwand ermöglichen. Der Aus-
schuß hält jedoch eine darüber hinausgehende 
Fortentwicklung des Stadterneuerungsrechts für 
erforderlich. Er greift hierzu Vorschläge des Bun-
desrates und der Bundesregierung sowie die Ergeb-
nisse des Planspiels und der Sachverständigenan-
hörung auf. Das neue Sanierungsrecht soll den Ge-
meinden eine über das geltende Recht hinausge-
hende Entscheidungsmöglichkeit einräumen, die 
bodenrechtlichen Instrumente den unterschiedli-
chen Aufgaben entsprechend einzusetzen. 

Nach der Städtebauförderungsgesetz-Novelle 1984 
können die Gemeinden Sanierungsmaßnahmen im 
vereinfachten Verfahren ohne Anwendung des be-
sonderen Bodenrechts des Städtebauförderungsge-
setzes dort duchführen, wo seine Anwendung für 
die Durchführung der Sanierungsmaßnahme nicht 
erforderlich ist. In diesem Fail kann die Gemeinde 
in der Sanierungssatzung die Anwendung der §§ 6, 
15 bis 23, 41 Abs. 4 bis 11 und 42 des Städtebauförde-
rungsgesetzes ausschließen. Die Entscheidung be-
schränkt sich damit auf die Wahl zwischen der Sa-
nierung mit oder ohne besonderes Bodenrecht. Eine 
differenzierte, abgestufte Anwendung der boden-
rechtlichen Instrumente fehlt im geltenden Recht. 

Innerhalb des besonderen Bodenrechts kommt für 
die Praxis der Verfügungs- und Veränderungs-
sperre nach § 15 des geltenden Städtebauförde-
rungsgesetzes eine besondere Bedeutung zu. Sie 
hat sich als ein notwendiges und taugliches Instru-
ment zur Sicherung der Sanierungsziele erwiesen. 
Derzeit können die Gemeinden Sanierungsmaßnah-
men schon dann nicht mehr im vereinfachten Ver-
fahren durchführen, wenn dafür eine Verfügungs-  
und Veränderungssperre erforderlich ist. 

Der Bundesrat hat deshalb in seiner Stellung-
nahme zum Regierungsentwurf vorgeschlagen, 

— Vorhaben und sonstige Maßnahmen im Sinne 
des § 14 Abs. 1 auch in den nach dem vereinfach-
ten  Verfahren förmlich festgelegten Sanierungs-
gebieten unter Genehmigungspflicht zu stellen 
(Veränderungssperre) und 

— im weiteren Gesetzgebungsverfahren die Mög-
lichkeit zu prüfen, den Gemeinden darüber hin-
aus die Verfügungssperre in diesen Gebieten zur 
Verfügung zu stellen (vgl. Druchsache 10/5027, 
Nr. 61f.; S. 15 ff.). 

Die Bundesregierung hat in ihrer Gegenäußerung 
der vorgeschlagenen Ergänzung des vereinfachten 
Sanierungsverfahrens um eine Veränderungs-
sperre zugestimmt und sie durch verfahrensrechtli-
che Vereinfachungen ergänzt (vgl. Drucksache 
10/5111, Nummern 61; S. 10). Auch der Ausschuß hat 
der vorgeschlagenen Ergänzung zugestimmt. Die 
Bundesregierung hat dem Ausschuß einen Formu-
lierungsvorschlag zu Nummern 61 und 62 der Stel-
lungnahme des Bundesrates vorgelegt, nach der 
den Gemeinden die Veränderungssperre und die 
Verfügungssperre im vereinfachten Sanierungsver- 
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fahren zur Verfügung stehen. Eine deutliche Mehr-
heit der Planspieler und Sachverständigen der öf-
fentlichen Anhörung hat sich für eine dahin ge-
hende Regelung ausgesprochen. 

Nach dem von der Bundesregierung in die Bera-
tung des Ausschusses eingebrachten Vorschlag 
können die Gemeinden die Verfügungs- und Verän-
derungssperre des § 15 des geltenden Städtebauför-
derungsgesetzes — jedoch ohne Preisprüfung — 
auch in dem nach dem vereinfachten Verfahren 
förmlich festgelegten Sanierungsgebieten einset-
zen. Die Gemeinde soll in der Sanierungssatzung 
die Genehmigungspflicht ganz oder teilweise aus-
schließen können. In diesem Fall kann sie die Ge-
nehmigungspflicht auf Grundstücksgeschäfte im 
Sinne des § 15 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Städtebauförde-
rungsgesetzes oder auf Vorhaben, Teilungen und 
langfristige Vereinbarungen über den Gebrauch 
oder die Nutzung eines Grundstücks, Gebäudes 
oder Gebäudeteils (§ 15 Abs. 1 Nr. 4 und 5 sowie 
Abs. 2 des Städtebauförderungsgesetzes) beschrän-
ken. Den Gemeinden steht damit auch im verein-
fachten Verfahren eine auf die Bedürfnisse der je

-

weiligen Sanierungsmaßnahmen abgestufte Verfü-
gungs- und Veränderungssperre zur Verfügung. Die 
vom Ausschuß beschlossene Regelung (§ 142 Abs. 4 
letzter Halbsatz) soll dabei sicherstellen, daß es ei-
ner Erforderlichkeitsprüfung nicht bedarf, wenn die 
Gemeinde bei Anwendung des vereinfachten Sanie-
rungsverfahrens die Verfügungs- und Verände-
rungssperre ganz oder teilweise ausschließen will. 

Der Ausschuß sieht in der Möglichkeit eines flexi-
blen Instrumenteneinsatzes einen wichtigen Bei-
trag zur Verfahrensvereinfachung und -beschleuni-
gung: 
— Die verfahrensrechtlichen Vereinfachungen des 

vereinfachten Sanierungsverfahrens können 
künftig auch dort angewendet werden, wo der 
Einsatz des gesamten bodenrechtlichen Instru-
mentariums einschließlich des besonderen Ent-
schädigungs- und Ausgleichsbetragsrechts so-
wie der Preisprüfung für die Sanierungsmaß-
nahmen nicht notwendig ist. 

— Zum anderen steht den Gemeinden mit der Ver-
fügungs- und Veränderungssperre auch im ver-
einfachten Sanierungsverfahren ein wichtiges 
und auf ihre Bedürfnisse hin abstufbares Steue-
rungsinstrumentarium zur Verfügung. Dies 
führt zur Beschleunigung der Maßnahmen. Vor 
allem werden auch andere Steuerungsinstru-
mente (§§ 14 ff.) entbehrlich; dies ist schon des-
halb von Bedeutung, weil mit Inkrafttreten der 
Städtebauförderungsgesetz-Novelle 1984 Bebau-
ungspläne nur noch aufzustellen sind, sobald 
und soweit es für die städtebauliche Entwick-
lung und Ordnung erforderlich ist. 

Eine weitere Verfahrensvereinfachung ergibt sich 
daraus, daß die Gemeinden künftig nicht mehr ver-
pflichtet sein sollen, in der Sanierungssatzung die 
im Sanierungsgebiet gelegenen Grundstücke mit 
ihren Grundbuch- und Katasterbezeichnungen auf-
zuführen. In der Vergangenheit haben die dafür er-
forderlichen verwaltungsaufwendigen Feststellun-
gen die Praxis erschwert. Die Feststellung der ein-

zelnen Grundstücke soll deshalb auf die Fälle be-
schränkt werden, in denen die Eintragung eines Sa-
nierungsvermerks erforderlich ist. Allerdings brau-
chen auch in diesem Fall die Grundstücke nicht in 
der Sanierungssatzung einzeln aufgeführt werden. 
Es reicht aus, daß die Gemeinde dem Grundbuch-
amt zum Zwecke der Eintragung des Sanierungs-
vermerks die rechtsverbindliche Sanierungssat-
zung mit den davon betroffenen Grundstücken mit-
teilt. 

Zum Abbau der Mischfinanzierung vgl. Kapitel 21 
(Seite 149 f.), zur Lösung der Brachflächenproble-
matik im Rahmen der Sanierung vgl. Kapitel 16 
(Seite 146). 

8. Stadterhaltung 

Der Ausschuß stimmt der Übernahme der Erhal-
tungssatzung in das Baugesetzbuch einmütig zu. Er 
mißt den Aufgaben der Stadterhaltung für die Zu-
kunft weiter wachsende Bedeutung bei. Die Erhal-
tungssatzung hat sich in diesem Aufgabenfeld seit 
1977 zunehmend bewährt und als eigenständiges 
städtebauliches Instrument entwickelt. 

Der Ausschuß billigt einmütig die Erweiterung des 
Anwendungsbereichs auf Nutzungsänderungen so-
wie auf die Errichtung baulicher Anlagen. Die Ein-
beziehung der Nutzungsänderung trägt dem Um-
stand Rechnung, daß städtebauliche Erhaltungs-
ziele im Einzelfall schon durch eine Nutzungsände-
rung ohne gleichzeitige bauliche Maßnahmen be-
einträchtigt werden können. 

Mit der Erweiterung des Genehmigungsvorbehalts 
auf die Errichtung baulicher Anlagen wird das In-
strumentarium der Stadterhaltung weiter verbes-
sert. Der Ausschuß macht sich insoweit auch die 
Ergebnisse des Planspiels zu eigen. Dabei hat sich 
gezeigt, daß die vorgesehene Neuregelung gegen-
über Gestaltungssatzungen oder denkmalrechtli-
chen Gebietsfestlegungen flexibler ist. Die Neurege-
lung eröffnet einen — gegenüber dem Denkmal-
schutz- und Gestaltungsrecht — größeren gestalte-
rischen Freiraum, ohne daß das Erscheinungsbild 
des Gebietes gestört würde. 

Die Fraktion der SPD hat unter Berufung auf Stel-
lungnahmen der kommunalen Spitzenverbände 
und des Mieterbundes in der öffentlichen Anhörung 
beantragt, in § 172 einen Genehmigungsvorbehalt 
auch für die Umwandlung von Mietwohnungen in 
Wohneigentum oder Teileigentum nach dem Woh-
nungseigentumsgesetz zu schaffen. Eine entspre-
chende Forderung hat die Fraktion der SPD auch in 
ihrem Antrag „Sicherung preiswerten Wohnens" — 
Drucksache 10/4292 — erhoben. Der Ausschuß hat 
diesen Antrag mit Mehrheit aus ordnungspoliti-
schen Gründen und mit dem Hinweis auf den beste-
henden Mieterschutz abgelehnt. 

9. Wertermittlung 

Der Ausschuß hat sich ausdrücklich zu der Ent

-

scheidung im Regierungsentwurf bekannt, an der 
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grundsätzlichen Möglichkeit der Tätigkeit der Gut-
achterausschüsse auch für Private festzuhalten. Er 
begrüßt es aber, daß der Kreis derjenigen, die ein 
Gutachten beantragen können, gegenüber dem gel-
tenden Recht auf das Notwendige eingeschränkt 
wird. Er befindet sich damit in Übereinstimmung 
mit dem Wirtschaftsausschuß. Dieser hat um Prü-
fung von Vorschlägen gebeten, die auf eine weitere 
Begrenzung des Kreises der Antragsberechtigten 
hinauslaufen und insbesondere die Eigentümer von 
der Antragsberechtigung ausschließen wollen. 
Diese Vorschläge kann der Ausschuß aus mehreren 
Gründen nicht billigen. Einmal haben die Eigentü-
mer dem Gutachterausschuß gegenüber weitge-
hende Auskunftspflichten. Billigerweise muß es den 
Eigentümern dann auch möglich sein, den Gutach-
terausschuß in Wahrnehmung eigener Belange in 
Anspruch zu nehmen. Zum anderen hat der Gutach-
terausschuß die öffentliche Aufgabe, für eine Trans-
parenz auf dem Grundstücksmarkt zu sorgen. 
Hierzu ist es notwendig, daß der Gutachteraus-
schuß nicht nur in den Fällen oder Gebieten, wo 
Enteignungen oder städtebauliche Maßnahmen in 
Betracht kommen, sondern in seinem gesamten 
räumlichen Zuständigkeitsbereich wertermittelnd 
tätig werden darf, damit er die von ihm in Wahrneh-
mung seiner öffentlichen Aufgabe erarbeiteten Da-
ten der Wertermittlung, wie Richtwerte, Boden-
preisindices, Liegenschaftszinssätze usw. überprü-
fen kann. Nur hierdurch ist gewährleistet, daß er 
den Bezug zur Markt- und Bewertungswirklichkeit 
nicht verliert. Dies ist um so wichtiger, als § 195 
Abs. 3 des Regierungsentwurfs erstmals bundes-
rechtlich ein Auskunftsrecht aus der Kaufpreis-
sammlung vorsieht und dadurch den Überblick 
über den Grundstücksmarkt, insbesondere auch im 
Hinblick auf das Informationsbedürfnis der Sach-
verständigen, verbessert. Zuverlässige und verwert-
bare  Auskünfte können nach Auffassung des Aus-
schusses aber nur gegeben werden, wenn ihnen ver-
läßliche Daten zugrundeliegen. Hierfür aber ist die 
Kenntnis des gesamten Marktgeschehens durch die 
Gutachterausschüsse unerläßlich. Ohne diese 
Kenntnis würde nach Auffassung des Ausschusses 
der Gutachterausschuß die ihm übertragenen Auf-
gaben nicht erfüllen können. Schließlich fällt nach 
Auffassung des Ausschusses für die Beibehaltung 
der im Regierungsentwurf vorgesehenen Antrags-
berechtigungen ganz entscheidend ins Gewicht, daß 
der Gutachterausschuß seit seiner Einrichtung im 
Jahre 1960 eine unabhängige Behörde ist. Auch aus 
diesem Grunde muß der Gutachterausschuß dem 
Bürger zur Verfügung stehen. Der Ausschuß sieht 
insoweit in der Tätigkeit der. Gutachterausschüsse 
auch keine ernsthafte Konkurrenz zu der Tätigkeit 
der freien Sachverständigen. Dazu ist der Anteil der 
von Gutachterausschüssen erstellten Gutachten mit 
weniger als 10 v. H. der Gesamtzahl der von den 
selbständigen Sachverständigen erstellten Gutach-
ten zu gering. Im übrigen ist beabsichtigt, die HOAI 
auch auf die Fälle auszudehnen, in denen Gut-
achterausschüsse Gutachten auf Antrag Privater 
erstatten werden. 

Der Ausschuß hat die Frage der Öffnung der Kauf

-

preissammlung durch Übermittlung oder Einsicht-
gewährung insbesondere zugunsten der öffentlich 

bestellten vereidigten Sachverständigen eingehend 
geprüft. Er hatte hierbei das Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts vom 15. Dezember 1983 zum 
Volkszählungsgesetz 1983 zu berücksichtigen. In 
diesem Urteil hat das Gericht das Recht auf infor-
mationelle Selbstbestimmung des Bürgers hervor-
gehoben und betont, daß dieses gegenüber der 
Preisgabe in einer Datensammelstelle — Kauf-
preissammlung — vorhandener personenbezogener 
Daten nur zurückzutreten habe, wenn unter Beach-
tung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein 
überwiegendes Allgemeininteresse dies rechtferti-
ge. In die beim Gutachterausschuß zu führenden 
Kaufpreissammlungen werden nicht nur alle Daten 
gesammelt, die sich aus Kaufverträgen und sonsti-
gen dem Gutachterausschuß zu übermittelnden 
Verträgen und Rechtsgeschäften ergeben, sondern 
auch die personenbezogenen Daten, die der Gutach-
terausschuß aufgrund seiner Auskunftsbefugnis 
von den Vertragspartnern und sonstigen auskunfts-
pflichtigen Personen anfordert. Die Kaufpreis-
sammlung stellt damit eine Datensammelstelle dar, 
die nach den Grundsätzen des Bundesverfassungs-
gerichts unter Beachtung des informationellen 
Selbstbestimmungsrechts des Bürgers Dritten nur 
unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnis-
mäßigkeit im überwiegenden Allgemeininteresse 
zugänglich gemacht werden darf. Unter Beachtung 
dieser Grundsätze kann nach Auffassung des Aus-
schusses eine über die im Regierungsentwurf ge-
genüber dem Finanzamt vorgesehene weitere Öff-
nung der. Kaufpreissammlung nicht in Betracht 
kommen, insbesondere nicht für eine Wertermitt-
lung, die ein öffentlich bestellter vereidigter Sach-
verständiger im Einzelfall durchzuführen hat. Ein 
Einsichtsrecht eines öffentlich bestellten vereidig-
ten Sachverständigen würde in diesem Fall einen 
unverhältnismäßigen, vom überwiegenden Allge-
meininteresse nicht gerechtfertigten Eingriff in das 
informationelle Selbstbestimmungsrecht des Bür-
gers bedeuten. Hieran ändert auch nichts die Tatsa-
che, daß der öffentlich bestellte vereidigte Sachver-
ständige besonders auf Verschwiegenheit und Ge-
heimhaltung verpflichtet ist. Gegenstand des Da-
tenschutzes ist vielmehr die Verwendung personen-
bezogener Daten schlechthin. In diesem Sinne hat 
sich auch der Bundesbeauftragte für den Daten-
schutz in zwei dem Ausschuß vorliegendem Schrei-
ben vom 29. Januar und 22. April 1986 geäußert. Der 
Bundesbeauftragte für den Datenschutz weist in 
diesen Schreiben außerdem darauf hin, daß aus 
Gründen des Datenschutzes auch Auskünfte aus 
der Kaufpreissammlung stets nur in anonymisier-
ter Form gegeben werden dürften. Der Ausschuß 
teilt auch diese Auffassung. 

Der Ausschuß ist mit dem Deutschen Städtetag der 
Auffassung, daß datenschutzrechtliche Bedenken 
gegen die im Regierungsentwurf in den §§ 195 und 
197 enthaltenen Auskunftspflichten nicht bestehen 
und die Beibehaltung dieser umfassenden Informa-
tionsmöglichkeiten für die Arbeit der Gutachteraus-
schüsse unerläßlich ist. Bei Änderung dieser Be-
stimmung ist der Gutachterausschuß nicht mehr in 
der Lage, verläßliche Daten für die Wertermittlung 
zu ermitteln und für eine gewisse Transparenz des 
Grundstücksmarkts für Jedermann zu sorgen. 
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10. Umweltschutz 

Die Ausschußmehrheit ist der Auffassung, daß das 
Baugesetzbuch einen wichtigen Beitrag für den 
Umweltschutz leistet. Bereits das geltende und im 
wesentlichen vom Gesetzentwurf übernommene 
Recht enthält hierfür umfangreiche Regelungen. 
Diese werden durch eine Reihe von Änderungen zu 
Gunsten des Umweltschutzes verstärkt. So hat nach 
§ 1 Abs. 5 Satz 1 die Bauleitplanung zum Schutz und 
zur Entwicklung der natürlichen Lebensgrundlagen 
beizutragen. Entsprechend der Bodenschutzkonzep-
tion der Bundesregierung enthält § 1 Abs. 5 Satz 3 
die Verpflichtung zum sparsamen und schonenden 
Umgang mit Grund und Boden. Die Umweltbegriffe 
werden in § 1 Abs. 5 Satz 2 aktualisiert und die Er-
haltung, Erneuerung und Fortentwicklung vorhan-
dener Ortsteile besonders hervorgehoben; damit 
wird die Bevorzugung der Neuausweisung von Bau-
land beendet. Die Möglichkeit, Höchstgrenzen von 
Wohngrundstücken aus Gründen des flächenspa-
renden Bauens festzusetzen, wird in § 9 Abs. 1 Nr. 3 
neu eingeführt. Nach § 5 Abs. 1 Nr. 10 und § 9 Abs. 1 
Nr. 20 können künftig Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur 
und Landschaft in den Bauleitplänen ausgewiesen 
werden. Auch aus ökologischen Gründen wird der 
Begriff „forstwirtschaftliche Nutzung" durch den 
umfassenden Begriff „Wald" in den einschlägigen 
Vorschriften ersetzt. Nach § 9 Abs. 1 Nr. 26 werden 
künftig in Bebauungsplänen Bepflanzungen festge-
setzt werden können. Künftig sind die wesentlichen 
Auswirkungen der Planung, zu denen auch die Aus-
wirkungen auf die Umwelt gehören, in der Begrün-
dung zum Bebauungsplan nach § 9 Abs. 8 darzule-
gen. Die Flächen mit sogenannten Altlasten sind 
künftig in den Bauleitplänen zu kennzeichnen. Die 
Maßnahmen zur Sicherung von Fremdenverkehrs-
orten nach § 22 werden zur Vermeidung zusätzli-
cher Ausweisung von Bauland für Ferienunter-
künfte beitragen. In § 35 Abs. 5 wird die Verpflich-
tung zu einer den Außenbereich schonenden Bau-
weise bei Außenbereichsvorhaben aufgenommen. 
In § 136 wird auch der Umweltschutz als Sanie-
rungsziel herausgestellt. Soweit der geltende Ent-
wurf auch Erleichterungen des Bauens vorsieht 
(vgl. oben Kapitel 2) sind diese vor allem als Verfah-
renserleichterungen ausgestaltet. Dabei bleiben die 
materiellen Anforderungen an eine geordnete städ-
tebauliche Entwicklung — auch unter Umweltge-
sichtspunkten — voll erhalten. 

Die Fraktion der SPD und die Fraktion DIE GRÜ-
NEN haben wie der Bundesrat die Aufnahme des 
Umweltschutzes bei der gesetzlichen Umschrei-
bung der Planungspflicht in § 1 Abs. 3 sowie stär-
kere Verpflichtungen zugunsten des sparsamen 
und schonenden Umgangs mit Grund und Boden 
und zum Vorrang der innerörtlichen Entwicklung 
(§ 1 Abs. 5 Satz 3) sowie zum Schutz wertvoller 
Landschaftsteile (§ 1 Abs. 5 Satz 4) beantragt, um 
dem Umweltschutz im Rahmen der Grundsätze der 
Bauleitplanung ein stärkeres Gewicht zu verleihen. 
Die Anträge wurden von der Ausschußmehrheit in 
Übereinstimmung mit dem Innenausschuß und 
dem Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit mit der Begründung abgelehnt, daß 

die Ergänzung des § 1 Abs. 3 entbehrlich ist, weil die 
städtebauliche Entwicklung und Ordnung ohnehin 
neben anderen auch die Umweltbelange umfaßt. 
Die ausnahmslose Verpflichtung zum sparsamen 
Umgang mit Grund und Boden sowie der gesetzli-
che Vorrang der innerörtlichen Erneuerung und 
Entwicklung können zu einer einseitigen Ausrich-
tung der Bauleitplanung führen, die für die Ge-
meinde nicht mehr praktikabel, zum Teil nachteilig 
für stadtökologische Erfordernisse ist und erstma-
lig die Festschreibung eines städtebaulichen Leit-
bilds im Gesetz bedeutet. 
Den Vorschlag des Bundesrates, nach dem die Bau-
leitplanung nicht nur zum Schutz, sondern auch 
zum Entwickeln der natürlichen Lebensgrundlagen 
beitragen soll, hat der Ausschuß einvernehmlich 
übernommen. 
Die weitergehenden Anträge der Fraktion DIE 
GRÜNEN um Aufnahme von Vorschriften über die 
nachhaltige und dauerhafte Sicherung der natürli-
chen Lebensgrundlagen in § 1 Abs. 5 Satz 1 und 
über die Verträglichkeit der Planung mit der Um-
welt sowie die Sicherung von Ausgleichsmaßnah-
men in § 1 Abs. 5 Satz 2 Nr. 7 ist vom Ausschuß 
mehrheitlich mit dem Hinweis abgelehnt worden, 
daß diese Gesichtspunkte in den Begriffsbestim-
mungen des Gesetzentwurfs bereits enthalten 
sind. 
Der Ausschuß hält mit Zustimmung des Innenaus-
schusses und des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit — mit Ausnahme der 
Fraktion DIE GRÜNEN, die einen mehrheitlich ab-
gelehnten Antrag auf Regelung einer selbständi-
gen, der Bauleitplanung vorangehenden Umwelt-
verträglichkeitsprüfung gestellt haben — weder 
eine ergänzende noch eine klarstellende Regelung 
der Umweltverträglichkeitsprüfung für erforder-
lich. Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist nach 
Auffassung des Ausschusses (mit Ausnahme der 
Fraktion DIE GRÜNEN) Bestandteil des Verfah-
rens zur Aufstellung der Bauleitpläne; die Aufgaben 
der Gemeinden sollen auch in diesem Bereich er-
halten bleiben. Das Gesetz enthält mit der Ver-
pflichtung, im Rahmen der planerischen Abwägung 
die Auswirkungen auf die Umwelt zu berücksichti-
gen, mit der Verpflichtung zur Ermittlung auch der 
Auswirkungen auf die Umwelt im Verfahren der 
(zweistufigen) Bürgerbeteiligung und durch die Be-
teiligung der Träger öffentlicher Belange sowie mit 
der Verpflichtung zur Darlegung der wesentlichen 
Auswirkungen des Bebauungsplans in seiner Be-
gründung die rechtlichen Grundlagen für eine in 
der Bauleitplanung integriert durchzuführende 
Umweltverträglichkeitsprüfung. Den Antrag der 
Fraktion der SPD auf ausdrückliche Darlegung der 
Auswirkungen auf die Umwelt in der Verpflichtung 
zur Erläuterung und Begründung der Bauleitpläne 
(§ 5 Abs. 5 und § 9 Abs. 8) hat der Ausschuß mehr-
heitlich — mit Zustimmung des Innenausschusses 
und des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit — mit der Begründung abge-
lehnt, daß der Begriff der „wesentlichen Auswir-
kungen" umfassend ist und die Hervorhebung eines 
Belangs die im konkreten Planungsfall mögliche 
stärkere Betroffenheit anderer öffentlicher und pri-
vater Belange verkennt. 
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Der Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Ergän-
zung der Darstellungs- und Festsetzungsmöglich-
keiten in § 5 Abs. 2 und § 9 Abs. 1 um Landschafts-
schutz- und Naturschutzgebiete sowie wirtschaft-
lich nicht genutzte Gebiete (Brachflächen), ist vom 
Ausschuß mehrheitlich mit der Begründung abge-
lehnt worden, daß solche Festlegungen dem Natur-
schutz vorbehalten seien und das Gesetz hinsicht-
lich der Brachflächen wirksame andere Möglichkei-
ten enthalte. 

Der Ausschuß hat die vom Bundesrat vorgeschla-
gene Änderung der Vorschrift über die Festsetzung 
von Grundstücksgrößen (§ 9 Abs. 1 Nr. 3) in der Fas-
sung der Gegenäußerung der Bundesregierung ein-
vernehmlich übernommen. Er ist der Anregung des 
Ausschusses für Wirtschaft, die Festsetzung an das 
Erfordernis besonderer städtebaulicher Gründe zu 
binden, nicht gefolgt, weil die Möglichkeit der Be-
grenzung der Grundstücksgröße aus Gründen des 
sparsamen und schonenden Umgangs mit Grund 
und Boden — je nach den konkreten Verhältnissen 
— ein städtebauliches Anliegen ist. 

Zur Prüfungsempfehlung des Bundesrates über 
eine Regelung zur Bodenversiegelung ist der Aus-
schuß einvernehmlich der Auffassung, daß zusätzli-
che Regelungen nicht erforderlich sind, da das da-
mit verfolgte Anliegen durch anderweitige Festset-
zungen (z. B. Festsetzung der überbaubaren Grund-
stücksfläche, von der Bebauung freizuhaltende Flä-
chen, Grünflächen) und insbesondere durch die 
neue Möglichkeit der Festsetzung von Flächen für 
Bepflanzungen erfüllt wird. Im übrigen können ent-
sprechende Regelungen im Bauordnungsrecht der 
Länder getroffen werden. 
Der Ausschuß hat mehrheitlich die im Regierungs-
entwurf enthaltene Neufassung des § 9 Abs. 1 
Nr. 23 (Verwendungsverbote für luftverunreini-
gende Stoffe) übernommen. Er hält in Übereinstim-
mung mit dem Ausschuß für Wirtschaft die darin 
vorgesehene Konkretisierung der Anwendungsvor-
aussetzungen für praxisgerechter als die von der 
Fraktion der SPD, vom Innenausschuß und vom 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit empfohlene Übernahme des Bundesrats-
vorschlags und als die von der Fraktion DIE GRÜ-
NEN vorgeschlagene noch weitergehende Fassung. 

Die Fraktion der SPD und die Fraktion DIE GRÜ-
NEN haben die Beibehaltung der geltenden Fas-
sung über die weitgehenden Festsetzungsmöglich-
keiten von Vorkehrungen zum Schutz vor schädli-
chen Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24) bean-
tragt. Die im Entwurf vorgesehene Neufassung da-
gegen schränkt die für die Lösung von Immissions-
konflikten erforderlichen Maßnahmen auf bauliche 
und sonstige technische Vorkehrungen ein, obwohl 
im Einzelfall auch die Festsetzung von Emissions-
und Immissionswerten oder die Festsetzung eines 
Nachtfahrverbots erforderlich sein könne. Der An-
trag ist von der Mehrheit im Ausschuß mit Zustim-
mung des Innenausschusses, des Ausschusses für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und 
des Ausschusses für Wirtschaft mit der Begrün-
dung abgelehnt worden, die Änderung schaffe die 
für die Rechtsklarheit gebotene eindeutige Geset

-

zesfassung, indem klargestellt werde, daß die nach 
dieser Vorschrift zulässigen immissionsschutzbezo-
genen Festsetzungen hinreichend bestimmt sein 
müßten, so daß ihnen die konkret zu treffenden 
Maßnahmen entnommen werden könnten. Die Neu-
fassung lasse es — wie von den Planspielgemein-
den vorgetragen — auch weiterhin zu, daß die Ei-
genschaften baulicher und sonstiger technischer 
Vorkehrung insbesondere zum Schutz vor Ver-
kehrslärm, durch Grenzwerte bestimmt werden. 
Die Festsetzung von Emissions- und Immissions-
werten sei aber dem staatlichen Immissionsschutz-
recht vorbehalten. 

Der Ausschuß übernimmt einvernehmlich die in § 5 
Abs. 3 Nr. 3 (in der Fassung des Vorschlags des 
Bundesrates) und in § 9 Abs. 5 Nr. 3 enthaltene 
Kennzeichnungspflicht von Flächen mit sog. Altla-
sten. Der Ausschuß weist ausdrücklich darauf hin, 
daß die Kennzeichnungspflicht in Flächennut-
zungsplänen die Gemeinden nicht verpflichtet, aus 
Anlaß der Flächennutzungsplanung sog. Altlasten

-

Kataster aufzustellen. Die Kennzeichnungspflicht 
nach § 5 Abs. 3 Nr. 3 bezieht sich auf für bauliche 
Nutzungen vorgesehene Flächen. Beabsichtigt die 
Gemeinde die Darstellung von Bauflächen, muß sie 
nach den Grundsätzen der Bauleitplanung (§ 1), 
wenn hierfür Anhaltspunkte gegeben sind, prüfen, 
ob die Baufläche erheblich mit umweltgefährden-
den Stoffen belastet ist. Ist dies der Fall, ist es auch 
notwendig, die für bauliche Nutzungen vorgesehe-
nen Flächen im Blick auf den weiteren Vollzug des 
Flächennutzungsplans zu kennzeichnen. Weiterge-
hende Pflichten sind dem § 5 Abs. 3 Nr. 3 nicht zu 
entnehmen; sie entsprächen auch nicht den Aufga-
ben der Gemeinde in der Bauleitplanung. Aus die-
sen Gründen hat der Ausschuß auch unter Zustim-
mung des Ausschusses für Wirtschaft die Vor-
schläge des Innenausschusses und des Ausschusses 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit auf 
Übernahme der Fassung des Regierungsentwurfs 
(Kennzeichnungspflicht auch für Nichtbauflächen) 
abgelehnt. 
Umweltschutz und Umweltvorsorge sind auf abseh-
bare Zeit für die städtebauliche Entwicklung der 
Städte und Gemeinden von herausragender Bedeu-
tung. Der städtebauliche Bericht der Bundesregie-
rung „Umwelt und Gewerbe in der Städtebaupoli-
tik" (Drucksache 10/5999 vom 9. September 1986) 
enthält eine breit angelegte Bestandsaufnahme der 
aktuellen Probleme und Ziele in diesem städtebau-
lichen  Aufgabenfeld. Der Ausschuß hat diesen Be-
richt daher in seine Beratungen einbezogen (vgl. 
Teil I Kapitel 4). Der Bericht kommt zu dem Ergeb-
nis, daß die ökologische Revitalisierung, die Erhal-
tung und Wiederherstellung der Städte und Ge-
meinden als gesunder Lebensraum für Menschen, 
Tiere und Pflanzen zunehmend Eingang in die 
Städtebaupolitik der Gemeinden und Länder findet. 
Der Bericht macht deutlich, daß kein grundsätzlich 
neues Instrumentarium erforderlich ist, um den 
neuen städtebaulichen Aufgaben der Umweltvor-
sorge und des Umweltschutzes gerecht zu werden. 
Er zeigt jedoch auf, daß die Gemeinden bei der 
Anwendung des geltenden Rechts mit vielerlei Un-
sicherheiten  und Unzulänglichkeiten zu kämpfen 
haben. Es war nicht die Aufgabe des Berichts, hier 
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Vorgaben oder Empfehlungen für eine Verbesse-
rung des städtebaurechtlichen Instrumentariums 
zu machen. Eine Analyse des Berichts ergibt je-
doch, daß insbesondere die Änderung der Grund-
ausrichtung des Städtebaurechts auf die Aufgaben 
der Innenentwicklung hin Kommunen und Länder 
bei der ökologischen Revitalisierung der Städte und 
Gemeinden eine Hilfe sein wird. Der sparsame und 
schonende Umgang mit Grund und Boden gehört zu 
den wichtigsten Vorgaben für einen ökologisch ver-
träglichen Städtebau. Hierzu wie zur Gewährlei-
stung einer umweltverträglichen Stadtentwicklung, 
so macht der Bericht deutlich, ist die Bauleitpla-
nung von großer Bedeutung. Der Ausschuß sieht 
sich mehrheitlich durch den städtebaulichen Be-
richt der Bundesregierung in seiner Auffassung be-
stätigt, daß das Baugesetzbuch die erforderlichen 
Regelungen zugunsten des Umweltschutzes enthält. 
Die Fraktion der SPD und die Fraktion DIE GRÜ-
NEN haben auch aus Anlaß der Beratung des Be-
richts ihre Auffassung dargelegt, nach der über den 
Gesetzentwurf hinaus weitergehende Regelungen 
zur Stärkung der ökologischen Belange in der Bau-
leitplanung erforderlich sind. 

11. Standortsicherung der Betriebe/Gemengelage-
Problematik 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß die Betriebe 
von Industrie, Gewerbe, Handwerk und Landwirt-
schaft in der Lage sein müssen, im Rahmen einer 
geordneten städtebaulichen Entwicklung an ihren 
Standorten zu investieren. Wie der städtebauliche 
Bericht der Bundesregierung „Umwelt und Ge-
werbe in der Städtebaupolitik" — Drucksache 
10/5999 — aufzeigt, wird in der städtebaulichen Pra-
xis zunehmend versucht, belastete Gemengelagen 
zu sanieren, ohne die vorhandene Nutzungsmi-
schung zu beseitigen. Hierfür sprechen sowohl öko-
logische Erwägungen als auch betriebswirtschaftli-
che Gründe (vgl. Drucksache 10/5999, S. 110ff.). Da 
die Standortfragen größtenteils im Baurecht ent-
schieden werden, hält der Ausschuß Regelungen im 
Baugesetzbuch für erforderlich. 

Die im Regierungsentwurf hierfür vorgesehenen 
neuen Vorschriften sind im Ausschuß unterschied-
lich beurteilt worden. Wegen der Bedeutung der In-
vestitionen an den vorhandenen Standorten der Be-
triebe besteht Einvernehmen darüber, daß das 
Städtebaurecht stärker auf die Erhaltung, Erneue-
rung und Fortentwicklung vorhandener Ortsteile 
ausgerichtet sein soll; die dazu in den Grundsätzen 
der Bauleitplanung in § 1 Abs. 5 Satz 2 Nr. 4 aufge-
nommenen Belange sind daher vom Ausschuß ein-
vernehmlich übernommen worden. Der Ausschuß 
hat mehrheitlich — gegen die Fraktion DIE GRÜ-
NEN — die vorgesehenen Klarstellungen des plane-
rischen Ermessens der Gemeinde bei ihrer Ent-
scheidung über den Umfang der Planinhalte (§ 5 
Abs. 2 und § 9 Abs. 1) auch unter dem Gesichtspunkt 
übernommen, daß dadurch Erschwernisse der Pla-
nung in Gemengelage-Situationen (Nebeneinander 
von Wohnen und Gewerbe) und im späteren Geneh-
migungsverfahren vermieden werden können. 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß die neu ein-
gefügten und im Laufe der Ausschußberatungen 
verbesserten Vorschriften zur Erhöhung der Be-
standskraft von Bauleitplänen (vgl. Kapitel 5) auch 
den Betrieben zugute kommen werden. Auch die — 
mehrheitlich gebilligten — Abgrenzungen zum Im-
missionsschutzrecht in § 9 Abs. 1 Nr. 24 werden 
dazu beitragen, Erschwernisse in der Planung und 
im späteren Genehmigungsverfahren zu vermei-
den. Nach Auffassung der Ausschußmehrheit, die 
sich dabei auf die Stellungnahmen des Innenaus-
schusses, des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit und des Ausschusses für 
Wirtschaft stützt, schafft die Änderung von § 9 
Abs. 1 Nr. 24 die für den Vollzug wichtige Rechts-
klarheit. Es ist sachgerechter und für die Praxis 
hilfreicher, die Festsetzung von Emissions- und Im-
missionswerten dem staatlichen Immissionsschutz-
recht und dessen Vollzug den Behörden der Gewer-
beaufsicht vorzubehalten. 

Die Fraktion der SPD und die Fraktion DIE GRÜ-
NEN haben die Neufassung von § 9 Abs. 1 Nr. 24 mit 
der Begründung abgelehnt, dadurch würden die 
Möglichkeiten für die Lösung der gerade in Gemen-
gelage-Situationen anzutreffenden Immissionskon-
flikte eingeschränkt. 

Der Ausschuß billigt mit Mehrheit die Änderungen 
der Vorschriften über die Zulässigkeit von Vorha-
ben (vgl. Kapitel 2), denen auch der Ausschuß für 
Wirtschaft ausdrücklich zustimmt. Die erleichterte 
Erteilung von Befreiungen nach § 31 Abs. 2, die er-
weiterte Möglichkeit der Vorweggenehmigung von 
Vorhaben während der Planaufstellung nach § 33, 
die Neufassung der Zulässigkeitsvorschriften nach 
§ 34 Abs. 1 und 2 sowie der neue Genehmigungstat-
bestand nach § 34 Abs. 3 werden sich auf die pla-
nungsrechtliche Situation der Betriebe, insbeson-
dere im Investitionsbereich und damit auf die Er-
haltung und Schaffung von Arbeitsplätzen positiv 
auswirken. 

Der Ausschuß sieht die Entschließung des Bundes-
tages zur sog. Gemengelage-Problematik vom 6. Juli 
1979 (Drucksache 8/2885) durch den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung über das Baugesetzbuch als 
erledigt an. 

12. Mittelstand 

Der Ausschuß ist einvernehmlich der Auffassung, 
daß den mittelständischen Betriebsformen des Ein-
zelhandels für die geordnete städtebauliche Ent-
wicklung erhebliche Bedeutung zukommt, weil sie 
eine ausgewogene, den Bedürfnissen der Bevölke-
rung entsprechende Versorgung sicherstellen. 

Dem Ausschuß ist bekannt, daß in den letzten Jah-
ren die Zahl großflächiger Einzelhandelsbetriebe er-
heblich gestiegen ist; diese Einzelhandelsbetriebe 
sind dabei oft an Orts- und Stadtrand-Standorten 
angesiedelt worden, die eine verbrauchernahe Ver-
sorgung der Bevölkerung nicht gewährleisten. Die 
Käufer mit geringer Mobilität, wie z. B. viele ältere 
Menschen, sind hiervon besonders betroffen. Auch 
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die Anstrengungen der Länder und Gemeinden, un-
ter Einsatz erheblicher finanzieller Mittel die At-
traktivität der Innenstädte zu steigern und deren 
Funktion als zentrale Versorgungsbereiche zu er-
halten und zu stärken, werden erheblich behindert. 

Der Ausschuß teilt daher — unter ausdrücklicher 
Zustimmung des Ausschusses für Wirtschaft — ein-
vernehmlich das Anliegen des Gesetzentwurfs zum 
Baugesetzbuch, die Gemeinden stärker als bisher 
dazu anzuhalten, von den bauplanungsrechtlichen 
Instrumenten Gebrauch zu machen, durch die nega-
tive städtebauliche Auswirkungen bei der Ansied-
lung von Einzelhandelsbetrieben vermieden wer-
den können. Er übernimmt die im Regierungsent-
wurf enthaltene Verpflichtung der Gemeinden, bei 
der Aufstellung der Bauleitpläne u. a. die Belange 
der Wirtschaft „auch ihrer mittelständischen Struk-
tur im Interesse einer verbrauchernahen Versor-
gung der Bevölkerung" zu berücksichtigen (§ 1 
Abs. 5 Satz 2 Nr. 8). Der Ausschuß geht dabei davon 
aus, daß durch die vorgesehene Gesetzesfassung si-
chergestellt bleibt, daß die Grenzen des grundsätz-
lich wettbewerbsneutralen Baurechts gewahrt wer-
den und die städtebaulichen Erfordernisse aus-
schlaggebend sind. 

Auch der mitberatende Ausschuß für Wirtschaft hat 
die vorgesehene Neuregelung ausdrücklich be-
grüßt. 

Die Anregung des Bundesrates, § 34 Abs. 1 um den 
Belang der „Sicherstellung der verbrauchernahen 
Versorgung der Bevölkerung" zu ergänzen, hat der 
Ausschuß einvernehmlich nicht aufgegriffen. Die-
ser Belang ist nach Auffassung des Ausschusses für 
die Zulässigkeitsregelung des § 34 Abs. 1 nicht hin-
reichend bestimmt. Auch ist das Bedürfnis für eine 
solche Ergänzung zu verneinen, da in Fällen des 
§ 34 Abs. 1 nach den vorhandenen Zulässigkeitser-
fordernissen unter Berücksichtigung der höchst-
richterlichen Rechtsprechung die Genehmigungs-
voraussetzungen für großflächige Einzelhandelsbe-
triebe ohnehin in der Regel nicht gegeben sind, 
wenn das Gebiet noch nicht durch einen Einzelhan-
delsgroßbetrieb geprägt ist. 

13. Sport 

Der Ausschuß hat sich bei der Beratung des Gesetz-
entwurfs unter Einbeziehung der gutachtlichen 
Stellungnahme des Sportausschusses mit der Frage 
befaßt, wie die Belange des Sports im Baugesetz-
buch berücksichtigt werden sollen. 

Der Ausschuß hat einvernehmlich beschlossen, in 
den Katalogen der Darstellungs- und Festsetzungs-
möglichkeiten in den Bauleitplänen die Flächen für 
Sport- und Spielanlagen gesondert aufzunehmen 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 2 und § 9 Abs. 1 Nr. 5). Dadurch sollen 
Einengungen des geltenden Rechts, das bisher nur 
die Ausweisung von Flächen für Sport- und Spielan-
lagen als Gemeinbedarfsflächen, als Grünflächen 
oder als Sondergebiete ermöglichte, entfallen. 
Durch die ausdrückliche Aufnahme der Flächen für 
Sport- und Spielanlagen soll weiter herausgestellt 

werden, daß die Gemeinden auf der Grundlage des 
Baugesetzbuchs auch wohngebietsnahe Sport- und 
Spielflächen festlegen, solche Flächen frühzeitig si-
chern und vorsorgend mögliche Konflikte vermei-
den können. Durch die Aufnahme der Flächen für 
Sport- und Spielanlagen im Zusammenhang mit 
den Gemeinbedarfsflächen (jedoch nicht als Teil 
der Gemeinbedarfsflächen, sondern als davon unab-
hängige Sport- und Spielflächen) soll zugleich die 
öffentliche Bedeutung von Sport und Spiel unter-
strichen werden. 

Der Ausschuß weist in diesem Zusammenhang dar-
auf hin, daß die Gemeinden im Rahmen der planeri-
schen Abwägung und Entscheidung nach § 1 je 
nach den örtlichen Erfordernissen und Gegebenhei-
ten die Belange des Sports — auch unter Berück-
sichtigung seiner unmittelbaren und mittelbaren 
Auswirkungen auf benachbarte Wohnbebauung, 
z. B. durch den Zu- und Abgangsverkehr — berück-
sichtigen können. 

Der Ausschuß ist einvernehmlich der Auffassung, 
daß zum Zwecke der erforderlichen Ermittlung der 
Belange des Sports die Sportorganisationen bei der 
Aufstellung der Bauleitpläne frühzeitig und umfas

-

send  beteiligt werden sollen, wie dies in vielen Ge-
meinden heute schon geschieht. Dabei handelt es 
sich allerdings nicht um eine Beteiligung nach § 4, 
da Sportorganisationen aus rechtlichen Gründen 
keine Träger öffentlicher Belange sein können. 
Vielmehr werden sie bei der Aufstellung der Bau-
leitpläne im Rahmen der Bürgerbeteiligung wie an-
dere Vereinigungen in einem zweistufigen Verfah-
ren (vorgezogene Bürgerbeteiligung und öffentliche 
Auslegung des Planentwurfs) angehört. Da diese 
umfassende Beteiligung heute schon weitgehend 
der kommunalen Praxis entspricht, hält der Aus-
schuß eine Erweiterung der gesetzlichen Beteili-
gungsrechte speziell von Sportorganisationen nicht 
für erforderlich. 
Die Ausschußmehrheit weist weiter darauf hin, daß 
die Erleichterungen bei Erteilung von Befreiungen 
nach § 31 Abs. 2 und auch der neueingeführte Ge-
nehmigungstatbestand des § 34 Abs. 3 sich positiv 
auf Baumaßnahmen insbesondere im Zusammen-
hang mit vorhandenen Sportanlagen auswirken 
können. Nach § 34 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 können die 
dort bezeichneten Vorhaben zugelassen werden, 
„wenn die Zulassung aus Gründen des Wohls der 
Allgemeinheit erforderlich ist", d. h. wenn es zur Er-
füllung oder Wahrung öffentlicher Interessen oder 
Aufgaben vernünftigerweise geboten ist, mit Hilfe 
der Genehmigung das Vorhaben am vorgesehenen 
Standort zu verwirklichen. Zu diesen öffentlichen 
Interessen und Aufgaben gehören auch soziale und 
sportliche Einrichtungen. Nach Auffassung der 
Ausschußmehrheit kann diese Vorschrift daher 
auch für bestimmte Baumaßnahmen an vorhande-
nen Sportanlagen in Betracht kommen. 

Die Ausschußmehrheit weist außerdem darauf hin, 
daß im Außenbereich bestimmte Sportanlagen als 
sog. privilegierte Vorhaben nach § 35 Abs. 1 zulässig 
sein können, wenn öffentliche Belange nicht entge-
genstehen und die ausreichende Erschließung gesi-
chert ist. Die Privilegierung kann sich daraus erge-
ben, daß die Sportanlagen wegen ihrer besonderen 
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Anforderungen an die Umgebung, wegen ihrer 
nachteiligen Wirkung auf die Umgebung oder we-
gen ihrer besonderen Zweckbestimmung nur im 
Außenbereich ausgeführt werden sollen (§ 35 Abs. 1 
Nr. 5). Die Anwendung dieser Voraussetzung richtet 
sich jedoch nach den konkreten Gegebenheiten ei-
nes jeden Einzelfalles. Die Fraktion der SPD betont, 
daß Sportanlagen im Außenbereich grundsätzlich 
auf der Grundlage von Bebauungsplänen errichtet 
werden sollten, die eine sorgfältige Abwägung und 
die Bürgerbeteiligung sichern. 

Im übrigen geht der Ausschuß davon aus, daß die 
Bundesregierung die vom Sportausschuß im Rah-
men der Baunutzungsverordnung empfohlene Si-
cherstellung der Zulässigkeit von nichtstörenden, 
den Bewohnern des Gebietes dienenden Spiel- und 
Sportanlagen in reinen Wohngebieten und Klein-
siedlungsgebieten und von nicht wesentlich stören-
den, den Bewohnern des Gebietes dienenden Spiel-
und Sportanlagen in allgemeinen Wohngebieten in 
die anstehende Gesamtüberprüfung der Baunut-
zungsverordnung einbeziehen wird. 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß Sport und 
Spiel ein Stück kommunaler Kultur sind. Ein gewis-
ses Maß an Belästigung müsse die Gemeinschaft 
tragen, allerdings müssen auch die Sportvereine 
Rücksicht auf angrenzende Bewohner nehmen, bei-
spielsweise bei der An- und Abfahrt mit Kraftfahr-
zeugen zu den Sportanlagen, beim Betrieb von Ver-
einsheimen und Gaststätten, beim Einsatz von 
Lautsprechern usw. 

14. Fremdenverkehr 

Die neue Vorschrift des § 22, die es den Gemeinden 
erlaubt, zur Sicherung ihrer Fremdenverkehrsfunk-
tion durch Einführung eines Genehmigungsvorbe-
halts bei Begründung oder (realer) Teilung von 
Rechten nach dem Wohnungseigentumsgesetz ent-
gegenzuwirken, ist vom Ausschuß einvernehmlich 
gebilligt worden. Der Ausschuß vertritt die Auffas-
sung, daß es für die Kur- und Erholungsorte von 
besonderer Bedeutung ist, ihre Zweckbestimmung 
für den Fremdenverkehr und damit ihre städtebau-
liche Funktion zu erhalten. Die städtebauliche 
Funktion der Fremdenverkehrsorte kann insbeson-
dere durch ein Überhandnehmen von Zweitwoh-
nungen beeinträchtigt werden. Diese Entwicklung 
ist in den Fremdenverkehrsorten nach wie vor zu 
beobachten; insbesondere werden Beherbergungs-
betriebe und sonstige Wohnhäuser in Eigentums-
wohnungen umgewandelt und als Zweitwohnungen 
genutzt, die dann dem Fremdenverkehr (wechseln-
dem Personenkreis der Feriengäste) nicht oder 
überwiegend nicht mehr zur Verfügung stehen. Der 
Ausschuß ist daher der Auffassung, daß die Ge-
meinden in die Lage versetzt werden müssen, die-
ser Entwicklung wirksam begegnen zu können. 

Der Ausschuß weist mit Mehrheit zunächst deutlich 
darauf hin, daß die Vorschriften des § 22 wegen der 
besonderen Problematik in Fremdenverkehrsorten 
nach dem ausdrücklich in § 22 festgelegten Anwen-
dungsbereich nicht auf andere Sachverhalte, insbe

-

sondere nicht auf die Umwandlung von Miet- in 
Eigentumswohnungen in den Städten übertragen 
werden können. Eine solche gesetzliche Ausdeh-
nung, die im Ausschuß erörtert worden ist, ist auf 
eindeutige Ablehnung durch die Mehrheit gesto-
Ben. 

Die Umwandlung von Beherbergungsbetrieben und 
anderen Gebäuden, die der Fremdenbeherbergung 
dienen, in Appartementhäuser mit Wohnungseigen-
tum führt in den Fremdenverkehrsorten in der Re-
gel dazu, daß sie, als Zweitwohnungen genutzt, dem 
Fremdenverkehr (wechselnder Personenkreis der 
Feriengäste, insbesondere in den Saisonzeiten) 
nicht mehr zur Verfügung stehen. Der Verlust an 
Unterkunftsmöglichkeiten kann aber in den Ferien-
orten nicht durch die Neuausweisung von Bauland 
ausgeglichen werden, weil die Landschaft für die 
Erholung erhalten bleiben muß. Um die Fremden-
verkehrsfunktion der Orte zu erhalten, ist daher ein 
Instrument zur Sicherung von Beherbergungsmög-
lichkeiten erforderlich. Diese besonderen Sachver-
halte in den Fremdenverkehrsorten unterscheiden 
sich von der allgemeinen Entwicklung in Wohnge-
bieten der Städte. 

Der Ausschuß betont, daß mit der Ausgestaltung 
des § 22 die wesentlichen Problemfälle in den Frem-
denverkehrsorten erfaßt werden, die Vorschrift dar-
über hinaus aber nicht angewandt werden kann. Es 
muß sich stets um Sondergebiete handeln (Kurge-
biete, Gebiete für die Fremdenbeherbergung, Wo-
chenend- und Ferienhausgebiete) oder um sonstige 
Gebiete mit Fremdenverkehrsfunktionen, die durch 
Beherbergungsbetriebe und Wohngebäude mit 
Fremdenbeherbergung geprägt sind. Das Siche-
rungsinstrument ist damit auf überwiegend be-
baute Bereiche beschränkt. In diesen Bereichen 
kann aber keine weitere Einschränkung vorgenom-
men werden; z. B. wäre die Beschränkung der Sat-
zung auf bestimmte Gebäude wie Hotels nach den 
Zielsetzungen untauglich. Auch der Abbruch und 
anschließende Neubau muß in diesen gefährdeten 
Gebieten in die Vorschrift einbezogen bleiben. 

Im übrigen sieht das Gesetz in der Gemeinde ein 
zweistufiges Verfahren vor: Vor Erlaß der Satzung 
ist zu prüfen, ob die Einführung des Genehmigungs-
vorbehalts erforderlich ist; in Ergänzung dazu hat 
der Ausschuß auf Antrag der Fraktion der FDP und 
der Fraktion der CDU/CSU mehrheitlich in § 22 
Abs. 11 eine gesetzliche Begründungspflicht für die 
Einführung des Genehmigungsvorbehalts beschlos-
sen. Nach Satzungserlaß wird im Einzelfall geprüft, 
ob die Bildung des konkreten Wohnungseigentums 
an Ferienwohnungen eine Beeinträchtigung der 
Fremdenverkehrsfunktion tatsächlich zur Folge 
hat. § 22 enthält daher kein absolutes Verbot für 
den Bau oder die Errichtung von Zweitwohnungen 
in Fremdenverkehrsgemeinden, sondern nur in Fäl-
len einer Gefährdung der Fremdenverkehrsfunk-
tion und damit der geordneten städtebaulichen Ent-
wicklung der Gemeinde. 

Zum Schutz der berechtigten Belange der Eigentü-
mer kommen neben der Beschränkung des Geneh-
migungsvorbehalts auf die eigentlichen Problem-
fälle den Vorschriften des § 22 über den unverän- 
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dert beibehaltenen Vormerkungsschutz, der Härte-
regelung und dem Entschädigungsanspruch beson-
dere Bedeutung zu. 

Im Verlauf der parlamentarischen Beratungen ist 
seitens des Bundesrats, der kommunalen Spitzen-
verbände und auch der am Planspiel beteiligten Ge-
meinden die Forderung erhoben worden, auf die im 
Gesetzentwurf vorgesehene Regelung einer Rechts-
verordnung der Landesregierungen zur Bezeich-
nung der Gemeinden, die überwiegend durch den 
Fremdenverkehr geprägt sind, zu verzichten. Sie sei 
sachlich nicht geboten und verhindere ein schnelles 
und flexibles Reagieren auf die in den Gemeinden 
auftretenden Fehlentwicklungen. 

Der Ausschuß hält demgegenüber — in Überein-
stimmung mit den ausdrücklichen Voten des Aus-
schusses für Wirtschaft und des Rechtsausschusses 
— mehrheitlich an der im Regierungsentwurf vor-
gesehenen Rechtsverordnung fest. Die Rechtsver-
ordnung ist wegen der eigentumsrechtlichen Be-
deutung des Genehmigungstatbestandes und insbe-
sondere notwendig, um auch verfahrensrechtlich si-
cherzustellen, daß die übergeordneten Gesichts-
punkte bei Einführung von Genehmigungsvorbe-
halten berücksichtigt werden. Dazu zählen die lan-
desplanerischen Zielsetzungen über die Entwick-
lung von Fremdenverkehrsorten, das allgemeine Si-
cherungsbedürfnis der in der Verordnung zu be-
zeichnenden Gemeinden und die Belange des 
Grundbuchverkehrs. Im übrigen geht der Ausschuß 
davon aus, daß die Länder von der Verordnungser-
mächtigung unter Berücksichtigung der dargeleg-
ten Gesichtspunkte zugunsten der durch Fremden-
verkehr geprägten Gemeinden und Gemeindeteile 
auch Gebrauch machen und bereits nach Verab-
schiedung des Baugesetzbuches die erforderlichen 
Vorbereitungen für den Erlaß der Verordnungen 
treffen, damit die Gemeinden alsbald nach Inkraft-
treten des Gesetzes den Genehmigungsvorbehalt 
einführen können. 

In den Ausschußberatungen hat der Regierungsent-
wurf einige wesentliche Ergänzungen erfahren: 

Auf Vorschlag der Fraktion der SPD hat der Aus-
schuß einvernehmlich beschlossen, in Absatz 1 klar-
zustellen, daß die von der Landesregierung zu erlas-
sende Rechtsverordnung nicht nur Gemeinden, son-
dern auch Gemeindeteile bezeichnen kann. Hier-
durch wird dem Umstand Rechnung getragen, daß 
es — insbesondere aufgrund der gemeindlichen Ge-
bietsform — Gemeinden gibt, die als Ganzes nicht 
überwiegend durch den Fremdenverkehr geprägt 
sind, die jedoch Gemeindeteile haben, bei denen 
diese Voraussetzung gegeben ist. 

Des weiteren hat der Ausschuß einvernehmlich 
eine Ergänzung beschlossen, deren Ziel die vorläu-
fige Sicherung während des Verfahrens zur Aufstel-
lung der Satzung ist. Damit ist ein ausdrücklicher 
Wunsch der Städte und Gemeinden, insbesondere 
auch der Planspielgemeinden, aufgegriffen worden. 
Hierdurch soll verhindert werden, daß vor Inkraft-
treten einer Satzung nach § 22 deren künftige Wir-
kungen unterlaufen werden. Die in § 22 Abs. 7 vor-
gesehene vorläufige Sicherung, die dem § 15 (Zu

-

rückstellung von Baugesuchen) nachgebildet ist, 
trägt diesem Anliegen Rechnung. Der Ausschuß 
geht bei der vorgesehenen Frist der vorläufigen Si-
cherung von bis zu 12 Monaten davon aus, daß diese 
Frist bei der vor allem in Betracht kommenden Ein-
führung des Genehmigungsvorbehalts durch son-
stige Satzung ausreicht. 

15. Kinderspielplätze und Wohnwege 

Der Ausschuß hat aufgrund von in der Zielrichtung 
übereinstimmenden Anträgen der Fraktion der 
CDU/CSU und der Fraktion der SPD einstimmig 
beschlossen, die Herausnahme der begrünten und 
nicht begrünten Kinderspielplätze aus dem Katalog 
der beitragsfähigen Erschließungsanlagen zu emp-
fehlen. Ebenso einmütig billigt der Ausschuß die im 
Gesetzentwurf vorgesehene Beitragspflicht für 
Wohnwege. 

Begrünte Kinderspielplätze waren seit dem Inkraft-
treten des Bundesbaugesetzes, nicht (hinreichend) 
begrünte erst seit der Novelle 1976 zum BBauG 
erschließungsbeitragsfähig. Diese Kinderspiel-
plätze wurden seinerzeit in den Kreis der beitrags-
fähigen Erschließungsanlagen einbezogen, um den 
Gemeinden ihre Aufgabe, Kinderspielplätze zu er-
richten, finanziell zu erleichtern. Diese ursprüngli-
che Absicht des Gesetzgebers hat sich, insbeson-
dere nach der Ausweitung der Beitragspflicht auf 
unbegrünte Spielplätze, in ihr Gegenteil verkehrt. 
Die zahlreichen in der Praxis entstandenen Pro-
bleme sind eher geeignet, die Gemeinden von der 
Errichtung von Kinderspielplätzen abzuhalten. 

Bei der Abrechnung von Kinderspielplätzen kommt 
es, insbesondere in den größeren Städten und in 
den bebauten Gebieten, immer wieder zu Schwie-
rigkeiten. Problematisch ist vor allem die von der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung vorgenom-
mene Abgrenzung des Einzugsbereichs von Kinder-
spielplätzen. Danach werden grundsätzlich nur 
Grundstücke in einer Entfernung bis zu 200 m Luft-
linie von der Spielplatzanlage beitragsmäßig er-
faßt (BVerwG, Urteil vom 10. Mai 1985 — 8 C 17 —
20.84 —, BRS 43, Nr. 31, S. 57; Urteil vom 11. Oktober 
1985 — 8 C 26.84 —, BRS 43, Nr. 32, S. 63). Übertra-
gen auf die örtlichen Verhältnisse, führt diese Vor-
gabe häufig zu nicht einsehbaren Grenzziehungen 
für die Heranziehung zum Erschließungsbeitrag. 
Angesichts dieser Entwicklung hat der Ausschuß 
die in der öffentlichen Anhörung vom 14. April 1986 
gegebene Anregung aufgegriffen und beschlossen, 
die Kinderspielplätze aus dem Kreis der nach Bun-
desrecht beitragsfähigen Anlagen herauszuneh-
men. 

Für die Fälle, in denen vor Inkrafttreten des Bauge-
setzbuchs eine Beitragspflicht bereits entstanden, 
bei Inkrafttreten des neuen Gesetzes aber noch 
nicht erfüllt ist, sieht § 242 Abs. 5 Übergangsrege-
lungen vor. Die Gemeinde soll von der Beitragser-
hebung ganz oder teilweise absehen, wenn dies auf 
Grund der örtlichen Verhältnisse geboten ist. Hier-
bei ist insbesondere der Nutzen des Kinderspiel-
platzes für die Allgemeinheit zu berücksichtigen. 
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Vgl. im einzelnen Teil W, zu Artikel 1 Nr. 130 (§ 242) 
(Seite 165). 

Soweit nach Wegfall der bundesrechtlichen Bei-
tragspflicht für Kinderspielplätze nach den Kom-
munalabgabengesetzen der Länder Beiträge erho-
ben werden können, sind die Länder aufgerufen, 
ihren Teil zur Lösung des Problems beizutragen 
und durch entsprechende Änderung des Kommu-
nalabgabenrechts die Hemmnisse für die Errich-
tung von Kinderspielplätzen zu beseitigen. 

Nach der jüngsten Rechtsprechung des Bundesver-
waltungsgerichts sind mit Kraftfahrzeugen nicht 
befahrbare Wege nicht beitragsfähig. In § 127 Abs. 2 
BBauG sind die nicht befahrbaren Wege zwar nicht 
gesondert aufgeführt, die frühere Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichts hatte aber die Bei-
tragsfähigkeit der ausschließlich dem Fußgänger-
verkehr gewidmeten Wege in der Sache bejaht. In 
der Praxis sind daher solche Wohn-(Fuß-)wege ge-
plant und abgerechnet worden. Die nach der neue-
ren höchstrichterlichen Rechtsprechung entstan-
dene Rechtslage hat zu Beitragsausfällen für die 
Gemeinden geführt. Sie würde letztendlich dazu 
führen, daß künftig nicht befahrbare Wege nicht 
mehr hergestellt würden, obwohl sie aus städtebau-
lichen Gründen wünschenswert sind, weil sie ein 
ruhiges und lärmabgeschirmtes Wohnen ermögli-
chen und darüber hinaus auch flächen- und kosten-
sparend sind. Der Ausschuß hat aus diesen Grün-
den beschlossen, die Beitragsfähigkeit der nicht be-
fahrbaren Wege klarzustellen und damit eine den 
heutigen Anforderungen entsprechende städtebau-
liche Planung beitragsrechtlich zu sichern. 

16. Brachflächenproblematik 

Der Ausschuß hat die Frage geprüft, ob in das Ge-
setzbuch spezielle Regelungen zur Bewältigung der 
Brachflächenproblematik aufgenommen werden 
sollen. 

a) Rekultivierungs- und Nutzungsgebot 

Der Ausschuß hat mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen einen SPD-Antrag abgelehnt, der die 
Einführung eines Rekultivierungsgebots und die 
Beibehaltung des Nutzungsgebots des bisherigen 
§ 39c BBauG vorsah. 

Die Ausschußmehrheit ist der Auffassung, daß die 
Aufnahme eines Rekultivierungsgebots in das Bau-
gesetzbuch nicht sachgerecht wäre. Mit einem sol-
chen Gebot soll erreicht werden, daß Gewerbe- und 
Industriebetriebe den von ihnen genutzten Boden 
nach Betriebseinstellung in einen nutzbaren Zu-
stand zurückversetzen. Die Wiedernutzung von Ge-
werbe- und Industriebrachen erfordert überwie-
gend Maßnahmen ohne bodenrechtlichen Bezug; zu 
denken ist hier vor allem an Maßnahmen zur Besei-
tigung von Bodenverunreinigungen. Da das Städte-
baurecht schon aus diesem Grunde die wesentli-
chen Probleme der Brachflächen nicht lösen kann, 

eignet es sich nach Auffassung der Mehrheit nicht 
für die Verankerung eines Rekultivierungsgebots. 

Neben dieser grundsätzlichen Erwägung sprechen 
nach Ansicht der Ausschußmehrheit auch folgende 
Gesichtspunkte gegen ein Aufgreifen des Vor-
schlags. Schwierigkeiten bereitet schon die Defini-
tion von „Rekultivierung", also die Bestimmung des 
Zustands, der durch die Maßnahmen wiederherge-
stellt werden soll. Anders als in verschiedenen 
Fachgesetzen (z. B. Bundesberggesetz, Landespla-
nungsgesetz Nordrhein-Westfalen) dürfte im Städ-
tebaurecht nicht die Wiederherstellung eines „na-
türlichen" Zustands, sondern nur ein Zustand in Be-
tracht kommen, der die Wiedernutzung der Fläche 
nach Maßgabe baurechtlicher Vorschriften ermög-
licht. Insoweit ginge ein solches Gebot erheblich 
über die in den erwähnten Fachgesetzen vorgesehe-
nen „Rekultivierungsgebote" hinaus. Weiterhin ist 
zu berücksichtigen, daß z. B. in einem Gewerbege-
biet unterschiedliche Nutzungen zulässig sind, so 
daß die Anordnung der Beseitigung vorhandener 
Anlagen aus städtebaulichen Gründen nicht immer 
vertretbar wäre. 

Die Ausschußmehrheit geht davon aus, daß ein Re-
kultivierungsgebot leerlaufen würde, wenn nicht 
auch eine gesetzliche Regelung vorgesehen wird, 
welche die Finanzierung der Maßnahmen sichert. 
Regelmäßig wird der Verursacher von Bodenbela-
stungen nach Stillegung des Betriebs — also zu 
dem Zeitpunkt, zu dem das Gebot erlassen werden 
könnte — nicht mehr über die erforderlichen Mittel 
verfügen. Das Gesetz müßte daher der Gemeinde 
das Recht geben, sich an dem Betriebsgrundstück 
eine rangvordere grundbuchliche Sicherung einräu-
men zu lassen. Dies wäre zweifach problematisch: 
Einerseits steht bei einem gesunden Betrieb zu dem 
Zeitpunkt, zu dem der Sicherungsanspruch durch-
gesetzt werden müßte, keineswegs fest, ob über-
haupt Rekultivierungsmaßnahmen nach einer 
eventuellen Betriebsstillegung ergriffen werden 
müssen. Selbst wenn dies der Fall wäre, wäre die 
Höhe der Kosten im vorhinein kaum eingrenzbar. 
Zum anderen würde die Beleihbarkeit von Betriebs-
grundstücken erheblich erschwert, so daß unter 
Umständen bereits die Gründung von Betrieben in 
unvertretbarer Weise behindert würde. 

Der Beitrag eines Rekultivierungsgebots zur Lö-
sung der Brachflächenproblematik wäre auch des-
halb als gering einzustufen, weil es nicht auf bereits 
bestehende, sondern nur auf künftig neu zu grün-
dende Betriebe angewendet werden dürfte. 

Eine Regelung im Baugesetzbuch wäre auch im 
Hinblick auf das grundgesetzliche Verhältnismä-
ßigkeitsprinzip problematisch. Sollte die grund-
buchliche Sicherung eventueller Rekultivierungs-
kosten ermöglicht werden, müßte zur Lösung der 
Brachflächenproblematik bei jedem Gewerbe- oder 
Industriebetrieb eine entsprechende Sicherung vor-
gesehen werden können. Da aber verhältnismäßig 
wenige Flächen nach Betriebsstillegung zu Brach-
flächen werden, würden die erwähnten wirtschaftli-
chen Nachteile auch die große Mehrzahl der pro-
blemfreien Betriebe treffen, nur damit Vorsorge 
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für die wenigen Problemfälle getroffen werden 
könnte. 

Die Ausschußmehrheit sieht für die Beibehaltung 
des Nutzungsgebots nach § 39 c BBauG in Überein-
stimmung mit den Planspielgemeinden kein Be-
dürfnis. 

b) Sanierung/Enteignung 

Der Ausschuß ist einmütig der Auffassung, daß die 
Aufbereitung und Wiedernutzung von städtebauli-
chen Brachflächen (Industrie-, Gewerbe- und son-
stige Brachen) von besonderer städtebaulicher aber 
auch ökologischer Bedeutung sind (z. B. Aufberei-
tung von Flächen mit Altlasten). 

Der Ausschuß ist bereits bei der Novellierung des 
Städtebauförderungsgesetzes davon ausgegangen, 
daß Sanierungsmaßnahmen unterschiedliche städ-
tebauliche Problemlagen lösen können und dabei 
auch die Umnutzung von Flächen aus Gründen ei-
ner städtebaulichen Umstrukturierung, z. B. die 
Aufbereitung nicht genutzter Gewerbeflächen, er-
fassen (vgl. Drucksache 10/2039, S. 11 f.). Dabei 
kommt es darauf an, die Altlastenproblematik in 
ein städtebauliches Konzept einzubinden und ihre 
Beseitigung im Rahmen der Ziele und Zwecke der 
Sanierung von der Gemeinde zu beschließen. Der 
Ausschuß sah bereits damals kein zwingendes Be-
dürfnis für eine Änderung des geltenden Rechts, 
insbesondere im Hinblick auf den Sanierungsbe-
griff der §§ 1 und 3 des Städtebauförderungsgeset-
zes. Mit der in § 136 Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 des Regie-
rungsentwurfs vorgenommenen Ergänzung des gel-
tenden Rechts wird lediglich klargestellt, daß Sanie-
rungsmaßnahmen auch dazu beitragen sollen, die 
Siedlungsstruktur den Erfordernissen des Umwelt-
schutzes, den Anforderungen an gesunde Lebens- 
und Arbeitsbedingungen der Bevölkerung und der 
Bevölkerungsentwicklung anzupassen (vgl. Druck-
sache 10/4630, S. 117); hierzu gehören auch Maßnah-
men zur Wiedernutzung von Brachflächen. Bei der 
Beratung  des Regierungsentwurfs ist auch von Ver-
tretern der Bundesländer festgestellt worden, daß 
die an den Sanierungsbegriff des geltenden Rechts 
anknüpfende Definition der Sanierung (vgl. § 136 
Abs. 2 und 3) ausreichend sei. Schon in der Vergan-
genheit sei die Sanierung von Brachflächen auf der 
Grundlage des Städtebauförderungsgesetzes geför-
dert worden. Vor diesem Hintergrund sieht der Aus-
schuß im Sanierungsrecht ein geeignetes Instru-
mentarium, Brachflächen entsprechend den Zielen 
und Zwecken der Sanierung wieder einer städte-
baulich sinnvollen Nutzung zuzuführen. 

Der Ausschuß weist weiterhin auf die nach gelten-
dem wie künftigem Recht bestehenden Möglichkei-
ten des Enteignungsrechts zur Lösung von Brach-
flächenproblemen hin. Voraussetzung ist — neben 
den sonstigen Enteignungsvoraussetzungen —, daß 
die Gemeinde qualifizierte Vorstellungen über die 
künftige Nutzung der Brachflächen entwickelt hat. 
So hat die Gemeinde die Möglichkeit, ihre Vorstel-
lungen von der angestrebten städtebaulichen Ent-
wicklung und Ordnung in einem Bebauungsplan zu 
konkretisieren und die Grundstücke im Wege der 

Enteignung einer den Festsetzungen des Bebau-
ungsplans entsprechenden Nutzung zuzuführen 
(§ 85 Abs. 1 Nr. 1). Neben der planakzessorischen 
Enteignung können innerhalb im Zusammenhang 
bebauter Ortsteile gelegene unbebaute oder gering-
fügig bebaute Grundstücke nach § 85 Abs. 1 Nr. 2 
enteignet werden, um sie entsprechend den bau-
rechtlichen Vorschriften (§ 34) zu nutzen oder einer 
baulichen Nutzung zuzuführen. Auch diese Vor-
schrift ist unter den gesetzlichen Voraussetzungen 
auf Brachflächen anwendbar. 

Aufgrund der den' Gemeinden schon nach gelten-
dem Recht. zur Verfügung stehenden Handlungs-
möglichkeiten zur Lösung der Brachflächenproble-
matik hält es der Ausschuß nicht für erforderlich, 
das Sanierungs- oder Enteignungsrecht zu erwei-
tern oder durch ein entsprechendes Instrumenta-
rium für städtebauliche MaBnahmegebiete zu er-
gänzen. 

17. Städtebauliche Rahmenplanung 

Die Frage einer gesetzlichen Regelung der soge-
nannten „informellen" Planungen — vor allem der 
städtebaulichen Rahmenplanung oder der Entwick-
lungsplanung — im Baugesetzbuch ist im Ausschuß 
eingehend erörtert worden. Der Ausschuß mißt die-
sen Planungsformen für die städtebauliche Praxis 
hohe Bedeutung bei. Vor allem der städtebauliche 
Rahmenplan, der in der Regel ein größeres Gebiet 
als der Bebauungsplan umfaßt, kann die größeren 
städtebaulichen Zusammenhänge verdeutlichen 
und so als Bindeglied zwischen dem Flächennut-
zungsplan und den aus diesem zu entwickelnden 
Bebauungsplänen dienen. Der Rahmenplan soll die 
Erkenntnis der Situation und der städtebaulichen 
Erfordernisse fördern und die Qualität der Planung 
verbessern. Der Rahmenplan dient schließlich auch 
als Handlungskonzept und Grundlage bei den vie-
len nicht gesetzlich geregelten Verfahren. Er er-
möglicht eine stärkere Einbeziehung der Bürger in 
die städtebaulichen Planungsprozesse. Für die Pra-
xis ist die Flexibilität dieser informellen Planung 
von hohem Wert. 

Der Ausschuß ist sich darüber einig, daß die Bedeu-
tung der informellen Pläne auch im Baugesetzbuch 
anerkennt werden soll, ohne daß damit eine Institu-
tionalisierung eintreten darf. Eine dritte, rechtlich 
ausgeformte Planungsebene muß vermieden wer-
den; dies entspricht der Stellungnahme der Plan-
spielgemeinden und den Aussagen der öffentlichen 
Anhörung. Der Ausschuß befürwortet daher einmü-
tig, daß die städtebauliche Rahmenplanung in ei-
nem ihrer wichtigsten Anwendungsbereiche, näm-
lich in der städtebaulichen Sanierung, im Gesetz 
genannt wird, weil die Konkretisierung der Ziele 
und Zwecke der städtebaulichen Sanierung in der 
Praxis häufig und erfolgreich über die städtebauli-
che Rahmenplanung stattfindet. Der Ausschuß 
sieht — über die Sanierung hinaus — weitere wich-
tige Anwendungsfälle der städtebaulichen Rahmen-
planung, die unbeschadet einer Erwähnung im Ge-
setz für die Praxis Bedeutung haben; so z. B. bei der 
Vorbereitung von Bauleitplänen (§§ 1, 8 Abs. 2 bis 4), 
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bei der vorgezogenen Bürgerbeteiligung (§ 3), beim 
Erlaß von Vorkaufssatzungen (§ 25), als Beurtei-
lungshilfe bei der Zulassung von Vorhaben vor 
Planreife (§ 33 Abs. 2), bei Befreiungen (§ 31 Abs. 2), 
bei Vorhaben nach § 34 Abs. 3 und 4, beim Erlaß von 
Erhaltungssatzungen (§ 172), bei der Anwendung 
von städtebaulichen Geboten (§§ 176 ff.) oder zur In-
tegration der Sozialplanung im Rahmen der städte-
baulichen Planungen (§ 180). 

Die Fraktion der SPD hat im Ausschuß beantragt, 
an § 1 Abs. 5 BBauG festzuhalten und in diese Be-
stimmung auch die städtebauliche Rahmenplanung 
und die Landschaftsplanung einzubeziehen. Sie ist 
der Auffassung, eine bloße Erwähnung in § 140 Nr. 4 
Baugesetzbuch reiche nicht aus, um ein unkoordi-
niertes Nebeneinander von Plänen zu vermeiden. 
Wenn die städtebaulichen Rahmenpläne der Bür-
gerbeteiligung dienten, müsse eine Mindestbeach-
tung dieser informellen Pläne garantiert sein. Der 
Bürger müsse wissen, daß diese Planungen in den 
Bebauungsplan eingingen. Wenn die Gemeinde von 
diesen informellen Planungen abweiche, müsse sie 
dies begründen. 

Der Ausschuß ist dieser Argumentation nicht ge-
folgt. Er ist mehrheitlich der Auffassung, die Veran-
kerung in einer für die Bauleitplanung zentralen 
Bestimmung führe zu einer Verrechtlichung und 
Institutionalisierung dieses städtebaulichen Instru-
ments. Die Ausschußmehrheit befürchtet den Ver-
lust der Flexibilität dieser Planungsformen. Sie 
weist darauf hin, daß die gesetzliche Regelung der 
Entwicklungsplanung im Jahr 1,976 zu einem Rück-
gang der Anwendung dieser Planungsform geführt 
hat. Deshalb wird die Streichung von § 1 Abs. 5 
BBauG begrüßt. Die Ausschußmehrheit hält die von 
der Fraktion der SPD vorgeschlagene Regelung 
auch nicht im Hinblick auf die Bürgerbeteiligung 
für erforderlich, da auch eine nicht förmliche Betei-
ligung der Bürger und der Träger öffentlicher Be-
lange an der Rahmenplanung zu einer faktischen 
Bindungswirkung führe. Dagegen würde die von 
der Fraktion der SPD und von der Fraktion DIE 
GRÜNEN befürwortete Verpflichtung der Ge-
meinde zur Berücksichtigung dieser Planungen bei 
der Bauleitplanung den gesamten Bereich der in-
formellen Planung verrechtlichen und den Pla-
nungsvorgang noch stärker als bisher auf die Ver-
waltungsgerichte verlagern. 

18. Fachplanungen 

Der Ausschuß ist der grundsätzlichen Auffassung, 
daß die im Baugesetzbuch enthaltenen Vorschriften 
das Verhältnis des Bauplanungsrechts zum Fach-
planungsrecht angemessen regeln. Der Ausschuß 
hält jedoch in einzelnen Beziehungen Ergänzungen 
für erforderlich; die Fraktion der SPD und die Frak-
tion DIE GRÜNEN haben darüber hinaus Änderun-
gen beantragt, die von der Mehrheit abgelehnt wur-
den. 

Auf Vorschlag der kommunalen Spitzenverbände 
hat der Ausschuß einvernehmlich eine Ergänzung 
des § 7 beschlossen, durch die die Voraussetzungen 
geregelt werden, nach denen ein öffentlicher Pla-
nungsträger von einem vorhandenen Flächennut-
zungsplan abweichen kann. Dies soll nur zulässig 
sein, wenn die für die abweichende Planung geltend 
gemachten Belange die sich aus dem Flächennut-
zungsplan ergebenden städtebaulichen Belange 
nicht nur unwesentlich überwiegen. Diese Rege-
lung gilt für alle öffentlichen Planungsträger, d. h. 
sie hat auch unmittelbare Bedeutung für die von 
§ 38 erfaßten Fachplanungen. Durch eine weitere 
Ergänzung des § 7 sollen die Gemeinden eine An-
spruchsgrundlage für den Ersatz der ihr durch die 
abweichende Planung bestehenden Aufwendungen 
und Kosten erhalten. Der Ausschuß sieht in diesen 
Ergänzungen des § 7 einen notwendigen Beitrag für 
ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Bauleitpla-
nung und Fachplanung. 

Der Ausschuß hat sich mit der Frage der Nutzung 
von Grundstücken der Deutschen Bundesbahn zu 
anderen als Zwecken des Bahnbetriebs befaßt. Er 
ist der Auffassung, daß für Vorhaben auf Grund-
stücken der Deutschen Bundesbahn, die nicht der 
Planfeststellung nach § 36 Bundesbahngesetz un-
terliegen, die §§ 30 ff. Anwendung finden. Dies gilt 
z. B. für Grundstücke, die nicht mehr den Betriebs-
zwecken der Deutschen Bundesbahn dienen und ei-
ner anderen Nutzung zugeführt werden. Für Flä-
chen, die nicht der Planfeststellung nach § 36 Bun-
desbahngesetz unterliegen, sind die bauplanungs

-

rechtlichen Zulässigkeitsvorschriften maßgeblich. 
Der Ausschuß hält daher einvernehmlich eine Ge-
setzesänderung nicht für erforderlich. 

Der Ausschuß hat einvernehmlich mit Zustimmung 
des Innenausschusses und des Ausschusses für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit die im 
Entwurf vorgesehenen neuen Möglichkeiten der 
Ausweisung von Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur 
und Landschaft in den Bauleitplänen (§ 5 Abs. 2 
Nr. 10 und § 9 Abs. 1 Nr. 20) übernommen und dabei 
aus Anlaß der Prüfungsempfehlungen des Bundes-
rates die Grundsatzfrage des Verhältnisses der 
Landschaftsplanung zur Bauleitplanung beraten. 
Der Ausschuß ist sich einig, daß die Ausweisung 
von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land-
schaft aus städtebaulichen Gründen und aus Grün-
den der — nach Naturschutzrecht möglichen - In-
tegration der Landschaftsplanung in die Bauleitpla-
nung notwendig ist. Eine Subsidiarität dieser Dar-
stellungs- und Festsetzungsmöglichkeit (Auswei-
sung der Flächen nur, soweit sie nicht nach anderen 
Vorschriften getroffen werden können) würde die 
neue Regelung wesentlich entwerten. Die Ge-
meinde müsse aber in der Lage sein, solche Flä-
chenausweisungen vorzunehmen, wenn aus städte-
baulichen Gründen ein planerischer Ausgleich von 
Landschaftseingriffen (z. B. bei Neuausweisung von 
Bauland) bodenrechtlich sichergestellt werden soll. 
Da durch die neuen Regelungen § 6 Bundes-Natur-
schutzgesetz unberührt bleibt, nach dem die Länder 
das Verhältnis der Landschaftspläne zur Bauleit- 
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planung regeln, ist es den Ländern mit allgemein 
verbindlichen Landschaftsplänen auch weiterhin 
möglich, die dafür notwendigen Vorschriften zu er-
lassen. 

Der Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf aus-
drückliche Aufnahme von „Flächen für Ausgleichs-
maßnahmen" in § 5 Abs. 2 Nr. 10 und § 9 Abs. 1 
Nr. 20 ist von der Ausschußmehrheit mit Rücksicht 
darauf, daß diese Regelung solche Flächen ohnehin 
umfassen, abgelehnt worden. 

Die Fraktion der SPD hat einen Antrag auf Ände-
rung des § 37 Abs. 2 und 4 gestellt, durch den klarge-
stellt werden soll, daß bei allen Vorhaben der Lan-
desverteidigung einschließlich der Vorhaben nach 
dem Landbeschaffungsgesetz die Gemeinden zu be-
teiligen sind. Bei Verweigerung des Einvernehmens 
der Gemeinde hat der zuständige Bundesminister 
unter Berücksichtigung der Bedenken der Gemein-
den zu entscheiden. Die Mehrheit des Ausschusses 
hat den Antrag mit der Begründung abgelehnt, daß 
die geltende und im Entwurf zum Baugesetzbuch 
übernommene Fassung des § 37 Abs. 2 gewährlei-
stet, daß die betroffenen Gemeinden beteiligt wer-
den und im Falle des Widerspruchs einer Gemeinde 
der zuständige Bundesminister unter Berücksichti-
gung der von der Gemeinde vorgetragenen Belange 
entscheidet. Auch die Vorschriften des Landbe-
schaffungsgesetzes und des § 37 Abs. 4 stellen unter 
Berücksichtigung des Urteils des Bundesverwal-
tungsgerichts vom 11. April 1986 — BVerwG 
4 C 51.82 — sicher, daß die Gemeinden zu beteiligen 
sind, ihre Stellungnahmen der entscheidenden 
Stelle (zuständiger Bundesminister) vorgelegt wer-
den und von diesem bei seiner Entscheidung zu 
berücksichtigen sind. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Einbeziehung 
des Flurbereinigungsgesetzes in § 38 hat der Aus-
schuß einvernehmlich nicht aufgegriffen. Er ist der 
Auffassung, daß das Verhältnis zwischen Maßnah-
men nach dem Flurbereinigungsgesetz und denen 
des Städtebaurechts in den §§ 187 bis 191 angemes-
sen geregelt ist. 

19. Städtebauliche Verträge 

Der Ausschuß hat sich ausführlich mit der Frage 
auseinandergesetzt, ob und gegebenenfalls wie der 
städtebauliche Vertrag im Baugesetzbuch geregelt 
werden soll. Ebenso wie die Bundesregierung steht 
der Ausschuß dem Anliegen, den städtebaulichen 
Vertrag als Handlungsform der Gemeinde zu stär-
ken, positiv gegenüber. Er sieht die Vorzüge des 
städtebaulichen Vertrags vor allem in der Verfah-
rensbeschleunigung, die sich aus dem einvernehm-
lichen Handeln zwischen Bürger und Gemeinde er-
gibt. Zugleich kann eine vertragliche Regelung den 
Besonderheiten des Einzelfalls flexibel Rechnung 
tragen. 

Das Städtebaurecht ist vor allem bei der Ausgestal-
tung des Vollzugs im Einzelfall häufig dadurch ge-
kennzeichnet, daß einvernehmliche Regelungen an 
die Stelle einseitig-hoheitlicher Maßnahmen treten. 
Der vom Ausschuß beschlossene Entwurf eines 

Baugesetzbuchs trägt diesem Umstand ebenso wie 
das geltende Recht Rechnung. So enthält er eine 
Reihe ausdrücklicher Regelungen über vertragliche 
Vereinbarungen. Beispielhaft wird auf die beson-
ders wichtigen Bestimmungen über Erschließungs-
verträge, über das Trägerrecht in der Sanierung so-
wie auf die zahlreichen Bestimmungen hingewie-
sen, die auf Erklärungen der Beteiligten abheben. 

Die praktische Bedeutung von städtebaulichen Ver-
trägen reicht jedoch über die positiv-rechtliche Nor-
mierung hinaus; eine Übersicht zum Bundesbauge-
setz und zum Städtebauförderungsgesetz enthält 
die Zusammenstellung in den „Materialien zum 
Baugesetzbuch" (Schriftenreihe „Städtebauliche 
Forschung" des Bundesministers für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau, Nr. 03.108, S. 150 f.). 
Die neuere höchstrichterliche Rechtsprechung hat 
wichtige Fragen der Zulässigkeit vertraglicher Lö-
sungen im Städtebaurecht geklärt. Besonders hin-
zuweisen ist auf die Rechtsprechung zur „freiwilli-
gen Umlegung", die eine Reihe bisheriger Zweifels-
fragen geklärt hat; sie stützt die Zulässigkeit städte-
baulicher Verträge in diesem Bereich maßgeblich 
auf § 54 des Verwaltungsverfahrensgesetzes über 
die öffentlich-rechtlichen Verträge. Auch über die 
aus Rechtsgründen bestehenden Grenzen für ver-
tragliche Gestaltungen herrscht im Grundsatz Ein-
vernehmen; z. B. kommen sie nicht als Ersatz für 
die Bauleitplanung oder zur Begründung von Bau-
rechten nach den §§ 29 ff. BBauG in Betracht. 

Darüber hinaus sind aber wesentliche rechtsdog-
matische Fragen des städtebaulichen Vertrags un-
geklärt. Im Hinblick auf das Verfassungsprinzip der 
Gesetzmäßigkeit der Verwaltung stellt sich in wei-
ten Bereichen die Frage, welchen materiell-rechtli-
chen Bindungen die Vertragsgestaltung unterliegt. 
Dabei ist u. a. auf die das Städtebaurecht prägenden 
Prinzipien der Abwägung, des Ausgleichs unter-
schiedlicher Belange sowie auf Fragen des Dritt-
schutzes und des Schutzes von Allgemeingütern 
hinzuweisen. 

Im Hinblick auf das Prinzip des Vorrangs des Ge-
setzes stellt sich die Frage, unter welchen Voraus-
setzungen ein städtebaulicher Vertrag mit gesetz-
widrigem Inhalt nichtig ist. Von Bedeutung für die 
Vertragspraxis ist schließlich die zentrale Frage der 
Qualifikation eines Vertrags als öffentlich-rechtlich 
oder privatrechtlich; nach der jeweiligen Einord-
nung richtet sich nicht nur der Rechtsweg, sondern 
es greifen unter Umständen auch unterschiedliche 
materiell-rechtliche Beurteilungsmaßstäbe für die 
Auslegung des Vertrags ein. 

Neben diesen ungeklärten rechtsdogmatischen Fra-
gen hat sich der Ausschuß bei seinen Überlegungen 
zu einer über das geltende Recht hinausreichenden 
„Verrechtlichung" im Sinne einer Generalnorm 
über den städtebaulichen Vertrag von folgenden 
rechtspolitischen Erwägungen leiten lassen: 

— Das mit dem Verwaltungsverfahrensgesetz an-
gestrebte Ziel einer Rechtsvereinheitlichung 
beim öffentlich-rechtlichen Vertrag würde ge-
fährdet, wenn der städtebauliche Vertrag als 
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selbständiger Vertragstyp im Baugesetzbuch 
ausgestaltet würde. 

— Hinzu kommt, daß eine Generalnorm zur Er-
mächtigung von vertraglichen Abweichungsre-
geln im Gesetzesrecht angesichts der differen-
zierten Regelungen der gesetzlichen Verfahren 
und Instrumente nicht in Betracht kommt. 

Insgesamt ist die Rechtsentwicklung zu zentralen 
Fragen der Vertragslehre im Öffentlichen Recht  — 
also  unabhängig von spezifisch städtebaurechtli-
chen Problemstellungen — noch nicht abgeschlos-
sen, so daß eine besondere Regelung des städtebau-
lichen Vertrags im Baugesetzbuch nicht angezeigt 
scheint. Gegen eine allgemeine Normierung des 
städtebaulichen Vertrags sprechen auch die er-
wähnten rechtspolitischen Erwägungen. Der Aus-
schuß spricht sich daher in Übereinstimmung mit 
der Bundesregierung gegen die Einführung eines 
isolierten städtebaulichen Vertrags im Baugesetz-
buch aus. 

Der Ausschuß hat sich aber einen Vorschlag der 
Bundesregierung zu eigen gemacht, in einer zentra-
len Bestimmung des Baugesetzbuchs einen Hin-
weis auf die Zulässigkeit städtebaulicher Verträge 
vorzusehen. Hierin sieht der Ausschuß ein geeigne-
tes Mittel, die von ihm angestrebte Stärkung des 
kooperativen Handelns im Städtebaurecht zu errei-
chen und dadurch deutlich zu machen, daß im Bau-
recht nicht nur einseitig-hoheitliches Verwaltungs-
handeln die Regel sein sollte. Die oben erwähnten 
rechtsdogmatischen und rechtspolitischen Pro-
bleme werden von der in § 124 Abs. 2 vorgesehenen 
Regelung nicht berührt [(Teil IV Artikel 1, Nr.87 
(§ 124)]. Der Ausschuß sieht einen wesentlichen 
Vorzug dieser Lösung darin,' daß sie den in der Pra-
xis entwickelten Erscheinungsformen des städte-
baulichen Vertrags Rechnung trägt, ohne die Mög-
lichkeiten der Praxis einzuengen. 

20. Freiwillige Umlegung und Grunderwerbsteuer 

Der Ausschuß hat sich mit der grunderwerbsteuer-
rechtlichen Behandlung der freiwilligen Umlegung 
befaßt. Er ist sich mit den Vertretern der kommuna-
len Spitzenverbände darin einig, daß die freiwillige 
Umlegung auch steuerrechtlich genauso förde-
rungswürdig ist wie die amtliche Umlegung. Aus 
grundsätzlichen Erwägungen müßte das freiwillige 
Engagement der Bürger auch im Grunderwerbsteu-
errecht anerkannt werden. Um einer solchen 
Gleichstellung von freiwilliger und amtlicher Umle-
gung den Weg zu ebnen, hat die Fraktion der SPD 
im Ausschuß beantragt, in § 45 klarzustellen, daß 
die Umlegung auch durch vertragliche Regelung 
durchgeführt werden könne und die Gemeinde den 
Vollzug der so durchgeführten Umlegung zu be-
scheinigen habe. Die Ausschußmehrheit hat diesen 
Antrag mit dem Hinweis abgelehnt, daß mit einer 
solchen Ergänzung des § 45 allein die Grunder-
werbsteuerfreiheit der freiwilligen Umlegung nicht 
erreicht werden könne, vielmehr hierzu eine Ände-
rung des Grunderwerbsteuergesetzes notwendig 
sei. Die Fraktion der SPD meint demgegenüber, ein 

bereits jetzt im Baugesetzbuch eingeführtes Ab-
grenzungskriterium gegenüber sonstigen Kauf- und 
Tauschverträgen von Privatpersonen sei geeignet, 
die Widerstände gegen eine Befreiung der freiwilli-
gen Umlegung von der Grunderwerbsteuer über-
winden zu helfen. Die Ausschußmehrheit teilt diese 
Auffassung nicht. 

21. Mischfinanzierung 

Der Ausschuß hat sich im Verlauf der Beratungen 
eingehend mit dem Abbau der Mischfinanzierung 
im Bereich des Städtebaus beschäftigt. Er hat sich 
dabei ausdrücklich zu der wirtschafts-, gesell-
schafts- und kommunalpolitischen Bedeutung der 
Stadt- und Dorferneuerung in den nächsten Jahr-
zehnten bekannt. In der städtebaulichen Erneue-
rung in Stadt und Land sieht der Ausschuß eine der 
großen Zukunftsaufgaben unseres Landes, die auch 
weiterhin der öffentlichen Förderung bedarf. Vor 
diesem Hintergrund mißt der Ausschuß vor allem 
der Kontinuität der Förderung eine besondere Be-
deutung bei. 

Der Abbau der Mischfinanzierung ist in der Anhö-
rung zum Baugesetzbuch bei den betroffenen Ver-
bänden und Instituten, bei der Bau- und Wohnungs-
wirtschaft, bei Wissenschaftlern und vor allem aber 
auch bei den kommunalen Spitzenverbänden auf 
fast ausnahmslose Ablehnung gestoßen. In dem 
zum Baugesetzbuch durchgeführten Planspiel wur-
den der ersatzlose Verzicht auf Finanzierungsrege-
lungen für die Sanierungs- und Entwicklungsmaß-
nahmen als unvertretbar bezeichnet und Zweifel 
dargelegt, ob die Länder für die wegfallenden Bun-
desmittel angemessenen Ersatz bereitstellen wer-
den. 

Die Bundesregierung hat im Verlauf der Beratung 
zum Stand der Verhandlungen über den Abbau der 
Mischfinanzierung im Bereich des Städtebaus Stel-
lung genommen und dabei noch einmal darauf hin-
gewiesen, daß der Abbau der Mischfinanzierung ei-
ner Forderung entspricht, die in der Ministerpräsi-
dentenkonferenz vom 17. bis 19. Oktober 1984 in 
Bremerhaven von allen Ministerpräsidenten ein-
mütig erhoben worden ist. 

Die Bundesregierung hat festgestellt, daß nach wie 
vor das Ergebnis der Besprechung der Regierungs-
chefs von Bund und Ländern vom 28. November 
1985 für sie die gemeinsame Grundlage für die Ent-
flechtungsverhandlungen bleibt, wonach das Aus-
gleichvolumen ca. 330 Mio. DM beträgt, und die zu-
sätzlich vom Bund übernommenen Sonderleistun-
gen für die Programmjahre 1986 und 1987 außer 
Betracht bleiben. Die Mehrheit des mitberatenden 
Haushaltsausschusses hat — bei Gegenstimmen 
der Fraktion der SPD und der Fraktion DIE GRÜ-
NEN — hierzu folgenden Antrag angenommen: 

„Mit dem Baugesetzbuch soll die Mischfinanzie-
rung im Bereich der Städtebauförderung abge-
baut werden. Als Volumen für den Ausgleich ge-
genüber den Ländern kommt ein Betrag von 330 
Mio. DM in Betracht. Diese Mittel sollen für die 
Städtebauförderung zweckgebunden werden."  
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Die Fraktion der SPD hat ihrerseits ihre Befürch-
tung dargelegt, daß die den Gemeinden für die Auf-
gaben der Stadterneuerung zur Verfügung stehen-
den Mittel nach dem Abbau der Mischfinanzierung 
der Bedeutung der Aufgabe nicht mehr gerecht 
würden. Ein Antrag der Fraktion der SPD, mit dem 
die Bundesregierung aufgefordert werden sollte, 
vor den abschließenden Beratungen des Ausschus-
ses eine mit den Bundesländern abgestimmte Ver-
einbarung über den Ausgleich der entfallenden 
Bundesmittel für den Städtebau vorzulegen, ist mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktion abgelehnt wor-
den. Ein weitergehender Antrag der Fraktion der 
SPD, nach dem sich der Bund nicht aus der Mischfi-
nanzierung im Städtebau zurückzieht und die ent-
sprechenden Vorschriften des geltenden Städtebau-
förderungsgesetzes in das Baugesetzbuch übernom-
men werden, wurde ebenfalls mit den Stimmen der 
Fraktion der CDU/CSU abgelehnt. 

Die Mehrheit des Ausschusses geht vielmehr davon 
aus, daß Bund und Länder die Stadterneuerung in 
ihrer Bedeutung allgemein anerkennen und dafür 
Sorge tragen werden, daß die finanzielle Ausstat-
tung der Gemeinden dem Stellenwert diese Auf-
gabe gerecht wird. Einmütig hat sich der Ausschuß 
aber dazu bekannt, daß eine baldige Klärung zwi-
schen der Bundesregierung und den Landesregie-
rungen über die entfallenden Bundesmittel für den 
Städtebau notwendig ist, um die Kontinuität der 
Städtebauförderung zu gewährleisten. Der Aus-
schuß hat deshalb in seiner 69. Sitzung am 25. Juni 
1986 einstimmig — bei Stimmenthaltung der Frak-
tion der SPD zu Punkt 4 — folgende Entschließung 
gefaßt: 

„1. Der im Deutschen Bundestag derzeit beratene 
Entwurf eines Baugesetzbuches geht davon 
aus, daß sich die Regierungschefs von Bund 
und Ländern einvernehmlich darauf verstän-
digt haben, die Mischfinanzierung in der Städ-
tebauförderung zum 1. Januar 1988 abzubau-
en. 

2. Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau sieht in der städtebaulichen 
Erneuerung in Stadt und Land eine der gro-
ßen Zukunftsaufgaben unseres Landes. Er be-
grüßt es daher, daß die Bundesregierung 
durch die im Juni 1985 festgelegte Verdreifa-
chung der Bundesfinanzhilfen für die Städte-
bauförderung für die Jahre 1986 und 1987 die 
Städte und Dörfer hierbei entscheidend unter-
stützt. 

3. Wegen der hohen wirtschafts-, gesellschafts- 
und kommunalpolitischen Bedeutung der 
Städtebauförderung hält es der Ausschuß für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau für 
unvertretbar, wenn der Abbau der Mischfi-
nanzierung zu einer Zäsur in der städtebauli-
chen Praxis führen würde. 

4. Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau fordert daher die Bundesregie-
rung und die Regierungen der Länder auf, die 
Entflechtungsverhandlungen möglichst umge-
hend abzuschließen und dabei sicherzustellen, 
daß Städte und Gemeinden weiterhin auf ei

-

nem finanziellen Niveau unterstützt werden, 
das die Erfüllung dieser zentralen Gegen-
warts- und Zukunftsaufgabe sichert." 

22. Baunutzungsverordnung 

Im Hinblick auf den in der Begründung zum Regie-
rungsentwurf des Baugesetzbuchs enthaltenen Hin-
weis, daß die Baunutzungsverordnung als selbstän-
dige Verordnung erhalten bleiben und parallel zu 
den weiteren Arbeiten am Baugesetzbuch überprüft 
werden soll, ist der Ausschuß der Frage nachgegan-
gen, ob der zur Zeit noch nicht absehbare Inhalt 
einer künftigen Novellierung der BauNVO Auswir-
kungen für die Beratungen des Entwurfs zum Bau-
gesetzbuch hat. 

Die Fraktion der SPD im Ausschuß hat hierzu die 
Auffassung vertreten, durch die Ausgestaltung der 
BauNVO könnten bestimmte Tendenzen des Bau-
gesetzbuchentwurfs verstärkt oder abgeschwächt 
werden. Auch könnten bestimmte Vorschriften des 
Gesetzentwurfs, wie insbesondere § 34 Abs. 2, ab-
schließend nur beurteilt werden, wenn auch die 
künftige BauNVO bekannt sei. 

Dieser Meinung hat sich die Mehrheit des Aus-
schusses nicht angeschlossen. Sie vertritt die Auf-
fassung, daß zwischen den im Baugesetzbuch zu 
treffenden Regelungen und den Vorschriften der 
BauNVO kein Zusammenhang besteht, der es erfor-
derlich macht, die Beratungen über das Baugesetz-
buch zurückzustellen. Dazu ist darauf hingewiesen 
worden, daß die Vorschriften der BauNVO unmittel-
bare Bedeutung für die Zulässigkeit von Vorhaben 
nur in Gebieten nach § 34 hätten, soweit die 
BauNVO hier unmittelbar Anwendung finde (§ 34 
Abs. 2); diese Auswirkungen bestünden aber schon 
auf der Grundlage des geltenden Rechts (§ 34 Abs. 3 
BBauG), so daß durch die im Entwurf vorgesehene 
Regelung insoweit keine wesentliche Änderung der 
bestehenden Rechtslage eintrete. Im übrigen könne 
auch bei einer Novellierung der BauNVO im Grund-
satz von einer Kontinuität ausgegangen werden, 
weil Inhalt, Zweck und Ausmaß der Verordnungsbe-
fugnis vorgegeben und Änderungen insoweit nicht 
berücksichtigt seien. 

Im Zusammenhang mit den Beratungen über die 
Verordnungsbefugnis zum Erlaß der BauNVO (§ 2 
Abs. 5) hat die Fraktion der SPD dagegen im Aus-
schuß darauf hingewiesen, daß in der Bauleitpla-
nung in Zukunft sehr viel stärker als bisher nicht 
nur bauliche, sondern auch sonstige Nutzungen von 
Flächen geregelt werden müßten. Die Möglichkei-
ten, das Gemeindegebiet zu beplanen, müßten ins-
besondere im Hinblick auf ökologische Anforderun-
gen erweitert werden. Auch könne hierdurch eine 
Integration der Landschaftsplanung in die Bauleit-
planung ermöglicht werden. Die Fraktion der SPD 
hat daher vorgeschlagen, in § 2 Abs. 5 nicht nur die 
bauliche, sondern auch die „sonstige Nutzung" auf-
zunehmen. 

Die Mehrheit des Ausschusses ist diesem Vorschlag 
nicht gefolgt. Durch diesen Vorschlag würde das 
Planungssystem des Gesetzes, insbesondere die 
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Zweistufigkeit der Bauleitplanung und der Rechts-
charakter des Flächennutzungsplans, verändert. Er 
soll aber, wie die Prüfungen im Rahmen der Vorar-
beiten zum Gesetzentwurf ergeben haben, beibehal-
ten werden. Auch ist die vorgeschlagene Änderung 
unter Berücksichtigung des hiermit verfolgten 
Zwecks nicht notwendig, da § 9 Abs. 1 — ergänzt um 
die im Entwurf zum Baugesetzbuch vorgesehenen 
Erweiterungen — die aus stadtökologischen Grün-
den notwendigen Festsetzungsmöglichkeiten, die 
neben der Festsetzung der Baugebiete nach der 
BauNVO Anwendung finden, enthält. 

Der Ausschuß weist darauf hin, daß u. a. aus Grün-
den des Wärmeschutzes häufig erforderlich sein 
kann, eine größere Wandstärke, z. B. durch Verwen-
dung von Ziegeln, vorzusehen. Diese wünschens-
werten Maßnahmen hätten jedoch für den Bauher-
ren den Nachteil, daß nach den geltenden Vorschrif-
ten der Baunutzungsverordnung bei der Ermittlung 
der Geschoßfläche auf die Außenmaße der Gebäude 
abzustellen ist. Der Ausschuß bittet daher die Bun-
desregierung, im Rahmen der anstehenden Über-
prüfung der Baunutzungsverordnung auch diese 
Problematik mit einzubeziehen und Lösungsmög-
lichkeiten vorzusehen. 

IV. Zu den einzelnen Vorschriften 

Soweit die Vorschriften des Gesetzentwurfs im 
Laufe der Ausschußberatungen geändert worden 
sind oder Gegenstand besonderer Erörterungen wa-
ren, deren Ergebnis nicht bereits in Teil III wieder-
gegeben ist, werden sie im folgenden erläutert; im 
übrigen wird auf die Begründung des Gesetzent-
wurfs in Drucksache 10/4630 verwiesen. 

Zu Artikel 1 Nr.1 

Der Ausschuß hat mit Mehrheit den Antrag der 
Fraktion der SPD abgelehnt, dem Gesetz die Über-
schrift „Stadt- und Gemeindeplanungsgesetz 
(StGPG)" zu geben. Nach Auffassung der Ausschuß-
mehrheit greift das Baugesetzbuch mit seinen Vor-
schriften über die Zulässigkeit von Vorhaben ent-
scheidend in das Baugeschehen ein. Daß daneben 
noch das Bauordnungsrecht der Länder maßgebend 
ist, hat auch bisher den Bundesgesetzgeber nicht 
gehindert, die Überschrift „Bundesbaugesetz" zu 
wählen. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 1) 

Durch die Ergänzung des Absatzes 5 Satz 1 soll be-
stimmt werden, daß die Bauleitpläne nicht nur dazu 
beitragen sollen, die natürlichen Lebensgrundlagen 
zu schützen, sondern sie auch zu entwickeln. 

Durch die Einfügung der neuen Nummer 5 in Ab-
satz 5 Satz 2 — mit der redaktionellen Folgeände-
rung der Ziffern in den nachfolgenden Nummern — 
sollen die Belange des Denkmalschutzes und der 
Denkmalpflege und die der Erhaltung zusammen- 

fassend aufgenommen werden. Mit Rücksicht auf 
ihre Bedeutung werden in Absatz 5 Satz 2 Nr. 8 als 
Belange des Verkehrs die des öffentlichen Perso-
nenverkehrs sowie die Belange der Abfallentsor-
gung und der Abwasserbeseitigung ausdrücklich 
aufgenommen. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 2) 

Durch die Änderung der Absätze 3 und 4 soll klar-
gestellt werden, daß alle Vorschriften des Gesetz-
buchs über die Aufstellung von Bauleitplänen auch 
für ihre Änderung, Ergänzung und Aufhebung gel-
ten. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 3) 

Die Änderungen in Absatz 1 dienen — in Anleh-
nung an das geltende Recht (§ 2 a Abs. 2 Bundesbau-
gesetz) — der Konkretisierung (im Hinblick auf die 
Bestimmung der sich wesentlich unterscheidenden 
Lösungen) und Klarstellung (im Hinblick auf die 
öffentlich vorzunehmende Unterrichtung). 

Durch die Ergänzung des Absatzes 2 wird die Rege-
lung im geltenden Recht (§ 2 a Abs. 6 Satz 6) über-
nommen. 

Die Änderung in Absatz 3 Satz 1 stellt klar: Im Falle 
der erneuten Auslegung kann bestimmt werden, 
daß Bedenken und Anregungen nur zu den geän-
derten oder ergänzten Teilen des Planentwurfs vor-
gebracht werden können. Die Änderung des Absat-
zes 3 Satz 2 dient der Harmonisierung mit der Be-
teiligungsregelung bei der vereinfachten Änderung 
oder Ergänzung von Bauleitplänen (§ 13 Abs. 1). 

Im übrigen wird auf die Ausführungen in Teil III 
Kapitel 3 (Seite 133) hingewiesen. 

Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 4) 

Die Vorschriften über die Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange werden unverändert übernom-
men. 

Der Ausschuß hat mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen und der Fraktion der SPD einen Antrag 
der Fraktion DIE GRÜNEN abgelehnt, der eine 
Gleichstellung der Vereine und Verbände, die laut 
Satzung ausschließlich das Ziel des Natur- und Um-
weltschutzes verfolgen und mindestens das Gebiet 
eines Land- bzw. Stadtkreises umfassen, mit den 
Trägern öffentlicher Belange zum Ziel hat. 

Zur Begründung wird darauf hingewiesen, daß Ver-
bände, auch Umweltschutzverbände, aus rechtli-
chen Gründen keine Träger öffentlicher Belange 
sein können und daß die im Naturschutzrecht be-
stehende Vorschrift über die Beteiligung von Um-
weltverbänden wegen der grundsätzlich anderen 
Sachmaterie nicht auf das Bauplanungsrecht über-
tragen werden kann. Anders als das Naturschutz-
recht, das keine Öffentlichkeitsbeteiligung kennt, 
gewährleistet das Recht der Bauleitplanung mit der 
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zweistufigen Bürgerbeteiligung (§ 3) eine umfas-
sende Beteiligungsmöglichkeit auch aller Umwelt-
verbände an der Bauleitplanung. 

Zu den Sportorganisationen siehe Teil III  Kapi-
tel 13 (Seite 142). 

Zu Artikel 1 Nr. 9 (§ 5) 

Durch die Änderung in Absatz 1 Satz 2 erster Halb-
satz soll klargestellt werden, daß das Herausneh-
men der Darstellungen nicht nur bei Flächen, son-
dern auch bei anderen Darstellungen nach § 5 
Abs. 2 in Betracht kommen kann. 

Durch die im zweiten Halbsatz aufgenommene ge-
setzliche Erläuterungspflicht soll herausgestellt 
werden, daß das Ausnehmen von einzelnen Flächen 
aus der Darstellung im Flächennutzungsplan einer 
näheren Begründung bedarf. In Betracht kommen 
insbesondere Darlegungen darüber, welche Darstel-
lungen von Nutzungen einschließlich möglicher Al-
ternativen in Betracht gezogen werden, sowie Dar-
legungen über noch durchzuführende Untersuchun-
gen oder Abstimmungen mit anderen Behörden, 
insbesondere mit Fachplanungsträgern, wenn die 
Entscheidung über die Fläche von Entwicklungen 
im Bereich von Fachplanungen abhängig ist (vgl. im 
übrigen Teil III Kapitel 1 [Seite 1281). 

Mit der Ergänzung des § 5 Abs. 2 Nr. 2 werden die 
Flächen für Sport- und Spielanlagen aufgenommen 
(vgl. hierzu Teil III Kapitel 13, Seite 142). 

Die Änderung des § 5 Abs. 2 Nr. 4 ist eine redaktio-
nelle Anpassung an die Begriffsbestimmungen des 
am 1. November 1986 in Kraft tretenden Abfallge-
setzes vom 27. August 1986, BGBl. I  S. 1410. 

Durch die Ergänzung in Absatz 3 Nr. 3 soll die 
Kennzeichnungspflicht für Flächen mit Altlasten 
auf solche Flächen beschränkt werden, für die bau-
liche Nutzungen vorgesehen sind (vgl. hierzu 
Teil III Kapitel 10 Seite 139). 

Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 6) 

Die Neufassung des Absatzes 5 Satz 1 ist eine re-
daktionelle Anpassung an § 12 Satz 1. 

§ 6 Abs. 5 des Bundesbaugesetzes ist in § 203 Abs. 4 
übernommen worden. 

Absatz 6 regelt die Neubekanntmachung von geän-
derten oder ergänzten Flächennutzungsplänen. 

Zu Artikel 1 Nr. 11 (§ 7) 

Der neu angefügte Satz 2 regelt die Voraussetzun-
gen, nach denen ein öffentlicher Planungsträger ei-
ner Darstellung im Flächennutzungsplan nachträg-
lich widersprechen kann. Für den Fall, daß der Ge-
meinde durch eine abweichende Planung eines öf-
fentlichen Planungsträgers dadurch Aufwendungen 
oder Kosten entstehen, daß der Flächennutzungs-
plan oder ein Bebauungsplan, der aus dem Flächen- 

nutzungsplan entwickelt worden ist, geändert, er-
gänzt oder aufgehoben werden muß, regelt der neue 
Satz 4 den Erstattungsanspruch der Gemeinde. Un-
berührt von dieser Regelung bleibt ein Erstattungs-
anspruch aus Anlaß einer Planung nach § 38 (§ 7 
Satz 5 Halbsatz 2 i. V. m. § 38 Satz 3). 

Vgl. im übrigen Teil III Kapitel 18 (Seite 147). 

Zu Artikel 1 Nr. 12 (§ 8) 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat die Beibehaltung 
des § 8 Abs. 3 und 4 mit der Begründung beantragt, 
die Neufassung stelle nicht in dem gebotenen Maße 
die Berücksichtigung von Umweltbelangen, insbe-
sondere einer Landschaftsplanung sicher. Die 
Koalitionsfraktionen und die Fraktion der SPD ha-
ben den Antrag mit der Begründung abgelehnt, die 
Neufassung stelle die Rechtslage aufgrund der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung klar und ge-
währleiste weiterhin die Anforderungen an eine ge-
ordnete städtebauliche Entwicklung, auch unter 
Umweltschutzgesichtspunkten. Die vom neugefaß-
ten Absatz 3 Satz 2 vorausgesetzte „Planreife" ver-
lange, daß die Aufstellung des Flächennutzungs-
plans bereits einen solchen Stand erreicht haben 
muß, daß die inhaltliche Abstimmung von Flächen-
nutzungsplan und Bebauungsplan im Sinne des 
Entwicklungsgebots möglich ist, d. h. insofern muß 
entsprechend den Grundsätzen der Bauleitplanung 
(§ 1) eine Abwägung der Belange erfolgt und zu 
erwarten sein, daß sich an diesem Ergebnis — bezo-
gen auf die betreffende Darstellung im Flächennut-
zungsplan — nichts mehr ändern wird. 

Zu Artikel 1 Nr. 13 (§ 9) 

Zu den Eingangsworten von Absatz 1 vgl. Teil III 
Kapitel 1 (Seite 129). 

Die Änderung des Absatzes 1 Nr. 3 konkretisiert die 
Voraussetzungen für die Festsetzung von Höchst-
maßen für Wohnbaugrundstücke. Vgl. zu § 9 Abs. 1 
Nr. 3 im übrigen Teil III  Kapitel 10 (Seite 140). 

Mit der Ergänzung des Absatzes 1 Nr. 5 werden die 
Flächen für Sport- und Spielanlagen aufgenommen. 
Vgl. hierzu Teil III Kapitel 13 (Seite 142). 

Die Änderung des Absatzes 1 Nr. 14 ist eine redak-
tionelle Anpassung an die Begriffsbestimmungen 
des am 1. November 1986 inkrafttretenden Abfallge-
setzes vom 27. August 1986, BGBl. I  S. 1410. 

Zu Absatz 1 Nr. 18 vgl. Teil III Kapitel 10 (Seite 
139f.). (Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN, auch 
Brachflächen aufzuführen) 

Zu Absatz 1 Nr. 20 vgl. Teil III Kapitel 18 (Seite 
147). 

Zu Absatz 1 Nr. 23 vgl. Teil III Kapitel 10 (Seite 
140). 

Zu Absatz 1 Nr. 24 vgl. Teil III Kapitel 10 und 11 
(Seiten 140 und 141). 

Die Aufnahme von „Teilen baulicher Anlagen" in 
Absatz 1 Nr. 25 dient der Klarstellung des Gewoll-
ten. 
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Die Neufassung des Absatzes 2 dient der Anpas-
sung an die Neufassung der Eingangsworte in Ab-
satz 1. 

Zu Absatz 8 vgl. Teil III Kapitel 10 (Seite 139). 

Zu Artikel 1 Nr. 15 (§ 11) 

Zu § 11 im Ganzen vgl. Teil III Kapitel 4 (Seite 
134f.). 

Absatz 2 und Absatz 3 Satz 1 verweisen für das Ge-
nehmigungs- und Anzeigeverfahren bei Bebauungs-
plänen nicht auf § 6 Abs. 3 (Ausnehmen von räumli-
chen oder sachlichen Teilen des Flächennutzungs-
plans). Diese Regelung ist auf die Besonderheiten 
des Flächennutzungsplans abgestellt, bei dem we-
gen der Aufstellung für das gesamte Gemeindege-
biet eine Teilversorgung nicht in Betracht kommt. 
Sind in bezug auf räumliche oder sachliche Teile 
eines Bebauungsplans Rechtsverletzungen gege-
ben, so verbleibt es dabei, daß der Bebauungsplan 
insoweit nicht genehmigungsfähig ist. Im Anzeige-
verfahren muß die Verletzung von Rechtsvorschrif-
ten geltend gemacht werden. Beim Bebauungsplan 
kommt auch eine Teilversagung oder teilweise Gel-
tendmachung der Verletzung von Rechtsverstößen 
in Betracht. 

Zu Artikel 1 Nr. 17 (§ 13) 

Die Änderungen sind redaktioneller und klarstel-
lender Art. 

Zu Artikel 1 Nr. 19 (§ 14) 

Die Änderung in Absatz 1 dient der redaktionellen 
Anpassung an die Neufassung des § 2 Abs. 4 (vgl. 
Artikel 1 Nr. 4). 

Der neue Absatz 4 ist eine Folgeänderung zur Neu-
regelung des vereinfachten Verfahrens (bisher: 
§ 150 Abs. 1 Satz 1 RegE, der § 6 Abs. 2 des StBauFG 
entspricht). 

Zu Artikel 1 Nr. 19a (§ 15) 

Der neue Absatz 3 ist eine Folgeänderung zur Neu-
regelung des vereinfachten Verfahrens (bisher: 
§ 150 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 Satz 2 der Regierungs-
vorlage; § 6 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 4 Satz 2 des Städ-
tebauförderungsgesetzes). 

Zu Artikel 1 Nr. 20 (§ 16) 

Aus der Änderung des Absatzes 2 ergibt sich, daß 
für die Inkraftsetzung einer Veränderungssperre 
ein vorheriges rechtsaufsichtliches Verfahren (Ge-
nehmigungs- oder Anzeigeverfahren) nicht erfor-
derlich ist. Vgl. auch Teil III Kapitel 4 (Seite 134 f.). 

Zu Artikel 1 Nr. 20a (§ 17) 

Aus der Änderung des Absatzes 1 Satz 3 ergibt sich, 
daß die Verlängerung der Geltungsdauer der Verän-
derungssperre um ein Jahr nicht der Zustimmung 
der höheren Verwaltungsbehörde bedarf. 

Absatz 6 ist eine Folgeänderung zur Neuregelung 
des vereinfachten Verfahrens (bisher: § 150 Abs. 3 
Satz 1; § 6 Abs. 4 Satz 1 des Städtebauförderungsge-
setzes). 

Zu Artikel 1 Nr. 23 (§ 19) 

Durch die Änderung des Absatzes 1 Nr. 1 wird als 
Folge der Neufassung des § 30 die Abgrenzung der 
planungsrechtlichen Gebiete klargestellt. 

Absatz 4 Nr. 2 ist eine Folgeänderung zur Neurege-
lung des vereinfachten Verfahrens (bisher: § 150 
Abs. 1 Satz 1 der Regierungsvorlage; § 6 Abs. 2 
Satz 1 des Städtebauförderungsgesetzes). 

Zu Artikel 1 Nr. 26 (§ 22) 

Absatz 1 entspricht dem Regierungsentwurf, ver-
bunden mit der Klarstellung, daß die Verordnung in 
Betracht kommt für Gemeinden und Gemeindetei-
le, die durch den Fremdenverkehr geprägt sind. 

Absatz 2 entspricht dem Absatz 2 des Regierungs-
entwurfs, verbunden mit den redaktionellen Klar-
stellungen, daß die Gemeindesatzung in den durch 
die Verordnung bezeichneten Gemeinden oder Ge-
meindeteilen in Betracht kommt (Satz 1) und daß es 
bei der Zweckbestimmung von Gebieten für den 
Fremdenverkehr (Satz 3) auf die Prägung des Ge-
biets durch Wohngebäude mit Fremdenbeherber-
gung — gleich ob gewerblich oder privat — an-
kommt. 

Absatz 3 enthält die Regelungen über das Anzeige-
verfahren und die Bekanntmachung der sonstigen 
Satzung nach Absatz 2; wird der Genehmigungsvor-
behalt durch Bebauungsplan eingeführt, gelten die 
§§ 11 und 12. 

Absatz 4 entspricht dem Absatz 4 des Regierungs-
entwurfs, ergänzt um Regelungen für den Fall, daß 
die Gemeinde eine vorläufige Sicherung beschließt 
(Absatz 4 Nr. 1 i. V. m. Absatz 7 Satz 3), und um die 
Klarstellung, daß die Genehmigungspflicht stets 
entfällt, wenn ein Negativattest erteilt worden ist 
(Nr. 2). 

In Absatz 5 Satz 1 wird klargestellt, daß die Geneh-
migung zu versagen ist, wenn durch die Begrün-
dung oder Teilung der Rechte die Zweckbestim-
mung des Gebiets für den Fremdenverkehr und da-
durch die städtebauliche Entwicklung und Ordnung 
beeinträchtigt werden. 

Die Änderung des Absatzes 7 Satz 1 ist eine redak

-

tionelle Folgeänderung zur Änderung des Absat

-

zes 1. Der neu eingeführte Satz 3 regelt die vorläu- 
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fige Sicherung während der Aufstellung des Bebau-
ungsplans oder der sonstigen Satzung. Vgl. im übri-
gen zu § 22: Teil III Kapitel 14 (Seite 143). 

Zu Artikel 1 Nr. 26a (§ 23) 

Redaktionelle Anpassung. 

Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 24) 

Vgl. die Ausführungen in Teil III  Kapitel 6 (Seite 
135f.). 

Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 25) 

Folgeänderung zur Streichung der Anzeigepflicht 
für die sog. kleinen Satzungen. Vgl. im übrigen 
Teil III Kapitel 6 (Seite 136). 

Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 26) 

Redaktionelle Änderungen zur Vereinheitlichung 
des Sprachgebrauchs. 

Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 27) 

Der Ausschuß übernimmt im wesentlichen die Fas-
sung des Regierungsentwurfs. Aus rechtssystemati-
schen Gründen hat er die beiden — im Regierungs-
entwurf in § 27 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 geregelten 
— Abwendungstatbestände in § 27 Abs. 1 zusam-
mengefaßt. Mit dem neuen Satz 3 in § 27 Abs. 1 soll 
— entsprechend der Stellungnahme des Bundesra-
tes — die Praktikabilität des Abwendungsrechts 
des bauwilligen Käufers verbessert werden. Der 
Ausschuß greift hierzu den Formulierungsvor-
schlag in der Gegenäußerung der Bundesregierung 
auf (vgl. Drucksache 10/5111, zu 26.). 

In § 27 Abs. 2 werden zwei Tatbestände erfaßt, in 
denen ein Abwendungrecht des Käufers nicht be-
steht. Dies ist in Nummer 1 der Fall des Verkaufs 
von Flächen, für die nach dem Bebauungsplan eine 
Nutzung für öffentliche Zwecke festgesetzt ist (§ 24 
Abs. 1 Nr. 1); insoweit macht sich der Ausschuß das 
der Klarstellung der Rechtslage dienende Anliegen 
des Bundesrates zu eigen. Der im Regierungsent-
wurf in § 27 Abs. 1 Satz 3 vorgesehene Ausschluß 
des Abwendungsrechts in Umlegungsgebieten, in 
denen das Grundstück für Zwecke der Umlegung 
benötigt wird, wird aus den erwähnten rechtssyste-
matischen Gründen in § 27 Abs. 2 Nr. 2 verankert. 

Zu Artikel 1 Nr. 27 (§ 28) 

Die redaktionellen Änderungen in Absatz 1 und 2 
dienen der Vereinheitlichung des Sprachge-
brauchs. 

In den Beratungen wurde ein Vorschlag der Plan

-

spieler erwogen, die in § 28 Abs. 1 Satz 1 vorgese

-

hene Mitteilungspflicht des Verkäufers aus Grün-
den des Datenschutzes in zwei Teilabschnitte zu 
untergliedern: In einem ersten Schritt sollte danach 
der Verkäufer die Gemeinde nur über die Tatsache 
der Veräußerung und den vereinbarten Preis in 
Kenntnis setzen; der übrige Inhalt des Kaufver-
trags sollte erst auf Verlangen der Gemeinde mitge-
teilt werden. Dieser Vorschlag entspricht einer ver-
breiteten kommunalen Praxis etwa in Bayern. 

Der Ausschuß hat diesen Vorschlag nicht aufgegrif-
fen, da sowohl das geltende als auch das zukünftige 
Recht der beschriebenen Praxis nicht entgegenste-
hen. 

Der Ausschuß übernimmt § 28 Abs. 2 in der Fassung 
des Regierungsentwurfs. Der Ausschuß hat einen 
Antrag der Fraktion der SPD, die Vorschrift über 
das preislimitierende Vorkaufsrecht des § 28 a 
BBauG beizubehalten, abgelehnt, weil diese Vor-
schrift ein Fremdkörper im System der Vorkaufs-
rechte ist. Ferner gibt § 28 Abs. 3 ein Instrument, 
das unter den Voraussetzungen, unter denen eine 
Enteigung möglich ist, für die praktisch bedeutsa-
men Fälle die Ausübung des Vorkaufsrechts zum 
Entschädigungswert zuläßt. 

Die Änderungen in § 28 Abs. 4 sind redaktioneller 
Art; sie dienen der Klarstellung des Gewollten und 
der Vereinheitlichung des Sprachgebrauchs. 

Zu § 28 Abs. 5 Satz 5 übernimmt der Ausschuß den 
Vorschlag in der Stellungnahme des Bundesrats 
(vgl. Drucksache 10/5027, zu 28.). Die Neufassung 
stellt klar, daß für die Eintragung des Erwerbers in 
das Grundbuch immer dann ein Zeugnis erforder-
lich ist, wenn der zugrunde liegende Kaufvertrag 
von dem Widerruf erfaßt wird, ohne daß es auf die 
Wirksamkeit des Widerrufs ankommt. 

Zu Artikel 1 Nr. 29 (§ 29) 

Durch die Neufassung des Satzes 1 soll erreicht 
werden, daß die §§ 30 bis 37 auch gelten, wenn in 
einem anderen als dem bauaufsichtlichen Verfah-
ren über die Zulässigkeit von Vorhaben entschie-
den wird. Der Ausschuß greift damit ein Anliegen 
des Bundesrats auf, den Vorhabenbegriff in § 29 
Satz 1 neu zu fassen. Er weist dazu in Übereinstim-
mung mit dem Urteil des Bundesverwaltungsge-
richts vom 19. Dezember 1985, BVerwG 4 C 65.82 
darauf hin, daß der Landesgesetzgeber aus kompe-
tenzrechtlichen Gründen gehindert ist, frei darüber 
zu befinden, ob er für bestimmte bauliche Anlagen 
ein bauaufsichtliches Verfahren vorsehen und diese 
damit den §§ 30 ff. entziehen oder unterwerfen will, 
und daß daher insoweit eine Änderung des § 29 
Satz 1 nicht geboten ist. Der Ausschuß stimmt aber 
— mit Rücksicht auf die Entwicklungen in den 
fachgesetzlichen Bereichen — dem im Vorschlag 
des Bundesrats enthaltenen Anliegen zu, daß die 
§§ 30 ff. auch gelten sollen, wenn in einem anderen 
als dem bauaufsichtlichen Verfahren über die Zu-
lässigkeit entschieden wird. Der Ausschuß hat da-
her einvernehmlich eine entsprechende Ergänzung 
des § 29 Satz 1 beschlossen. 
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Zu Artikel 1 Nr. 30 (§ 30) 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Neuf as-
sung  des § 30 mit der Herausstellung des sog. einfa-
chen Bebauungsplans hat die einvernehmliche Zu-
stimmung des Ausschusses gefunden. 

Zu Artikel 1 Nr. 31 (§ 31) 

Vgl. die Ausführungen in Teil III Kapitel 2 (Sei-
te 130f.) und Kapitel 11 (Seite 141). 

Zu Artikel 1 Nr. 32 (§ 33) 

Absatz 1 wird an die Neufassung des § 2 Abs. 1 
Satz 2 redaktionell angepaßt. 

Vgl. im übrigen Teil III Kapitel 2 (Seite 130 f.). 

Zu Artikel 1 Nr. 33 (§ 34) 

Durch die Änderung des Absatzes 2 2. Halbsatz soll 
klargestellt werden, daß bei der Anwendung der 
Baunutzungsverordnung nach Absatz 2 für die nach 
der Baunutzungsverordnung ausnahmsweise zuläs-
sigen Vorhaben die Vorschrift des § 31 Absatz 1 ent-
sprechend anzuwenden ist. 

Durch die Ergänzung des Absatzes 3 Satz 1 wird 
klargestellt, daß auch in Fällen des Absatzes 3 die 
gesicherte Erschließung gegeben sein muß. 

Die Änderung von Absatz 5 Satz 2 ist eine redaktio-
nelle Folgeänderung aus dem Verzicht auf das An-
zeigeverfahren bei der Veränderungssperre. 

Vgl. im übrigen zu § 34: Teil III Kapitel 2 (Seite 131), 
Kapitel 11 (Seite 141), Kapitel 12 (Seite 141) und Ka-
pitel 13 (Seite 142). 

Zu Artikel 1 Nr. 34 (§ 35) 

Durch die neue Nummer 6 in Absatz 1 wird gegen 
die Stimmen der Fraktion der SPD klargestellt, daß 
kerntechnische Anlagen zu den privilegierten Vor-
haben im Außenbereich gehören. 

Die Änderung der Begriffe bezüglich der Belange 
des Abfalls ist eine redaktionelle Anpassung an die 
Begriffsbestimmungen des am 1. November 1986 in-
krafttretenden Abfallgesetzes vom 27. August 1986 
(BGBl. I S. 1410). 

Durch die Änderung des Absatzes 3 Satz 1 und die 
Anfügung des Satzes 3 werden die Belange des 
Denkmalschutzes neu eingefügt und die Bedeutung 
der Ziele der Raumordnung und Landesplanung für 
raumbedeutsame Vorhaben herausgestellt. 

Weiter wird in Satz 3 Halbsatz 2 gegen die Stimmen 
der Fraktion der SPD geregelt, daß öffentliche Be-
lange, soweit sie bei Darstellung von nach Absatz 1 
privilegierten Vorhaben als Ziel der Raumordnung 

und Landesplanung in die planerische Abwägung 
einbezogen worden sind, dem Vorhaben nicht mehr 
entgegenstehen. 

Absatz 4 Nr. 5 entspricht der vom Bundesrat vorge-
schlagenen Fassung. Vgl. im übrigen zu § 35: Teil III 
Kapitel 2 (S. 131 f.), Kapitel 13 (Seite 142). 

Zu Artikel 1 Nr. 35 (§ 36) 

Durch die Änderung des Absatzes 1 Satz 3 entfällt 
die Zustimmungspflicht der höheren Verwaltungs-
behörde bei Erteilung von Befreiungen nach § 31 
Abs. 2; im übrigen sprachliche Verbesserungen. 

Die Fraktion der SPD hat auch die Beibehaltung 
des § 36 Abs. 2 beantragt; die Aufnahme des Sat-
zes 1 in Absatz 2 sei entbehrlich. Der Antrag ist von 
der Koalitionsfraktion mit der Begründung abge-
lehnt worden, die in Absatz 2 Satz 1 vorgenommene 
Klarstellung der Voraussetzungen für die Versa-
gung des Einvernehmens und der Zustimmung von 
Gemeinde und höherer Verwaltungsbehörde solle 
Mißverständnisse in der Praxis vermeiden, die in 
der Vergangenheit das Genehmigungsverfahren 
unnötig erschwert hätten. 

Zu Artikel 1 Nr. 36 (§ 37) 

Die Änderungen in den Absätzen 1, 2 und 4 dienen 
der sprachlichen Angleichung. 

Vgl. im übrigen Teil III  Kapitel 18 (Seite 147). 

Zu Artikel 1 Nr. 36a (§ 38) 

Redaktionelle Anpassung 

Zu Artikel 1 Nr. 40 (§ 40) 

Die Ergänzungen in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2 
sind Folgeänderungen der Aufnahme von Flächen 
für Sport- und Spielanlagen in § 9 Abs. 1 Nr. 5; im 
übrigen redaktionelle Anpassungen. Vgl. Teil III 

 Kapitel 13 (Seite 142). 

Zu Artikel 1 Nr. 41 (§ 41) 

Redaktionelle Anpassung an § 9 Abs. 1 Nr. 25. 

Zu Artikel 1 Nr. 44 (§ 43) 

Durch die Streichung der Worte „Höhe der" soll — 
wie in Fällen des § 18 Abs. 2 — herausgestellt wer-
den, daß im Streitfall die höhere Verwaltungsbe-
hörde nicht nur über die Höhe der Entschädigung 
entscheiden soll, weil diese Frage von anderen oft 
nicht zu trennen ist. 

Im übrigen redaktionelle Anpassungen. 
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Zu Artikel 1 Nr. 45 (§ 45) 

Der Ausschuß übernimmt die Regierungsvorlage, 
die Umlegung nach § 45 Abs. 1 auch in Gebieten mit 
einfachem Bebauungsplan zuzulassen. Dem Antrag 
der Fraktion der SPD, die Umlegung darüber hin-
aus in förmlich festgelegten Sanierungsgebieten 
ohne Bebauungsplan zu ermöglichen, wird mehr-
heitlich nicht zugestimmt. Am Bebauungsplan als 
Voraussetzung für die Umlegung soll festgehalten 
werden. Die Umlegung soll an den Bebauungsplan 
gebunden bleiben, zumal der Bebauungsplan bei 
der weitaus überwiegenden Zahl der Fälle ohnehin 
für die Umlegung erforderlich ist. 

In Anpassung an die vom Bundesrat vorgeschla-
gene Änderung des § 69 über die Auslegung der 
Umlegungskarte wird — der Stellungnahme der 
Bundesregierung folgend — in § 45 Abs. 2 Satz 1 
darauf abgestellt, daß der Bebauungsplan späte-
stens vor dem Beschluß über die Aufstellung des 
Umlegungsplans (§ 66 Abs. 1) in Kraft getreten sein 
muß. 

Zum städtebaulichen Vertrag, der auch die freiwil-
lige Umlegung miterfaßt, vgl. die Begründung zu 
§ 124 Abs. 2 und Teil III Kapitel 19 (Seite 148). 

Zur grunderwerbsteuerlichen Behandlung der frei-
willigen Umlegung Hinweis auf Teil III  Kapitel 20 
(Seite 149). 

Zu Artikel 1 Nr. 48 (§ 51) 

Der Regierungsentwurf wird ergänzt. Auf Antrag 
der Fraktion der CDU/CSU werden die Begrün-
dung, Änderung und Aufhebung von Baulasten der 
Verfügungs- und Veränderungssperre des § 51 
Abs. 1 unterstellt, da auch diese Maßnahmen die 
Umlegung erschweren können. 

Die Ergänzung des Absatzes 1 (nach Nummer 4) ist 
eine Folgeänderung zur Neuregelung des verein-
fachten Verfahrens (bisher: § 150 Abs. 1 Satz 1 der 
Regierungsvorlage bzw. § 6 Abs. 2 Satz 1 des Städte-
bauförderungsgesetzes). Die Ersetzung des Wortes 
„Rechtsverordnung" durch „Verordnung" im Ab-
satz 5 dient der (redaktionellen) Vereinheitlichung 
der Gesetzessprache. 

Zu Artikel 1 Nr. 49 (§ 52) 

Dem Regierungsentwurf wird zugestimmt. Ergän-
zend wird in § 52 Abs. 3 Satz 1 in Anpassung an die 
vom Bundesrat vorgeschlagene Änderung des § 69 
— der Stellungnahme der Bundesregierung folgend 
— auf den Beschluß über die Aufstellung des Umle-
gungsplans (§ 66 Abs. 1) abgestellt (vgl. auch zu Arti-
kel 1 Nr. 45). 

 

Zu Artikel 1 Nr. 50 (§ 53) 

Dem § 53 Regierungsentwurf wird mit der Maßgabe 
zugestimmt, daß in Übereinstimmung mit dem Bun

-

desrat und der Stellungnahme der Bundesregie-
rung das Wort „Nutzung" durch „Nutzungsart nach 
dem Liegenschaftskataster" ersetzt wird. 

Zu Artikel 1 Nr. 51 (§ 54) 

Dem § 54 Regierungsentwurf wird inhaltlich über-
wiegend zugestimmt. Die in Absatz 1 Satz 2 vorge-
sehene Ersuchensregelung entfällt in Anpassung 
an die vom Bundesrat vorgeschlagene Änderung 
des § 149 Abs. 2 Regierungsentwurf (jetzt § 143 
Abs. 4). Dem Vorschlag des Bundesrates folgend, 
wird in der Fassung, die von der Bundesregierung 
vorgelegt worden ist, die Benachrichtigungspflicht 
auch für das Liegenschaftsamt oder die entspre-
chende Stelle eingeführt. 

Zu Artikel 1 Nr. 52 (§ 55) 

Dem § 55 Regierungsentwurf wird inhaltlich zuge-
stimmt. Der Ausschuß folgt aber dem Vorschlag des 
Bundesrates, Absatz 2 kürzer zu fassen und be-
schließt die hierzu von der Bundesregierung in ih-
rer Stellungnahme vorgelegte Fassung zu Num-
mer 1. 

Darüber hinaus nimmt der Ausschuß einstimmig 
einen Antrag der Fraktion der CDU/CSU an, wo-
nach die Möglichkeit eröffnet werden soll, auch Re-
genklär- und Regenüberlaufbecken nach § 55 Abs. 2 
Nr. 2 vorweg aus der Umlegungsmasse auszuschei-
den. Regenklärbecken, in' denen die im Trenn-
system abgeführten Oberflächenwässer ihre 
Schmutzfracht absetzen sollen, und Regenüberlauf-
becken, die in einem Misch-Kanalisations-System 
erforderlich sind, dienen dem Umweltschutz und 
sind heute grundsätzlich für eine Gebietserschlie-
ßung erforderlich, insbesondere wenn das Gebiet an 
Wasserschutzgebiete angrenzt oder ihr Vorfluter 
das Grundwasser speist oder eine eigene Vorbela-
stung aufweist. Der Flächenabzug für Regenklär-
und Regenüberlaufbecken wird in Übereinstim-
mung mit den die Vorwegausscheidung nach § 55 
Abs. 2 rechtfertigenden umlegungsrechtlichen 
Grundsätzen dadurch eingegrenzt, daß nur Flächen 
für solche Anlagen erfaßt werden sollen, die „über-
wiegend den Bedürfnissen der Bewohner des Umle-
gungsgebiets dienen sollen". 

Zugleich wird in Nummer 2 das Verhältnis der Flä-
chen für Immissionsschutzanlagen und Kinder-
spielplätze zu den Verkehrsflächen nach Nummer 1 
klargestellt. Auch wird verdeutlicht, daß neben 
überwiegend begrünten Kinderspielplätzen als 
Grünanlagen auch nicht oder nicht überwiegend be-
grünte Kinderspielplätze erfaßt werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 53 (§ 57) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung 
des Satzes 4 an den — gegenüber § 127 Abs. 2 — 
weiter gefaßten § 55 Abs. 2, der sich auch auf Kin-
derspielplätze sowie Regenklär- und Regenüber-
laufbecken bezieht. 
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Zu Artikel 1 Nr. 57 (§ 61) 

Dem § 61 Regierungsentwurf wird entsprechend ei-
nem Antrag der Fraktion der CDU/CSU mit der 
Maßgabe zugestimmt, daß auch die Vorschriften 
über den Härteausgleich nach § 181 Regierungsent-
wurf entsprechend anzuwenden sind. 

Zu Artikel 1 Nr. 59 (§ 64) 

Die in § 64 Abs. 2 Satz 3 Regierungsentwurf vorge-
sehene Verzinsungsregelung für Fälle angefochte-
ner Geldleistungen als Ist-Regelung wird als Soll

-

Regelung ausgestaltet, die in Härtefällen ein Abse-
hen von der Verzinsung zuläßt (vgl. auch § 135 
Abs. 4 bis 6 in der vom Ausschuß vorgesehenen Fas-
sung). Im übrigen soll die Verzinsungsregelung für 
die Fälle des Satzes 2 dem Umkehrschluß vorbeu-
gen, daß die vorgesehene spezielle Verzinsungsre-
gelung die Verzinsungspflicht bei Stundungen (bis-
her nach allgemeinem Kommunalabgabenrecht be-
stehend) ausschließt; sie wird nun — ebenfalls als 
Soll-Vorschrift — ausdrücklich im Gesetz aufge-
nommen. 

Im übrigen wird dem Regierungsentwurf zuge-
stimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 61 a (§ 69) 

Der Ausschuß stimmt dem Vorschlag des Bundesra-
tes zu § 69 in der von der Bundesregierung in ihrer 
Stellungnahme vorgeschlagenen Fassung zu. Da-
nach entfällt die Pflicht der Gemeinde, die Umle-
gungskarte einen Monat öffentlich auszulegen. 
Statt dessen ist der Beschluß über die Aufstellung 
des Umlegungsplans (§ 66 Abs. 1) in der Gemeinde 
u. a. mit dem Hinweis ortsüblich bekanntzumachen, 
daß der Plan an einer zu benennenden Stelle bei 
berechtigtem Interesse eingesehen werden kann. 

Zu Artikel 1 Nr. 61b (§ 70) 

Dem Vorschlag des Bundesrates zu § 70, der im Zu-
sammenhang mit der vorgesehenen Änderung des 
§ 69 steht, wird in der von der Bundesregierung in 
ihrer Stellungnahme vorgeschlagenen Fassung zu-
gestimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 62 (§ 72) 

Dem § 72 Regierungsentwurf wird in der vom Bun-
desrat vorgeschlagenen Fassung zugestimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 66 (§ 79) 

Dem § 79 Regierungsentwurf wird entsprechend 
dem Vorschlag des Bundesrats in der von der Bun-
desregierung in ihrer Stellungnahme vorgelegten 
Fassung zugestimmt. Diese Fassung stimmt mit der 
entsprechenden Regelung des § 148 Regierungsent-
wurf (jetzt § 151) überein. 

Zu Artikel 1 Nr. 67 (§ 80) 

Dem § 80 Regierungsentwurf wird mit einer vom 
Bundesrat vorgeschlagenen redaktionellen Ände-
rung zugestimmt. Dabei geht der Ausschuß davon 
aus, daß maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurtei-
lung der Baurechtswidrigkeit der des Beschlusses 
über die Grenzregelung ist und nicht der Zeitpunkt 
der Errichtung der baulichen Anlagen; von einer 
Klarstellung im Gesetzestext hat der Ausschuß Ab-
stand genommen. 

Zu Artikel 1 Nr. 70a (§ 84) 

Der Ausschuß stimmt der in der Stellungnahme der 
Bundesregierung vorgeschlagenen Fassung des § 84 
— in Anpassung an die im Regierungsentwurf vor-
gesehene Ergänzung des § 74 Abs. 1 — zu. 

Zu Artikel 1 Nr. 71 (§ 85) 

Redaktionelle Änderung zur Vereinheitlichung des 
Sprachgebrauchs und zur Klarstellung des Gewoll-
ten. 

Zu Artikel 1 Nr. 72 (§ 87) 

Zu Buchstabe a 

Der Ausschuß spricht sich für die Beibehaltung des 
bisherigen Enteignungsprivilegs in § 87 Abs. 3 und 
seine Erweiterung auf diejenigen Privilegierungs-
tatbestände aus, die das geltende Recht in § 39 b 
Abs. 4 des Bundesbaugesetzes und § 22 Abs. 2 des 
Städtebauförderungsgesetzes vorsieht. Die Neufas-
sung lehnt sich dabei an den Vorschlag in der Ge-
genäußerung der Bundesregierung an (vgl. Druck-
sache 10/5111, zu 50.); die vom Ausschuß beschlos-
sene Formulierung zu Satz 2 geht jedoch insoweit 
über den Vorschlag der Bundesregierung hinaus, 
als das Element der Verpflichtung zum Bauen stär-
ker betont wird. Mit der Übernahme des § 22 Abs. 2 
des Städtebauförderungsgesetzes in den neuen 
Satz 3 wird klargestellt, daß es für die Enteignung 
zugunsten eines Sanierungsträgers bei dem schon 
bisher geltenden Recht verbleibt. 

Der Ausschuß erblickt in der Beibehaltung und Er-
weiterung des § 87 Abs. 3 einen Beitrag zu der mit 
dem Regierungsentwurf angestrebten Verwaltungs-
vereinfachung in den praktisch bedeutsamen 
Fällen. 

Zu Buchstabe b 

Folgeänderung zur Beibehaltung des Enteignungs-
privilegs in § 87 Abs. 3. 

Zu Artikel 1 Nr. 73 (§ 88) 

Die Änderung dient der Klarstellung des Gewoll-
ten. 
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Zu Artikel 1 Nr. 76a (§ 99) 

Redaktionelle Änderung zur Vereinheitlichung des 
Sprachgebrauchs. 

Zu Artikel 1 Nr. 77 (§ 100) 

Zu Buchstabe a0 

Redaktionelle Änderung zur Vereinheitlichung des 
Sprachgebrauchs. 

Zu Artikel 1 Nr. 79 (§ 102) 

Zu Buchstaben a und b 

Redaktionelle Änderungen zur Vereinheitlichung 
des Sprachgebrauchs. 

Zu Artikel 1 Nr. 81 (§ 107) 

Es verbleibt bei § 107 des Regierungsentwurfs. 
Buchstabe a des Regierungsentwurfs ist allerdings 
gegenstandslos, da die vorgesehene Streichung 
durch das nach Vorlage des Regierungsentwurfs in 
Kraft getretene Erste Gesetz zur Bereinigung des 
Verwaltungsverfahrensrechts vom 18. Februar 1986 
(BGBl. I S. 265) vollzogen worden ist. 

Zu Artikel 1 Nr. 82 (§ 108) 

zu Buchstabe bi 

Redaktionelle Änderung zur Vereinheitlichung des 
Sprachgebrauchs. 

Zu Artikel 1 Nr. 83 (§ 109) 

Redaktionelle Änderung zur Vereinheitlichung des 
Sprachgebrauchs. 

Zu Artikel 1 Nr. 84 (§ 113) 

Der Ausschuß übernimmt § 113 des Regierungsent-
wurfs. Wegen des zu Artikel 1 Nr. 81 erwähnten Ge-
setzes entfällt jedoch Buchstabe a des Regierungs-
entwurfs. 

Zu Artikel 1 Nr. 84a (§ 115) 

Redaktionelle Änderung zur Vereinheitlichung des 
Sprachgebrauchs. 

Zu Artikel 1 Nr. 87 (§ 124) 

Der Ausschuß übernimmt den Regelungsgehalt des 
§ 124 des Regierungsentwurfs unverändert in Ab-
satz 1. 

Mit dem neuen Absatz 2 wird die bisherige städte-
bauliche Vertragspraxis ausdrücklich hervorgeho-
ben. Auf die Ausführungen in Teil III Kapitel 19 
(Seite 148 f.) wird Bezug genommen. Der Ausschuß 
hält eine solche klarstellende Regelung für erfor-
derlich, um hiermit dem Eindruck entgegenzutre

-

ten, daß vertragliche Regelungen im Bereich des 
Städtebaus nicht zulässig seien. Vertragliche Rege-
lungen haben im Städtebau Bedeutung sowohl in 
öffentlich-rechtlichen als auch in privatrechtlichen 
Vertragsgestaltungen. 
Der Ausschuß will mit der Nennung der städte

-

baulichen Verträge vermeiden, eine gegenwärtige 
Rechtsentwicklung abzuschneiden. So hat die Vor-
schrift keine Auswirkungen auf die weitere Ent-
wicklung in der Frage der Planungsverträge bei der 
Bauleitplanung. Im Hinblick auf die Rechtsentwick-
lung hält es der Ausschuß auch nicht für angezeigt, 
die gegenwärtige Vertragspraxis und ihre mögliche 
Fortentwicklung abschließend zu beurteilen oder 
gesetzlich festzuschreiben. 

Mit dem Begriff „insbesondere" wird klargestellt, 
daß die Vorschrift die zulässigen Vertragsgegen-
stände nicht abschließend bezeichnet. Vertragliche 
Gestaltungen im Städtebaurecht werden zwar häu-
fig zur Durchführung städtebaulicher Planungen 
und Maßnahmen gewählt; hierzu gehören z. B. Maß-
nahmen in der Umlegung, in der Sanierung oder 
zur Begründung von Baupflichten. Unberührt blei-
ben aber sonstige Verträge wie etwa bei dem vorbe-
reitenden Bodenerwerb im Hinblick auf beabsich-
tigte städtebauliche Maßnahmen. Wie die Recht-
sprechung gezeigt hat, können in vertraglichen Ver-
einbarungen über die Durchführung städtebauli-
cher Planungen und Maßnahmen auch Regelungen 
getroffen werden, die über die gesetzlichen Gestal-
tungsmöglichkeiten hinausgehen. 

Zu Artikel 1 Nr. 88 (§ 125) 

Der Ausschuß stimmt dem Antrag der Fraktion der 
CDU/CSU zur Kürzung des § 125 Abs. 1 Regierungs-
entwurf zu. Die Aufzählung der beitragsfähigen Er-
schließungsanlagen wird durch eine Verweisung 
auf § 127 Abs. 2 des Regierungsentwurfs ersetzt. 
Der nur klarstellende Satz 2, wonach sich die Her-
stellung der Erschließungsanlagen nach den Fest-
setzungen des Bebauungsplans zu richten hat, ent-
fällt. Die Bindungswirkung von Bebauungsplänen 
ergibt sich bereits aus ihrer Rechtsnatur als ver-
bindliches Ortsrecht. 

Im übrigen wird dem Regierungsentwurf mit der 
Maßgabe zugestimmt, daß die bisherigen Absät-
ze 1 a und 2 des § 125 aus systematischen Gründen 
gegeneinander ausgetauscht werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 89 (§ 126) 

Der Ausschuß stimmt dem Antrag der Fraktion der 
SPD, § 126 Abs. 3 entgegen dem Regierungsentwurf 
nicht zu streichen, mehrheitlich zu. Eine Streichung 
würde neue oder ergänzende landesrechtliche Re-
gelungen zur Numerierung der Grundstücke erfor-
derlich machen. Dies soll vermieden werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 90 (§ 127) 

Der im Regierungsentwurf vorgesehenen Sonderre

-

gelung zu den Wohnwegen als beitragsfähige Er

-

schließungsanlagen (§ 127 Abs. 2 Nr. 2 Regierungs- 
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entwurf) wird mit der vom Bundesrat vorgeschlage-
nen Ergänzung, auch die Fußwege beispielhaft zu 
nennen, zugestimmt. 

Der Ausschuß beschließt einstimmig auf Antrag der 
Fraktion der CDU/CSU und der Fraktion der SPD, 
die Erschließungsbeitragspflicht für Kinderspiel-
plätze — auch für überwiegend begrünte — im 
künftigen Baugesetzbuch nicht mehr vorzusehen. 
Der Fortfall der bundesrechtlichen Beitragspflicht 
ist von Sachverständigen und vor allem von den 
kommunalen Spitzenverbänden gefordert oder zu-
mindest doch unterstützt worden. Der Ausschuß 
will die dargestellten Schwierigkeiten der Städte 
und Gemeinden bei der Abrechnung von Kinder-
spielplätzen über die Erschließungsbeiträge beseiti-
gen. Er will sicherstellen, daß künftig Planung und 
Bau von Kinderspielplätzen im Sinne einer kinder-
freundlichen Politik erleichtert werden. Zu den 
Gründen für die aufgetretenen Schwierigkeiten und 
zum Handlungsbedarf auf Landesebene vgl. Teil III 
Kapitel 15 (Seite 144f.); vgl. auch die Überleitungs-
vorschriften zur Beitragsfähigkeit von Kinderspiel-
plätzen in § 242 Abs. 5. 

Zu Artikel 1 Nr. 91 a (§ 129) 

Dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU, die Ver-
weisung in § 129 Abs. 1 Satz 2 auf die mit dem Bau-
gesetzbuch entfallende Reichsgaragenordnung zu 
streichen, wird zugestimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 92 (§ 130) 

Dem § 130 Abs. 2 Regierungsentwurf wird mit einer 
redaktionellen Änderung zugestimmt. 

Zu Artikel 1 Nr. 93. (§ 131) 

Der Ausschuß stimmt dem Antrag der Fraktion der 
CDU/CSU zu, § 131 Abs. 1 Regierungsentwurf zu 
kürzen und teilweise klarstellend zu ergänzen. Ent-
fallen soll die Regelung über die Erschließung von 
Grundstücken durch Wohnwege, die nach der neue-
sten Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts (Urteil vom 18. April 1986 — 8 C 51 und 52.85) 
neben der Regelung in § 127 Abs. 2 Nr. 2 Regie-
rungsentwurf entbehrlich erscheint. Klarstellend 
ergänzt werden soll die vorgesehene Regelung für 
die mehrfach erschlossenen Grundstücke. Die zu 
Absatz 3 beschlossene Änderung ist redaktioneller 
Art. 

Zu Artikel 1 Nr. 94 (§ 133) 

Dem § 133 Regierungsentwurf wird mit folgender 
Maßgabe zugestimmt: Absatz 3 Satz 1 wird mit ei-
ner sprachlichen Anpassung angenommen. Bei der 
Verzinsung des Anspruchs auf Zurückzahlung der 
Vorausleistung (Absatz 3 Satz 4) wird auf Antrag 
der Fraktion der CDU/CSU auf den Zeitpunkt der 
Erhebung der Vorausleistung abgestellt. 

Zu Artikel 1 Nr. 94a (§ 134) 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Änderung zu 
§ 134 Abs. 1 Satz 1 wird zugestimmt (vgl. auch zu 
Artikel 1 Nr. 94b, § 135 Abs. 1). 

Zu Artikel 1 Nr. 94b (§ 135) 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Änderung zu 
§ 135 Abs. 1 wird zugestimmt (vgl. auch zu Artikel 1 
Nr. 94a, § 134 Abs. 1 Satz 1). 

Der Ausschuß hat dem Vorschlag des Agraraus-
schusses zu § 135 Abs. 4 Regierungsentwurf zuge-
stimmt. Der Vorschlag sieht statt der bisherigen 
Kann-Regelung eine Muß- bzw. Ist-Vorschrift über 
die Stundung des Erschließungsbeitrages bei land-
wirtschaftlichen Grundstücken vor, solange das 
Grundstück zur Erhaltung der Wirtschaftlichkeit 
des Betriebs genutzt werden muß. Zugleich wird die 
Zinslosigkeit der Stundung vorgesehen. Darüber 
hinaus wird bestimmt, daß in Fällen der Verpach-
tung und Betriebsübergabe an bestimmte Familien-
angehörige die zinslose Stundung unter den 
gleichen Voraussetzungen zu gewähren ist. 

Die Pflicht zur zinslosen Stundung soll auch für 
Waldgrundstücke gelten. Die zinslose Stundung soll 
aber nur zum Zuge kommen, wenn es um die Wirt-
schaftlichkeit eines „landwirtschaftlichen" Betriebs 
geht, der Waldbesitz also eine untergeordnete Be-
deutung für den Betrieb hat. 

Im neuen § 135 Abs. 6 soll klargestellt werden, daß 
weitergehende landesrechtliche Billigkeitsregelun-
gen (z. B. Artikel 13 Abs. 3 Bay. KAG) unberührt 
bleiben; vgl. auch die Überleitungsvorschriften in 
§ 242 Abs. 7. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 136) 

Der Ausschuß übernimmt § 136 in der Fassung des 
Regierungsentwurfs inhaltlich unverändert; die 
Umstellung der Absätze 2 bis 4 ist redaktioneller 
Natur. Der Ausschuß lehnt den Vorschlag des Bun-
desrates ab, in § 136 Abs. 4 Nr. 2 die Worte „in allen 
Teilen des Bundesgebietes" zu streichen (vgl. 
Drucksache 10/5027, Nr. 59). Wie die Bundesregie-
rung in ihrer Gegenäußerung zu diesem Vorschlag 
(vgl. Drucksache 10/5111, zu Nr. 59) geht auch der 
Ausschuß davon aus, daß der Städtebau dazu bei-
tragen soll, gleichwertige Lebensbedingungen in al-
len Teilen des Bundesgebiets zu schaffen. Im übri

-

gen wird auf die Ausführungen in Teil III Kapitel 7L 
(Seite 136 f.) verwiesen. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 137) 

Der Ausschuß übernimmt § 137 in der Fassung des 
Regierungsentwurfs. Ein Antrag der Fraktion der 
SPD, die Vorschrift durch den Regelungsgehalt des 
§ 9 des geltenden Städtebauförderungsgesetzes zu 
ersetzen, fand keine Mehrheit. Die Ausschußmehr- 
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heit sieht in der Neufassung gegenüber dem gelten-
den Recht eine Verbesserung der Bürgerbeteili-
gung. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 138) 

Der Ausschuß übernimmt § 138 in der Fassung der 
Gegenäußerung der Bundesregierung zu Num-
mer 60 der Stellungnahme des Bundesrates. Der 
Ausschuß schließt sich auch der Empfehlung des 
mitberatenden Finanzausschusses an, nach der in 
der Vorschrift über die Weitergabe der zu Sanie-
rungszwecken erhobenen Daten klarzustellen ist, 
daß die erhobenen Daten nur in dem Umfang an die 
Finanzbehörden weitergegeben werden dürfen, wie 
dies für Zwecke der Besteuerung erforderlich ist. 
Der Vorschlag trägt dem Anliegen des Gesetzent-
wurfs sowie der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts zum Volkszählungsgesetz gleicher-
maßen Rechnung. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 140) 

Die vom Ausschuß beschlossenen Änderungen der 
Nummer 4 dienen der Klarstellung des Gewollten. 

Im übrigen wird auf die Ausführungen in Teil III 
Kapitel 17 (Seite 146f.) verwiesen. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§§ 142 bis 156) 

Der Ausschuß sieht im Interesse einer praxisge-
rechten Ausformung des Sanierungsrechts ein Be-
dürfnis zur Erweiterung des vereinfachten Verfah-
rens um eine — ganz oder teilweise ausschließbare 
— Verfügungs- und Veränderungssperre im Sinne 
des § 15 des Städtebauförderungsgesetzes; vgl. 
hierzu die Ausführungen in Teil III Kapitel 7 (Sei-
te 136f.). Er stimmt deshalb der Neufassung der 
§§ 142 bis 156 einstimmig zu. 

Neben redaktionellen Änderungen der §§ 142 bis 
156 zur Vereinheitlichung des Sprachgebrauchs so-
wie Folgeänderungen zur Ergänzung des verein-
fachten Verfahrens um eine Verfügungs- und Ver-
änderungssperre (einschließlich Umnumerierung 
der Paragraphenfolge) beschließt der Ausschuß in 
diesem Zusammenhang folgende Änderungen ge-
genüber dem Regierungsentwurf: 

— Nach § 142 Abs. 3 in der Fassung des Ausschus-
ses soll die Gemeinde zum Zwecke der Verfah-
rensvereinfachung künftig nicht mehr verpflich-
tet sein, die im Sanierungsgebiet gelegenen 
Grundstücke in der Sanierungssatzung einzeln 
aufzuführen. Für die Unterrichtung der Betrof-
fenen reicht es nämlich aus, in der Sanierungs-
satzung das Sanierungsgebiet zu bezeichnen. Da 
die Feststellung der einzelnen in eine Sanierung 
einbezogenen Grundstücke nur noch in den Fäl-
len erforderlich ist, in denen nach Maßgabe des 
§ 143 Abs. 4 der vom Ausschuß beschlossenen 
Fassung ein Sanierungsvermerk einzutragen ist, 
soll die Gemeinde auch nur in diesen Fällen ver

-

pflichtet sein, dem Grundbuchamt die rechtsver-
bindliche Sanierungssatzung zusammen mit den 
davon betroffenen Grundstücken mitzuteilen 
und sie dabei einzeln aufzuführen (vgl. § 143 
Abs. 4 der Ausschußfassung); einer solchen Be-
zeichnung in der Satzung bedarf es in diesen 
Fällen gleichfalls nicht. 

— Die Ausschußmehrheit beschließt im Interesse 
einer Stärkung der gemeindlichen Selbstverwal-
tung die Aufhebung der Vorschriften, nach de-
nen das Absehen von der Festsetzung oder Er-
hebung des Ausgleichsbetrags der Zustimmung 
der höheren Verwaltungsbehörde bedarf (vgl. 
§ 156 Abs. 3 Satz 3 und Abs. 4 Satz 2 des Regie-
rungsentwurfs). 

Im übrigen übernimmt der Ausschuß die Vorschrift 
des Regierungsentwurfs über die Abgaben- und 
Auslagenbefreiung nach Maßgabe des in der Ge-
genäußerung der Bundesregierung zu Nummer 48 
vorgeschlagenen Einleitungssatzes zu § 148 Abs. 1 
des Regierungsentwurfs. Der vom Bundesrat vorge-
schlagenen Streichung von § 147 des Regierungs-
entwurfs (Ersatz für Änderungen von Einrichtun-
gen, die der öffentlichen Versorgung dienen) 
stimmt der Ausschuß hingegen nicht zu. Der Aus-
schuß weist in diesem Zusammenhang auf das Er-
gebnis der Beratungen zur Städtebauförderungsge-
setz-Novelle 1984 hin (vgl. Drucksache 10/2039, zu 
Artikel 1 Nr. 5). 

Der Ausschuß übernimmt schließlich einstimmig ei-
nen vom Land Niedersachsen vorgebrachten Vor-
schlag, die Vorschrift über die Kosten- und Finan-
zierungsübersicht (§ 149) durch den Regelungsge-
halt des § 38 Abs. 2 a des Städtebauförderungsgeset-
zes zu ergänzen. Danach kann die Gemeinde die 
Kosten- und Finanzierungsübersicht auf den Zeit-
raum der mehrjährigen Finanzplanung begrenzen. 
Für die Gemeinden bleibt damit die Möglichkeit, 
ihre Kosten- und Finanzierungsübersicht so aufzu-
stellen, daß sie den tatsächlichen Verhältnissen in 
einem überschaubaren Zeitraum entspricht und da-
mit der jährlichen Förderung zugrunde gelegt wer-
den kann. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 157) 

Folgeänderungen zur Neuregelung des vereinfach-
ten Verfahrens. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 158) 

Der Ausschuß übernimmt die Vorschrift des Regie-
rungsentwurfs über die Bestätigung als Sanie-
rungsträger. Wie nach § 34 des Städtebauförde-
rungsgesetzes kommt es für die Bestätigung als Sa-
nierungsträger auch nach dieser Vorschrift ent-
scheidend darauf an, daß das Unternehmen nicht 
selbst als Bauunternehmen tätig oder von einem 
Bauunternehmen abhängig ist. Dies ist auch Vor-
aussetzung für die Anerkennung eines Unterneh-
mens als Organ der staatlichen Wohnungspolitik 
oder als gemeinnütziges Wohnungs- oder Sied- 
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lungsunternehmen (vgl. § 4 des Wohnungsgemein-
nützigkeitsgesetzes; § 6 Abs. 3 der Durchführungs-
verordnung zum Wohnungsgemeinnützigkeitsge-
setz). Da sich die genannten Unternehmen im Rah-
men des Anerkennungsverfahrens einer derartigen 
Prüfung bereits unterwerfen, bedarf es für die Be-
stätigung dieser Unternehmen insoweit nicht einer 
erneuten Prüfung. Hierauf hat auch die Bundesre-
gierung in der Begründung des Regierungsent-
wurfs hingewiesen (vgl. Drucksache 10/4630, S. 132). 
Der Ausschuß teilt die hier vertretene Auffassung. 

Im übrigen greift der Ausschuß auch aus Gründen 
der Verwaltungsvereinfachung den Vorschlag des 
Bundesrates nicht auf, in § 158 Abs. 3 die Worte 
„, bei einem Organ der staatlichen Wohnungspolitik 
durch die für die Anerkennung zuständige Behör-
de" zu streichen. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 159) 

Redaktionelle Änderungen zur Vereinheitlichung 
des Sprachgebrauchs und zur Klarstellung des Ge-
wollten. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 160) 

Redaktionelle Änderungen zur Vereinheitlichung 
des Sprachgebrauchs und Folgeänderung zur Neu-
regelung des vereinfachten Verfahrens. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 162) 

Redaktionelle Änderungen zur Vereinheitlichung 
des Sprachgebrauchs. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 163) 

Folgeänderung zur Neuregelung des vereinfachten 
Verfahrens. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 164) 

Redaktionelle Änderungen zur Vereinheitlichung 
des Sprachgebrauchs. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (Überschrift des Zweiten Teils) 

Redaktionelle Änderung zur Vereinheitlichung des 
Sprachgebrauchs. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 166) 

Folgeänderung zur Neuregelung des vereinfachten 
Verfahrens. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 169) 

Folgeänderungen zur Neuregelung des vereinfach-
ten Verfahrens. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 170) 

Folgeänderungen zur Neuregelung des vereinfach-
ten Verfahrens. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 172) 

Die Änderung in § 172 Abs. 1 Satz 3 ist eine Folgeän-
derung zur Aufhebung der Anzeigepflicht für die 
sogenannten kleinen Satzungen. 

Die Änderung in § 172 Abs. 2 dient der Klarstellung 
des Gewollten. 

Im übrigen wird auf die Erläuterung in Teil III Ka-
pitel 8 (Seite 137) Bezug genommen. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 173) 

Der Ausschuß übernimmt den Vorschlag in der 
Gegenäußerung der Bundesregierung (Drucksache 
10/5111, zu Nr. 67). Diese Ergänzung dient ebenso 
wie die Änderung in § 173 Abs. 1 Satz 2 der Klarstel-
lung der Rechtslage. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 175) 

Folgeänderung zur Ergänzung des § 173. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 176) 

Folgeänderung zur Ergänzung des § 179, vgl. im üb-
rigen Teil III Kapitel 16 (Seite 145f.). 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§§ 177, 178) 

Der Ausschuß übernimmt den Vorschlag aus 
der Stellungnahme des Bundesrates (Drucksache 
10/5027, zu Nr. 69). Mit den Änderungen soll dem 
Bestimmtheitsgebot Rechnung getragen werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 179) 

Die Änderung in Absatz 1 ist redaktioneller Art. 

Der neue Absatz 2 ist eine Folgeänderung zur Er-
gänzung von § 182 (§ 183 des Regierungsentwurfs). 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 180) 

Der Ausschuß übernimmt § 180 in der Fassung des 
Regierungsentwurfs. In den Beratungen wurde mit 
Blick auf die in § 140 Nr. 6 verankerte Pflicht zur 
Fortschreibung des Sozialplans im Rahmen der 
Vorbereitung der Sanierung erwogen, eine solche 
Fortschreibungspflicht auch in § 180 ausdrücklich 
festzulegen. Der Ausschuß geht davon aus, daß 
diese Pflicht bereits aus dem Wesen des Sozialplans 
folgt. Die ausdrückliche Erwähnung der Fortschrei-
bungspflicht in § 140 Nr. 6 ist nur deklaratorischer 
Art und erklärt sich daraus, daß das Sanierungsver- 
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fahren ein dynamischer, häufig lang andauernder 
Prozeß ist; hier wird die Fortschreibung die Regel 
sein. Im Gegensatz dazu wird der Sozialplan nach 
Inkrafttreten des statischen Bebauungsplans nur 
ausnahmsweise einer Fortschreibung bedürfen. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 181) 

Redaktionelle Änderung zur Vereinheitlichung des 
Sprachgebrauchs. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§§ 182 bis 184) 

Der Ausschuß hat die §§ 182 bis 184 neu gegliedert, 
um die Lesbarkeit des Gesetzestextes zu verbes-
sern. Hervorzuheben ist vor allem, daß die Ein-
griffsermächtigungen für Miet- und Pachtverhält-
nisse einerseits (§§ 182, 183) und sonstige Ge-
brauchs- oder Nutzungsverhältnisse andererseits 
(§ 184) in verschiedenen Paragraphen geregelt wer-
den. 

In § 182 Abs. 1 hat der Ausschuß eine sprachliche 
Vereinfachung von § 183 Abs. 1 des Regierungsent-
wurfs in Übereinstimmung mit dem Regelungsge-
halt des bisher geltenden Rechts vorgesehen. 

Mit dem neuen § 182 Abs. 2 übernimmt der Aus-
schuß den Vorschlag des Bundesrates in seiner 
Stellungnahme (Drucksache 10/5027, zu Nr. 70). Die 
dem geltenden Recht entsprechende Ergänzung 
dient der Klarstellung der Rechtslage. 

Die Aufhebungsmöglichkeit des § 182 Abs. 3 (vgl. 
§ 183 Abs. 2 des Regierungsentwurfs) findet in 
Übereinstimmung mit dem bisher geltenden Recht 
in förmlich festgelegten Sanierungsgebieten An-
wendung. 

Der Ausschuß hat in § 182 weitere redaktionelle Än-
derungen zur Vereinheitlichung des Sprachge-
brauchs vorgenommen. 

§ 183 übernimmt sachlich unverändert § 184 des Re

-

gierungsentwurfs; in Absatz 2 wird die Verweisung 
an die Neugliederung des Gesetzestextes angepaßt. 

§ 184 faßt die im Regierungsentwurf in § 183 Abs. 3 
und § 184 Abs. 2 geregelten Aufhebungstatbestände 
für andere als Miet- und Pachtverhältnisse zusam-
men. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 185) 

Folgeänderungen zur Neugliederung der §§ 182 bis 
184. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 186) 

Die Ergänzung des § 186 wurde durch die Strei-
chung des § 182 des Regierungsentwurfs notwendig; 
sie dient der Klarstellung des Gewollten. 

Zu Artikel 1 Nr. 96 (§ 191) 

Redaktionelle Änderungen zur Vereinheitlichung 
des Sprachgebrauchs. 

Zu Artikel 1 Nr. 97 (§ 192) 

Der Ausschuß übernimmt § 192 Abs. 1, 2 und 4 in 
der Fassung des Regierungsentwurfs. Zu § 192 
Abs. 3 Satz 2 schlägt er dem Bundesrat folgend vor, 
die Worte „des zuständigen Finanzamts" durch die 
Worte „der zuständigen Finanzbehörde" zu erset-
zen. Der Ausschuß will wie der Bundesrat auf diese 
Weise sicherstellen, daß bei einer die Zuständigkeit 
eines Finanzamts übergreifenden zentralen Erfas-
sung der Kaufpreise innerhalb der Finanzverwal-
tung Angehörige der für .  die zentrale Bearbeitung 
zuständigen Stelle für die Ermittlung der Boden-
richtwerte hinzugezogen werden können. 

Zu Artikel 1 Nr. 97 (§ 193) 

Der Gutachterausschuß ist nach der Ausgestaltung 
im Gesetzentwurf und nach Auffassung des Aus-
schusses eine selbständige und weisungsunabhän-
gige Einrichtung mit eigenen Aufgaben und Befug-
nissen. Der Gutachterausschuß führt eine Kauf-
preissammlung, ermittelt Richtwerte und sonstige 
zur Wertermittlung erforderliche Daten. Zur Erledi-
gung dieser Aufgaben braucht er eine Geschäfts-
stelle. Die Tätigkeiten der Geschäftsstellen sind so-
mit Tätigkeiten im Rahmen des Gutachteraus-
schusses und keine originäre Aufgabe. Der Gutach-
terausschuß ist verantwortlich für das Handeln sei-
ner Geschäftsstelle und deren innerbetriebliche Or-
ganisation. Das Handeln der Geschäftsstelle ist 
Handeln des Gutachterausschusses. Der Gutachter

-

ausschuß bestimmt deshalb auch, in welchem Rah-
men und in welchem Umfang seine Geschäftsstelle 
tätig wird. Der Bundesgesetzgeber will deshalb 
nicht einzelne Tätigkeiten der Geschäftsstelle 
durch Bundesgesetz festschreiben, wie es der Deut-
sche Städtetag vorgeschlagen hatte. 

Zu Artikel 1 Nr. 97 (§ 194) 

Der Ausschuß versteht unter Verkehrswert begriff-
lich den Wert, der im allgemeinen Geschäftsver-
kehr am „wahrscheinlichsten" zu erzielen ist. 

Zu Artikel 1 Nr. 97 (§ 195) 

Der Ausschuß übernimmt § 195 Abs. 1 und 2 in der 
Fassung des Regierungsentwurfs. Zu § 195 Abs. 3 
folgt er dem Votum des Wirtschaftsausschusses. 

Mit § 195 Abs. 2 Satz 1 soll klargestellt werden, daß 
die Kaufpreissammlung nur dem Finanzamt und 
auch nur für Zwecke der Besteuerung übermittelt 
werden darf. Diese Einschränkung ist aus Gründen 
des Datenschutzes erforderlich, wie sich aus den 
Grundsätzen des Volkszählungsurteils des Bundes-
verfassungsgerichts vom 15. Dezember 1983 ergibt. 
„Übermitteln" bedeutet das Bekanntgeben gespei-
cherter oder durch Datenverarbeitung unmittelbar 
gewonnener Daten an Dritte in der Weise, daß die 
Daten durch die speichernde Stelle weitergegeben 
Dder zur Einsichtnahme, insbesondere zum Abruf 
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bereitgehalten werden (vgl. § 2 Abs. 2 Nr. 2 des Ge-
setzes zum Schutz vor Mißbrauch personenbezoge-
ner Daten bei der Datenverarbeitung vom 27. Ja-
nuar 1977). 

Die Öffnung der Kaufpreissammlung gegenüber 
den Gerichten nach § 195 Abs. 2 Satz 2 des Regie-
rungsentwurfs entspricht dem geltenden Recht. Die 
Funktionsfähigkeit der Rechtspflege ist von weit 
überwiegendem Allgemeininteresse und muß des-
halb hinter datenschutzrechtlichen Erwägungen zu-
rücktreten. Ohne diese Regelung würde das Bauge-
setzbuch als „lex specialis" den Regelungen des 
Prozeßrechts (Zivilprozeßordnung, Strafprozeßord-
nung, Verwaltungsgerichtsordnung usw.) vorgehen 
und deren Anwendung ausschließen. 

Der Ausschuß sieht sich aus Gründen des Daten-
schutzes gehindert, dem Vorschlag des Bundesrates 
(Drucksache 10/5027 Nr. 77) zu folgen, in Absatz 3 
ein Recht auf Einsichtnahme in die Kaufpreis-
sammlung vorzusehen. Das Bundesverfassungsge-
richt hat, wie in Teil III Kapitel 9 (Seite 138) ausge-
führt, in seinem oben genannten Urteil das Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung des Bürgers 
hervorgehoben. Die Öffnung der Kaufpreissamm-
lung mit ihren personenbezogenen Daten durch die 
Gewährung eines Einsichtsrechts ist mit diesem 
Grundrecht nicht zu vereinbaren. Dies wäre nur der 
Fall, wenn ein überwiegendes Allgemeininteresse 
die Öffnung rechtfertigen würde. Das überwiegende 
Allgemeininteresse liegt hier aber nicht vor. Da die 
Einsichtnahme überwiegend der Wertermittlung im 
Einzelfall dient, würde sie einen unverhältnismäßi-
gen Eingriff in das informationelle Selbstbestim-
mungsrecht des Bürgers bedeuten; sie ist deshalb 
unzulässig. 

Der Ausschuß geht im übrigen davon aus, daß auch 
Auskünfte aus der Kaufpreissammlung nur unter 
Wahrung datenschutzrechtlicher Belange, d. h. stets 
nur in anonymisierter und in einer solchen Form 
gegeben werden, die den Eigentümer des betreffen-
den Grundstücks nicht erkennen läßt. Dem Votum 
des Wirtschaftsausschusses folgend schlägt der 
Ausschuß für § 195 Abs. 3 folgende Fassung vor: 

„Auskünfte aus der Kaufpreissammlung sind bei 
berechtigtem Interesse nach Maßgabe landes-
rechtlicher Vorschriften zu erteilen (§ 199 Abs. 2 
Nr. 4)." 

Durch diese Fassung wird durch Bundesrecht ein 
Anspruch auf Auskünfte unzweideutig festgeschrie-
ben. Dem Landesgesetzgeber obliegt es nur noch, 
über das „Wie" zu entscheiden. Der Begriff „berech-
tigtes Interesse" ist umfassender als der des „recht-
lichen Interesses". Es genügt, daß der Auskunftsbe-
gehrende ein verständiges, durch die Sachlage ge-
rechtfertigtes Interesse verfolgt. Damit ist insbe-
sondere dem Auskunftsbedürfnis von Sachverstän-
digen voll Rechnung getragen. 

Zu Artikel 1 Nr. 97 (§ 196) 

Der Ausschuß übernimmt zu Absatz 1 Satz 1 
den Vorschlag des Bundesrates (vgl. Drucksache 
10/5027 Nr. 78). 

Zu Artikel 1 Nr. 97 (§ 199) 

Der Ausschuß übernimmt den Vorschlag des Bun-
desrates (vgl. Drucksache 10/5027 Nr. 79). 

Nach Auffassung des Ausschusses sollten die Lan-
desregierungen ermächtigt werden, Regelungen 
darüber zu treffen, daß der Flurbereinigungsplan 
mit seinen Grundstücksübertragungen und Grund-
stückstauschvorgängen einschließlich der Geldab-
findungen und Masselandverkäufen ausgewertet 
werden kann. Diese Ermächtigung wird vor allem 
im ländlichen Gebiet die Möglichkeit eröffnen, den 
Grundstücksmarkt mit den teilweise spärlichen 
Verkaufsfällen besser zu erfassen. 

Zu Artikel 1 Nr. 99 (§ 200) 

Neben der redaktionellen Durchnumerierung wird 
§ 200 des Regierungsentwurfs sprachlich angepaßt. 

Zu Artikel 1 Nr. 100 (§ 201) 

Zum Begriff „Landwirtschaft" siehe Teil III Kapi-
tel 2 (Seite 132). 

Zu Artikel 1 Nr. 102 (§ 203) 

Dem Vorschlag des Bundesrates zu § 203 Abs. 1 Re-
gierungsentwurf wird zugestimmt. Im übrigen han-
delt es sich bei den über den Regierungsentwurf 
hinausgehenden Änderungen um weitere sprachli-
che Anpassungen im Rahmen des Baugesetzbuchs. 
Absatz 4 übernimmt die in § 6 Abs. 5 BBauG enthal-
tene Regelung, unter Einbeziehung auch der Fälle, 
in denen die Planungen und Satzungen eines Pla-
nungsverbandes in die Aufsichtszuständigkeit meh-
rerer höherer Verwaltungsbehörden fällt. 

Zu Artikel 1 Nr. 103 (§ 204) 

Absatz 1 übernimmt die in § 3 des Bundesbaugeset-
zes enthaltenen Regelungen über gemeinsame Flä-
chennutzungsplanungen, ergänzt um eine Klarstel-
lung in Satz 5 über die Voraussetzungen der Been-
digung einer gemeinsamen Planung. Absätze 2 und 
3 entsprechen dem bisherigen § 4 a des Bundesbau-
gesetzes. 

Zu Artikel 1 Nr. 104 (§ 205) 

Die Neufassung des § 205 entspricht dem § 4 des 
Bundesbaugesetzes und dem § 7 des Städtebauför-
derungsgesetzes mit folgenden Änderungen: 

Unter Zusammenfassung des bisherigen § 4 Absät-
ze 4 und 5 des Bundesbaugesetzes wird in Absatz 4 
allgemein bestimmt, daß dem Planungsverband 
nach Maßgabe der Verbandssatzung die Aufgaben 
der Gemeinden, die ihr nach dem Baugesetzbuch 
obliegen, übertragen werden können, z. B. auch die 
Zuständigkeit für die Vorbereitung und Durchfüh- 
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rung von Sanierungsmaßnahmen. In Absatz 5 wird 
zu den Voraussetzungen für die Auflösung des Pla-
nungsverbands klargestellt, daß dazu auch die 
Zweckerreichung der gemeinsamen Planung ge-
hört. Die Beteiligung der Gemeinde am Planungs-
verband bei Aufstellung der Bauleitpläne (Absatz 7) 
ist redaktionell dem § 3 angepaßt. 

Zu Artikel 1 Nr. 105 (§ 206) 

Bei der Änderung handelt es sich um eine ergän-
zende sprachliche Anpassung. 

Zu Artikel 1 Nr. 107 (§ 207) 

Bei der Änderung handelt es sich um eine ergän-
zende sprachliche Anpassung. 

Zu Artikel 1 Nr. 108 (§ 208) 

Es verbleibt bei der im Regierungsentwurf vorgese-
henen Durchnumerierung. Die mit § 208 Regie-
rungsentwurf vorgesehenen Aufhebungen und Än-
derungen enthält bereits das inzwischen in Kraft 
getretene Erste Gesetz zur Bereinigung des Ver-
waltungsverfahrensrechts vom 18. Februar 1986 
(BGBl. I, S. 265). 

Zu Artikel 1 Nr. 109 (§ 209) 

Bei der Änderung handelt es sich um eine ergän-
zende sprachliche Anpassung. 

Zu Artikel 1 Nr. 110 (bisheriger § 152) 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Aufhebung 
des § 152 des Bundesbaugesetzes entfällt; sie ist be-
reits durch das zu Artikel 1 Nr. 108 genannte Gesetz 
erfolgt. 

Zu Artikel 1 Nr. 111 (§ 210) 

Neben einer sprachlichen Anpassung verbleibt es 
bei der im Regierungsentwurf vorgesehenen Durch-
numerierung. Die mit § 210 Regierungsentwurf vor-
gesehenen Aufhebungen und Änderungen sind be-
reits durch das zu Artikel 1 Nr. 108 bezeichnete Ge-
setz erfolgt. 

Zu Artikel 1 Nr. 112 (§ 211) 

Bei der Änderung handelt es sich um eine ergän-
zende sprachliche Anpassung. 

Zu Artikel 1 Nr. 114 (§ 213) 

Die Änderung der Nr. 3 ist eine Folgeänderung zur 
Änderung des § 9 Abs. 1 Nr. 25 (vgl. Artikel 1 
Nr. 13). 

Zu Artikel 1 Nr. 116 (§ 214) 

§ 214 hat folgende Änderung erfahren: 

In Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 ist entsprechend dem gel-
tenden Recht (§ 155b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Bundes-
baugesetzes) die Beachtlichkeit der Beteiligung der 
Träger öffentlicher Belange aufgenommen worden, 
in Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 die in Absatz 2 
Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 des Regierungsentwurfs ent-
haltene Regelung über die Beachtlichkeit von Män-
geln der Erläuterung und Begründung. Absatz 1 
Satz 1 Nr. 3 entspricht dem Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 des 
Regierungsentwurfs. 

Absatz 2 regelt die Beachtlichkeit der Verletzung 
von Vorschriften über das Verhältnis des Bebau-
ungsplans zum Flächennutzungsplan in Überein-
stimmung mit dem geltenden Recht (§ 155b Abs. 1 
Satz 1 Nr. 5 bis 8 des Bundesbaugesetzes); vgl. im 
übrigen Teil III Kapitel 5 (Seite 134f.). 

Zu Artikel 1 Nr. 117 (§ 215) 

In Absatz 1 ist die Regelung über die befristete Gel-
tendmachung von Mängeln der Abwägung einbezo-
gen. Mit Ausnahme der Frist (hier sieben Jahre) 
gelten auch für die befristete Geltendmachung von 
Mängeln der Abwägung die Vorschriften über die 
befristete Geltendmachung von Verletzungen von 
Verfahrens- und Formvorschriften (Voraussetzun-
gen für die Geltendmachung sowie die Rechtsfol-
gen, Abs. 1, und die Verpflichtung, darauf hinzuwei-
sen, Absatz 2). In die Regelung über die befristete 
Geltendmachung von Mängeln der Abwägung sind 
der Flächennutzungsplan und alle städtebaulichen 
Satzungen, denen Abwägungen zugrunde liegen, 
einbezogen; vgl. im übrigen Teil III Kapitel 5 (Seite 
134f.). 

Zu Artikel 1 Nr. 120 (§ 217) 

Dem § 217 Regierungsentwurf wird grundsätzlich 
zugestimmt. Bei den Änderungen zu Absatz 1 Satz 1 
und 2 handelt es sich um redaktionelle Anpassun-
gen. Der in Absatz 1 vorgesehene neue Satz 3 wird 
dem Vorschlag des Bundesrates folgend aus syste-
matischen und sprachlichen Gründen neu gefaßt. 

Zu Artikel 1 Nr. 130 (§ 233) 

Die Änderung in Absatz 1 stellt sicher, daß bereits 
mit dem Beginn der (erstmaligen) Beteiligung der 
Träger öffentlicher Belange die bisherigen Vor-
schriften des Bundesbaugesetzes über die Grund-
sätze der Bauleitplanung und die Inhalte der Bau-
leitpläne weiter anzuwenden sind; dies erspart den 
Gemeinden die Erstellung neuer Planwerke. Auch 
hier bleibt es aber der Gemeinde unbenommen, das 
Bauleitplanverfahren erneut einzuleiten (Absatz 5). 

Absatz 2 enthält im wesentlichen redaktionelle 
Klarstellungen über die anzuwendenden Vorschrif-
ten bei Erreichen bestimmter Verfahrensschritte. 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/6166 

Die Neufassungen der Absätze 3 und 4 sind redak-
tionelle Folgeänderungen. 

Zu Artikel 1 Nr. 130 (§ 234) 

Absatz 1 regelt die Möglichkeit der Umstellung von 
Veränderungssperren auf das neue Recht. 

Absatz 2 regelt das Verfahren im Falle der bereits 
erfolgten Beantragung der Genehmigung und der 
Zustimmung der höheren Verwaltungsbehörde. 

Absatz 3 entspricht dem § 234 des Regierungsent-
wurfs. 

Zu Artikel 1 Nr. 130 (§ 235) 

§ 235 Abs. 1 wird inhaltlich unverändert übernom-
men. 

Bei dem neuen § 235 Abs. 2 Satz 1 handelt es sich 
um eine Folgeänderung zur Neuregelung des Vor-
kaufsrechts in Sanierungsgebieten. In Gebieten, für 
die die Gemeinde vor Inkrafttreten des Baugesetz-
buchs das vereinfachte Verfahren förmlich festge-
legt hat, soll das Vorkaufsrecht nach § 24 Abs. 1 
Nr. 3 gelten, ohne daß dies die Gemeinde gesondert 
beschließen muß. Mit Satz 2 wird dem Vertrauen 
des rechtsgeschäftlichen Grundstücksverkehrs auf 
den Ausschluß des Vorkaufsrechts Rechnung getra-
gen. 

Der neue § 235 Abs. 3 Satz 1 sieht vor, daß die Vor-
schriften des Bundesbaugesetzes über die Geneh-
migung und die Bekanntmachung von Vorkaufs-
rechtssatzungen nach § 25 Anwendung finden, 
wenn die Gemeinde vor Inkrafttreten des Bauge-
setzbuchs die Genehmigung einer solchen Satzung 
beantragt hat. 

Die Änderung des neuen § 235 Abs. 4 Satz 1 dient 
der Klarstellung des Gewollten. 

Zu Artikel 1 Nr. 130 (§ 236) 

Absatz 1 entspricht dem § 236 des Regierungsent-
wurfs, unter Einbeziehung auch der Neufassung 
des § 29. 

Absatz 2 regelt die Anwendbarkeit von Rechtsvor

-

schriften, wenn für Satzungen nach § 34 Abs. 2 und 
2 a des Bundesbaugesetzes die Genehmigung bean-
tragt worden ist. 

Absatz 3 stellt klar, daß auf Satzungsgebiete, die auf 
der Grundlage des § 34 Abs. 2 und 2 a des Bundes-
baugesetzes festgelegt worden sind, die Zulässig-
keitsvorschriften des § 34 Abs. 1 bis 3 des Bauge-
setzbuchs anzuwenden sind. 

Zu Artikel 1 Nr. 130 (§ 237) 

Der neue § 237 Abs. 1 ist eine Folgeänderung zu § 87 
Abs. 3 Satz 2, wo das Element der Verpflichtung des 
Bauwilligen stärker als bisher hervorgehoben 
wird. 

In § 237 Abs. 2 bis 5 hat der Ausschuß redaktionelle 
Änderungen vorgenommen. 

Zu Artikel 1 Nr. 130 (§ 239), 

Wegen der in den §§ 69 und 70 sowie in § 84 des 
Regierungsentwurfs vom Ausschuß vorgesehenen 
Änderungen sind diese in § 239 Abs. 1 und 3 aufzu-
nehmen. 

Zu Artikel 1 Nr. 130 (§ 240) 

Der neue § 240 Abs. 1 ist eine Folgeänderung zur 
Neuregelung des vereinfachten Verfahrens, für das 
§ 87 Abs. 3 Satz 3 künftig ebenso wie in sonstigen 
Sanierungsgebieten die Enteignung zugunsten ei-
nes Sanierungsträgers insoweit zuläßt, als die Ent-
eignung zugunsten der Gemeinde zulässig ist. Auch 
die Anwendbarkeit des § 88 Satz 2 folgt aus der 
Neuregelung des vereinfachten Verfahrens. 

§ 240 Abs. 2 wird inhaltlich unverändert übernom-
men. 

Zu Artikel 1 Nr. 130 (§ 241) 

§ 241 Abs. 1 wird inhaltlich unverändert übernom-
men. 

§ 241 Abs. 2 stellt klar, daß die Baulandkammern 
und -senate für laufende Anfechtungsverfahren im 
Zusammenhang mit Härteausgleichsbescheiden zu-
ständig sind. 

Zu Artikel 1 Nr. 130 (§ 242) 

Den im Regierungsentwurf vorgesehenen Überlei-
tungsvorschriften des § 242 wird mit einigen — teil-
weise vom Bundesrat vorgeschlagenen — redaktio-
nellen Anpassungen zu den Absätzen 3 bis 5 zuge-
stimmt. Von der Rückwirkung des Absatzes 4 Satz 1 
sollen die Fälle erfaßt werden, in denen eine Bei-
tragsforderung aufgrund Landesrecht nicht ent-
standen ist, und zwar auch dann, wenn die Abrech-
nung der Erschließungsanlage im Hinblick auf die 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zu 
den Wohnwegen zurückgestellt worden ist. 

Nach Absatz 4 werden als Absatz 5 Überleitungs-
vorschriften zur Beitragsfähigkeit von Kinderspiel-
plätzen eingefügt. Nach Satz 1 sind Kinderspiel-
plätze grundsätzlich beitragsmäßig abzurechnen, 
wenn die Beitragspflicht am Tag des Inkrafttretens 
des Gesetzes bereits entstanden ist, wenn also die 
Kinderspielplätze zu diesem Stichtag endgültig her-
gestellt sind und die sonstigen Voraussetzungen für 
das Entstehen einer Beitragspflicht erfüllt sind, ins-
besondere das Vorhandensein einer rechtswirksa-
men Erschließungsbeitragssatzung. Nach Satz 2 hat 
die Gemeinde im Regelfall bei Erlaß des Beitrags-
bescheids aber von der Beitragserhebung ganz oder 
teilweise abzusehen, wenn dies aufgrund der örtli-
chen Verhältnisse geboten ist. Diese an objektive 
Voraussetzungen anknüpfende Billigkeitsregelung 
wird beispielhaft durch die Berücksichtigung des 
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Nutzens des Kinderspielplatzes für die Allgemein-
heit konkretisiert. Ein entscheidender Gesichts-
punkt ist hierbei der tatsächliche Einzugsbereich 
des Kinderspielplatzes, der in der Regel größer ist 
als das Abrechnungsgebiet. Beitragsmäßig erfaßt 
werden nämlich nach der Rechtsprechung des Bun-
desverwaltungsgerichts grundsätzlich nur Grund-
stücke in einer Entfernung bis zu 200 Meter Luftli-
nie vom Kinderspielplatz. Zu den örtlichen Verhält-
nissen, die bei der Beitragserhebung zu berücksich-
tigen sind, gehören ferner: Art, Umfang und Lage 
des Kinderspielplatzes. Die Billigkeitsklausel stellt 
sicher, daß bei Vorliegen der Voraussetzungen alle 
von der Anlage erschlossenen Grundstücke in den 
Genuß der Billigkeitsregelung kommen, unabhän-
gig von den persönlichen Verhältnissen der Bei-
tragspflichtigen. Nach Satz 3 soll die Billigkeitsre-
gelung auch rückwirkend gelten, wenn der Bei-
tragsbescheid zwar schon erlassen, der Beitrag aber 
noch nicht entrichtet oder der Beitragsbescheid — 
trotz Beitragsentrichtung — noch nicht unanfecht-
bar geworden ist. Nur bei Beitragsentrichtung und 
Unanfechtbarkeit des Beitragsbescheids soll also 
die Billigkeitsregelung nicht mehr zur Anwendung 
kommen. 

Nach Absatz 5 (betr. § 128 Abs. 1), der Absatz 6 wird, 
ist als Absatz 7 eine Überleitungsvorschrift für die 
Neufassung der Stundungsregelung des § 135 Abs. 4 
vorgesehen. Danach findet eine Neuregelung über 
die zinslose Stundung auf Stundungsbescheide 
noch insoweit Anwendung, als sie noch nicht unan-
fechtbar geworden sind. 

Zu Artikel 1 Nr. 130 (§ 244) 

Absatz 1 entspricht dem § 244 des Regierungsent-
wurfs; dabei wird ergänzend klargestellt, daß Ver-
letzungen von Verfahrens- und Formvorschriften, 
die bisher geltend gemacht worden sind, durch die 
Rückwirkung aufgrund des Halbsatzes 1 unberührt 
bleiben. 

Absatz 2 regelt die Überleitungsvorschrift für die 
Geltendmachung von Mängeln der Abwägung von 
Flächennutzungsplänen und Satzungen, die vor 
dem Tag des Inkrafttretens des Baugesetzbuchs be-
kanntgemacht worden sind. Dazu sieht Satz 1 eine 
gesetzliche Fristbestimmung vor, die mit dem Tag 
des Inkrafttretens des Baugesetzbuchs beginnt und 
sieben Jahre dauert. Im übrigen entsprechen die 
Voraussetzungen und die Rechtsfolgen für die Gel-
tendmachung von Mängeln denen des § 215 Abs. 1. 
Nach Satz 2 besteht die Verpflichtung, innerhalb 
von sechs Monaten nach Inkrafttreten des Bauge-
setzbuchs durch deklaratorische Bekanntmachung 
in der Gemeinde auf diese Änderung der Rechts-
lage für „alte" Flächennutzungspläne und Satzun-
gen hinzuweisen. Darin unterscheidet sich die 
Überleitungsvorschrift von der Regelung des § 215 
Abs. 1 und 2, da nach diesen Vorschriften die Frist 
zur Geltendmachung von Mängeln nur beginnt, 
wenn ein Hinweis in der Bekanntmachung gemäß 
§ 215 Abs. 2 aufgenommen worden ist. 

Zu Artikel 1 Nr. 130 (§ 245) 

§ 245 Abs. 1 übernimmt die entsprechende Vor-
schrift des Regierungsentwurfs inhaltlich unverän-
dert. 

Die Absätze 2 bis 9 enthalten notwendige Überlei-
tungsregelungen. Es sind dies im einzelnen Folge-
änderungen zur Neuregelung des vereinfachten 
Verfahrens (Absätze 2 und 3), zur Neuregelung der 
Verfügungs- und Veränderungssperre (Absatz 4), 
zum Wegfall des gemeindlichen Grunderwerbs-
rechts (Absatz 5), zur Stärkung der Erfordernisse 
des Datenschutzes (Absatz 6), zur Umstellung des 
§ 47 Abs. 1 der Verwaltungsgerichtsordnung auf das 
Baugesetzbuch (Absatz 7) und zur Übernahme des 
Rechts der städtebaulichen Entwicklungsmaß-
nahme nur für solche Maßnahmen, die vor Inkraft-
treten des Baugesetzbuchs rechtsverbindlich ge-
worden sind (Absätze 8 und 9). 

§ 245 Abs. 10 übernimmt § 245 Abs. 2 des Regie-
rungsentwurfs unverändert. 

§ 245 Abs. 11 übernimmt § 245 Abs. 3 des Regie-
rungsentwurfs; dabei wird die Beibehaltung des § 38 
Abs. 2 a des Städtebauförderungsgesetzes (vgl. nun-
mehr § 149 Abs. 4) berücksichtigt und in Satz 2 eine 
redaktionelle Änderung zur Vereinheitlichung des 
Sprachgebrauchs vorgenommen. 

Zu Artikel 1 Nr. 130 (§ 246) 

Die Änderungen in Absatz 1 und 2 sind Folgeände-
rungen zur Einführung des Genehmigungsvorbe-
halts in § 22, zum Wegfall der Anzeigepflicht für die 
Satzung über die Veränderungssperre in § 16 sowie 
zur Neuregelung des vereinfachten Verfahrens in 
der Sanierung. 

Der Ausschuß übernimmt die in § 246 Abs. 6 vorge-
sehene Abweichungsklausel zugunsten der Länder 
nicht, da Verwaltungserschwernisse und eine von 
allen vom Ausschuß befragten Verbänden und Ex-
perten erwartete Rechtszersplitterung im Bundes-
gebiet in den betroffenen Rechtsgebieten zu be-
fürchten sind. Der Ausschuß trägt damit auch der 
einhelligen Kritik, die sowohl im Verwaltungsplan-
spiel als auch in der öffentlichen Anhörung zum 
Ausdruck gekommen ist, Rechnung. 

Zu Artikel 2 Nr. 5 

Redaktionelle Änderung 

Zu Artikel 2 Nr. 7 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung an den 
Stand der Gesetzgebung. 

Zu Artikel 2 Nr. 9 

Einleitungssatz 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung an den 
Stand der Gesetzgebung. 
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Zu Buchstabe a 

Folgeänderung zu § 245 Abs. 7 des Baugesetzbuchs 
(vgl. oben zu Artikel 1 Nr. 130 [§ 245]). 

Zu Buchstaben b und c 

Durch Einfügung des Absatzes 7 wird in § 47 VwGO 
eine Nichtvorlagebeschwerde eingeführt. Hierzu 
wird auf die Erläuterung in Teil III Kapitel 5 (Sei-
te 135) hingewiesen. Im übrigen handelt es sich um 
redaktionelle Änderungen. 

Zu Artikel 2 Nr. 10 und Nr.11 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung an den 
Stand der Gesetzgebung. 

Zu Artikel 2 Nr. 15 

Der Ausschuß übernimmt die vom Bundesrat vor-
geschlagene Ergänzung des § 6 b des Einkommen-
steuergesetzes. 
Im übrigen handelt es sich um redaktionelle Ände-
rungen zur Anpassung an den Stand der Gesetzge-
bung sowie zur Neuregelung des vereinfachten Ver-
fahrens. 

Zu Artikel 2 Nr. 16 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung an den 
Stand der Gesetzgebung. 

Zu Artikel 2 Nr. 17 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung an den 
Stand der Gesetzgebung sowie zur Vereinheitli-
chung des Sprachgebrauchs. 

Zu Artikel 2 Nr. 18 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung an den 
Stand der Gesetzgebung. 

Zu Artikel 2 Nr. 19 und 20 

Redaktionelle Änderung zur Anpassung an den 
Stand der Gesetzgebung und zur Vereinheitlichung 
des Sprachgebrauchs. 

Zu Artikel 2 Nr. 27 

Die ausdrückliche Aufhebung der sog. Reichsgara-
genordnung als Bundesrecht dient der Klarstellung 
des Gewollten (vgl. Begründung des Regierungsent-
wurfs, Drucksache 10/4630, S. 158). 

Zu Artikel 3 

Mit der vom Ausschuß beschlossenen Änderung 
sollen offensichtliche Unrichtigkeiten des Bauge-
setzbuchs bereinigt werden können. 

Zu Artikel 4 

Unverändert 

Zu Artikel 5 

Mit der vom Ausschuß beschlossenen Änderung 
soll der Praxis eine angemessene Zeit gegeben wer-
den, sich auf den neuen Rechtszustand einzustel-
len. 

Der Ausschuß geht einvernehmlich davon aus, daß 
alsbald nach der Verabschiedung des Baugesetz-
buchs die Länder im Zusammenwirken mit den be-
troffenen Gemeinden die notwendigen Vorbereitun-
gen für einen schnellen Einsatz des Genehmigungs-
vorbehalts nach § 22 treffen. 

Der Ausschuß erwartet mit Mehrheit, daß bei der 
Entscheidung über Bauanträge die für die Zulässig-
keit von Vorhaben geschaffenen Erleichterungen 
der Tendenz nach bereits vor Inkrafttreten des 
Baugesetzbuchs berücksichtigt werden. 

Bonn, den 15. Oktober 1986 

Conradi 	Dörflinger 	Magin 	Reschke 

Berichterstatter 




